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Mister man nunmehr feinen Blick. auf die Verwaltung 
des teutfchen Reichs, das iſt, auf die Verrichtungen feines 
Lebens, auf das Produkt feiner Funktionen, fo verbiethet an 
fih ſchon die vorausgefhilderte Beſchaffenheit feiner Verfaſ—⸗ 
fung , die Erwartung, einos erfreulichen,. dem Zwecke des 
Reichsvereins entsprechenden Reſultats; denn ‚ein rinfelnder, 
fiecher Körper kann feiner Eräftigen und konſequenten Ler⸗ 
richtung faͤhig, die Aeußerungen eines Lebens, deſſen Prinzip 
verdorben iſt, koͤnnen unmoͤglich ſtark und ununterbrochen 
harmoniſch ſeyn, und eine, in ihrer erſten Anlage fehen 
ſchlecht organiſirte, oder durch ihren Gebrauch fruͤhzeitig des⸗ 
organiſirte, Maſchine laͤßt einen, ihrem Zwecke entſprechenden, 
Effekt unmoͤglich erwarten: Daß aber an, dem teutſchen 
Keichsvereine , wenigſtens feit der leisten Haͤlft e ſeiner Exi⸗ 
ſtenz, die Symptome der allmaͤhlichen Erſchlaffung ſeines 
Lebensprinzips, der daraus hervorgehenden Schwäche des 
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Ganzen und einer, immer weiter um fich greifenden, Der 
fruftion feines Organismus and) dem, eben nicht geübteften, 
politiſchen Semiotiker klar vor Augen liegen mußten, davon 
ſind die, wohl ſehr genuͤgenden, Beweiſe in dem vorherge— 
gangenen Gemälde. feiner Verfaſſung: Ihm ‚wird daher das 
Gemälde feiner Verwaltung volltommen ähntich ſeyn miüffen. 

Es iſt nicht zu leugnen, daß die Qualität der Geſetzge— 
bung eines Staats das erfte und ficherfte Eriterium der 
Güte und Zwerfmäßigkeit feiner Verwaltung ausmache, in: 
dem die Güte einer Staatsverwaltung offenbar nur nad) 
dem, Grade der Erreichbarkeit "des Staatszwecks durch fie zu 
bemeffen, gerade aber die, Gefekgebung die Kauptgrundlage 
der Erreichbarkeit des wahren Staatszwecks ift, da die Ne: 
gulirung der adminiftrativen, Funktionen eines Staats , die 
beftimmte Begrenzung; der Rechts⸗ Sphäre aller feiner Glie— 
der, damit jeder beſtimmt wiſſe, was ihm im Verhaͤltniſſe 
gegen alle andern zu feiner Freyheit und zu. feinem Eigen— 
thume gebühre, und gebühren werde, und die fichere Unters 
druͤckung des unbefugten Ueberſchreitens dieſer Sphäre, un: 
verfennbar die Hauptbedingungen der Erreichbarkeit des wah⸗ 
ven Staatszwecks ausmachen: Die hiedurch zugleich bezeich— 
neten Branchen der Gefeßgebung find die organifche, 
die fogenannte Civil: und Stra fgefekgebung. 

Die vorzäglichften Mängel der, durch große Verſplitte⸗ 
rung, noch größere Compoſition und Unzweckmaͤßigkeit der 
gewählten Mittel, durch Unbeftimmeheit, Vieldeutig- und 
Luͤckenhaftigkeit charakterifivten, organifchen Gefeßgebung 
des Neichs wurden voraus bereits gerägt, und deren , noth: 
wendig nur fchlimme, Folgen nachgewieſen, und diefer ihrer 
Befchaffenheit allein hat man es zuzufchreiben, daß die viel— 
ältigen verfchiedenen Näder der Mafchine ſich blos berührt: 
ten und flreiften, ohne einander zu greifen, oder zum Theile 
gar in’s Stocken geriethen, und zum Theile gerrüstend auf 
das Ganze einwirkten, daß es alfo dem Ganzen über: 
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haupt an der harmoniſchen Qualifikation aller ſeiner Theile 
zur Erreichung des Geſammtzwecks, an der Grundbedingung 
feines Wohls gefehlt hat. Die Unbeſtimmtheit, Complici— 
taͤt, Unzweckmaͤßigkeit und Unvollſtaͤndigkeit der Conſtitution 
erzeugten natürlich einen unſicheren, ſchwankenden und unbe: 
holfenen Gang, Widerfpräche, Zweckwidrigkeiten und Lüden 
in den Funktionen der Verwaltung, und diefe fehlerhafte 
Verwaltung war hinmwiederum ein weſentliches Hinderniß der 
noͤthigen Reform und Verbeſſerung der Conſtitution: So 
halfen Verfaſſung und Verwaltung des Reichs gegenſeitig 
zuſammen, um ihren, und damit den Zweck des Reichs zu 
verfehlen. 

Eine eigentliche Civilgeſetzgebung fuͤr das Reich, 
das iſt, eine ſolche, welche das Rechtsgebieth der Territorien, 
als der unmittelbaren Glieder des Reichs, gegenſeitig abge— 
grenzt hätte, gab es gar nicht, und derer, die privatrechtlis 
chen Verhaͤltniſſe der mittelbaren Neichsglieder , die Polizey 
und Nehtspflege betreffenden , von der Höchften Neichsgewalt 
ausgegangenen, Geſetze twaren fo wenige, das aus ihrer Zu: 
fammenftellung höchftens ein, kaum nennenswerthes, Frags 
ment eines, feinen Foderungen entfprechenden , Geſetzbuches 
gebildet werden könnte: Bey weitem das meifte blieb dem, 
mehr als hundertfältigen, Territorialgefeßgebungen überlaffen, 
aus deren Händen ein buntes Produkt hervorgieng , das 
nichts weniger, als dazu geeignet war, den Beſtandtheilen 
des Reichs den, zu feiner Erhaltung fo nöthigen , Geift der 
Einheit einzuflößen, und folchen ſtaͤts lebendig zu erhalten. 

Die, in der befannten Carolina vorhandene, Straf 
gefeßgebung des Weihe war entfchieden um mehrere 
Sahrhunderte hinter dem Geift der Zeit zurück, und konnte 
nur dazu dienen , die Nichter durch ihr Daſeyn, bey ihrer 
notorifchen Unanwendbarkeit, bey Fällung jedes Strafurtheils 
in Verlegenheit zu fegen: Die einzige, gegen das wider den 
eigentlichen Zweck des Reichs gerichtete Verbrerhen, den Lands 
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friedensbruch , vorhandene Strafbeflimmung ihrer Art hatte 
alle Fehler einer ſolchen an fih, indem fie zwifchen den mög: 
lichen, fo ſehr verfchiedenen, Arten jenes Verbrechens nicht 
unterfchied, durch die Achtserflärung die ſchuldloſen Dessen: 
denten mit dem fihuldigen Werbrecher, oder durch die Geld: 
firafe von 200. Mark, Goldes die unfchuldigen Unterthanen, 
denen man diefe Gtrafe durch eine Beſteurung auflaftete, 
flatt des ſchuldigen Verbrechens beftrafte, und ſonach im letz, 
tern Falle leicht eludirt werden Eonnte, Westwegen man es 
noch für ein Glück rechnen muß, daß folche in neueren Zeis 
ten felten oder gar nicht mehr zur Vollziehung kam. Bey 
diefer Befchaffenheit der Grundlage der Erreichbarkeit des 
Reichsvereins, bey diefem Zuftande feiner Gefeßgebung , als 
des erften Impulſes feiner Verrichtungen, und des einzigen 
Richtmaſes feiner übrigen adminiftrativen Funktionen, der 
jedoch nach der vorausgezeichneten Art der DOrganifation des 
gefehgebenden Körpers felbft nicht wohl beffer erwartet wers 
den konnte, läßt ſich von ſelbſt fehließen, wie es in den uͤbri— 
gen Zweigen der Verwaltung des teutfchen Reichs muͤſſe auss 
gefehen haben. | | | 

Die zweyte Kauptbedingung einer , ihrem Zwecke ent; 
fprechenden, Staatsverwaltung und zugleich felbit ein vor— 
züglicher Zweig ihrer Funktionen, ift die ununterbrochene und 
vollftändige Ausfüllung der ganzen Sphäre des Rechts der 
Dberauff icht, in wieferne nur durch deffen Geltendmas 
Hung der Regierung eines Staats die Kenntnif aller der 
Verhältniffe und Umftände werden kann, nah welchen alle 
ihre Funktionen, um dem Zwecke des Staats wirklich fürs 
derlich zu ſeyn, modifizirt werden. müffen : Man braucht je: 
doch nur die große Derfplitterung zu fennen,, nach welcher 
jenes Recht der Oberguffiht im teutfchen Reiche geuͤbt wers 
den follte, um die Ueberzeugung zu gewinnen, daß dabey uns 
möglich ein gedeihliches Nefultat habe herauskommen Finnen, 
Zur Führung jener Oberaufſicht waren naͤmlich im teutſchen 
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Reiche beauftragt, der Kaiſer, der Reichstag, die Kreiſe und 
die Neichsgerichte, und zwar ohne jeine begrenzende Beftims 
mung der Sphäre für jedes diefer verfchiedenen Subjekte; 
daher kam es denn, daß jedes derfelben die nöthige Obſorge 
dem anderu überließ, oder „doch nur diejenigen Gegenftände 
feiner beſondern Beachtung würdigte, welche auf die Bes 
hauptung feiner Individualität gegen, wirkliche, oder eingebils 
dete, Echmälerungen von Seite der übrigen Einfluß haben 
konnten; daß der Kaifer nur feine Nefervatrechte, und die 
Stände nur ihre Rechte gegen die Faiferliche Gewalt eifers 
füchtig bewachten: Daß die Stände, welche ſelbſt den Reichs— 
tag konſtituirten, Aber ſich ſelbſt eine ſtrenge Aufſicht haͤtten 
fuͤhren ſollen, ließ ſich ohnedieß nicht erwarten, und die Kreis 
fe waren geößtentheils, als ſolche, entweder gar nicht konſti⸗ 
tuirt, oder, wo ſie es auch waren, da richteten fi fie e meiftens 
ihre Aufmerkſamkeit auf Heuſchrecken, Viehſeuche, Epidemien, 
Getreideausfuhr, Muͤnzweſen u. dgl., und ließen dagegen 
eine Menge der wichtigfgen Gegenſtaͤnde ganz unberuͤckſi chtigt: 
Die Reichsgerichte endlich, durch die Reichsſtaͤnde zum Theil 
ſelbſt beſetzt, konnten oder wollten nicht ſehen und prozedi— 
ven, außer, wenn fie ausdruͤcklich ercitirt wurden, und dieß 
geſchah, wie natürlich. Höchft felten und nur in den fihrepends 
ſten Sällen. Jeder einzelne Stand fonzentrirte feine ganze 
Aufmerkfamfeit auf fein Gebiet}, und überließ es dem 
Schickſale, ob und wie das Ganze fich in feinem Geleife er— 
halten würde. Konnte nun aber der Natur der Sache nad) 
ein fo fehr zufammengefeßtes Ganzes, wie das teutfche Reich, 
ohne die fehr Eräftige Wirkſamkeit einer ununterbrochenen 
Central⸗Aufſicht, unmoͤglich in einer, zwecfgemäßen Ordnung 
erhalten werden, war die fläte Wirkſamkeit einer folchen 
Auffiht entichieden im teutfchen Neiche ‚mehr ‚ als irgendivo, 
dringendes Beduͤrfniß für Die Möglichkeit eines zweckmaͤßigen 
Zufammenhaltens aller feiner heterogenen Theile im Geleife 
des Fonftitutionellen Wegs, fo darf man fih auch nicht im 
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geringften wundern, daß bey jenem, beynahe gänzlichen, Mans 
gel der geforderten Kuffihtsführung die Verbindung dev 
Theile immer locderer wurde, daß das Leben des Ganzen, 
als eines folchen, immer mehr in’s Stoden gerieth, und nur 
noch hie und da fieberhaft aufzuckte, bis es endlich der ge: 
waltigen Stöfen von aufen, die feine Nuslofig: und Uns 
haltbarkeit den Theilen in ein deutliches Bewußtſeyn brach— 
ten, gänzlich unterlag. 

Beſſer zwar war die Zuffiß-Verwaltung des 
Meichs befchaffen, doch keineswegs ihrem Zwecke vollfommen 
genägend, indem , wie bereits bey einer" anderen Gelegenheit 
bemerkt wurde, fo viele Stände des Reichs fih und die hr 
rigen der oberftrichterlichen Ntechtspflege des Reichs entzogen, 
und den, verhältnißmäfig fo geringen, Aufwand feheuten, 
den die Unterhaltung einer, zum Behufe einer fchlennigen 
Rechtspflege nöthigen, Anzahl von Gerihtsbeyfigern erforder; 
te; indem man die Gerichtsordnüngen nicht von der über: 
fluͤßigen Schwerfälligkeit des darinns vorggzeichneten Ganges 
veinigte, und die Gerichtsglieder nicht durch regelmäßige Forts 
fesung der gefeßlich angecrdneten Difitationen in der, dem 
Zwecke der Rechtspflege fo Fehr förderfichen , Achtſamkeit und 
Spannung erhielt; aus welcher Unthätigfeit und Paſivitaͤt 
ein fo gänzlicher Mangel alles wahren Sintereffes an jenem 
fo wichtigen Zweige der Reichsverwaltung hervorlenchtete, dev 
nicht nur das Verdienſt der gefeßlich guten Anordnungen in 
Betreff der Nechtspflege, fondern auch den Eifer auf Seite 
des Richterperfonals, und das Vertrauen auf die Nechtsnflege 
des Reichs von Seite der Neichsglieder mächtig ſchwaͤchte. 

Die Poligepgefeßgebung des Reichs Hatte ſich 
bereits im 16ten j Jahrhunderte entfchöpft, denn es tft doch 
pffenbav kaum der Eywähnung werth, was feit der letzteren 
Poligeyordnung von 1577, 3. BD, gegen Duelle, Handwerks: 
mifbränche, Preßunfug und Studentenorden in den neueren 
Zeiten moch verfügt wurde, ungeachtet die Unanwendbarkeit 
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jener aͤlteren Polizeyordnungen oͤffentlich in ber Wahlkapitu—⸗ 
lation anerkannt, und ihre Verbeſſerung geheiſcht worden 
war, Doch! Wozu haͤtten auch Reichspolizeygeſetze dienen 
follen? Da — die kaiſerliche Buͤcher-Commiſſion in Frank: 
furt ausgenommen, welche jedoch offenbar mehr ſchaͤdlich als 
nuͤtzlich war, indem ſie dem Buchhandel des ſuͤdlichen 
Deutſchlands die empfindlichſte Wunde ſchlug — auch nicht 
eine einzige, von der Reichsgewalt ausgegangene, Polizeybe— 
hoͤrde vorhanden war, welche fuͤr deren Vollzug geſorgt haͤt— 
te, und es dem Ermeſſen der Landesherrn uͤberlaſſen blieb, 
von den Reichspolizeyordnungen in ihren Gebiethen abzumei: 
hen, welche ſich fogar gefeklih gegen jedes Vor- und Ein; 
greifen in ihre Landes: Polizey- Sachen gewahrt hatten, und 
da endlich bey den Mängeln des Reichsfinanzweſens an die 
Etablirung wirffamer NeichspolizeyAnftalten gar nicht zu 
denfen war: Wenn es nun aber ausgemacht ift, daß die Er: 
haltung der vechtlihen Sicherheit der Staatsglieder auf jes 
den Fall der Hauptzweck eines Staats, fonach' die Verwals 
sung der Polizeygewalt, deren Beftimmung es ift, jeder Stoͤ— 
rung jener Sicherheit zuvorzufommen, eine der wichtigr 
ſten und dringendften Funktionen jedes Staats für Errei— 
hung feines Zwecks fey, fo bedarf es wohl feiner weiteren 
Bemerkung, um einfehen zu fönnen , wie wenig die vechtliche 
Sicherheit der unmittelbaren Heichsglieder gegen Störungen 
müffe gefchligt gewefen ſeyn, wie wenig alfo die Verwaltung 
des Neichs ihrem Zwecke müffe entfprochen haben. — Sch 
kann nicht umhin , um des Zwecks der gegenwärtigen Pa: 
rallele willen , diejenigen Zweige der Polizey zu einer befonz 
deren Ruͤckſicht auszuheben , welche mir auch von Seite des 
Bundes die Ergreifung gleichförmiger Maafregeln unerlaf: 
lich zu fordern fcheinen, wenn fein Zweck erreicht werden foll: 
nämlich erſtens, die Hinwegraͤumung der Hinderniſſe des 
Handels, und Sicherung beffelben gegen Störungen ; 
zweytens, die Erleichterung und Sicherung des Verkehrs, im 
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ausgedehnteften Sinne des Worts, duch Poftanftalten; 
und drittens, dag Muͤnzweſen. | 

Man ann nicht verfennen, daß die richtigften Grund; 
fäße einer mweifen, auf die Hinwegräumung aller Hinderniſſe 
des Handels im teutfchen Reiche, und deſſen Eicherung ge; 
gen Störungen gerichteten , Polizey durch die Reichsgeſetze fo 
deutlich und nachdrücklich ausgefprohen gewefen ſeyen, daß 
man ſich billig wundern muß, wie man in der Praxis ſo 
ſehr von der, in den aͤlteren Zeiten Teutſchlands herrſchenden, 
richtigen Denkart in Anſehung des Handels hat ſich entfer— 
nen koͤnnen, daß kaum ein Schatten der ehemaligen Han— 
delsfrenheit, in Teutſchland übrig blieb. Zufolge des Reſul— 
tats jener Meichsgefege follte in Teutſchland eine uneinge: 
fehränfte Freyheit im Handel und Wandel, und aller Alleins 
handel, fo wie alles, was die Konkurrenz der Käufer und 
Verkäufer hindern oder aufheben konnte, follte verboten ſeyn: 
Alle Zölle und Zollerhöhungen, desgleichen alle Auflagen auf 
Maaren, welcher Name ihnen auch zur Umgehung des Zoll: 
verbots gegeben Werden wollte, welche die Stände, ohne Be: 
willigung des Kaifers und Reichs, oder weniaftens der in: 
tereffirten benachbarten Stände, fic) anmaßen moͤgten, follten 
als Hinderniffe des Verkehrs gänzlich aufgehoben und unters 
fagt ſeyn: Endlich follte auch die Schiffahrt auf den Fluͤſſen, 
und insbefondere auf dem Rheine, für alle teutfche Staaten 
völlig frey ſeyn; kurz es war in jenen Geſetzen — die gaͤnz⸗ 
liche Aufhebung auch der alten Zoͤlle bis dahin, wo ſie ſich, 
ohne Quelle einer Kameralrevenuͤe zu ſeyn, als gerechter Er— 
faß für den, durch die für den Kandel gemachten Anlagen 
erforderlichen , Aufwand von felbft vechtfertigten, abgerechnet 
— nichts übergangen, was die Hinderniffe des Handels zu 
befeitigen, und feine Freyheit ungeftört zu ‚erhalten diente, 
und es war alfo wenigftens nicht an ihnen gelegen, wenn 
gleichwohl der faktiſche Zuſtand des Handels in Teutſchland 
mit ihnen im umgekehrten Berhältnifie ſtund. 
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Die KHaupturfache davon ift offenbar darinn zu finden, 
daft das Kaiſerhaus felbft durch die, in feinen Mauthverfit: 
gungen enthaltenen, Verbote der Einfuhr reichs- und aus: 
ländifcher , und der Ausfuhr feiner eigenen Erzengniffe, die 
Ertheilung ausfchliefender Handelsprivilegien, Anleaung von 
neuen Zölfen, Mauthen oder Impoſten auf ein: und ausge: 
hende Waaren, folglich in Behinderung und Einfchränfung 
der Freyheit des Handels, den teutſchen Neichsftänden mit 
feinem Beyfpiele vorangieng, da feitdem jedes Fand von ir: 
gend einiger Bedeutung im teutfchen Reiche, daffelbe nad): 
abınte, und jedes gegen das andere gleiche Verbote und Be: 
fhwerungen des Handels, als Nepreffalien, ergehen lich, ohne 
das Einfchreiten der, mit ihrem Benfpiele vorausgegangenen, 
Heichsgewalt befürchten zu müffen“ So ward bald ganz 
Teutfihland , den ausdrücklichen Neichsgefeken zuwider, mit 
neuen Zöllen, Impoſten, Lizenten, Accifen u. ſ. w. über: 
ſchwemmt, jedes Neichsftändifche Land ſuchte fih in dieſem 
Wege auf Koften des andern zu bereichern, felöft die minder 
bedeutenden fuchten fih, nah dem Vorgange der mächtigeren, 
den Neichsgefeslichen Einfchränfungen um fomehr zu entzie— 
hen, als fie in den, von dem Oberhaupte feinen Erblaͤndern 
ertheilten, Ausnahmen einen Grund zu ihrer Rechtfertigung, 
im Falle gleicher Veranſtaltungen in ihren Laͤndern, zu fin⸗ 
den glaubten, und ſo gab es ſicher in ganz Europa kaum 
ein Reich, das in Anſehung des Handels, nicht etwa nur 
weniger beguͤnſtigt, ſondern mehr bedruͤckt, ſomit die Polizey 
in Anſehung des Handels, der vortrefflichſten Geſetze unge⸗ 
achtet, ſchlechter verwaltet worden waͤre, als das teutſche. 

Poſten, als ein fuͤr den Verkehr, im ausgedehnteſten 
Sinne des Worts, nach den beſtehenden Verhaͤltniſſen durch: 
aus unentbehrliche Anſtalt, koͤnnen von der Staats- und 
insbeſondere von der Polizeygewalt nur in ſo ferne in ihren 
Wirkungskreis gezogen werden, als Privatperſonen die ben 
jener Anftalt, wenn fie ihrem Zwecke entjprechen fol, uner: 
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laßliche Sicherheit gegen Hemmung, Störung und Verley 
zung zu leiſten nicht vermögen: Wenn nun aber gleich der 
Staat natürlich berechtigt iſt, den für jene Anftalt erforder; 
lichen Aufwand von denen, die fich ihrer bedienen, erjeit zu 
verlangen, fo iſt doc) nirgends, ein zureichender Grund vor, 
handen, der dem Staate das echt gäbe, die Poftanftalt als 
eine Duelle von Einkünften über jenen Erfaß hinaus zu bes 
handeln, indem hiebey der einzige und allgemeine Verechti: 
gungsgrund zur Beſteurung der Staatsglieder feinen Boden 
feiner Anwendbarkeit hat, und alle Gründe, welche die Uns 
gerechtigkeit aller fogenannten indireften Steuern mit Evidenz 
beweifen, im vollen Maaße dagegen flreiten. 

Ganz diefen richtigen Grundſaͤtzen gemäß wurde die 
Poſtanſtalt im teutfchen Reiche behandelt: Das Fuͤrſtliche 
Haus Thurn und Taris war mit dem Reichspoſtweſen, 
als mit einem Neichslehen, belehnt, und durfte nur folche 
Poſttaxen erheben , welche mit dem Kapitalaufiwande auf die 
Moftanftalten im DVerhältniffe ftunden ; wenigſtens lag es in 
der Gewalt und Pflicht des Neichs , jede Leberfihreitung je: 
ne: Grenze durch fein Einfchreiten zu verhindern, und die 
gegenwärtige Erfahrung, auf die ich fpäter zuruͤckkommen 
werde, lehrt, daß Tentfchland durch die Tarifche Poftanftalt 
fehr billig behandelt worden fey: Das Vertrauen, in deffen 
Beſitze fich die Tarifchen Poften ftäts zu erhalten bemühten,, 
die Pünktlich: und Schnelligkeit der Expedition, welche ihre 
Kauptftäge in der großen Ausdehnung und Einheit jener 
Poftanftalt hatten, haben, in Verbindung mit jener Wohl— 
feitheit, für die Erfeichterung des Verkehrs in feiner ganzen 
Ausdehnung nicht nur, fondern auch für den Umtauſch der 
Kenntniffe und für die Cultur uͤberhaupt in Teutfihland, 
weiche fo fehr begünftigt war, einen fehr großen, faum zu 
berechnenden, Nuten geftiftet, bey. welchem die, von jeder 
menfchlichen Anftalt unzertrennlichen, unbedeutenden Mängel 
kaum in Anfıhlag zu bringen waren, und wenn nicht alle 
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teutſchan Fänder ohne Ausnahme jener wohlthätigen Anſtalt 
theilhaftig blieben, ſo lag der Grund davon wieder nur in 

dem zuerſt von dem Kaiſerhauſe gegebenen Beyſpiele der 

Anlegung von partikular Poſten, welches fuͤr die Haabſucht 

zu reitzend war, als daß es nicht einige Nachahmung in ei—⸗ 

nigen teutſchen Reichslaͤndern hätte finden ſollen. Im Gans 

zen, muß jeder unbefangene befennen , hat ſich das teutfche 

Meich bey den Taxiſchen Poſten ſehr gut befunden, und 

wenn dabey irgend etwas von Bedeutung zu wuͤnſchen uͤbrig 

blieb, ſo war dieß nur eine thaͤtigere Wirkſamkeit der Poli⸗ 
zey fuͤr die Sicherung der Poſten, welche jedoch nur von 

der Reichsgewalt und den Territorialhoheiten haͤtte ausgehen 

koͤnnen und ſollen. 

Auch das Münzwefen kann nur im ſoferne von 
Staate ſich ausſchließend vindizirt werden, in wieferne nur 
dann das Geld ſeinem Zwecke entſpricht, wenn jede Muͤnze 
fuͤr ihren ausgedruͤckten Werth garantirt, und das Publikum 
gegen jeden Betrug hierunter geſichert iſt, welche Garantie 
und Sicherung aber nur der Staat zu leiſten vermag, aus 
welchem Geſichtspunkte denn das Muͤnzweſen vorzuͤglich Ob⸗ 
jekt der Polizeygewalt iſt. Am wenigſten darf aber das 
Muͤnzenregal als Quelle von, Einkuͤnften und Vortheilen für 
die Staatskaffe benüßt werden, weil dieß nur dadurch mög: 
lich wäre, daß der, zum inneren: Werthe der Münzen mit. 
- angefchlagene, Prägefchag die Muͤnzunkoſten überftiege, wo⸗ 
durch die Unterthanen in ihrem Handel mit Auswärtigen, 
die das Geld nur nach feinem wahren inneren Werthe an: 
nehmen, um eben fo viel, als jener Praͤgeſchatz die Muͤnz⸗ 
koſten uͤberſtiege, verlieren, demnach um eben ſo viel heimlich 
geprellt, oder betrogen wuͤrden: welchen Grundſatz ſchon der 
Reichsabſchied von 1570. $. 132 mit den Worten ausdruͤck⸗ 
te: » Daß die, Münggerechtigkeit keine Merianzey fen ꝛe. « 
Es liegt übrigens in der Natur der Sache, daß in einem, 
aus. vielen Eleinen und immer kleineren Beſtandtheilen zus 
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fammengefekten, Voͤlkerſtaate nicht nur der Möglichkeit des 
Betrugs im Muͤnzweſen, fondern auch der, ohne Einfoͤrmig ⸗ 
feit des Muͤnzfußes unvermeidlichen, Muͤnzverſtuͤcklung und 
Verwirrung , und der daraus nothivendig "hervorgehenden 
großen Hemmung des gegenfeitigen Verkehrs, durch das 
Einfibreiten der Polizey vorgebengt werden müffe, und daß 
das Neich fich diefe Sache habe angelegen fenn Iaffen, davon 
zeigen feine Muͤnzordnung, welche frenlih bereits über 
Dritthalbjahrhunderte alt iſt, mehrere fpätere einzelne gute 
Miünzverordnungen, der Auftrag an die Kreife zur Aufſicht 
und Abſtellung ‘aller Münsgebrechen, auch Pflegung nochbar— 
licher Correſpondenz darüber, die Anftelfung von Generali 
und ſpezial-Muͤnz⸗Wardeinen, die Inſtruktionen für jene fo 
wie für die Muͤnzmeiſter, und die Nothwendigfeit ihrer 
Verpflichtung, die Beftimmung beſonderer Muͤnzſtaͤdte mit 
dem Verbote alfer Heckenmuͤnzen, die Anordnung der Miünz: 
Probationstage, die Conventisnen über den Muͤnzfuß, und 
endlich die Strafandrohungen gegen den ng: dee 
Muͤnzrechts. 

Aber es iſt eben fo bekannt, — aller dieſer Bemuͤ— 
hungen ungeachtet, das Reich nicht habe durchdringen koͤnnen, 
daß immer eine unverhaͤltnißmaͤßige Menge von Scheide— 
münzen, und noch dazu in einem übermäfig geringen Ge— 
halte, ausgeprägt wurden, daß alle Bemühungen, einen all: 
gemeinen feſten Muͤnzfuß einzuführen, vergeblih waren, daß 
tur drey Kreife die anbefohlnen Münzprobationstage reali— 
firten, daß häufig die Münggerechtigkelt zu einem Gewerbe, 
das Einfinfte abwerfen follte, gentacht, wohl gar verpachtet, 
und dadurch Gelegenheit gegeben ward, daß die groben Cor: 
ten eingewwechfelt , eingefhmolzen und geringer ausgewägt 
wurden, was felbft den redlichen - Theil vom rechten Wege 
abbringen mußte, daß auch folche Stände, die feine Berg: 
werke in ihren Landen hatten, mit Vortheil münzen wollten, 
daher den numeräven Werth ihrer Münzen über den innes 
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ren Gehalt derſelben zu erhöhen, und den Mangel des Gol— 
des und Silbers durch Zufäke von geringerem Werthe zu 
verberaen fuchten, daß manchmal gänzlihe, hoͤchſt nachtheilis 
ge, Miünzverwirrungen hereingebrochen ſeyen, daß endlich die 
große, nicht nur innere fondern auch Äußere, Verſchiedenheit 
der Münzen, befonders im nördlichen Deutfchlande, "dem ger 
genfeitigen Verfehren der Teutſchen Die empfindlichffen 
Schwierigkeiten und KHinderniffe gelegt, und zur — 
rung des Ganzen weſentlich mitgewirkt habe. 

Die vielen bisher angeführten Beyſpiele von Nichtvoll: 
ziehung der, oft vortrefflichen , Neichsgefege enthalten zugleich 
den vollftändigften Beweiß, daß der Gebrauch ‚ den das teut⸗ 
fche eich von feiner vollziehenden Gewalt gemacht, dem 
Zwecke der erefutiv-Gerwalt keineswegs entfprochen habe: 
denn diefe hat die Beſtimmung, das Geſetz unausbleiblich zu 
vollziehen, zu bewirken, daß dem Geſetze ohne Ausnahme 
nachgelebt werde, alſo zur objektiven Noͤthigung aus der 
bloſen Vorſtellung des Geſetzes, d. i. zur Verbindlichkeit, den 
noͤthigen phyſiſchen Zwang zu ergaͤnzen, und dem Sefese ſei— 
nen beabfichtigten Effekt zu verfchaffen: Menn nun ans den 
voraus. angeführten Thatfachen zur Genuͤge ethelt, daß, was 
ohnedieß notoriſch iſt, ſo viele Geſetze und Beſchluͤſſe des 
Reichs nicht wirklich in Ausuͤbung gebracht worden, daß ihr 
rer ſo viele, beynahe aus allen Branchen der Gefekgebung, 
ohne den beabſichtigten Effekt geblieben ſeyen, wenn es notes 
eifch ift, daß fo manche Lircheile der Meichsgerichte entweder 
gar nicht, oder doch nur aͤußerſt fchläfrig und unvollftändig 
vollzogen worden ' feyen, datt demnach, mit einem Worte, die 
für den Zweck des Neichs vorhandenen Anordnungen nicht 
die erforderliche Geltung erhalten haben, fo Liege auch Far 
am Tage, daß die erefutivsGewalt des. Neichs ihrer Beftims 
mung’ ganz und gar nicht genügt habe. Iſt es aber ents 
ſchieden, daß alle Geſetzgebung eines Staats, ohne zureichen⸗ 
de Buͤrgſchaft fiir ihre unfehlbare Geltung, nur todter, uns 
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feuchtbarer Buchftabe, daß die Erreichbarkeit des Zwecks ek 
nes Staats fihlechterdings bedingt fey durch ununterbrochene 
Wirkſamkeit einer unmiderftehlihen Macht fir unausbleibli⸗ 
che Geltung aller feiner Gefeke und Hechtsentfcheidungen, 
daß das ganze eigentliche Leben und Wohl eines Staats 
darauf berube, daß feine erefutiv: Gewalt die, ihr durch ihre 
ratur gezeichnete, Sphäre ohne alle Lücke ausfülle, fo folgt 
von felbft, daß bey jenem Mangel in der Handhabung fei: 
ner Geſetze, bey jener Ohnmacht und Unthätigkeit feiner voll: 
ziehenden Gewalt, das teutfche Reich eines Eräftigen Lebens 
und des Erringens feines Wohls unfähig geweſen ſeyn muͤſſe, 
gleichwohl es denn auch im lebten Drittheil feines Dafeyns 
daffelbe befanntlich nie mehr errungen hat. 

Wie im teutfchen Neiche dev. Militairs Gewaltszweig 
verwaltet worden fen? ift durch das voraus ſchon aufgeftellte 
Gemälde feiner Vertheidigungsanftalten deutlich genug ausge: 
fprochen, und die Wunden, welche in Gefolge jener Verwal: 
tungsart dem teutfchen Waterlande gefchlagen wurden, fehmer; 
sen noch zu tief, und haben die Ueberzeugung von der Feb: 
lerhaftig: und Unzulänglichkeit jener Verwaltung zu feft be: 
gründet, und zu lebendig erhalten, als daß es nöthig feyn 
Einnte, hier den Charakter jener Verwaltung in’s Gedaͤchtniß 
zuruͤckzurufen. 

Fuͤr moraliſche und intellektuelle Bildung, fuͤr Cultur 
überhaupt — als deren Unterſtuͤtzung für den Staat, 
als eine Nechtsanftalt, eines der Eräftigften Mittel iſt, die 
Herrfchaft des' Nechts zu fichern, infoferne mit der Steige— 
rung des Grads der Bildung der Staatsglieder die An: 
fivengung des phnfifhen Zwangs für die Sicherung des 
Rechts ſich verhättnißmäßig mindern fann — iſt vom feuts 
ſchen Neiche im ganzen ummittelbav nichts ‚gefchehen, man 
müßte denn den, Gebrauch des Erwähnens werthhalten, wel: 
chen die Faiferliche Gewalt in älteren Zeiten von dem ihr 
vorbehaltenen Rechte gemacht hat, die Anlegung von Univer⸗ 
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fitäten und die Ertheilung des Doftorgrads an denfelben zur 
auftorifiven. Alles wefentlishe, was in Teutſchland zum Bes 
hufe der Bildung geleiftet wurde, floß lediglich aus der 
Duelle der Pandeshoheit, und es zcunt im. hohen Maafe für 
die Culturfähigkeie der teutfihen Nation, daß fie, ungeachtet 
der großen Verfplitterung der, für ihre Cultur in Wirkfams- 
feit gefekten, Kraft, die hohe Culturſtufe erfteigen Eonnte, 
auf der fie gegenwärtig fteht, wovon jedoch die "Verwaltung 
des teutfchen Reichs nicht das mindefte a ſich . 
nen darf, 

Mas einestheils der bisher —— ſchlechten Ver⸗ 
waltung des teutſchen Reichs, als eines Voͤlkerſtaats, zur 
Entſchuldigung, anderntheils aber den konſtitutiven Gliedern 
deſſelben zum Vorwurfe gereicht, iſt der erbaͤrmliche Zuſtand 
feines Finanzweſens: Denn natuͤrlich kann ein Staat. 
die, zur Erreichung ſeines Zwecks erforderlichen, Anſtalten 
gar nicht, oder doch nur ſehr umvollſtaͤndig realiſiren, wenn 
es ihm an den dazu erforderlichen Mitteln gebricht, was im: 
teutfchen Meiche fo fehr der Fall war; aber es erhebt auch 
den Widerfpruch, in welchem die Glieder eines Staats fich 
mit ſich felbft befinden, wenn fie, die den Staat wollen, dens 
noch die Mittel nicht aufbringen, die zur Erreichung feines 
Zwecks abfelur erforderlich find: Es iſt fehr charakteriftifch, 
daß die Trägheit und Uneinigkeit der Meichsglieder fo weit 
gieng, daß fie fih in einem Verlaufe von Sahrdunderten 
nicht einmal vereinigen mogten und Eonnten über die Des 
vichtigung der, als untauglich anerfannten,, Neichsmatrifel, 
als des Maaßſtabes der Vertheilung der Beytraͤge für die 
Mirkfamkeit des Reichs, und als der erfien Vedingung und 
Grundlage einer zweckmaͤßigen Finanzverwaltung des Reichs: 
diefer Umftand läßt ſchon für fich ſchließen auf die Unwill, 
faͤhrigkeit, wirklich die noͤhhigen Beytraͤge zu leiften ; denn 
wäre irgend ein ernſter Wille der Art vorhanden geweſen, 
fo hätte man doch wohl fiher die Bedingung. einer. gerechten 
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Vertheilung der Beytragslaſt vor allem realiſtren muͤſſen: 
Es iſt ſehr charakteriſtiſch, daß man ſich nie um das Total— 
beduͤrfniß des Reichs zur Moͤglichkeit aller, ihm zu ſeinem 
Zwecke nothwendigen, Maſel bekuͤmmert, ſondern, gleich als 
ob das Kammergericht das einzige Mittel der unterſtellten 
Art geweſen waͤre, ſich lediglich auf regelmaͤßige Beytraͤge 
fuͤr deſſen Unterhalt beſchraͤnkt, dieſe ſaͤumig genug entrichtet, 
und der Anforderung weiterer, wenn auch noch ſo dringend 
gebotener, Beytraͤge ſolche Schwierigkeiten entgegengeſetzt hat, 
welche auf Seite des Kaiſers jede Luſt, jene zu wagen, nie— 
derſchlagen mußten. Da es aber ben dem, ſchon einmal er: 
waͤhnten, gänzlihen Mangel an Domanial;Einfünften, und 
der, fchon bezeichneten, kaum nennenswerthen Kleinigkeit der 
noch übrigen kaiſerlichen Nevenden, an allen Quellen ges 
brach, woraus die finanziellen Bedärfniffe des Reichs hätten 
beftritten werden fünnen, fo wird es zwar vollfommen hies 
durch begreiflih, daß es unmöglich geweſen fey, die erforder: 
lichen Anftalten für. Erreichung des Zwecks des Neichsvereing 
zu bewerkftelligen, aber nur defto umbegreiflicher, wie es mög: 
lich gewefen fen, daß das Neih, bey der LUnzulänglichkeit 
diefer Anftalten‘, und dem gänzlihen Mangel aller Quellen 
ihrer Unterhaltung , doch noch fo lange feine Auflöfung habe 
hinhalten können? 

Es bedarf wohl nur einiger unbefangenen Reflexion, 
um die fichere Weberzeugung zu erhalten, daß der Urkeim des 
ganzen, eben gezeichneten , Charakters der Reichsverwal, 
tung einzig zu fuchen ſeyn müffe in der Unzweckmaͤßigkeit 
der Keichsverfaffung, inwieferne diefe nicht genug dar ' 
auf angelegt war, ein, dem Zwecke der Gefammtheit noth, 
wendig nachıheiliges, MWebergewicht der Sfndividualiät der 
Reichsglieder niederzuhalten, in der eben darum , nach einem 
garız natürlichen Gange der Dinge, allmählig auf Seite der 
Heichsglieder eingetretenen Mißfennung und Vernachläfigung 
des wahren Zwecks ihrer Vereinigung, und vorzüglich in 


dem, diefem Verruͤcktſeyn des wahren Zwecks Ihres Vereins 
natürlich gefolgten, Verſchwinden alles wahren Gemeingeiſtes 
und alles regen Eifers, zum Erſtreben des gemeinfchafts 
lichen Wohls thätig und ernſtlich mitzumirken, woraus ſich 
allein die Unmilffährigkeit der Reichsglieder für Befolgung 
der Geſetze und Befchlüffe des Reichs, für puͤnktlichen Voll⸗ 
zug feiner Anordnungen, für ungefäumte Entrichtung der evs 
forderlichen Beträge zur Etablirung der nöthigen Anftaften, 
und überhaupt für diejenige Unterftäßung der Staatsgewalt, 
welche ihr unentbehrlich war, um den Zweck des Verbandes 
ununterbrochen realiſiren zu können, befriedigend erflären 
läßt. — 

Wie diefes Nefultat jener Neflerion vorzüglich zur Be 
kräftigung der ſchon voraus aufaeftellten Bemerkung dient, 
das die Verfaſſung unferes jekigen Staatenbimdes, wenn 
fie anders ihrem Zwecke entfprechen foll, befonders darauf 
berechnet und angelegt werden muͤſſe, daß durch die Kraft 
des Organismus feldft jedes ungebührliche KHervortreten der 
Spndividualität der Bundesglieder, jede Vernachlaͤßigung des 
Bundeszwecks von ihrer Seite möglichft behindert werde, fo 
wird daſſelbe Reſultat nicht minder zu der Ueberzeugung 
führen, daf durch die Art, wie der Bund vermwalter wird, 
durch feine Funktionen ganz vorzuͤglich darauf hingewirkt 
werden müfle, den, zur Erreichung des Bundeszwecks in einem 
eminenten Grade erforderlichen, Gemeingeift unter den Bun— 
desgliedern herzuftellen, und dieſen hergeſtellten Geift der 
Einheit und das daraus hervorgehende gemeinfame Intereſſe 
in einem ftäten Leben zu erhalten: Denn daß jener Gemeins 
geift unerlafliche Bedingung der Erreichung des Bundes 
zwecks fen, kann die Natur der Sache und jene Erfahrung 
am teutſchen Neiche unmöglich bezweifeln laſſen: Wer aber 
jenen &emeingeift unter den VBundesgliedern etwa ſchon 
wirklich vorhanden glaubte, dürfte in diefer Vorausſetzung 
gewaltig irren, und fich in feinen darauf gebauten Erwartun— 
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gen von der Selbſtthaͤtigkeit der Bundesglieder für den Yun: 
deszweck, und deren freymilliger Unterſtuͤtzung der für dieſen 
Zweck gewählten Maaßregeln bald getäufcht finden: Die jetzt 
verbündeten Staaten waren fich zu fremd geworden, als daß 
man die Miederherftellung ihrer Einheit im Geifte und In— 
teveffe nicht erft als ein Produkt der Zukunft hoffen müßte, 
und wodurch koͤnnte die; Produft anders erzeugt werden, 
als durch die Art der Bundesverwaltung ? 

Wird es aber auch durch eben fo Fluge als —* 
fende Maaßregeln gelungen ſeyn, jene Einheit wieder herge— 
ſtellt zu haben, ſo duͤrfte das Beyſpiel des teutſchen Reichs 
— auch dieſes war einſt durch einen vortrefflichen Gemein: 
geift feiner Glieder mächtig und blühend! — nicht minder 
die Nothwendigkeit einer nie unterbrochenen Wachſamkeit 
und Wirkfamkeit für die fiäte Pflege jener Einheit lehren; 
denn der Drang des Egoismus liegt zu tief in dem Mefen 
der Staaten, und fein Drang zum Vorherrſchen wirkt zu 
mächtig, als daß man nicht mit Sicherheit darauf vechnen 
müßte, daß er jede Lücke feiner Schranke um fo liftiger ber 
nuͤtzen werde, je länger diefe feine Freyheit gezügelt hat. Es 
kann aber Niemand überfehen,, daß der Bund, ohne wahre 
Einheit des Beiftes und Intereſſes feiner &lieder, einer blos 
mechanifchen, nur durch Aufere Kraft 'getriebenen, Mafchine 
gleichen werde, die fo lange, als diefe Mafchine in den Plan 
jener äußeren Kraft paßt, gehalten werden, aber auch un: 
fehlbar wieder zerfallen wird, fobald es das Intereſſe jener 
Kraft erheiſchen koͤnnte, ſie zerfallen zu laſſen; daß eben 
darinn fuͤr die Staaten des Bundes eine maͤchtige Triebfe⸗ 
der liegen muͤſſe, durch inniges und energiſches Zuſammen— 
wirken einer Kraft entgegen zu reifen, welche ihrem neuen 
Vereine die, im teutſchen Reichsverbande verlorne, politiſche 
Haltung und Beſtaͤndigkeit wieder zu verſchaffen vermag. 

In weſentlicher uͤbrigens die Verfaſſung unſeres 
gegenwärtigen Vereins, als eines Voͤlker-Bundes, diffe— 
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riet von der Verfaſſung des ehemaligen Reichsvereins, 
als eines Völker: Staats, — was vielen unferer pofltiven 
Hechtsgelehrten noch immer nicht einleuchten will und kann, 
weil fie nie etwas anderes fannten, als unfer pofitives teut: 
fches Staatsrecht, melches ehen darum ihnen bey VBearbei: 
tung des gegenwärtigen" öffentlichen Nechts allein zum Vor— 
bild dient, wodurch aber nur die Verbreitung einer richtigen 
Anfiht des letztern erfchwert und ‚behindert wird — defto 
wefentlicher wird auch die Verwaltung unferes Bundes 
ſich unterfcheiden müffen von der Verwaltung des teutz 
fhen Reichs, geſetzt daß auch diefe ihrem Zwecke vollkom— 
men entfprochen hatte: Denn bey der Leitung unferes Bun— 
des auf der Dahn zu feinem Ziele finden, fo lange derfelbe 
die Natur eines Voͤlkerbundes benbehalten fol, Feine 
Funktionen einer eigentlichen Oberherrfchaft tiber ſaͤmmt— 
liche verbündete Staaten, findet alfo auch Eeine oberhoheitli: 
he Einwirkung auf deren inneres Leben flatt, fo wie jene 
und diefe auf fanmtlihe Glieder: Staaten des teutfchen 
Reichs und deren innere Verhältniffe durch das Weſen eines 
Dölkerftaats geboten waren, indem die Wirkſamkeit unferes 
Bundes fich blos befchränft auf die Auferen Verhältniffe der 
verbündeten Staaten unter fih und gegen fremde Mächte, 
und diefe Wirkfamfeit fih nach den Grundfägen einer glei: 
hen Voͤlkergeſellſchaft modifigiven muß, wobey alle 
Aeußerungen einer DOberherrfchaft von der einen, und einer 
Unterthänigkeit von der andern Seite ausgefchloffen bleiben: 

Allein fo ſehr auch die DVerfihiedenheit der Verwaltungsart 
unferes Bundes von jener. de teutſchen Meichs durch die 
Derfchiedenheit beyder Vereinigungs formen charafterifirt if, 
fo ſtimmt dennoch der Zweck unferes Bundes in fo ferne mit 
dem Zwecke des teutfchen Reichs zufammen, als auch das 
letere neben feinen uͤbrigen Zwecken, ‚die Ruhe und. den 
Srieden, die rechtliche Sicherheit feiner Glieder- Staaten. un: 
ter fih und gegen: außen zu erhalten bie Beſtimmung hatte, 
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und aus diefem Sefichtspunfte wird die vorausaefchichte Be— 
trahtung der Meichsverwaltung, ihrer Mängel und deren 
Folgen zu mancer pragmatifchen Marime für die Verwal: 
tung des vheinifihen Bundes führen. 

Unter der Berwaltung des rheinifhen Bundes vers 
ftehe ich den Inbegriff der Funktionen, den Charakter derje: 
nigen TIhätinkeit, wodurch dieſer Bund feinen Zweck wollz 
fländia zu erreichen hoffen kann: Es fragt fih alſo: Welchen 
Funktionen hat fih dev Bund zu unterziehen, was muß von 
ihm gefchehen, damit fein Zweck erreicht, damit “die Ruhe 
und der Friede unter den verbindeten Staaten unter ſich 
und aegen außen wirklich erhalten werde ? 

Vor allem, fiheint es mir, muß die Funktion des Yun: 
des damit beginnen, daß die einzelnen Züge desjenigen Vers 
hältniffes, in melches die Eonföderirten Staaten durch die 
Errichtung eines Staatenbundes unter fih getreten find, ae: 
nau beftimmt, und dat; diefe Beftimmung , als der Ausdruck 
des aemeinfamen Willens aller Verbuͤndeten, als das Fun: 
damentalgeſetz des Bundes aufgeftellt werde, in welchem jeder 
der verbiündeten Staaten die ausreichende Norm, das unab: 
weichliche Richtmaaß feiner Wechfelwirfung mit jedem mits 
verbundenen Staate fowohl, als der Art feines Benehmens 
gegen dem Bunde fremde Staaten ununterbrochen zu erken⸗ 
nen habe: Eine Forderung, welche durch die, ſich bereits bis 
itzt außernde, Verſchiedenheit der Anſichten von der Natur 
und dem Weſen des rheiniſchen Bundes, durch die Erfah— 
rung der Folgen jener Unbeſtimmtheit des Berhältniffes der 
Meichsglieder unter fih und zum ganzen, und endlich durch 
die Natur der Sache ſelbſt eben fo fehr gerechtfertigt, ale 
dringend geboten wird! Denn, mer follfe nicht wiſſen, daß 
bis itzt Viele den rheiniſchen Verein als einen Staat an 
gefehen und behandelt wiffen wollten, während andere jenen 
Verein durchaus nicht als einen Staat, fondern als einen, 
davon weſentlich verfchiedenen, Staatenbund, und zwar 
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mit Recht betrachten können? Je verfchiebener aber das aus 
der Form eines Staats, und das. aus der Form eines 
Staatenbundes hervorgehende Verhaͤltniß der Vereinigten ift, 
defto mehr dürfte es fchon darum. Noth haben, um- jeden 
Zweifel und jeden Irrthum hierüber zu heben, das wahre 
Derhältniß der verbündeten Staaten grundgefeglich — be⸗ 
ſtimmen und feſtzuſtellen. 

Es duͤrfte — da das Gonföderationsverhältnig . der 
Verbündeten! zwar im. Geiſte der  Conföderrationsafte liegt, 
aber nicht durch. ihre Dispofitionen fpeciell ausgedruͤckt iſt — 
eine fehr gewagte. Sache ſeyn, die Entzifferung jenes Bet! 
hältniffes und die darans zu. bildenden Normen feiner Hand: 
fungsweife den privat:Anfichten jedes einzelnen Bundesglieds 
zu überlaffen, demnach fehr nothwendig ſeyn, jeder Verſchie⸗ 
denheit der Deutung, jeder. Bildung eines partifular:&y: 
flems, und jeder daraus hervorfehenden Spaltung durch eihe 
übereinftimmende Erklärung des Geifles der Bundesafte, 
durch eine, vermittelft des gemeinfamen Willens deklaricte, 
Normirung der Wechfelwirkung der Bundesglieder, fo be; 
flimmt, als möglich, zu begegnen, damit, wie es die Natur 
der Sache erheifcht, durch ein, jede Ausflucht abfchneidendeg, 
Geſetz des Bundes felbft beftimmt fey, was jeder Bundess 
senoffe, als folcher, von dem andern zu fordern berechtigt, 
aber auch demfelben zu leiften verpflichtet fen: Ein Geſetz der 
Art ift für eine Wölkergefellfchaft unverkennbar nicht minder 
entbehrlich, als für eine Geſellſchaft von Individuen folche 
Statuten, welche die Rechte und Verbindlichkeiten, das Ders 
haͤltniß der Gefellfchaftsglieder, als folcher, unter fich beftim: 

men, unerlaßlich find, mit deren Abfaffung jede vernünftige. 

*Geſellſchaft darum auch ihr eigentliches Leben beginnt. Wo: 
nach follte endlich auch die Bundesverfammlung, oder das 
Bundesgericht die unter den verbündeten Staaten unter: fich 
etwa entftehenden Streitigkeiten fchlihten, wenn es dem 
Bunde an einem Geſetze der geforderten Art mangelte? 
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Die Sowverainirät oder" Unabhängigkeit fammelis 
‚cher. verbündeten Staaten, und die Gleichheit derfelben in 
dieſer Unabhaͤngigkeit find unverkennbar die beyden Pr är: 
miffen, mworahf: die Conföderationsafte vom ı2ten Sul. 
1806 gebaut iſt; Erftere begründet die Verbindlichkeit je 
‚ner Staaten, ſich gegenfeitig als freye, felbfiftändige 
und von einander unabhängige Ctaaten anzuerkennen, 
und Als ſolche gu reſpektiren, demnach fich- feine Einwirkung 
‚anf: die inneren Angelegehheiten des anderen, noch irgend 
-eine jenem Charakter widerftrebende Handlung gegen den an: 
dern zu erlauben: Letz ere führt zu dem Prinzipe: Alte 
‚verbundene Staaten ſind aſich in Anſehung der Nechte, die 
»fie als unabhängige Staaten haben, einander vollkom⸗ 
men gleich, und fein. einzelner darf fich „daher eines diefer 
Rechte, als ibm nur alfein zuſtaͤndig, anmaßen, oder ans 
dere feiner Bundesgenoſſen don der Ausübung eines folchen 

Rechts ausſchließen. Der Ausdruck jener Verbindlichkeit und 
dieſes Grundſatzes fcheint mir demnach um fo mehr geeignet 
zu Senn, an der Epike des geforderten Fundamentalgefekes 
“des Bundes aufgeftellt zu werden, je mehr durch die Mitch 
ſicht auf jene beyden Charaktere und Prämiffen alle übrigen 
Normen des Bundes bedingt find. 

Iſt der Charakter derjenigen Staaten, welche unter fich 
den Verein aefchloffen haben, fixirt, fo fragt ſich's zunächft: 
Welches ift die Vorſtellung, deren Objekt durch ihren Verein 
tealiſirt werden foll? oder mit andern Morten: Welches ift 
der Zweck, zu deffen gemeinfchaftlichen Evftreben fie fich vers‘ 
bunden haben? und welder als die einzige Duelle der Ber 
flimmung aller ihrer Nechte und Verbindlichkeiten, als vers 
bündeter Staaten, anzufehen ift? Denn es laͤßt ſich kein 
Recht und feine Verbindlichkeit eines Bundesglieds, als eis 
nes foldien, gedenken, welches oder welche ihm nicht als 
Mittel zum Zwecke des Bundes zufäme oder obläge: aber 
eben daraus erhellt, und ift bereits im. Eingange diefer Ab; 
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Handlung näher erwiefen worden , nie nothwendig es fen, 
den Zweck des Bundes volllommen genau ‚zu beſtimmen, 
theild um davon einen ‚fetten Maapftab der Rechte und Vers 
bindlichkeiten der : Bundesgtieder zu. haben, theils um dem 
Mißkennen des wahren Zwecks des Vereins und dem Uns 
terichieben heterogener Zwecke fräftig zu begegnen, und die 
Bahn zu bezeichnen, welche die Glieder des Bundes unab— 
weichlich zu wandeln haben: In Gefolge des im Eingange 
der Confoͤderationsakte angegebenen Motivs der Bundeser: 
richtung muß demnach — die Erhaltung der Nuhe und des 
Friedens unter fih, die Erhaltung des Friedens gegen dem 
Bunde fremde Mächte, und gemeinfchaftliche Vertheidigung 
gegen folde — aufgeftellt werden als einziger Nichtpunft der , 
Thätigkeit des Bundes, als fein erſtes und höchftes Geſetz, 
für alle Bundesgenoffen in ihrer Wechſelwirkung, als Staa: 
ten, auf einander , und in ihrem Benehmen gegen fremde 
Meächte gleich Heilig und unverletzlich. — Unleugbar hat 
jener Zweck des Bundes eine doppelte Nichtung; eine ‘auf 
die aͤußeren Verhältniffe der Verbündeten unter ſich, als das 
Annere des Bundes, und die andere auf das Aeußere 
des Bundes, d. i. auf alle aufer dem Bunde eriffirenten 
Staaten; und alles, was zur Erreichung dieſes Zwecks nad) 
feiner doppelten Richtung von den Bundesgliedern gefchehen 
muß, ift Verbindlichkeit für jedes derfelben , welcher ein voll; 
fommenes Ziwangsrecht auf deren al von Seite aller 
übrigen entfpricht. 

Als die Hauptbedingungen der Erreichbarkeit des Dun: 
deszwecks in feiner erften Nichtung - find durch die Natur 
der Sache ausgefprochen die Verbindlichkeiten fämmtlicher 
Bundesglieder 
ſich auf die, in der Confoͤderationsakte vom ıoten Zul. 1806 
ihnen eingeräumte, oder durch ähnliche Verträge und Akte 
ihnen beſtimmt werdende, Eigenthums-⸗Sphaͤre zu beichrän: 
ken, und jeder  widerrechtlichen Ueberſchreitung derfelben fich 
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zu enthalten, auch jebe Verletzung ihrer Buͤrger gegenfeitig 
nad) Kräften zu verhüten, und für allen Schaden , der dem; 
ungeachtet von den Bürgern des einen Staats jenen eines 
andern zugefügt werden koͤnnte, gegenfeitig zu haften , über: 
haupt alles das zu verhindern und zu vermeiden, was. die 
Ruhe und den Frieden unter ihnen ftören könnte: . 


Demnach) nie die Unterthanen des andern zu verführen, 
abtrünnig zu machen, oder genen ihren Herrn aufzureigen, 
oder die wegen Verbrechen entflohenen in ihren Landen zu 
hegen und zu fchüßen, vielmehr folhe, wie auch alle entwi⸗ 
chene Militairperſonen, unverzuͤglich und ohne eine vorgaͤngi⸗ 
ge Requiſition deshalb abzuwarten, auszuliefern: 


Sich des Gebrauchs der Selbſthuͤlfe gegeneinander, aller 
eigenmaͤchtigen Beſitzergreifung nnd, Entfegung in flreitigen 
Sällen, fo wie alles Gebrauchs von Netorfionen und Neprefz 
falien gegeneinander. ſtrenge zu enthalten, fomit jede Veran; 
laffung zum Gebrauche der letzteren zu vermeiden, und die 
unter ihnen etwa entfiehenden Streitigkeiten , wenn dev Weg 
guͤtlicher Verhandlung nicht zum Ziele fuͤhren ſollte, durch ei⸗ 
nen ordentlichen Rechtsgang, den Grundgeſetzen des Bundes, 
oder, wo dieſe nicht zureichen ſollten, den Prinzipien des all— 
gemeinen Voͤlkerrechts gemaͤß, von der Bundesverſammlung 
entſcheiden zu laſſen, und dieſer Entſcheidung ſi ich willig zu 
unterwerfen: 

Diejenigen Hinderniſſe, die bis hierhin durch manchers 
ley Anftalten wechfelfeitig dem Zwecke des andern in den 
Meg gelegt waren, zu befeitigen, fich gegenfeitig im Nothzu⸗ 
ftande des andern zu unterftüßen, und fich in ihren äußeren 
Verhältniffen zu einander überhaupt fo zu benehmen, daß es 
jedem einfeuchten müffe, daß alle zu einem innigen Friedens: 
bunde vereinigt feren; nie das Ganze zum Vortheile ihrer 
Individualitaͤt zu vernachläßigen, fondern,, mit ununterbros 
chenem Gemeinfinne, zur Erhaltung und Förderung der Exi⸗ 
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ftenz und des Zwecks der Geſammtheit thätig und — 
mitzuwirken: 

Endlich, im Falle je ein Bundesgenoſſe — 
werden, und gegen die uͤbrigen Bundesſtaaten, oder einen 
derſelben, Feindſeligkeiten ausuͤben, oder einen derſelben unters 
druͤcken, oder dem Vollzuge der Entſcheidung des Bundesge⸗ 
richts ſich gewaltthaͤtig widerſetzen wuͤrde, mit gemeinſamer 
Macht denſelben zur Nuͤckkehr zur rechtlichen Ordnung zu 
zwingen, oder nach Maafigabe der Umftände, und wenn die 
Sicherung für die Zufanft nicht ‚anders zu erreichen ſtuͤnde, 
entweder den bundbrächigen Fuͤrſten, im Falle die Schuld an 
ihm allein haftete, aus der Zahl der Bundesgenoſſen zu vers 
tigen, oder, im Falle fein Wolf thärig daran Theil genom— 
men hätte, daffelbe , als einen felbftffändigen Staat aufzuloͤ⸗ 
fen, und mit den uͤbrigen Bundesſtaaten zu verfchmelgen. 

Es wirdsnicht geleugnet werden können, daß nur dann, 
wenn ſaͤmmtliche Bundesglieder Ddiefen, eben gezeichneten, 
Verbindlichkeiten ohne Ausnahme und: ununterbrochen ſich 
unterziehen, die Ruhe und der Friede. unter denſelben ſtaͤts 
ungeftört werde erhalten, fonach der Zweck bes Bundes in 
feiner erften Richtung werde erreicht werden fönnen, und: ifl 
diefe Unterftellung wahr, fo folgt von ſelbſt, daß alle jene 
Verbindlichkeiten im Fundamentalftatute des Bundes gefehr 
lich muͤſſen ausgefprochen, und dadurch zu unverbrächlichen 
Normen der KHandlungsweife der Bundesglieder im ihren 
Verhäfeniffen unter ſich müffen erhoben werden, Die diefen 
Normen gemäß in fireitigen Fällen von der Bundesvers 
fammlung gejprochene Sentenz hat dann. auch die Sanktion 
des Geſetzes für fich, ift eben darum heilig und unverleklich, 
wie das Geſetz felbft, und kann nie ein. Unvecht gegen irgend 
eine der Partheyen enthalten, weil der Wille aller in dem 
Ausdrucke jener Normen, mithin auch in der, ihnen gemäß _ 
gefaͤllten, Sentenz enthalten feyn muß, Will man fih nicht 
auf gegenfeitige Treue-umd Glauben hingehen, ob jedes Glied 
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des Bundes dem gemeinfchafrlichen Zwerfe nicht mur nicht 
entgegenwirken, fondern vielmehr thätiq zu demjelben mitwir: 
fen werde, d. t. will man die Erreichung des Vereinigungs— 
zwecks, und dadurch die Exiſtenz des Vereins felbft, nicht 
dem blofen Zufalle überlaffen, fo bleibt fein anderer Ausweg 
übrig, als duch Aufftellung jener Mormen die unterftellten 
Glieder in ein folches Verhaͤltniß zu fegen, wodurch jede ih: 
rer Kraftaͤußerungen, welche unmittelbare. oder auch nur mits 
telbare Beziehung auf das Ganze hat, zu der, dem Zwecke 
des Vereins entfprechenden rs beftimmt und ge: 
nöthigt werde. 

Es ift jedoch eben fo wenig zu werfennen , dafi diefe, 
vor der Haud unerlaflide, Nöthigung in demfelben - 
Grade überfläffig werden muͤſſe, in welchem der Geift wah— 
ver Einheit der Geſinnungen und des Intereſſes unter den 
Bundesgliedern wieder ing Leben gerufen, und deffen Dauer 
gefichert fern wird; ‘denn unter diefer Vorausſetzung würde 
jeder Bundesgenoſſe durch innere Motive füh gedrungen 
fuͤhlen, alles. deffen ſich forafältig zu enthalten, was die Ruhe 
feiner Mitverbundenen flören, auf eine Unterbrechung des 
Friedens mit denfelben hinführen Könnte, und daß durch 
Huͤlfe diefer inneren Motive der Zweck des Bundes ficherer 
muͤſſe erreicht werden, als es je durch Auferen Zwang, der 
feiner Natur nach fihon Entgegenwirkung vorausfeßt , und 
felbft wieder Gegendruck erzeugt, möglich feyn dürfte, wird 
Niemand in Abrede fiellen wollen. Wenn man es nun dem 
Bunde nicht zutrauen darf, daß er das, entferntere zwar, 
aber defto wirkſamere und zuverläßigere Mittel für Erreis 
ung -feines Zwecks vernachläfiigen könne , fo ift man wohl 
auch zu der Erwartung berechtigt, daß er in feiner Funda— 
mentalgefeßgebung den Gebrauch derjenigen Mittel zur Vers 
bindlichkeit machen werde, wovon allein die Wiederbelebung 
jenes Geiftes der Einheit und deffen Forterhaltung mit Eis 
cherheit gehofft werden fan. — Das paffendfie Mittel zu 
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diefem Zwecke ift unverkennbar die Herſtellung einer, wenig— 
ftens in den Hauptmomenten gleichförmigen, Staatsverfaffung 
umd Verwaltung, Gefergedsung und Nechtsnflege, der möglich: 
ften Gleichheit in den Muͤnz- und Moftivefen , in den Abs 
gaben s und Militair-Konſkriptions-Syſtemen, wie in den 
Zunfteinrichtungen, endlich einer. gegenfeitigen vollfommenen 
Frenheit des DBerfehrs, und Handels unter fämmtlichen ver; 
buͤndeten Staaten. 

Kaum könnte ich es für nöthig halten, “über die Un— 
entbehrlichkeit diefer Mittel für Herftellung jenes Geiftes der 
Einheit,‘ und dadurch fir Befeſtigung der intracht und 
Ruhe unter den verbündeten Staaten auch nur ein Wort zu 
fagen, wenn nicht die Sffentlichen Thatſachen den Mangel 
der Einfiht in die Wahrheit dieſer Woransfekung fo laut 
verfündeten, und mit ihm die Abneigung, jenen Grundſatz 
freywillig geltend zu machen: Aber eben dieſe unzweydeuti⸗ 
gen Symptomen bis zur Stunde forswährender, und immer 
weiter reißender Spaltung nöthigen mir die Frage ab: 
Worauf man denn die Hoffnung bauen wolle, alle Quelle 
zur Spannung. und Meibung, zur Eiferfucht und gegenfeiti- 
gen Meckerey unter den Völkern und Unterthanen der Bun— 
desgenofien, woraus gar feicht Unruhen. und Feindfeligkeiten 
erwachien fönnten, zu verftopfen, und den, zur Begründung 
eines dauerhaften Friedenszuſtandes unter denfelben nöthigen, 
Semeinfinn herzuftellen ? — wenn in dem einen und dem 
anderen Bundesfiaate eine Verfaſſung eingeführte wird, wel: 
che vor der Hand den dringendften Anforderungen der Nechte 
der Menfcher und Voͤlker fo genügend entipricht, indem 
durch fie den Völkern das, ihnen widerrechtlich worenthaltene, 
Necht ihrer Berathung über ihre wichtigften Angelegenheiten 
jurückgegeben , alle, die Gleichheit des Rechts verleßenden, 
und darum gemeinfchädlichen Privilegien aufgehoben, die 
Sleihheit der Anfprüche vor dem Geſetze wicder hergeſtellt 
die Rechtspflege ihrem Zwecke entſprechender eingerichtet, und 
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das in den Abgaben bisher ftatt gefundene Unweſen auf den 
Srundfaß der Gerechtigkeit und &leichheit zurückgeführt 
wird; — mährend in diefem und jenem anderen Bundes: 
ftaate der alte Sauerteig mit allen feinen Wirkungen nicht 
nur beybehalten, fondern vielmehr erſt noch Hervorgezugen 
und forgfältig gepflegt, das Volt von aller Theilnahme an 
den Öffentlichen Angelegenheiten fortwährend ausgefchloffen, 
die Privilegien gehegt, die Verlegung der Gleichheit des 
Rechts künſtlicher ausgebildet, und die fchreyendfte Unge⸗ 
vechtigkeit des herkömmlichen Abgabenſyſtems mit Sorgfalt 
gefhiist wird: wenn in dem einen und: dem anderen Buns 
desftaate fih ein kühner veformatorifcher Geift in allen 
Zweigen der Verwaltung zeigt, der das unbrauchbare alte 
ſtürzt, politifche und veligiöfe Vorurtheile verfheucht, den 
Schlendrian tödtet, Spfteme, früher nur von der Theorie 
gekannt, realifivt, den Gang der Sefchäfte vereinfacht, die 
‚Kräfte des Staats möglihft entwicelt, und ihnen den ger 
bührenden Spielraum verihafft, überhaupt die Maſchine 
auf den höchſten Grad von Stärke und Bewegbarkeit ers 
hebt; — mährend in. diefem oder jenem andern Bundess 
ftaate nur Trägheit Herrfcht und der Seift der Verfinfterung 
fpuckt, welcher das unbrauchbare alte fefter ftüßt, politifche 
und veligidje Vorurtheile nährt, von feiner verbefjernden 
Neuerung etwas wiffen will, dem Schlendrian huldigt, die 
Geſchäfte verfplittert und deren Gang immer fchleppender 
macht, und eine allgemeine BAHN Lähmung und Ers 
fchlaffung erzeugt: 

Man wirdige diefen — einer genauen Erwägung, 
und prüfe, welchen, leicht entzündlichen, Stoff der Eifer⸗ 
ſucht, der Unzufriedenheit und Gährung eben jene Verbeſſe⸗ 
rung und dieſes Zurückbleiben, überhaupt dieſe Ungleichheit 
in der Verfaſſung und Verwaltung der verbündeten 
Staaten, in dem letztern Theile derſelben nothwendig ge: 
bähren müffe! 
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Sch frage: Worauf man die Hoffnung zur Wiederbele— 
bung des, fo gänzlich erftorbenen , Semeinfinnes unter ung 
bauen wolle? — wenn die Zahl der verfchiedenen Geſetzbü— 
cher jener der vwerbiindeten Staaten gleicht; wenn in dem 
einen Staate eine fehnelle, und in dem andern eine fchleps 
pende Rechtspflege ftatt findet; wenn durch entgegengefekte 
Zunfteinrichtungen dieſes, ohnehin fo läftige, Uebel auf den 
höchften Sad gefteigert wird; wenn die Bürger des einen 
Staats Hinfihtlih der Abgaben und der Militair-Conſkrip— 
tion ungleich härter bedriickt find, oder fih auch nur drük— 
kender behandelt glauben, als die des andern; wenn durch 
Verſplitterung der Pofteinrichtung und willkührliche Erhö— 
hung der Pofttaren , durch innere und Außere Verfchiedens 
heit der Münzen, durch drückende Zolls und Mauthanftals 
ten, der geiftige wie der tommerzielle Verkehr unter den 
Bürgern und Völkern. des Bundes im höchſten Grade er: 
fchwert und gehemmt, und jeder Bundesftaat gegen den ans 
dern fo fcharf abgegrenzt und gefchloffen wird, daß bey jes 
dem, fehriftlichen oder förperlichen, Betreten des Nachbars 
Staats die Vorftellung. des Auslandes und der Fremde fo 
vecht lebendig nur von ihrer unangenehmen Seite angeregt 
werden muß? 

Das Zunftwefen in Teutfchland ift befanntlih von 
der Art, daß es in allen feinen Theilen auf das genauefte 
zufammenhangt, und eben daraus folgt, daß entweder nur 
eine allgemeine Aufhebung, oder doch nur eine in allen 
Bundesftaaten gleihförmige Mobifizivung deffelben vors 
genommen werden dürfe, wenn nicht allenthalden eine fehr 
empfindliche Stockung und Vorwirrung in den, von der 
‚ Zunfteinrichtung umfaften, Gewerben eintreten fol: Wie 
tief aber dergleichen Stockungen eingreifen, und wie fehr fie 
der öffentlichen Ruhe gefährlich , und ſelbſt für Nachbar 
Staaten anſteckend feyen, dürfte nicht leicht Jemanden uns 
bekannt gablieben feyn, der nur in der Sefchichte des Zunfts 
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weſens nicht volllommen Fremdling ift. Es dürfte, alſo auch 
nicht leicht Jemand die Nothiwendigkeit jener in Vezichung 
auf das Zunftwefen geforderten Maxime des Bundes vers 
fennen können; fo wie derjenigen in Beziehung auf die 
Sieichheit des Nögabens und Militair-Conſkriptions Sys 
ftems; denn es ift zu befannt, daß nichts -mehr, als gerade 
die Angleichheit in den Auflagen und in der Art der Mili— 
taiv:Conffription geeignet fen, die Glieder der benachbarten 
Staaten, welche ſich ungleich hierinn behandelt glauben, 
wenn auch die lingleichheit blos fcheindar ſeyn follte, vons 
einander zu entfernen, fogar einen gegenfeitigen Haß zu bes 
gründen, fie gegeneinander aufzureigen, und zur Quelle dev 
bitterften DVolksunzufriedenheit gegen feine Regierung in 
dem fich Härter belafter diintenden Wolfe zu werden. Daß 
aber eine gegenfeitig feindlihe Stimmung der Art unter 
den Völkern des Bundes, und eine folhe Volksunzufrieden— 
heit der Erhaltung der Ruhe und des Friedens unter ihnen 
nicht fehr günftig fen, vielmehr als ein mächtiges Hinderniß 
der Erreichung des Bundeszwecks befeitige werden müſſe, 
bedarf wohl keiner weiteren Erörterung. 

Poſten find ihrer Natur nach eine bloſe Privatan— 
ſtalt, welche bekanntlich ein weites Gebieth ihres Wirkungs—⸗ 
kreiſes erfordert, wenn der Vortheil derer, die ſich ihrer be— 
dienen, mit dem Vortheile ihrer Unternehmer vereinbar 
ſeyn ſoll; Jene Bedingung war bey der vormaligen, den 
größeren Theil von Teuiſchland umfaſſenden, Taxiſchen Pofts 
anftalt gegeben, und darum fonnten wir Teutfchen ung eis 
ner jehr mäßigen Pofttare erfreuen, während dem zugleich 
das Tariihe Haus aus feiner Poftverwaltung einen nicht 
unberrächtlichen Vortheil zog: Wenn aber jet jeder der 
verbiindeten Staaten das Poſtweſen, als eine Staatsjache, 
welches fie doch miche iſt, ſich aneignet, und das einzelne 
Gebieth, der Bleineren gar nicht zu gedenken, feldft der 
größeren Yundesftaaten von der Art ift, . day die Anlage 
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und Unterhaltung eigener, fo befchränkter, Poftanftalten eis 
nen ungleich größeren Aufivand, als vormals, fordert, fo iſt 
fürs erfte fchon darum eine bedeutende Erhöhung der Poſt⸗ 
taren davon Die eben fo unvermeidliche, als dem gegenfeitis 
gen Verkehre Höchft nachtheitige, Folge: Nimme man nun 
noch hinzu, daf die neuen Poftunternehmer, der Erfahrung 
gemäß, bey Beftimmung der Pofttaren nicht nur den Er— 
faß des gemachten Aufwandes, fondern auch noch die Eröff— 
nung einer neuen veihen Quelle von Kameral Revenüen 
in's Auge faffen, und daß bey dem, durch jene DVerfplittes 
rung des Poftwefens nothwendig werdenden, Aufhalten und 
Umpacken an jeder Bronze, felbft die Schnelligkeit der Exs 
pedition beträchtlich feider, fo muß man jenen Nachtheil bis 
zum höchften Grade gefteigert, den geiftigen wie den koms 
merziellen Verkehr unter den Völkern des Bundes dadurch 
anf das empfindlichfte srfhwert und gehemmt ſehen. Wirs 
fungen der Art lagen aber fiher nicht in der Abficht der 
Stiftung unferes Bundes, und könnten nur durch Wieders 
herftellung der Einheit der Poftanftalten im ganzen Gebierhe 
des Bundes wieder befeltigt werden. 

Sollte jedoch diefe nicht erzielt werden können, fo darf 
man vielleicht wenigftens hoffen, vom Bunde den gerechten 
Grundſatz zum Befeße erhoben zu fehen, daß die Beſtim— 
mung der Poſttaxen auf den Erſatz des Aufwandes bes 
ſchränkt werde: Denn jede Weberichreitung dieſer Grenze ift 
eine inbirefte Befteurung, und zwar unter allen Ars 
ten indirekter Beſteurungen die ungerechtefte, da fie fi bey 
weitem nicht fogleich vertheilt, wie die übrigen, fondern 
vorzüglich nur zwey Klaffen von Ständen trifft, nämlich 
den Kandelsftand, und den Stand der Gelehrten, wo es 
doh an allem Grunde einer folhen Befteurung fehlt; 
denn der Handelsſtand im ausgebehnteften Sinne des 
Worts muß auf jeden Fall fein Vermögen und fein Gewer— 
be bereite direkte verfteuern, und eben dieß iſt der Fall 
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bey dem Gelehrten, wenn er Dermögen beſitzt; beſitzt er 
ober, was die Negel feyn diirfte, menig oder gar fein Ders 
mögen, fo fpricht er die fhüßende Kraft des Staats wenig 
für fih an; er kann alſo auch nur wenig für dieſelbe beys 
zutragen verbunden feyn; wird er num dennoch durch die 
Poſttaxe beſonders beſteuert, ſo kann er, bey einer nur et— 
was bedeutenden Correſpondenz, gar leicht in den Fall kom⸗ 
men, dem Staate eben fo viel, wo nicht gar mehr abgeben 
zu müffen, als ein anderer Unterthan, der ungleich mehr 
vom Staate zu fchiigendes befist, und die Ungerechtigkeit 
liegt Har vor Augen. — Der Grundfaß, der alle indireks 
te Steuern als ungerecht darftellt, daß man nämlich auf - 
ſolche Objekte Feine Steuer legen dürfe, bey melden ber 
Grund des Nechts, Steuer zu erheben, keinen Boden feiner 
Anwendbarkeit findet, trifft alfo jene Pofifteuern im vorzüg— 
lichen Grade; denn die Freyheit, feine Gedanken mitzutheis 
fen, kann doch wohl ein ftenerpflichtiges Objekt feyn! — 
Haben dieſemnach die Poſtſteuern den Ausſpruch des Rechts 
gegen ſich, und erſtreckt ſich dieſe Beſteurung durch Poſt⸗ 
taxen unverkennbar auch auf Ausländer, greift demnach ein 
in das äuß ere Verhältniß der verbündeten Staaten unter 
ſich, welches unleugbar zum Reſſort des Bundes gehört, fo 
diicfte die oben von mir aufgeftellte Forderung an den 
Bund auch volltommen gerechtfertigt evfcheinen; und würde 
jener Grundfag zum Gefeße erhoben, fo diirfte ehen damit 
das wichtigfte Hinderniß der Wiederherftellung der Pofteins 
heit gehoben ſeyn; denn ohne den unterftellten Steuerges 
winn wird das Poftwefen den Reitz nicht haben, der die 
Bemächtigung deſſelben allein motivirte. 

Beſondere, von denen des Auslandes verſchiedene, 
Münzen eignen ſich nur für denjenigen Staat, der einen 
Umfang von wenigſtens einigen tauſend Quadratmeilen 
zählt, und ſelbſt dieſem muß ſeine Münzenverſchiedenheit 
von denen der angränzenden Staaten in mancher Beziehung 
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läſtig werden: Daß aber auch folche Staaten, deren Gebieth 
in einem, wohl gar in einem halben Tage fich bequem 
durchwandern läßt, auf den Einfall gerathen könnten, nur 
eigne Münzen zu Haben und zu dulden, hätte man ſich 
kaum follen träumen laffen: Dennoch find bekanntlich meh⸗ 
vere der verbündeten Staaten wirklich auf den Einfall ges, 
tommen, haben — mande freyli nur durch das Beyſpiel 
der Nachbarn, und um nicht mit fihlechten Münzen libers 
ſchwemmt zu werden, gedrungen — wenigftens alle auswärs 
tigen Scheidemüngen, die guten mit den jchlechten verrufen, 
und fih auf ihr eigenes Gepräge ausfchliefend beſchränkt. 
Man denke fih nun die Verlegenheit und den Schauen eis 
nes Neijenden, deffen Route ihn in einem Zeitraume von & 
Tagen durch 6. verfchiedene Staaten des Bundes filher, 
(man nehme nur z. DB. die Route von der Baierifchen 
Grenze durch das Würzburgiſche, Badenfche, Fürſt Primatische, 
Heſſen⸗Darmſtädtiſche, ins Weftphälifche Gebierh) man denke 
ſich die Unbequemlichkeit, bey jeder Entfernung von einigen 
Stunden von der Nefidenz des Souveraing feine einheimifche 
Münze nicht mehr gebrauchen zu können, man denke ſich 
die grenzenloſe Verwirrung, welche daher. entftiehen müßte, 
wenn zu der DBerfchiedenheit der Münz Formen auch noch 
eine Verfchiedenheit des Münz⸗Fußes hinzukommen follte,. 
die großen Schwierigkeiten des Verkehrs in feinen gegenfeis 
tigen Berechnungen , und man wird die oben aufgeftellte 
Forderung einer Stleichfürmigfeit des Münzweſens im Buns 
de von mehr als einer Seite hinreichend gerechtfertigt fins 
den. Auch im teutfhen Reiche fah man fich ehemais noch; 
gedrungen, diefelbe zu ergreifen, und da derſelbe Nothſall 
im Bunde, wenn man fo fortführe, unfehlbar wiederkehren 
müßte, warum follte. man nicht demfelben durch eine, den 
allfeitigen Vortheil der Verbündeten bezielende, Maaßregel 
zuvorkommen wollen? | 

ie die Sachen jebt ftehen, fo betrachtet fich deynahe 
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jeder der verblindeten Staaten als von den fibrigen in Ans 
fehung des Handels getrennt, und den Kandel mit feinen 
Wundesgenoffen als auswärtigen Handel; beynahe jeder 
fucht, nach diefem Syſteme, die fogenannte Handelsbilanz 
auf feine Seite zu ziehen, und fih auf ihre Unkoften zu 
bereihern; man trifft gegenfeitig Verfügungen, die Ausfuhr 
feiner Erzeugniffe zu begünftigen, und die Einfuhr zu vers 
hindern, legt Mauthen und Zölle an, drückt durch willkühr— 
liche Auflagen felbft innländifche KHandelszweige, und fo fie: 
hen die verbiindeten Länder in kommerzieller Hinficht nicht 
allein untereinander in Trennung und Zwiefpalt, fondern 
auch das in jedem Lande befolgte Syftem des Kandels mit 
ſich feloft im Widerfpruches das Intereſſe, das allen Buns 
desgenoffen , als einem Ganzen, gemeinfhaftlich feyn follte, 
ift völlig gefchieden, "und die rechtliche Verbindung , wie in 
andern, fo auch in Anfehung diefes Verhältniſſes ift völlig 
aufgehoben. Alle den Handel betreffenden Verordnungen 
und Anftalten fireben dahin, den freven Verkehr unter den 
Völkern des Bundes einzufhränten uud zu hemmen, und 
ſich einander die Vortheile zu entreißen, die doch einzig und 
allein aus der ungehinderten Freyheit des Verkehrs der Völ⸗ 
fer entfpringen. Mirgends iſt eine gemeinichaftliche Ueber⸗ 
einkunft und freundfchaftliche Verabredung über das, was 
allen nüslich und vortheilhaft feyn kann, über das, was 
andern fchädlich feyn kann, ohne uns ſelbſt Worcheil zu 
bringen, und über das, woraus wir felbft Nutzen und Vor—⸗ 
theil ziehen können, ohne den andern aufzuopfen: Das 
meifte gefchieht ohne alle nachbarliche Rückſicht und auf gus 
tes Glück, es mag gerathen oder verderben, und wenn der 
Nachbar berückſichtigt wird, fo gefchieht es nur, um ihm zu 
ſchaden. | 

Es verfteht ſich wohl von feldft, daß die Koſten, die 
ein Land auf die Herftellung und Unterhaltung guter Wege, 
Brücken und Häfen u. dgl. wendet, von denen, die fi 
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diefer Bequemlichkeiten bedienen, auf eine gerechte und nicht 
blos zur Vermehrung der Kanımer Revenüen abzweckende 
Art, getragen und erfeßt werden müſſen; aber von biefer 
Art find die manderley Waarenzölle, Accifen, Mauthauf: 
fihläge, Umgelder und wie fie weiter heißen, nicht, die ge, 
wöhnlich auch noch neben jenen nochwendigen Abgaben, blos 
fir die Erlaubniß, die Waaren eins und durdzuführen 
und um den fremden Kaufmann zum Behufe der VBefriedis 
gung unferer Bedürfniſſe, auch zur Mitleidenheit zu ziehen, 
bezahlt werden müſſen, ohne weitere Anwendung auf Ge 
‚genftände der fommerziellen Bequemlichkeit in die Kaſſen 
der Souveraine fallen, und ihre Beſtimmung bey Dingen 
finden, die mit dem Handel auch nicht auf die entferntefte 
Weife in Verbindung ſtehen. Nun ift ed aber ausgemacht, 
erftens, daß in der Souverainität feldft fein Recht Liege, 
Verfügungen und Auflagen jener Art zu machen; und zweys 
tens, daß in jenen Verfügungen und Auflagen eine mwiders 
rechtlihe Befchränfung der rechtsgemäßen Freyheit der vers 
biindeten Staaten in ihren äußeren VBerhältniffen unter fi - 
tiege, gegen welche jedoch der Bund feine Glieder zu ſchüz— 
zen Offentundig die Beftimmung hat. Denn aus dem Bes 
griffe der höchſten Gewalt fließt es nicht, daß der innere 
und äußere Kandel und Wandel der Unterthanen zu einer 
Quelle öffentlicher Einkünfte gemacht werden dürfe, fondern 
nur, daß ein jeder Unterchan, folglich auch der Handeltrei⸗— 
bende Alnterthan, einen, mit dem ihm vom Staate zu 
ſchützenden Befiscthume verhältniimäßigen, Beytrag zur Be 
ftreitung der offentlichen Bedürfniſſe machen foll; noc we—⸗ 
niger liegt in jenem Begriffe ein Recht, den Ausländer, der 
feinen Theil am Erſatze des Aufwandes für Wege, Brük— 
ten u. f. mw. trägt, noch befonders zu beſteuern, da diefer 
fein fieuerpflichtiged Subjekt fenn kann. Da nm die Zoll; 
abgaben eben fo, wie die Transportloften mit zu dem Preis 
le der Waaren gefchlagen,, und am Ende nur von denjeni _ 
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gen getragen werden, die fle im Lande oder im Auslande 
verzehren oder verbrauchen, fo treffen jene Abgaben entwe⸗ 
der den, nicht fteuerpflichtigen, Ausländer , oder ein nicht 
fteuerpflichtiges Objeft des Innländers, da das Recht, mehr 
oder weniger zu verzehren oder zu verbrauchen, unmöglich 
ſteuerpflichtiges Objekt ſeyn kann, und es iſt alfo die Unge⸗ 
rechtigfeit der unterftellten Auflagen in beyden Fällen außer 
"Zweifel. 

Zudem ift der Grundſatz längſt anerkannt, daß durchs 
gängige volle Freyheit des Handels das einzige wirkſame 
‚Mittel ey, jenen zu beleben und ihm Kraft und Umfang 
zu geben: Jede Befchränfung deffelben muß alfo auf den 
beſchränkenden Staat nachtheilig zurückwirken, folglich auch 
die Erfchwerung und Hemmung der Einfuhr fremder Pros 
dufte, indem dasjenige Volk, gegen welches mir eine Erz 
ſchwerung der Einfuhr feiner. Erzeugnitffe verhängen, auch 
die Einfuhr unterer Produkte in fein Fand, folglich den 
Abſatz unferer Produfte, unferen Handel auf gleiche Weife 
erſchweren, und alle —————— unſerer Ausfuhr 
vereiteln wird. 

Bon keiner Seite erſcheinen demnach die Zoll: und 
Mauthanſtalten als gerechte Ausflüſſe der Souverainität. 
Die Menſchen aller Länder der Erde ſollten darum, daß ſie 
unter verſchiedenen Regierungen leben, nicht getrennt ſeyn, 
wie die Heerden verſchiedener Eigenthiimer, wie viel wenis 
ger diejenigen, die zu einem und demfelben Bunde gehören, 
wie die teutfchen: denn es iſt micht der Zweck jener einges 
führten verfchtedenen Regierungen, die Menſchen ihrer Freys 
heit zu Seranben, fondern nur ihre wilde geſetzloſe Willkühr 
in die Genzen zurückzuführen, daß die Frenheit aller mit 
einander beftehen könne; es ift nicht ihr Zweck das Intereſ— 
fo der Völker zu trennen, fondern vielmehr die Gemeinschaft 
unter denjelben gu erleichtern, und ihre Wechfelmirkuna zu 
Ahern; es iſt nicht der Zweck der Regierungen, fich mit 
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dem Schaden der benachbarten Völker zu bereichern, forte 
dern, durch Bertheidigung der Freyheit aller, einem jeden 
Individuo und einem jeden Mitvolke den rechtlich⸗freyen 
Gebrauch ſeines Vermögens und ſeiner Thätigkeit zu ſchüz⸗ 
zen: Die Mittel, wodurch einzelne Völker zu einem höheren 
Grade ihres inneren Wohlſtandes erhoben werden wollen, 
dürfen daher auf jeden Fall keine ſolche ſeyn, die es an— 
dern Völkern unmöglich machen, ſich ih einem gleichen 
Grade des Wohlſtandes zu erheben, oder die den Verkehr 
derſelben mit den unſrigen erſchweren und hemmen: Jede, 
dem entgegengeſetzte, Handlung ift eine widerrechtliche Be⸗ 
ſchränkung des rechtlichen Gebrauchs ihrer Freyheit, mithin 
eine wirkliche Verlegung ihres Rechts, - — “ein Verbrechen 
im Geblethe des Völkerrechts. | 

Wenn nun die in den Staaten des rheiniſchen Buns 
des beftehenden gegenfeitigen Einfuͤhrverbote und Erſchwerun⸗ 
gen durch Zoll; und Mauthanſtalten unſtreitig ſolche rechts 
widrige Beſchränkungen der Freyheit des gegenſeitigen Ver⸗ 
kehrs unter den Voͤlkern des Bundes find, und im ihre 
äußeren Verhältniſſe unter ſich verletzend eingreifen, der 
Bund aber unleugbar die Verbindlichteit hat, ſeine Glieder 
im gegenſeitigen Beſitze ihrer Rechte gegeneinander zu ſchüz⸗ 
zen und zu ſi ichern ‚ fo muß er nothwendig berechtigt und 
ſelbſt verpflichtet feyn, eine, den Grundfäen des Staats: 
und Staatenrechts gleich vollkommen entſprechende, Freyheit 
N 22 Verkehrs und Handels unter den verbindeten Stadten 
zum Fundamentafgefege zu erheben. — Schon der Neichss 
abfhied von 1576 bemerkte: »daß bie Vermehrung und Ers 
höhung der Zölle alfe Gewerbe, Commerzien, Viktualien 
und Handthierungen vertheure, und dadurch Veranlaſſung 
zur Ungeduld und zu Empörungen geben fünne,« wovon 
man fehon ein Jahrhundert früher. die Ueberzeugung hatte, 
wie aus der, von Kaifer Friederich im Jahre 1441 auf 

dem Belange zu Mainz in Vortrag gebraten, Refor—⸗ 
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mation des teutfhen Reichs erhellt, deffen kräftige 
und nachdritckliche, dem gegen die Zölle ꝛc. gerichteten Arti— 
kel beygefüigte, Deklaration jetzt in's Gedächtniß zurückzuru— 
fen, vielleicht nicht unzweckmäßig ſeyn dürfte: »Nachdem 
»der Artikel, anzeigt« heißt es in jener Deklaration »daß im 
*H. R. Reich teutſcher Nation all Zoll, Meut und 
»Aufſchlag mit andern Beſchwerungen ſollen abgethan 
»und todt ſeyn, zeigt die Urſach an, dgß die beſchwerlich 
»und ohne Noth überſetzt ſein. Dann es wollen nit allein 
» Fürften, Graven, Herrn, auch Prälaten, Stedt, Comunen, 
» Schledt, Ritter und Knecht, Zoll, Meut, Ungelt, Steuer 
».und Beſchwerungen täglichs uffbringen, und damit den 
> Gemain Mann, fo hart überladen, als ob es ihn dazu 
Snötten wollet daß er eüch ewers bößen Regaments ent⸗ 
Ʒſetzen ſoll. Sicht wohl auf, daß ir mit ewers Patrimos 
x niums dazu beraubt werden: wa. es ſowol gerädt, daß ir 
»nit gar erfchlagen- werden, Fürwahr, ir Fürſten, iv ftellet 
»faſt nah ungerehteem Gute: wollt dem Armen fein 
»Schweiß und Blut wieder veht ausfagen, Es ift wahrs 
»lich genug, ir feyd gewarnt, Wa feynd ewer erbaren und 
»tapfern Rädt, die eüch zum Beßteu gemainen Nutz zu 
»gut rathen? Vil Schmeichler, Heüchler und Suppeneſſer 
»habt iv an ewere Höfen, wann iv mögt die Wahrheit nit 
»Ienden. Welcher eich aber ewer Amt beffert mit ber 
»Nußung, das ift ein gefchickter Gefell: niemand fragt, ob 
»e8 vechtlich daher fumm, fo wird nur haben. Als 66 
» Bott die Seynen eüch zu Narren gefchaffen habe. Hättet 
»ir ein recht chriftlich „Gemüdt, ir, würden bie göttlichen 
»Creaturen bas bedendfen. « 

Den, von daher, als ob durch Bundesgefes (liche 
Anordnungen der Hier, geforderten Art der Souverainität 
der einzelnen Bundesglieder zu nahe getreten wiirde, etwa 
zu nehmenden Einwand ‚glaube ich bereits in meiner Dass 
Kellung des rheinifhen Bundes (S. 535. folg.) durch die 
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Erinnerung an die -LonsSouverainität. der Bundesglieder, 
und an das unbeftreitbare Recht des Bundes, alle, auh 
die indirekten, Bedingungen des Beſtehens diefer ihrer Con⸗ 
Souverainität zu bewerfftelligen, hinreichend widerlegt zu 
haben; gleichwie denn auch die Conföderationsakte feläft in 
den angegebenen Ruͤckſichten auf die Souverainität der Bun; 
desglieder bereits verfchiedentlih eingewirft hat; und num 
ftelle ich im Gegenſatze der obigen, die Frage auf: — Wenn 
alle Staaten unferes Bundes in den Hauptmomenten gleich 
geformt feyn, und alle nach gleichen Grundfäßen werden ver’ 
mwaltet werden, wenn allenthaiben das gemeinfchädlihe Privis 
fegienwefen aufgehoben, und die Sleichheit der Anfprüche in 
demfelben Maaße hergeftellt feyn wird, wenn kein Volk ſich 
mehr vernachläßigt, fich mehr, als das andere, gedrückt 
glauben kann, wenn alle Völker des Bundes nach gleichen 
Geſetzen leben, und nad gleichen Formen werden gerichtet 
werden, wenn die Fortfchritte der Bildung. und Aufklärung 
allenthalben gleiche Unterftiigung finden, und jedes Volk fich 
im Genuffe feiner Nechte gleich geſchützt und gefichert ſieht, 
wenn jede, dem Staatszwecke nicht gefährliche, Religion in 
allen Staaten des Bundes ſich gleicher echte zu erfreuen 
haben, und dadurd der Fanatismus der Neligion bis auf 
die legte Spur getilgt feyn wird, wenn allenthalben bie 
Steichförmigfeit in den Zunfts And Pofteinrichtungen, in 
den Münzen, in dem Maaß und Gewichte wiederhergeftelle 
und befeftigt, und jedes Hinderniß des freyen Verfehrs uns 
ter fämmtlichen Völkern des Bundes, wie es immer heißen 
möge, gehoben feyn wiirde; wer könnte dann noch zweifeln, 
daß unter folhen Vorausjeßungen die, durch Gleichheit der 
Sprache, der Sitten, des Charakters und Temperaments, 
des Klima und des Bodens von der Natur ung fo tief eins 
geprägte, nur duch unnarürlihe Negierungstunft bis itzt 
‚niedergehaltene, wahre Brudefliebe und Eintracht unter und 
Teutſchen zu einem verjüngten, und darum defto kräftigeren, 
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Leben geweckt, und für die länafte Dauer befeftigt werden 
müſſe? Wer könnte dann noch fürchten, daß, folange diefe 
Hrudereinhett unter. uns blühen wird, je der Dämon der 
Unruhe und Feindfeligkeit wieder die Oberhand geminnen- 
‚und unfere Rühe, unferen Frieden flören könne? 

Welcher Teutfche follte demnach die ungefiumte Rea— 
fifieung jener Vorausſetzungen nicht innigſt wünſchen, nicht 
willig dazu feine Hände biethen, die Nothwendigkeit derſel— 
ben für Erreichung des Bundeszweds, und darum die 
Pflicht des Bundes, mit alfen feinen Kräften darauf hinzu 
wirfen, mit Herz und Mund bekennen milffen ? 
Der follten die Tentfchen, obgleich vielfältig angeregt 
durch die laute Stimme ber Publizität, dennoch des, fie 
ewig Brandmarfenden, Grades der Indolenz fähig ſeyn, ab; 
zumarten, bis eine äußere Macht fie zur Erfüllung ihrer 
Pflicht nöthige, die Erareifung jener Maäaßregeln zwangs— 
weiſe impulſire? — Wehe dann den Teutſchen! Erzwun— 
gener Schein ber Bruderliebe Hält nur gleichen Schritt 
mit der Daner amd der Kraft des Zwanges, und behält die 
Tücke im Kintergeunde, die über kurz oder lang mit vers 
doppelter Bosheit hervorbricht, und alle Hoffnung zur Bier 
derverſöhnung vernichtet. 

Als die Hanpfbedingungen zur Erreichung des Buns 
deszwecks in feiner Nichtung nach außen, d. i. als die 
unerfaßlichften Mittel, den Frieden des Bundes mit aus; 
wärtigen Mächten zu erhalten, und nöthtgenfalls durch ges 
meinſame Kraft zu erfämpfen, find bereits bey Erörterung 
der Befchaffenheit eines, dem Bunde für jenen Zweck nenit: 
genden, Vertheidigungsfuftems begründet worden a) Erhals 
tung der Bundesglioder von allen Völkerrechts widrigen 
Eingriffen in die Nechte dem Bunde fremder Staaten, von 
alfen unberufenen Einmifhungen in deren innere Angelegens 
heiten, und von allen einfeitigen offenfiv« und defenſtv⸗ 
Bündniſſen mit folhen Mächten; b) Einführung der 
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Steichheit der Armatur fämmtlicher Truppen der Bundet: 
glieder, der Art ihrer ¶ Waffenübung und "Verpflegung: ©) 
die ſtäte Bereitſchaft aller zum Kriege auch während drs _ 

Friedens: d) gemeinfchaftliche Vertheidigung jedes einzelnen 
Bundesgenoſſen durch die vereinigte Kraft aller im Falle «i: 
nes vom Bunde fir nothwendig erkannten und beſchloſſenen 
Kriegs. e) Konjzentrirung der BundessContingente und if: 
ver Verpflegung nach"gewiffen wenigen Kretſen, und Unter— 
"ordnung derfelden , fo wie der im Gebiethe des Bundes be; 
findfichen Feftungen, unter die Vefchle des die Bundesar— 
mee fommandirenden ‚Chefs, im Falle eines Kriege. F) Un: 
zulãßigkeit der Neutralität irgend eines Bundesglieds, oder 
eines einſeitigen Friedensſchluſſes. g) Gemeinſamer Abſchluß 
des Friedens, und endlich h) ernſtliches Hinſtreben des 
Bundes auf die Stiftung eines großen; "der Möglichkeit at: 
les Krieges vorbeugenden , Füderattofnftems mit den voraus 
benannten Staaten. In demfelben Grade, in weichem fich 
diefe Beftimmungen als die unerlaßlichen Mittel zur Ervei: 
Hung des Bundeszwecks in feiner zweyten Richtung’ durch 
die Natur der Sache bewähren dürften, Rögte eben darum 
auch die Nothwendigkeit einlenchten, fie ins dem Fundatnen: 
talftatute des Bundes zu geſetzlich verbindenden Noͤrmen 
der Bundesglieder ohne Ausnahme zu erheben, und dadürch 
die Funktion der Bundesgefekgebung zu ergänzen, inwiefer⸗ 
ne durch fie das gegenfeitige Verhältniß, die durch den 
Zweck des Bundes begriindeten Rechte und Verbindlichkei⸗ 
ten der Bundesglieder, als ſolcher, vollſtändig gezeichnet, 
und eben dadurdy die Grundbedingung der Erreichbarkeit 
des Bundeszwecks vealifiet werden foll. 

+ Nur dann, wenn der Bund durch feine Funktion der - 
Geſetzgebung der, hier -freyfih nur in den Grundzügen an; 
gedeuteten, Forderungen volllommen entfprochen haben wird, 
wird Niemand in jener Geſetzgebung, ald der Urquelle aller 
feiner übrigen Funktionen, als dem eigentlichen Eriterium 
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der Güte und Zweckmaͤßigkeit feiner ganzen Verwaltung, 
den Charakter ducchgängiger Conſequenz und befriedigender 
Vollftändigkeit verfennen, wird Niemand dem Vertrauen ei: 
nes gläcklicheren Erfolgs der neuen Drdnung der Dinge fi 
entziehen fönnen. 

Die fpecielle Obforge über individuelle Verhaͤltniſſe, die 
nicht zum Reſſort des Bundes gehoͤren, und die Aufſicht, ob 
nichts dem geſetzlich beſtimmten Bundesverhaͤltniſſe widers 
ſtrebendes von einer dem Bunde fremden Macht, gegen ſich 
und die ſeinigen unternommen oder vorbereitet werde, kann 
am ſchicklichſten von jedem Bundesgenoſſen ſelbſt, durch dem 
anderen und jenen fremden Maͤchten zugeſchickte, beſondere 
Geſandtſchaften geltend gemacht werden, und es verſteht ſich 
wohl von ſelbſt, daß jedes Glied des Bundes berechtigt und 
verpflichtet ſeyn muͤſſe, das, was es dem Bundeszwecke 
uͤberhaupt nachtheiliges und hinderliches, oder ſeine Rechte 
ungebuͤhrlich beſchraͤnkendes, bemerkt, fo wie feine Beſchwer—⸗ 
den gegen eine fremde Macht, wenn es jene Beſchraͤnkung 
und dieſe Beſchwerden im Wege diplomatiſcher Verhandlung 
nicht zu heben vgzmag, endlich feine, Bemerkungen über die 
Rüftung. einer ſulchen Maht, die gegen den Bund oder eis 
nen feiner Genoffen gerichtet ſcheint, bey der Bundesver; 
fammlung duch das Organ ihres Direktoriums zur Sprache 
und DBerathung zu bringen, und von. derfelben Entfcheidung 
und Abhülfe zu erwarten. Allein mit jener gegenfeitigen 
fpeciellen Aufficht iſt der Bedingung der organiſchen Ord— 
nung und der Beftändigkeit des Ganzen noch nicht genügt: 
das aus mehreren Theilen organifh zufammengefügte Ganze 
erfordert auch eine Weberfiht des Ganzen, eine Central⸗Auf— 
fiht, wodurd das Ganze in feinem organifchen Gange, und 
jede: Theil in ihm in dem, durch den Organismus des Gans 
gen ihn angewiefenen,- Stande erhalten, wodurd die Bedins 
gung gegeben werde, jeder Störung oder Stockung der or—⸗ 
ganiſchen Ordnung des Ganzen und aller feiner Theile zus 
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vorkommen zu koͤnnen, und eine Centralkraft, wodurch jeder 
ſolchen Störung und Stockung wirklich vorgebeugt werde: 
Zu eben diefer Weberficht des Bem Bundeszwecke entiprer 
henden Benehmens fämmtlicher Bundesglieder unter fich 
und gegen fremde Mächte, fo wie über das Verfahren diefer 
Mächte gegen den Bund im Ganzen wie in feinen Theilen, 
zu eben jener, jeder Störung und Unterbrechung der organis 
ſchen Ordnung des Ganzen vorbeugenden, Wirkſamkeit if 
der Natur der Sache nach das Proteftorium am befiten ger 
eignet, und durch den, dem Protektorium vorfchwebenden, 
Zweck volltommen berechtigt, und daß es fi) .diefer Funktion 
unterziehen, und der Sphäre derfelben in allen ihren Theilen 
vollkommen genügen werde, dafuͤr buͤrgt uns die Abficht feis 
ner Uebernahme, und das gegebene Faiferlihe Wort: »den 
» Titel, Schutzherrn des rheinifchen Bundes angenommen zu 
»haben, um den Frieden zu erhalten, und duch be 
» ftändig eingelegte Vermittlung zwifchen den fchwächften und 
»den ftärfften allen Arten von Zwiftigfeiten und 
Unruhen vorzubeugen:z« Man muß dem Bunde zu 
diefer Ausfihe um fo mehr Guͤck wünfhen, je mehr die 
Moͤglichkeit und Dauer eines fonfequenten und frafivollen 
Lebens für ihn bedingt iſt durch die Funktion der unterftells 
ten Aufficht und Wirkſamkeit, und je weniger dennoch die 
Bundesverfammlung felbft der Idee diefer Funktion zu ents 
fprechen vermogt haben würde; denn ihr fehle es nicht 
nur an den gehörig qualifizivten Organen der  geforders 
ten Auffihesführung,, fondern auch an dem erforderlichen 
Nachdrucke, um jeden Zwift in feiner Geburt erfticken zu 
fönnen, und wie wenig überhaupt dabey herausfomme, wenn 
die Glieder eines Vereins fih felbft unter Aufficht nehmen 
follen, hat die Erfahrung am teutfchen Neichsiage zur Ger 
nüge bewießen: Eben jene Drgane hat aber; das Protektos 
rium in feinen, in allen Theilen des Bundes vorhandenen, 
Sefandefchaften, und daß es den erforderlichen Nachdru bes 
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fiße, wie auch ſtaͤts am Tebhafteften dabey intereſſirt fey, fer‘ 
den Austritt aus dem Geleiſe der Ordnung zu verhüten, 
dürfte wohl in den Gemüthern der Bundesglieder weniger, 
als irgends etwas, dem leifeften Zweifel unterliegen. Gerade 
einer ſolchen Dbforge und einer folchen Centralkraft bedarf 
es aber vor der Hand, um den, durch die Sorglofigfeit im 
teutſchen Meiche fo ganz verwöhnten , Egoismus der Teuts 
ſchen fo zu ziigeln, dan er fich den Bedingungen und Geſez— 
zen des neuen, ganz gewiß ernftlicher gemeinten, Vereins 
ohne alle Ausnahme vünktlih füge. Es wird fonach durch 
die Funktion jener Aufſicht und Wirkſamkeit jeder der ver 
bündeten Staaten unfehlbar auf die ihm gebührende Rechts⸗ 
ſphaͤre beſchraͤnkt, jeder flörende Austritt aus derfelben, jedes 
unbefugte Finfchreiten in die Nechtsfphäre des andern abge: 
halten, und fo dem Zwecke des Bundes mächtig in die 
Hände gearbeitet werden. | 

Da indefien die verbfindeten Staaten eben fo viele 
Maffen von Menſchen, und deren Negierungen felbft nur 
durch Menſchen befebt find , die, vermöge ihrer vorberrfchen: 
den Selbſtſucht, nur gar zu fehr geneigt find, das Geſetz 
nur zu ihrem DVortheile zu deuten, oder zu ihrem Vortheile 
unter daffelbe zu fubfumiren, fo wird es, bey aller Sorgfalt 
der Gefesgebung , der Aufſicht und Polizey des Bundes, 
dennoch nicht verhuͤtet werden koͤnnen, daß nicht einzelne 
Fälle eintreren folften , sin welchen , aus Irrthum oder mit 
Abſicht, die Anſpruͤche zweyer oder mehrerer Mitverbundenen 
anf dieſelben Objekte, z. B. ben ungenuͤgend ſcharfer Beſtim— 
mung ber Landesgrenzen, oder einer Erbſchaft u. ſ. w., zu: 
ſa mmentreffen, und daraus Colliſionen, wirkliche Rechtsſtrei— 
tigkeiten entſtehen werden. Gleichwie es nun abſolute Be— 
dingung der Erhaltung der Ruhe und des Friedens unter 
einzelnen, zu diefem Zwecke verbundenen, Menfihen iſt, daß 
dieie fich ihres Privatrechts des Gerichts und des Gebrauchs 
ihrer phyfifchen Privargewalt zur Ducchfekung ihrer flveitis 
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gen Keihtsanfprüche begeben, und beydes in bie Hände des 
Staats niederlegen, um von diefem die rechtliche Entſchei— 
dung jener Streitigkeiten und die Effeftuirung dieſer Ent. 
fcheidung zu gewärtigen, eben fo müffen einzelne, zum Zwecke 
der Erhaltung der Ruhe und des Friedens unter ſich verbun: 
dene, Staaten die Entfcheidung ihrer unter fich möglichen 
Streitigkeiten dem gemeinfamen Willen aller Verbundenen — — 
der nur darinn gemeinfam ſeyn kann, daß jedem. das recht⸗ 
lich Seine werde und bleibe — ohne allen Vorbehalt übers. 
laſſen, und ſich diefer Entfcheidung ohne alle Widerrede ums 
terwverfen, weil außerdem, da jeder auf feinem prajumirten. 
Rechte befichen würde, jeder Rechtsſtreit — wenn , was im: 
merhin zufällig ift, kein Vergleich anſchlaͤgt — in eine Feh— 
de, in welcher nur die Stärke, nicht immer das Recht, die 
Oberhand behielte, ausfchlagen, und eben dadurch der Zweck 
der Vereinigung vereitelt wirde., Man bedenke nur einen 
Augenblick, weiche zufällige Sache es um die Ruhe und den 
Frieden der Verbündeten feyn würde, wenn es an einem 
fompetenten Gerichtshofe für ihre Streitigkeiten unter ſich 
fehlen follte, und an einer vechtsfräftie enticheidenden Macht, 
wenn. jeder auf feinem Privaturtheile beſtehen, und fich ſei— 
ner phyſiſchen Kraft zur Behauptung deſſelben bedienen 
dürfte, und man wird fih der Leberzeugung nicht erwehren 
können, daß es unerlaßlihe Bedingung der Erreichung des 
Hauptzwecks des Bundes fen, das alle in den aͤußeren Der: 
Hältniffen feiner Glieder unter ſich etwa möglichen Streitig: 
feiten ohne Ausnahme und ohne Verzug der Entfcheidung, 
des Bundes anheimgegeben werden. Eben diefe ungefäumte 
Unterfuchung und rechtliche Entſcheidung alfer zwiſchen den 
Bundesgliedern unter fich etwa eintretenden Streitigkeiten 
wird demnach) eine, vorzüglich wichtige, Sphäre der Thaͤtig⸗ 
feit des Bundes bilden, diefer alfo, zur Wahrung der recht⸗ 
lichen Sicherheit aller einzelnen Verbündeten, fläts und uns 
unterbrochen bereit ſeyn mäffen, den Vortrag der fich erge: 
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benden Rechtsſtreitigkelten jener Art anzunehmen, auszumit⸗ 
teln, was in den gegebenen Faͤllen Rechtens ſey, die ver⸗ 
mittelſt richtiger Subſumtion unter die einſchlagenden Ent— 
ſcheidungsnormen gezogene Schlußfolge als Sentenz aufzuis 
ftellen, und hiernächft jedem das Seine, nah) Maafigabe der 
gefällten Sentenz zuzutbeilen. 

Die Are und Weife feines Verfahrens hierunter, welche 
mir der Wuͤrde der unterſtellten Partheyen, ſo wie dem 
Zwecke der, durch den Bund zu bewirkenden, Rechtspflege 
am meiften zu entfprechen feheint, habe ich bereits bey Eroͤr⸗ 
terung der Verfaffung des Bundes angegeben, als worauf 
id mich hier, um Wiederholung zu vermeiden, beziehe, und 
nur noch). bemerfe, daß eine durch zweckmaͤßige Kürze, Feftigs 
keit und umnbedingte Unvarthenlichkeit charakterifivte Rechts⸗ 
pflege der erfte und Höchfte Anſpruch, den jedes Bundesglied 
an die Sefammtheit des Bundes zu machen berechtigt ift, 
das, jedem einzelnen am nächften liegende, Beduͤrfniß fen, 
und gegen jede Art von Unterdrückung fir die fcehwächeren 
Glieder gegen die ſtaͤrkeren ſowohl, als gegen jede Lnterbrer 
chung feiner Nuhe für den Bund felbft eine gleich fichere 
und unüberwindliche Schutzwehre.“ So mie aber den ein: 
zelnen Bundesgliedern, deren wichtigfte Angelegenheit die 
Sicherheit ihres Nechts it, matürlich alles daran liegt, daß 
der Bund durch jene feine Funktion der Nechtfprehung wirk— 
lich das leifte, was er durch fie leiften foll, eben fo liegt 
auch umgekehrt dem Bunde, deffen wichtigfte Angelegenheit 
die Erhaltung der Ruhe und des Friedens in feinem ganzen 
Gebiethe ift, natürlich alles daran, dal alle Bundesgenoffen, 
ohne Ausnahme, zu aller Zeit und unter allen Umſtaͤnden 
und Verhäftniffen, ihre Streitigkeiten unter fich dem Bunde 
wirklich zur Entfcheidung unterwerfen, und dieſer Entſchei⸗ 
dung ſich puͤnktlich fuͤgen; denn jede Verweigerung des erſte, 
ren oder des letzteren, die an ſich ſelbſt ſchon eine gaͤnzliche 
Vergeſſenheit der Bundespflicht beurkundete, müßte noth, 
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wendig Vereitlung des Bundeszwecks, und ein bedeutender 
Schritt zum DVerfalle des Bundes ſelbſt ſeyn, deren erſtem 
zu begegnen, die höchfte Sorge des Bundes erheifcht. 

Doch ! die Aufficht, daß fein Bundesglied, wer es ims 
mer fey, jener Bundespflicht ſich entziehe, und dadurch die 
Harmonie des Ganzen flöre, gehört ja zur Sphäre des’ Pros 
teftoriums, und man darf fi demnach dem feften Vertrauen 
hberlaffen, daß diefes jedem, an fich gefährlichen, Beyſpiele 
jener Bundeswidrigen Entziehung kraͤftig genug vorzubeugen 
| nicht unterlaſſen werde. 

Die vollſtaͤndigſte, alle nur erdenklichen Mittel ents 
fehöpfende, und vortrefflichfte Geſetzgebung indeffen würde nur 
todter Buchſtabe, die gerechtefte und fchleunigfte Nechtspflege 
mürde leeres Formelnwerk, beyde würden ohne allen beabs 
fichtigten Effekt bleiben, bringt es der Bund. nicht dahin, 
daß jedes feiner Geſetze, und jede feiner BR IS OR DAN 
unausbleiblich vollzogen werde: Denn nur \dann hat ein 
Geſetz die Auftorität, die e8 haben foll, wenn ihm fläts der 
erforderliche etefutive Nachdruck zur Seite ſteht, nur dann 
wird ein Richterſpruch / vefpektirt, wie er fol, wenn man weiß, 
daß er unausbleiblich werde effeftuirt werden. Die ganze 
Wirkſamkeit des Bundes ift demnach unmwiderfprechlich bes 
dingt durch den erforderlichen Grad feiner erefutiven Thaͤtig⸗ 
keit, das ganze Leben des Bundes und die Erreichung ſeines 
Zwecks hängt davon ab, daß feines feiner Geſetze unausges 
führt, feine feiner Entfcheidungen unvollgogen bleibe, daß 
auch nicht ein einziges Beyſpiel einer Geſetz⸗ oder Sentenzs 
widrigen Handlung geduldet werde; denn, was auch nur der 
eine darf, fpricht auch der andere für fih an, und wir wuͤr— 
den uns bald wieder auf dem vorigen Standpunkte befinden, 
wo, der vorhandenen vortrefflichften Geſetze ungeachtet , dens 
noch jeder nur that, was feinem Privatintereffe zufagte, to 
man die Boten der ehrmürdigften Juſtitz vor die Thuͤre 
warf, und ihren Entfcheidungen Sohn ſprach, wo fih der 
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Tod des Meichsvereins in dem willkuͤhrlichſten Verfahren 
ber Individualitaͤt mit jedem Tage lauter verfündigte: 

Da, wie wir bey Beruͤckſichtigung der Erekutionsverfaf 
fung gejehen haben, die Erefutionsmittel des Bundes in den: 
Händen feiner einzelnen Glieder ſich vertheilt befinden ‚ fo 
dürfte eine defto fivengere Wachſamkeit nöthig ſeyn, daf nie 
ein Glied des Bundes dem, ihm gemachten, Erekutionsauf: 
trage fich entziehe, und auch nur die entferntefte Unwillfähs 
vigfeit hierinn müßte, ald eine wahre Verletzung der Buns 
despflicht durch die vereinigte, nöthigen Falls durch jene des 
Protektors verftärkte, Macht aller übrigen YBundesglieder un: 
verzüglich geahndet, und der Tflichtvergeffene zur Erfüllung 
feiner Obliegenheit gezwungen, und, daß dieß unausbleiblich 
gefchehen werde, in der Gefekgebung angekündigt werden. — 
Es ift unverkennbar, daß nur unter folchen Vorausſetzungen 
die unverbräcliche Geltung der Geſetze des Bundes, die uns 
gefäumte Nefpektirung feiner Nechtsfprühe mit Zuverfiht ers 
wartet werden, daß der Bund nur in dem Maafie feinen 
‚Zweck erreichen Eönne, in welchem er durch feine erefutive 
Haltung und Ihätigkeit in jedem Bundesgliede die Webers 
zeugung bewirkt, daß fihleihterdings Feine Lleberfchreitung oder 
Vernachlaͤßigung irgend einer feiner Entfcheidungen je ftatt 
finden dürfe. Die im tentichen Meiche gemachte traurige 
Erfahrung mögte eine, felbft bis zum Grade der Aengftlichs 
feit getriebene, Strenge in diefem ,Punkte hinlaͤnglich vechts 
fertigen, 

Da die, im Falle des Bedarfs eines phnfifhen Zwan⸗ 
ges zur Geltendmachung der Geſetze und vechtlihen Ents 
ſcheidungen des Bundes erforderlichen, Mittel, diefelben find, 
welche die Möglichkeit einer zweckmaͤßigen Vertheidigung des 
Bundes gegen außen, der Führung eines glücklichen Kriegs 
zum Zwecke der Befeſtigung des Auferen Friedens bedingen, 
jo lien: bierinn nun noch _ein Grund mehr, die ununterbros 
chene Unterhaltung einer, zu dem. vollzähligen Bundes-⸗Con—⸗ 
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fingente verhältnigmäßigen, Militairmacht und deren atıgens 

blicklicher Brauchbarkeit als unerlaßliche Verbindlichkeit aller 

Bundesglieder gefeblich auszufprechen, und es dürfte fonach, 

zum Behufe der Erreichbarkeit des Bundeszwecks in feiner 

Richtung nad innen fowohl, als nach außen, eine der drins 

gendften Funktionen der ‚Militairverwaltung darinn beſtehen 

muͤſſen, daß von, Bundes wegen jaͤhrlich eine Viſitation ver⸗ 
anſtaltet werde, ob von ſaͤmmtlichen Bundesſtaaten den, in 

Beziehung auf das Vertheidigungsſyſtem des Bundes aufges 

fiellten Geſetzen — uͤber Ideren Tendenz und Befchaffenheie 

ih mich voraus bereits erklärt Habe — pünktlich nachgelcht, 
das ift, ob jene verhaͤltnißmaͤßige Militairmacht allenthalben 

wirflich vorhanden, folhe nach dem Srundfaße der Einheit 

der Armatur, der Art der Waffenuͤbung und Verpflegung 

organifirt, mit den nöthigen Beduͤrfniſſen des Kriegs verfer 

hen, und die vorhandenen Zeftungen im brauchbaren Vers. 
theidigungszuftande feyen, und dad im Falle einer entdeckten 

Lücke oder eines fi ergebenden Mangels, die Ausfüllung der 

erfteven oder die Abftellung desä legten unausbleiblich bes 

wirft werde. 8 leuchtet wohl aus der Natur der Sache 

von felbft ein, daß diefes für den Bund das einzig zureis 

chende Mittel feyn koͤnne, fih von dem ununterbrochenen 

zwedgemäßen Zuftande feiner Exekutions- und Wertheidts 

gungsanftalten die beruhigende Ueberzengung, der Erreihbars 

keit jeines Zwecks die nöthige Stüße zu verfchaffen, und feine 

Slieder in der erforderlichen ununterbrochenen Achtfamfeis 

und Spannung zu erhalten; es dürfte alfo auch eben das 

durch die Nothwendigkeit des Gebrauchs dieſes Mittels für 

den Bund, wenn er fih, die Erreichung feines Zwecks und 

“die Behauptung feiner Epiftenz anders nicht der Willkuͤhr 
der individualität überlaffen will, volltommen begruͤndet, 
und fein nur vortheilhaftes Nefultat fir den gemeine 
famen Zweck aller einzelnen feiner Glieder in — 

Grade bewährt 'feyn, 
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Mancherley, für den gemeinfamen Zweck des Bundes 
nöthige, Ausgaben, z. DB. für Unterhaltung der Kanzley der 
Bundesverſammlung, fir Unterhaltung des Bundesgerichts, 
wenn man die Anftellung eines eignen folchen Gerichts 
zweckmäßig finden follte, für Beſtreitung der etwa erforderlis 
hen Erekutionskoften,, für Verproviantirung der Feftungen 
im Gebiethe des Bundes im Falle eines Kriegs (welche, da 
leßtere zur unbedingten Dispofition des Bundes überlaffen 
werden mäüffen, und dem gemeinfamen Zwecke dienen, dem 
Rechte und der Billigkeit gemäß auch von allen zu beftreiten 
feyn dürfte) und Ähnliche Gegenftände machen es durchaus 
nothwendig, daß dem Bunde eine, jenem Aufwande entſpre⸗ 
chende, Summe Geldes, zur Dispofition für jene Zwecke, zu 
Gebote geftellt werde, und es kann keinem Zweifel unterlies 
gen, dab — da jener Aufwand, eben, weil er für das 
Ganze gemacht wird, auch von allen, dieſes Ganze konftituts 
venten, Einzelnen nach Verhaͤltniß ihrer individuellen Kräfte 
beftritten werden muß, und Dazu jeder, indem das Wollen 
bes Zwecks auch nothwendig das Wollen der Mittel zum 
Zwecke umfchließt, durch feinen Beytritt zum Bunde auch 
an ſich ſchon feine Einwilligung zum voraus ertheilt Hat — 
jene Summe durch die Beyträge aller einzelnen Bundesglies 
der aufzubringen fey, und die Beflimmung diefer Summe,’ 
die Aufbringung derfelben und ihre Verwendung für die 
Zwecke des Bundes , nebft deren Berechnung, werden fo‘ 
nach die Objekte der Finanzverwaltung des Bundes 
bilden. 

Die Natur der Sache weißt darauf hin, daß diefer Ver; 
mwaltungszweig feine Funktion damit zu beginnen babe, daß 
der ftändige jahrliche Bedarf des Bundes für Realiſirung 
der nöthigen Anjtalten zur Erreichung feines Zwecks ausger 
mittelt, und danach die regelmäßig herbeyzufchaffende Totals 
fumme beitimme werde: Um dann diefe Summe verhältniß— 
mäßig auf jämmicliche Bundesglieder umlegen zu können, 
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bedarf es dmnächſt der unverzüglichen Feftftellung einer ger 
sechten Vertheilungsnorm , die, ohne alle Rückſicht auf den 
ehemaligen, notorifch unrichtigen, Reihe: Matritularanfchlag, 
blos nach einem richtigen Verhältn'iſſe der jekigen natürlichen 
Staatsträfte der Bundesglieder auf dem kürzeſten Wege zu 
beftimmen , und bey jedem neuerdings eintretenden Länders 
zumachfe oder Verluft der einzelnen Genoffen ungefäumt nad) 
biefem veränderten Kraftbeftande zu modifiziren feyn dürfte. 
‚Die nad) diefem Maaßſtabe vertheilten, und ohne Duldung 
des mindeften ‚Verzugs aufzubringenden, Beyträge fließen in 
die, durch fie felbft fich bildende, und von einem angeftellten 
Caſſier unter der Dberaufiicht des Fürften Primas zu vers 
waltende, Raffe des‘ Bundes, und machen deffen Vermögen 
aus, iiber das er zu jeinem Zwecke zu disponiren, und jährs 
lich öffentliche Rechnung zu ftellen hat. 
Außerordentliche Bedürfniffe des Hundes berechti⸗ 
gen auch denſelben, außerordentliche Beyträge von feis 
nen Genoſſen zu verlangen, und keiner kann und darf ſolche 
verweigern, weil jeder will, kraft feiner. Beyftimmung zum 
allgemeinen Willen , daß der Bund beftehe, und unter allen 
Umftänden gefichert werde; jeder muß alfo auch wollen, daß 
von dem Eigenthume aller einzelnen foviel, als zu feiner 
Erhaltung und Sicherftellung jedesmal erforderlich if, beys 
getragen werde, weil ohne den Beſtand des Bundes, feldft 
alle Sicherheit der Einzelnen blos gegeben und gefährdet 
‚wiirde, und eben darum im Confüderationsvertrage zu jener 
Maafregel fchon diefe Beyftimmung jedes Einzelnen enthals 
ten fiyn muß. — Dan kann fih wohl damit allein begnü⸗ 
gen, an die höchft nachtheiligen Folgen der Untauglicykeit 
der Reichsmatrikel, und der, eben dadurch zum Theile mos 
divirten, Unwillfährigfeit der Saumjeligkeit der Reichsglieder 
in Entrihtung der fchuldigen Beyträge zuriickzuerinnern, 
um der Bewirkung der Ueberzeugung gewiß zu feyn, daß ein 
fräftigeres und dauerhafteres Leben des: Bundes ſchlechthin 


bedingt ſey durch Sie Gerechtigkeit der Vertheilungenorm fet 
nes Aufwandes, und die firengfte ‘Pünktlichkeit in Entricy: 
tung der erforderlichen Beyträge, daß alfo die ſtäte Bewir— 
ung jener und diefer unter die wichtigften und folgereichften 
Gegenftände der Bundesthätigkeit zu vechnen feyen. 

Bey. diejen , bisher gezeichneten, fo manchfaltigen Ger 
fchäften des Bundes, welche ihrer Natur nad) feine Unter; 
brechung vertragen, bey dem dringendften Vedürfniffe einer 
ſtäten Obſorge fiir die Erreichung feines Zwecks, und einer 
ſtäten Bereitfchaft. zur augenblicklichen. Ergreifung der erfors 
derlichen Maaßregeln in dringenden Fällen, zur unverzüg— 
lichen Entfcheidung der entftandenen Streitigkeiten und beren 
Vollziehung, ftelle fih die Permanenz der Bundesvers 
fammlung als unerlafliche Forderung dar, und dieſe wird 
nur in demfelben Verhältniffe ihrer Beſtimmung zu entipres 
‚hen fähig ſeyn, in weichem fie fih mit Beiſeitſetzung aller 
zu ihrem Neffort nicht gehörigen Beſchäftigungen, blos auf 
die ihr eigenthümliche Gefchäftsfphäre beſchränkt, aber auch 
dieſe mit. einer zweckmäßigen, nicht, mie bey dem teutfchen 
Reichstage, auf einige Stunden in der Woche befchränften, 
Thätigkeit ausfüllt, duch fcharfe Beftimmung der Nangord; 
nung und aller hierüber möglichen Verhältniffe, den Ges 
fhäftsgang unnütz hemmenden Streitigkeiten vorbeugt, und 
mit befonderer Aufmerkſamkeit alles dasjenige vermeidet, was 
ihre Bewegungen auf einen, dem Schlendrian und der 
Siechheit des vormaligen teutfchen — ähnlichen Takt 
zurückführen könnte. 

Werden die hier beſchriebenen Normen als Geſehze des 
Bundes aufgeſtellt, oder belebt wenigſtens der in ihnen ans 
gedeutete Geiſt die künftigen Gefeke des Bundes, wird liber 
deren unverbrüchliche Befolgung ununterbrochen gehalten, 
‚werden alle Streitigkeiten ‚der verbündeten Staaten unter 
fih ohne Ausnahme vor das Forum des Bundes gezogen, 
jenen Gefegen gemäß ohne Verzug gefchlichtet,, und dieſe 
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Entſcheidungen unausbleiblich vollzjegen, wird jeter der ver 
biindeten Staaten vor Störungen des ihm gebührenben 
Rechts- oder Freyheitsgebierhs gewahrt, aber auch zur Err 
haltung und zum Gebrauche der dazu feiner Seits nöthigen. 
Zwangsmacht ohne Schonung angehalten, und jedem nur 
der, ihn vechtlich treffende, Beytrag zu den Bedürfniſſen des 
Bundes, aber auch diefer ohne Nachſicht, abgenommen, mit 
einem Worte: Wird der Bund nach den bier erörterten 
Grundſätzen verwaltet; dann herrfcht ficher Ruhe und Friede 
im Inneren des Bundes, dann Hat ficher der Bund die nör 
thige Kraft, um jeden feiner äußeren Feinde die Spitze zu 
bierhen , dann wird der Bund feinen 3weck in feinen Glie— 
dern, und die Glieder werden ihren Zweck im Bunde un: 
unterbrochen erreichen, und fo wird alles im organifchem 
Gange den Gefehen des Vereins gemäß harmoniſch zufams 
menwirten — dann wird aber auch fiher jeder Teutfche fich 
und feinem Vaterlande zu jener Umgeſtaltung feiner Verfaſ— 
fung aus reinem innigen Patriotismus Glück wünſchen, und 
der hell leuchtende Vorzug des Bundes vor der teutjchen 
Reichsverfaſſung felbft den vorurtheilvollften Starrfinn der 
Anhänger des alten beugen, und beſchämend befiegen. 





Ohne Schonung, welhe auch hier in der That feinen, 
vernünftigen Zweck ‚hätte Haben können , aber, ich fann es 
mit dem reinften. Gewiffen fagen, mit unparthenifchem Stves 
ben, gerecht zu urtheilen, babe ich die Mängel und Gebrer 
chen der teutfchen Neichöverfaffung, und deren unverfennbare 
Queſlen den Augen derjenigen teutfchen Generation vorge 
führe, welche, ſelbſt Zeuge der Unzulänglichkeit und Unhait: 
barkeit jener Verfaſſung, des gänzlichen Verfehlens ihres 
Zwecks, und des dringendfien Vedürfniffes ihrer Umgeſtal⸗ 
tung , am meiften fähig iſt, über die Währheit jener Dar⸗ 
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ſtellung gerecht zu richten, und ich glaube nicht Urfache zu - 
haben, die Stimme des unbefangenen Gerichts zu 
fürchten. Mögte es mir gelingen, den Zweck diefer Darftels 
lung zu erreichen, nämlich eben jener Generation eine Mare 
Einfiht dariiber zu verfchaffen, wo und was bey dem Auss 
bauen der neuen Ordnung der Dinge zu vermeiden, welche 
Hinderniffe Hinwegzuräumen, welche Quellen des Uebels zu 
verftopfen feyen ? Mögte es mir gelungen feyn, die richtigen 
Mittel zur dauerhaften Begründung des wahren Wohls uns 
feres neuen Vereins gefunden, und diefe, eben fo jehr von 
ihrer Güte und Zweckmäßigkeit überzeugend, dargelegt, als 
den Enthufiasmus zur Thätigkeit fir ihre Ausführung ans 
geregt zu haben! Möchten der Sache gewachſene, von Achs 
tem teutfchen Patriotismus befeelte, Männer diefe Mittel 
einer unbefangenen Prüfung würdigen, und in Anfehung 
derer, die auch ihrem Blicke als dem Vaterlande Heil brins 
gend ſich bewähren, ihre Stimme ungefäumt mit ber 
meinigen vereinigen, um deren Berückſichtigung und Nealifis 
eung bey der Bollendung »des neuen Gebäudes von der 
Meisheit feines Stifters und feiner Glieder zu erflehen! 
Hat doch der große Napoleon die Stimme der 
Schweizer und Holländer, der Weftphalen und 
Spanier bey Fefiftellung ihrer Konftitution des Gehörs 
gewürdigt! Wo wäre fonach der Grund, zu fürchten, daß er 
gerade nur ung Teutſchen bey derfelben Angelegenheit 
daffelbe verweigern könnte? Dder dürften wir Teutfche uns 
felbft in feinen- Augen fo tief gefunfen vorausfesen, daß 
nur wir feine Hoffnung wagen dürften, daß unfere Stim: 
me vor Ihm Gehör finden werde ?— Wehe dann ung 
Teutfchen! Wer alles Vertrauen auf fich felbft verloren hat, 
ift Feines kräftigen Auffchwunges fähig, iſt einer verächtlichen 
Behandlung werth: und hat folhe, wenn fie ihm mwieders 
fährt, nur fich ſelbſt zuzufchreiben. — Doch die Stimme von 
Privaten iſt zu ſchwach: Unſere Fürften find es, deren 
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Stimme Napoleon nicht überhären wird: Sie find es, 
welche e8 über fih genommen haben , ihre: Völker in den 
Öffentlichen Verhältniſſen zu vertreten; Sie find es alfo 
auch, von weichen: diefe Völker, bey Behandlung ihrer ges 
meinſchaftlich ⸗ wichtigften Angelegenheit, bey der Vollendung 
ihrer Öffentlichen Verfaſſung, eine, ihren gerechten Wün— 
ſchen entfprechende, Vertretung zu erwarten berechtigt find, 
An Sie demnach) richtet fich zunächſt unfer Flehen : O! daß 
Sie wenigftens zn ſchwache —— — ũcher hören 
mögten! X 


»Gab es je« ſagt Jean Paul in feiner Friedenspredigt 
an Teutſchland fo wahr: »Gab es je Fine Tags und Nacht, 
»Sleihe fiir Fürſten, worinn ſie felber entfchieden, was nach 
»ihr erfolgen fol, ob ein Frühling, oder ein Herbſt — 06 
»ein Gang in warme, fruchtbringende Zeit, oder in Falte; 
»Blatt und Frucht verlierende? fo tft diefe Zeit jeßt. " Sie 
»haben beynah die Wahl, entweder allmächtig oder ohnmäch⸗ 
»tig zu werdene. — Sa wohl ſtehen unfere Fürften eben 
jeßt an diefem Sceidepunfte, wohl ift eben jeßt diefe Zeit, 
wo fie die Wahl haben, durch eine‘, auf die file menſchliche 
Anftalten möglich :längfte Dauer berechnete, Confolidirung 
des neuen Vereins, dem teutfchen Waterlande einen Früh— 
ling, oder einen dem Winter nahen Herbſt zu bereiten, dafs 
felbe , unter der neu Aufgetragenen Schminke, immer mehr 
veraltern und gebrechlich werden zu laffen, oder zu. einen 
jugendlichen Leben wieder zu erwecken, in den Organismus 
des neuen Verbandes den Keim, jener des Neichs Ähnlichen 
Spaltung und Erfchlaffung, oder immer fefter fich verfchlins 
gender Einigung und kraftvoller Energie zu legen, Teutſch⸗ 
fand zu einer Achtung gebiethenden politifchen Haltung em⸗ 
porzuheben, oder in. noch tiefere Unbedeutenheit verfinfen zu 
laſſen, ſich ſelbſt dadurch’ mächtiger oder unmächtiger zu mas 
hen, als fie je waren. Die Klugheit gebiether mächtig, den 
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giinftigen Augenblick möglichſt zu benutzen, der, einmal ums 
genügt verftrichen, fo leichte nicht wiederkehren dürfte. 

»Wir wohnen jetzt« heißt es in eben jener Friedens; 
predigt: »im VBaugerüfte der Zeit — und freylich iſt ein 
»Serüfte nicht die befte Wohnung. Aber unfere vorige war 
»noch zerlöcherter und durchfichtiger, als irgend ein Gerüſte, 
sgleihfam nur das Gerüſt zu einem Gerüſte«. — Man kann 
in der That das, was bis jeßt von unferem Bunde fteht, 
mie dem Gerüfte eines Gebäudes vergleichen, welches ber 
Baumeiſter auf einem dauerhaften Fundamente, nach. allen - 
Regeln der Kunft errichtet, und nun denen, die es bewohnen 
follen und wollen, zum. Ausbauen überlaſſen, ſich felbft aber, 
wie billig, fortwährend die Oberinfpeltion darüber vorbehal 
ten. bat: Es ift alfo nunmehr die Sache der letzteren, — 
wenn fie fich anders nicht mit. dem bloßen Gerüſte begnügen 
wollen, welches jedoch als bloßes Berüfte, dem veränderlichen 
Mind und Wetter kaum in der Länge trogen dürfte — uns 
verzüglich die Hand an's Werk zu legen, um die Zwifchen, 
räume der Außenwände auszufüllen, alle Zus und Eingänge 
gegen die Anfälle feindlicher Diebe und Räuber wohl zu 
verwahren, und fich zu deren Wertheidigung, hinreichend zu 
rüften, aber auch die Abtheilungen des inneren Raums fo 
ſcharf zu beftimmen und zu befeftigen, daß fie alle eben-fo 
fiher als ‚bequem und friedlich darinn nebeneinander wohs 
nen können, endlich diejenige Behörde mit gemeinfamer 
Hand zu konftituicen, duch welche ihre gemeinfchaftlichen 
Angelegenheiten geordnet, und die, unter mehreren Bewoh⸗ 
nern eines Gebäudes kaum ganz vermeidlichen, Irrungen 
und Collifionen im friedlichen Wege des Rechts geſchlichtet, 
und jeder im Befige des Seinen wirklich gefhügt und ges 
fihert werde. — Um bieß im Gebäude des Bundes befler 
zu bewerkftelligen,, ale es im Reichsgebäude gefchehen ift, 
dazu follte vorliegende Parallele einigen Beytrag liefern: 
Wohl mir! wenn man das Reſultat dieſer Bemühung der, 
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ide zu Grunde gelegenen ‚guten an. nur einigermaßen 
entfprechend finden würde. 

»Unten at FERIEN — u Sjean Paul 
a..a O.: »wird jedes laute Sprechen‘, das fie herunter 
»wälzen- fann , (mit: Recht) verboten: aber foll man denn 
auf dem ganzen Wege fihweigen, and auf den Ebenen des 
Friedens? Muß ein Staat erft todt feyn, ehe man ihn 
»zergliedern darf, und iſts nicht. beffer,. durch defien Kranks 
»heitss Berichte die Settionsı Berichte -abzumenden ? 
»Dder fol den Bürgern eines Staats erft ein Feind deſſel⸗ 
»ben,, der die Hände bindet, die Zunge löfen« 4 — Gewiß 
wiirde die teutfche Nation nicht folche Seftionsberichte ihres 
Meichs erlebt haben, hätten feine Conftituenten die Krank 
heitsherichte iiber daffelbe, an denen es wahrlich nicht fehlte, 
zur rechten Zeit ‚einer wirkſamen Aufmerffamfeit gewürdigt; 
Und follte es darum nicht ein gerechter Wunfc aller Büx— 
ger des Bundes ſeyn müſſen, daß defien Conftituenten nie 
von der, feldft durch die Erfahrung als nüßlic und noths 
wendig bewährten, Maxime weichen mögten, bey zurücges 
tehrtem Frieden, wo die, nur dem Kriege eigenen, Moths 
maafregeln des Preis, Zeitungss, Briefs und Poft: Zwans 
ges Äberflümig nicht nur, fondern höchſt nachtheilig find, 
allenthalben - und in-allen Theilen des Bundes, fiber deffen 
Angelegenheiten. eine vernünftige Preßfveyheit , ohne die 
feine politifche Frevheit. möglich iſt, zu ſchützen, und bie 
etwaigen Krankheitsberichte — fen der Berichtfteller, wer er 
immer wolle, ift nur. fein Bericht wahr und treffend — 
mit vorzüglicher Aufmerkfamkeit zu berückſichtigen? Wo 
follte auch ein vernünftiger Grund zu finden feyn, es dem 
Bürgern des Bundes zu verwehren, daß fie, als ſolche, fich 
um das Wohls oder Uebelbefinden ihres öffentlichen Rechts; 
zuftandes bekümmern, fih, unberufen und unbefoldet, unter 
feine Räthe begeben, und, ohne die geringfte Verlegung hö— 
herer Pfichten, die Maaßregeln feiner, weder antrüglichen 
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noch al wiſſe iden, Vertreter prüfen, Ner-etwatgen Eebrechen 
nadhfpüren, und zweckmaͤßige Vorfchläge für ihre Verbeſſe⸗ 
rung machen dürften, die jenen nicht nur aͤußerſt willkom⸗ 
men feyn müflen, fondern ſelbſt nothwendig find, weil das 
Gebäude des Bundes zu groß ift, als daß diejenigen , die 
für feine Erhaltung und. Ordnung wachen‘, nicht vielleicht 
Hin und wieder etwas überfehen Fünnten. — »Es ift auch 
jetzt ſchon « fährt Jean-Paul fort: zu viel politifches Licht 
» vorhanden, als daß unfere Fürften nicht Tieber das Ganze 
> zulaffen follten, und fie haben in Mückficht des Vortheils 
enur die Wahl zwiſchen gänzlicher (obwohl unmoͤglicher) 
» Bultans: und Mönchsverfinfterung, oder zwiſchen Den 
»des Zweyten Aufhellungsfrenheit. « 

Wie ſich Übrigens die einzelnen, in das — des 
Bundes recipirten, Staaten-Individuen befinden werden ? 
05 glücklich, oder unglücklich ? ob frey oder flavifch unter 
jocht? 05 fie zur Induſtrie und zum Wohlftande empor; 
fommen, oder in Trägheit und Elend verfinken ?: überhaupt, 
inwieferne fie ‚ihren Zweck, ald Staaten, innerhalb ihrer 
feldft erreichen werden? wird zunächft von der inneren Ein’ 
richtung ihrer Staatshaushaltungen und deren Verwaltung 
abhängen; aber da mehrere Familien unter einem Dache 
fi) kaum ruhig und friedlich vertragen werden , wehn fie 
fih nicht alle seines möglichft gleichen * Grads des Fleißes, 
des Wohlſtandes, dev Sicherheit, der Freyheit, Aufklärung 
und innerer Ordnung erfreuen; da fih kaum erwarten läßt, 
daß es möglih ſeyn werde, unter trägen und indufteidfen, 
armen und veichen, freyen und fflavifch unterdruͤckten, auf, 
geflärten und mönchifch verfinfterten, wohlgeordneten und 
geleiteten, und dagegen wieder desorganifirten, bunt durcheins 
ander gemworfenen , Familien, als Genoffen deffelben Hauſes, 
den inneren Hausfrieden ftäts ungeſtoͤrt zu erhalten, fo kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die zur Erhaltung der 
Muhe unter den verfchiedenen Bewohnern: angeordnete Dis 
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reftion des Ganzen die Verbindlichkeit haben müffe, fih um 
die Einrichtung jener inneren Haushaltung und Verwaltung 
in den einzelnen Staaten des Bundes in fo weit zu ber 
kümmern, ald «8 die Bedingung der Erreichung feines 
Zwocks, die Herſtellung der möglichften Gleichfoͤrmigkeit im’ 
den angegebenen: Ruͤckſichten, unumgänglich erheiſcht. Schon 
früher habe ich in diefer Schrift die Nothwendigkeit diefer 
Tendenz des Bundes” gezeigt, und auf die borzüglichften 
Punkte hingewieſen, welche dabey zu berückfichtigen ſeyn 
mögten. Hier wird es nicht unzweckmaͤßig feyn, Jean 
Pauls treffende Worte zu wiederholen: 

»Menn es eine befannte Klage ift, daß die neueren 
» Staaten mehr Staatsförper, die alten hingegen Staats: 
»Seelen find, welche mehr mit dem Geiftigen verknüpften 
»und bewegten durch Beredſamkeit, durch Sitten, durch 
»Muſik, nicht durch hölzerne Näderwerfe des Formalismug; 
»fo fällt diefe Klage auf feine Staaten gerechter und vers 
»ftärkter, als auf die teutfchen. — Unſere aͤußere Foͤrmlich— 
»keit, unfere träge Nachaͤfferey, — gewiffermafßen unfere 
» aufserordentlichen Gefandten und Profefforen , welche wenis 
» ger gelten, als der ordinarius — unfere Eeffionszimmer, 
»mworinn die Köpfe, wie die Baͤnme im Winter, fo ftehen, 
»daß der fruchtbare eben fo ausfehen muß, wie der unfruchts 
»bare, und folglich umgekehrt — unfer politifches Verzicht: 
»thun anf jedes Frengeiftige, und unfere Fluchtftrafen eines 
»jeden Schritts aus dem Marfchreglement oder der Schritts 
» ordnung der Collegien-Schnecken — unfer Exerzier- und 
»Pruͤgel- und Altjährigkeitswefen, das Greiſe für Veteranen 
nimmt, blos weile Köpfe für weiße, oder kahle für volle, 
»kurz den Alterswinter für Kriegsfener, als ob ein alter 
» Mann nicht weicher gebetet- zu werden verdiente, als auf's 
» Ehrenbette: Alles dich, was dem teutfchen Neichsförper fo 
» wenig Neihsfeele eingeblafen, und was ihm fo fehr alle 
» Einheit des Lebensgefühls genommen hat, daß er, wie ein 
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» Krebs feine rechte Scheere mit der. finfen kneipend, diefe,: 
»als feindliche voransfeßend, abfprengte — Alles die, wo: 
»mit fich das teutfche Neichskabinet zu einem Modellkabinet 
»von Mafchinen machte, und felber die Mafchinengätter 
»tmieder zu Mafihinen, und den Staatsherın zu einem höf; 
»zernen Kempeles Schachfpieler , der lebendige Unterthanen 
»auf dem. Schachbrette feines Territoriums richtig hin und 
»wieder flellte und z0g — Alles, womit wir dem Vogel 
» Strauß ähnlich wurden, der zwar einen flarfen Magen, 
»aber feine Flügel hat: Diefes Teutjhen Uebel werden die 
»Denfpiele, und die! Nähe und die Einwirkung einer im 
» politifchen Leben fo begeifterten Nation „ wie wir im Dich— 
o tenden, zu brechen dienen. « 

‚»Wenn fonft mancher teutſche Throngenius, anſtatt ſei⸗ 
nen Geiſt fortzupflauzen und fein Volk ſich zum Meben: 
» buhler zu erziehen, dieſes nur zum Laftträger und Zeiger 
» feiner Gedanken machte, fo gieng der Staat, wie PM aifius 
» Terzienuhr, noch fort, ſogar noch eine Stunde, nachdem 
» das Gewicht abgenommen war; dann fland er. ber der 
» jekige Aftvalgeift und vegierende Planet Europens will aus 
» feinem Geifte Beifter machen, und damit Körper nicht bios 
‚ »erfihaifen oder bewegen, fondern auch befeelen. Dieſes 
» Denfpiel wird auf nüheren und entfernteren Wegen auf 
»uns Teutſche herüberwirfen;, wie Friederich II. auf Joſeph 
»II., und wir fangen vielleicht in einem höheren inne, 
»als bisher Deftreih, das Militairjahr vom November an. « 
| »Es ift, eine vortheilhafte Erfiheinung, daß die Natur 
»aller Helden — von Alerander und Cäfar an, bis zu 
»Carl dem Grofien, Friedrich IL, und Napoleon her— 
über — gleichfam als einen Wunderbalfam für verbiutete 
» Voͤlker, Liebe und Eifer für die Wiffenjchaften auf die ver: 
» heerende Laufbahn mitgegeben Hat, jo wie Apollo neben den 
»Peſtpfeilen auch die Lyra und die Mufen tönen läßt. Die 
» Wiſſen ſchaften bewahren, befonders wenn ihr Licht auf aus: 
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»gedehnte Pänder fällt, edle Kräfte, welche nie die vechte 
» Freyheit verloren gehen laffen. Großes Licht verdichtet zus 
Seht zu Wärme, weiche die Menfchheit mit Leben ſchwaͤn⸗ 
»gert, und mit Aufftehung ſegnet. Teutſchland, als das 
» Urgebirge der fünftigen Emropäifihen Bildungsganggebivge, 
wird fih mit feinen Mufenbergen immer weiter und höher 
»ziehen, und? am Ende mit Gipfeln umgeben und ber 


» fruchten. « 


2. 


Landesherrliche Verordnung die Grundverfaffung 
der verfchiedenen Stände im Örosherzogthum 
ee betreffend. 





Carl Friederich von Gottes Gnaden, Grosherzog zu 
Baden, Herzog zu Zaͤhringen u. ſ. w. 


Naddem Wir uͤber verſchiedene Nechtsverhaͤltniſſe der 
Staats Angehörigen in Unſeren vorhergehenden fünf *) 
grundgefeklihen Edikten Beſtimmung gegeben haben; fo 
Enüpfen wir daran nun unmittelbar jene Negeln an, wor— 
nad) fletshin und unwandelbar die 

| Srundverfaffung der verfihiedenen Stände 
in Unferm Grosherzogthum duch die Stellen, welche zur 





*, Das erfte Edikt berrift die Eirchliche Verfaſſung f. Heft 8. Nr. 28; das 
zweite beſtimmt die Berfafung der Gemeinheiten, Körperfchaften und Staat’s 
Binftalten, und wird in dieſer Zeitfchrife noch nachgchoit werden, Das dritte: 
die Staatsherrlichkeits-Verfaſſung finder man im ı2ten Hefte Nr. 3ı verglichen 
mit Heft 7 Nr,9. Das vierte Edikt handelt von der Grundherrlichkeits-WVer— 
faflung. Man finder daffelbe Heft 14 Nr. ı9 verglichen mit Heft 6 Nr. qı. 
Das fünfte Edikt endlich beſchäftigt fich mut Der Lehnsverfaſſung und mir wer⸗ 
den davon noch in einem der folgenden Hefte Nachricht geben, 
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Berwaltung der. -verfchiedenen Zweige der Staatsgewalt an: 
en find, geleitet werden follen. 

Recht der Fremden. 

1) Obwohl derjenige, welcher nicht auf eine der nachbes 
nannten Arten Linferem Staat angehörig ift, eigentlich nur 
die allgemeinen Rechte der Mienfchheit , und nidyt die aus 
dem Dafeyn Unferer Staatsverfaffung . entfpringende befondes 
ve Vortheile anzufprechen hätte: fo gönnen Wir jedoch jegkis 
hem Fremden, der in Unferen Staat aus erlaubten Ab; 
fichten und auf gefekmäßige Weiſe eingeht; den Genuß aller 
jener Vortheile Unſerer Staatsverfaffung, die bezogen werden 
können, ohne daß Unſeren Staatsangehörigen dadurch die 
Gelegenheit ihre Nahrung zu erwerben, genommen oder ges 
fehmälert, noch) Uns und Unſerm Staat im Ganzen Ungeles 
genheit oder Nachtheil dadurch zugezogen werde, umd ſichern 
ihm daher den gleichen Staatsfchuß innerhalb Unſeres Ges 
biets zu, den allda andere Unſere Angehörige verfaſſungsmaͤſ— 
fig fordern können, alles unter der auflöfenden . Bedingung 
daß gegen den Genuß diejeg Saftrechts er auch durch Erfuͤl— 
lung der daran hängenden Pflichten ſich gäftlich verhalte. 
Hingegen kann er wenen aller Begegniſſe die aufferhalb Lars 
des ihm zugeftoßen find, nicht auf Unſere Staatsverwendung 
oder Vertretung bei fremden DObrigfeiten, am wenigſten auf 
Eine bei feiner eigenen ÖStaatsohrigfeit, Anſprache machen, 
indem Wir diefe befondere Wirkung des, Staatsſchutzes nur 
Unferen Landesangehörigen vorbehalten. 

Inbegriff des Gaſtrechts. 

2) Dieſes Gaſtrecht umfaßt folgende Befugniſſe und 
DVerbindlichkeiten: a) Das Recht, den Staat und jede 
felbftbeliebige Gegend deffelben in erlaubten Reiſezwecken zu 
betreten, und die Pflicht, fih wegen feiner Herkunft, und 
feines Reiſezwecks auszuweiſen, auch die Einlaßbedingungen 
zu erfuͤllen, welche etwa von obrigkeitlichen Behoͤrden, nach 
Beſinden der Umſtaͤnde, ihm angedeutet werden: b) Das 
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Hecht des Aufenthalts bei Gaſtwirthen oder Gaſtfremben, 
und die Pflicht nur in Gaſtweiſe da zu ſeyn/ d. hi. oͤhne 
Anrichtung einer eigenen Haushaltung, ſo lang er nicht ſich 
zum Staatsangehörigen ordnungsmäßig befähigen kann und 
will: c) Das Recht, vom Staat und den Staatsbütgern 
als der Fürſorge des Gaſtwirths oder Gaſtfreundes anver⸗ 
trauter Staatsgenoſſe behandelt zu werden, und die Pflicht, 
diefe Sifrforge nicht zum Nachtheil des Staatd’oder des Bes 
wirthers zu mißbrauchen, und den Anleitungen zu folgen, 
welche der Kauswirth dem Fremden liber das Verhalten im 
Staat, das er zu beobachten habe, giebt, alfo ſich pelizei⸗ 
mäßig zu betragen: d) Das Recht, alle Anſtalten im 
Staat, deren Gebrauch nicht auf gewiſſe Gattungen von 
Perſonen beſchränkt iſt, für ſich zu benutzen, ſammt der 
Pflicht, fich nach den Vorſchriften ihrer Benutzung zu er⸗ 
kundigen, und ihnen gemäß ſich zu verhalten: e) Das 
Recht, jede fahrende Haabe, innerhalb des Landes geſetz⸗ 
mäßig zu erwerben, und ſo weit nicht ihre Ausfuhr verboten 
iſt, ſie auch mit ſich wegzunehmen, und die Pflicht, jede 
von der Ausübung dieſer Erwerbsbefugniſſe, oder von jedem 
andern Theil ſeines Gaſtrechts, abquellende Verbindlichkeiten, 
innerhalb Landes und vor ſeinem Weggang zu erfüllen, wo 
nicht ausdrücklich von dem Gläubiger in eine ſpätere, umd 
erſt im Ausland zu vollführende Befriedigung eingewilligt 
worden iſt: f) Das Recht, gegen jede Beleidigung ſich 
aller jener Sicherungss und Genugthuungswege zu bedienen, 
welche dem Staatsbürger offen ftehen, und die Pflichth 
aller unerlaubten Selbſthülfe, noch mehr aller angreifenden 
Beleidigungen ſich zu enthalten; g) Das Recht, wegen 
aller Handlungen, die weder in fich ſelbſt widerrechtlich noch 
nach den Gefeßen feiner Heimath ſelbſt ftrafmäßig find, 
wenn fie hierlands verboten find, und von ihm ohne Rennes 
niß dieſes Verbots, begangen wurden, auf eine, nach Befund 
ber Umſtände und Wichtigkeit der Sache, vom Richter zü 

6. 
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ermäßigende Entfchufdigung fich berufen zu können, und bie 
Pflicht, wegen aller. für deren Widerrechtlichleit die Vers 
nunft oder die Verfaffung feiner Heimath ihm Kenntniß 
gab, nach den hiefigen Geſetzen fih richten zu laffen, wenn 
er glei die beftimmte, etwa härtere Strafe, zuvor nicht 
erfundigte: bh) Das Recht, Über alle perfünliche Verbinds 
lichkeiten, welche Unſere Staatsgenoffen irgendwo, oder mwels 
che Fremde innerhalb Unſeres Landes, durch erlaubte oder 
unerlaubte Handlungen, gegen ihn auf fich geladen haben, 
fie vor Unfere Gerichtsbehörden mit der gleichen Wirkung, 
die Unferen Staatsangehörigen im Gefeke gegönnt iſt, zu 
Recht zu fordern, und die Pflicht, jedem Kläger, der an 
ihn während feines Aufenthalts im Lande, wegen Nechtsvers 
bindlichkeiten , die außerhalb feines Heimathslandes gefnlipft 
worden find, Klage erhebt, zu Recht zu fiehen, und dem 
Recht ein Senüge zu thun, mithin wenn er vor Ausgang 
der Sache aus dem Lande abgehen wollte, fich darin dafür 
durch Sewalthaber und Sicherftellung habhaft zu machen : 
3) Das. Recht, nah Möglichkeit befchleunigte Erledigung 
feiner gerichtlichen und außergerichtlihen Angelegenheiten, 
und übrigens gleiches Recht mit dem Innländer zu begehren, 
fo weit nicht nothgedrungene Erwiederung ungerechter Zus 
rückſetzung Unferer Angehörigen in feiner Heimath ihn das 
von ausfchlieft, und die Pflicht, wegen feiner, hierlands 
auf fih geladenen DBerbindlichkeiten, fich nach den Landess 
gefegen richten zu laffen, wo diefe nicht felbft ihm eine Aus 
nahme bewilligen : k) Das Recht, Über Verbindlichkeiten, 
die er gegen Mitbürger feines Heimathsſtaats, innerhalb 
oder außerhalb Unſerer Lande, auf fih genommen bat, ohne 
feine Einwilligung bei Uns nicht zu Recht gefordert werden 
zu können, es wäre dann, daß die Verbindlichkeit im Hans 
dei oder auf Märkten Unferes Staats gejchloffen worden ' 
wäre, und daher Marktrecht oder Handelsrecht auf fich hätte, 
und die Pflicht, wegen jeder bürgerlichen oder Strafver⸗ 
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bindlichkeiten, wegen deren der ‚hiefige Staat eine Abforde;; 
rung feiner Staatsobrigkeit, (Avocation) bewilligt, dieſer 
Folge zu leiſten, und nicht auf ein Richten der hieſigen Ber 
börden ſich Berufen zu können: 1) Das Recht, daf fein: 
Vermögen im Lande, wenn er darin ſtirbt, gleicher Fürſorge, 
wie jenes der Staatsbürger anvertraut, und An jene; denen: 
es durch gültige lebte Willensverordnungen, oder durch die 
Erbfolge nad den Rechten feines Heimathsſtaats, angehörig 
ift ausgeliefert werde, wenn nicht diefer Staat ein Fremd⸗ 
lingserbe (jus albinagii) gegen den Unfrigen ausübt, 
und Uns dadurch zur Nechtserwiederung nöthigt; und die 
Pflicht, davon nicht mehr und nicht weniger, für den der 
Verlaffenfchaft gewordenen Staatsſchutz zu entrichten, ‚als 
davon auch alsdann würde haben entrichter Werden müſſen, 
wenn fie an Innländer gefallen wäre; endlich im) das 
Recht, aus dein’ Lande, ſobald es ihm gefällt, frei und ums 
aufgehalten auszuwandern, kind feine eingebrachte oder im 
Band rechtmäßig erworbene Haabe, fo weit letztere nicht 
einem Ausfuhrverbot unterliegt, nach Berichtigung feiner 
Innländifhen Schufldigkeiten, ohne Abzug mit ſich zu neh 
men, und die Pflicht, diefe Abreife vorzunehmen, ſobald 
die oberfte Staatsbehbrde, wenn gleich ohne alle Eröffnung 
ihrer Beweggründe, es ihm zu gebieten ſich entſchließt. 

Einſchränkung bei herrenloſen Gäſten. 

5) Der ungeſchmälerte Genuß dieſes Gaſtrechts kommt 
nur jenen Fremden zu, welche eine offene Heimath und einen 
nachfolgenden Herrn haben, das iſt, welche noch würklich 
Bürger oder Angehörige eines andern Staats find, in wel; 
chen zurückzukehren fie nichts hindert, und welche daher auch 
in der Fremde dem Vertretungsrecht und ber Rückrufsbefug⸗ 
niß ihres Regenten unterliegen, ſomit das Land als Rei— 
fende betreten. Eingeſchränkter iſt der Genuß des Gaſt—⸗ 
rechts für herrenloſe Säfte, wohin gehören Auswans 
derer, die von ihrem Heimathsſtaate auf Verlangen entz 
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laſſen worden. find, um eine neue Heimath in anzubauenden 
Erdſtrichen zu ſuchen; Ausgewiefene, die von einem: 
Staate, mworinn fie fich aufhalten, wegen verwürktem Aufs 
enthaltsrecht über die Grenze gebracht worden; Landfahrer 
oder. Landftreicher, die ohne, habende Heimath, und ohne eine- 

zu fuchen, in.der Welt fih-forttreiben; und Landflühtis 
9.2, die aus Furcht vor ‚einer verwürften ‚Strenge der Ges 
feße oder um einer Unterthanenpflicht auszuweichen, aus ih⸗ 
vem Lande ausgetreten find: - Auswanderer find be 
ſchränkt a) in dem Recht der Neife und des Aufenthalts, 
als die fie nicht nad, Belieben einrichten -fönnen, fondern 
jene Straßen und Stationen einhalten müffen, welche in der 
nächſten Richtung zu ihrem fuchenden Hoffnungsland führen, 
weshalb. fie der empfangenden Staatsweilung nachfolgen 
müffen, bei Gefahr, fonft als Landftreicher behandelt zu wer⸗ 
den., und b). in der Gerichtspflichtigfeit ,- indem. fie wegen 
aller und jeder innz.oder außer Unſeres Landes, inn⸗- oder 
außer, ihrem alten Heimathsſtaat verrichteten Kandlungen, 
auf. Erfordern während ihres innländifchen Aufenthalts vor 
dieffeitigen. Behörden Recht nehmen müffen, und ihre Abfors 
derung und Rücklieferung von ihrem ehemaligen Herrn nicht 
weiter verlangt, wohl aber wegen Verbrechen, auch gegen 
ihren Willen, ‚von Unfern Behörden bewilligt werden kann. 
Bei Ausgewiefenen wenn fie fir Unferen Staat fremd 
find, tritt das Nämliche ein, nur daß c) nach Befinden 
ihrer Ausmweifungsurjahen und der daraus gegen fie ents: 
fpringenden PVerdächtigkeit auf der Straße und den Statios 
nen ihre perfönliche Freiheit durch Begleitung, nächtliche 
Verhaftung u. d. gl. von Unſeren Polizeibehörden einges 
Schranke werden kann. Bei Landftreihern gilt diefes 
zunächft: Gefagte ebenfalls, und d) menn: fie ungefeitlich d. 
h. ohne‘ Vormweifung gültiger Päffe, und’ ohne einen vechts: 
fertigenden Zweck das Land betreten, fo find fie einer polizeis 
lichen Unterfuchung und einer auf gutfindende Zeit beftimms 
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baren Annahme zu Verhaft und zu gezwungener Arbeit, 
niemals aber, ohne eine ihnen ermweißlich zur Laft liegende 
weitere ftrafmäßige- Handlung, einer Eörperlichen Züchtigung 
heimfällig. Landfliichtige Fönnen e) je nahdem die Art 
und Natur der Urfache ihres Austriets, ‚und das Verhältniß 
Unſeres Staats zu ihrem Heimathsſtaat es fordett, als 
HMeifende, Auswanderer, Ausgewiefene, oder als Fandftreicher 
behandelt werden, in jedem Fall aber f) wo allgemeine Vet; 
brechen, d. h. ſolche, welche eine Lebertretung natürlicher 
verbotener Handlungen enthalten; zum Grunde des Austritts 
Liegen und kund find, und mo" diefe nach Unſeren Staates 
‚gefegen und nady jenen ihrer Heimath zugleich peinlich 
find, da müſſen fie verhaftet, und auf Begehren ihrer Obrigs 
keit zurückgeliefert, außerdem aber Hierlands vor Gericht 
geſtellt, und allda nach dem Strafmaaß ihrer Heimathsge⸗ 
ſetze gerichtet werden. oo tm 
Schusgenoffenfhaft: 

4) Eine andere: Gattung’ von Fremden find die Schuß: 
genoffen: fie treten in das Land ein, um fiir einen vors 
äibergehenden Zweck, einen zeitlihen Aufenthalt darinn zu 
nehmen , ohne jedoch in seine bleibende Verbindung mit Uns 
ferem Staat einzugehen; fie. genießen für diefen Zweck, aber 
auch nur für ihn, zu dem Gaftrecht, ſoweit es auf die Art 
ihres Bleibens im Staat anwendungsempfänglich ift," noch 
alles das weitere Recht, das den Staatsbürgern, ‚die 
den gleichen Zweck verfolgen , desfalls ohne namentliche: Des 
ſchränkung auf Unſre Staatsuntershanen durch die Geſetze 
gegeben ift, fo fang fie in diefem befonderen Geſchäftsberuf 
thätig find, und: fallen, fo wie dieſe Anftellung aufhört, in 
die Klaſſe der Gäfte zurück. „Sie tragen aber auch fle 
Laften des. Staats , ‚die anf: diefem Beruf verfaſſungsmäßig 
liegen ,. gleich. jenen: Perfonem einer ſolchen Klaſſe, welche 
Staatsbürger find; hieher gehören Ehehalten, oder Pers 
fonen deren Aufenthaltsrecht daraus erwächſt, daß fie im 
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Dienft und Lohn der Staatsbürger fir deren häusliche Bes 
bürfniffe oder für deren Gewerbsgeichäfte "arbeiten, alſo 
‚Dienftboten, Gefellen, Lehrjungen, Fabriken: Arbeiter u. d. gl. 
35 glinge, deren Aufenthalt durch den. Zweck. beftimme 
wird , von gewiffen Bildungsanftalten des Landes Nuben zu 
ziehen ‚. fie mögen. entweder fich felbft überlaſſen, oder bes 
fimmten Staatsbiürgern bdesfalls anvertraut feyn, als Stus 
dirende, Koſtſchüler u. d. gl. Pächter von Landgütern oder | 
Gewerben u. ſ. w., und Nentirer oder Perfonen, die blos 
von ihren auswärtsher ziehenden Renten oder fonft von auss 
wärtigem Einfommen leben und Unſer Land nur zu eimm 
einftweiligen Aufenthalt wählen, mithin. weder. durch ‚die 
Natur ihres Einkommens noch durch eine freiwillig geknüpf— 
te Verbindung in einem dayernden te zu dem Hier 
figen Land ſtehen. 
i Eisen ee Ä 

5) Noch eine. weitere Gattung der Fremden find bie 
Einfaffen, worunter ſolche verftanden. werben , iwelche mit 
‚Beibehaltung des Heimathsrechts in: ihrem. urfpringlichen 
Staat, zugleich durch einen: gefeßmällig erlangten Beſitz 
von Fiegenfchaften im. Land, ingleichen durch ordnungsmäßige 
Erlangung eines Staatsdienſtes ader eines: Gewerbes im 
Land in eine bleibende. Verbindung mit Unſern Panden gar 
tommen find, wovon Erfiere, je nachdem ihre Gut eigene 
Markungsrechte hat, oder einer Ortemarkung untergeben iſt, 
Landfafien oder: Martfaffen; letztere beede Gattungen 
aber Schirmsſaſfen find; Alte diefe geniefen fo lange 
fie im Land auf: folhe Weife .angefeffen find, in demjenigen, 
was. auf ihre Art der Angefeffenheit: Bezug hat, durchaus 
Staatsbiirgervecht, haben aber auch in diefer Beziehung 
durchaus Unterthanenpflicht ; in andern davon unabhängigen 
Beziehungen aber behalten fie die allgemeine Schukgenoffens 
ſchafts Verhältniffe, nur daß fie nun auch wegen ſolchen 
Verbindlichkeiten, die fie außer. Landes und ſelbſt in ihrem 
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Heimathsland, (wenn. nur nicht in Bezug auf auswärtige 
Liegenfchaften, Gewerbe ‘oder Erbſchaften) überkommen has’ 
ben, hierlands -gerichtspflichtig werden; daß. fie: michin dem 
Kläger, felbft wenn er ein Mitbürger aus ihrem KHeimarher 
land wäre , fein Rüdweifungsbegehten an ihren Heimaths⸗ 
eichter "entgegen ſetzen, ‚noch von diefen' leßteren,, "(den Fall 
alldore begangener Verbrechen oder vorhandener Nechishäns 
Higkeit, ausgenommen) zuriicfgefütdert werden. können, fd 
bald fie mit Bewilligung Ihrer angebohrnen Obrigkeit, und 
auf erlangten Heimathoſchein, d. i. der Beurkundung des 
Vorbehalts nach Gutfinden in die Heimath zurück zu — 
zu —— — angenommen worden ſind. 
Staatsbürgerrecht. 4 
6) Schutzgenoſſen und Einſaſſen find zwar in 
Beziehung auf jene Verhältniſſe, in welchen fie durch ihre 
Verbindung mit Unferm- Staat auch‘ Unferer Negentengewalt) 
unterworfen find, nichtmehr Landfremde, ſondern zur 
gleich Staatsangehörige und als ſolche gegen Uns in 
einer  befchräntten: Unterthanſchaft.“Staarebürger und 
Staatsunterchanen find fie- aber darum nicht; ſondern 
nur jene Perfonen ſind dieſes, welche ohne Beſchränkung 
auf gewiſſe Verhältniſſe für ſich, ihre Familie und Nach— 
kommen, Unſerer Regentengewalt angehörig find: Um es zu 
ſeyn muß eine ſolche Perſon die Pflicht auf ſich haben, ale 
jene Verwendung ihrer Zeit und Kräfte, “welche nach der 
Staatsverfaffung zum öffentlichen Dienfte gewidmet iſt, dem 
Unſrigen vorzugsweife ju widmen , alle Verwendung berſel⸗ 
ben’, die zu ihrer eigenen Willkühr vermög der Staatsber⸗ 
fafung bleibe, nach den Regeln det hieſigen Staatsgefehhl; 
"gung einzurichten, und fich unbedingt dev hiefigen Rühren 
gewalt zu untergeben, wogegen fie aber auch das Nedyt’ge; 
nießt, aus der Benußung ihrer Zeit und Kräfte all! jenen 
Gewinn zu ziehen, ber ſtaatsverfaſſungemäßig davon gejogen 
werden kann, und zu verlangen, daß ſie gegen jede drohende 
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Benachtheiligung, welche wegen Geiſtes⸗ oder Körperfchwär 
de; oder Uebermacht der Gegenwürkung, ſie ſelbſt anzuwen⸗ 
den nicht vermögend wäre, mittelft obrigkeitlicher Vorſorge 
im; Land ,. und mittelſt regentenamtlicher Vertretung. und 
Verwendung: außen Landes gefchligt ‚werde. Nur eine aus; 
drückliche oder ſtillſchweigende Uebereinkunft zwiſchen Uns 
und einem Fremden kann ihn in einen Staatsbürger um⸗ 
Schaffens. ſtillſchweigend iſt fi ie nur da, vorhanden, wo die 
beiderfeitige Abſicht in jene Verbindung zu treten, durch eine 
natürliche, und von den Staatsgeſetzen des Großherzogthums 
anerkannte, Folgerung aus ‚einer porgegangenen Handlung 
fließt. Bewieſen und bekräftigt wird, ſie durch die Erbhul⸗ 
digung, oder das feierliche Gelübde, welches das Familiens 
haupt, und. jede Mannsperfon , die, Das. Necht ‚hat, künftig 
Familienhaupt zu. werden, ablegt, für fich- ſelbſt und mit als 
len Samiliengliedern dem. Regenten und, feinen rechtmäßigen 
Rachfolgern, treu, Hold und gewärtig zu feyn, nach Kräf—⸗ 
ten deſſen Schaden, abzuwenden, dagegen, deſſen Beſtes zu 
föndern, auch den Geſetzen des Staats unterthänig und den 
gbrigfeitlihen Geboten gehorſam zu ſeyn. Ob ſolche Hul— 
digung ſchriftlich oder mündlich, eidlich oder handgelübdlich 
zu leiſten ſey, ‚bleibt da, mo befondere. Freiheiten nichts bes 
flimmen, dem Adewelis landesherrlichen Gutfinden über— 
lahen. | 
u Borrsste der — 
7.Die Vorr echte des Staatsbürgers vor dem 
Fremden heſtehen a), Im Erwerb markſäſſiger lie, 
gender Süsse: Kein Ausländer kann ‚ein ſolches liegenden 
Sp im Sroßherzogthum,erwerben, oder. ein ihm ‚anfallens 
“oder augefhäßtes ‚über Jahr und Tag unveräußert beir 
behalten, ſoweit ihm nicht dazu. vom Regenten befondere 
Erlaubniß bewilligt iſt. Auf, Güter, die. der Landtafel angeı 
hören, oder fchriftfäßig find, . gehet. dieſes Erwerbsverbot 
nicht; b) In Trzihung Handels und Gewerbes: 
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Niemand kann. im Lande, auf eigenen Namen und Rechnung 
Handlungen, Manufakturen, Handwerker und andere ftäns 
dige Gewerbe beſitzen, er ſey dann Staatsbürger, oder 
werde es, „vorbehaltlich jedoch. landesherrlich. zu bewilligender 
Ausnahmen „wohl: aber können Fremde als Gefellichafter 
ober ‚als Einlagsgenoffen, an einem, beftchenden Gewerbe eis 
nes Staatsbürgers Theil nehmen „ingleichem als reiſende 
Handels⸗ oder Gewerbsleute auf Jahrmärkten oder auf er⸗ 
langte zeitliche Handelsſcheine auch anderwärts ihre Hand⸗ 
thierung treiben; dagegen kann keinem Innländer verſagt 
werden, ein erlerntes Gewerbe zu treiben, zu welchem er 
oxdnungsmäßig ſich befähigt hat, ſoweit nicht Verzicht oder 
Ergreifung einer andern damit unvereinbarlichen Lebensart 
ihn davon ganz, oder für die Zeit des andauernden Hinder—⸗ 
niſſes ausſchließt; In der Anfprahe auf Staatss 
diente: Jeder Staatsbürger, der zu gewiſſen ‚Klaffen von 
Stantsdienften fich befähigt hat, erwartet darinn feine vers 
hältnißmäßige Verforgung ; Fremde können nur durch befon, 
dere Begünftigung, des Negenten, und follen niemals in eit 
ner. zum Nachtheil gleich gut geeigneter Landeskinder geveis 
enden Menge dazu gelangen; d) In der Allgemeins 
heit des Staatsfhuskes: Wenn bei Fremden, die Uns 
form Staat zugleich angehörig find , wenigſtens noch der 
Souverain ihres Heimathslandes mit allen feinen ‚geordner 
ten Staatsbehörden ausgenommen ift, gegen deſſen vermeints 
fichen Ueberdrang man ſich dieffeits ihrer nicht anzunehmen 
hat; fo ift bei Staatsbürgern feine Gattung des widerrechts 
lihen Nachtheils, und keine Perſon, von, der er herrühre, 
ausgenommen, welche fie von der Nachſuchung und Ertheis 
Inng des Staatsſchutzes ausſchlöſſe; e) In der Dauer 
des Einwohnungsrechts: Keine mit ihnen vorgehende 
erlaubte und unerlaubte Veränderung „ welche nicht einen 
ausdrücklichen, oder einen ftillihweigenden namentlich in dies 
fem Geſetz zu, Kräften ‚erkannten, Verzicht enthalt, vermag 
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die Untertanen des Rechts zu berauben, für fi und ihre 
Familie den Aufenthalt in UnferengPanden zu nehmen; fie 
können zur Strafe wohl aus einzelnen Gegenden, aber nicht 
aus dem Lande verbannt werden, es gefchehe dann durch 
Deportation an einen andern von’ Staats’ ivegen ihnen aus; 
gemittelten bleibenden. Aufenthaltsort in dazu geſetzlich geeig⸗ 
neten Straffällen; fJ In dem Recht durch Heurath 
eine eigene Familie im Staat zu gründen: Keir 
nem Fremden, der nicht für eine Ehe, die er fchließen will, 
den Heimathsſchein atiflegt, das iſt, die Urkunde fein 
Staatsobrigkeit, daß die Ehe als dort volljogen-und Stäats; 
Bürgerrecht genießend werde angefehen werden, einem alſo, 
der nicht auf jenen: Staat ordnungsmäfig heurathen darf, 
kann im Lande eine Eheverbindung einzugehen geftättet wer’ 
den, möge fie hun mit einer andern‘. fremden Perſon, -oder 
mit einer dieſſeitigen Staatsangehörigen geſchloſſen werden 
wollen; dagegen kann auch Eeinem- Staatsbiirger oder feiner 
Staatsbiirgerin ein ordnungsmäliges Cinfchreiten in den 
EHeftand gänzlich verſagt werden, obwohl es durch die 
Staarsgefehe auf gewiffe-Alterdr, Vermögens: und Standed; 
erforderniffe hin aufgefchoßen weiden kann. g) In dem 
Recht auf Verforgung ihrer Kinder: Diefe müſſen 
bei ſtaatsbürgerlicher und fittlicher Befähigung , wenn nice 
immer an ihrem Wohndrt, doch im Staat Überhaupt zu 
einer Antretung ihres Staatsbitrgerrechts und zum Genuß 
ber davon abktingenden Vortheile zugelaffen, und darinn 
nach Möglichfeie gefördert, - auch bei eintreiender Unmöglichy 
keit fie ihren Erwerb durch irgend eine Arbeit en zu 
önnen, nothdärftig ernährt werden. 

Erlangung derfelden. 

8) Diefes Staatsbürgerrecht ſteht dermalen als wohl⸗ 
erworben zu, allen, die in denen zum Großherzogthum 
gehörigen Landen bei dem Vollzug der Rheiniſchen Bundesi 
afte als Standesherren, Grundherren, oder als hohe und 
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niedere Staatsdiener, tngleihem als Blirger — Hinterſaſſen 
oder Schutzverwandten, oder endlich als von ihren Renten 
ohne Staatsbeſchäftigung lebend, wohnhaft waren, und nicht 
ihre Hauptwohnung oder ihr würkliches Bürgerrecht damals 
zugleich. in einem andern Staat hatten. Es wird fortges 
pflanzt a) duch Heurath: jedoch nur auf dag weibliche 
Geſchlecht; weiches ausländifche Frauenzimmer "nämlich auf 
eine gefeßmäßige Weife fih an einen Staatsbürger verheu 
rathet, die wird ohne weiters dadurch Staatsbürgerin, pbs 
wohl nicht immer · Gemeindebürgerin. b) Durch Einges 
bohrenheit: derjenige, der von einer Staatsbürgerin, es 
fen tn oder außer der Ehe, doch lektern Falls im Lande ge 
bohren ift, ingleichem der, welcher von einer ſtaatsange⸗ 
hörigen Fremden im Lande gebohren wird, ohne anders 
mo ein angebohrnes Staatsbürgerrecht zu haben, iſt Staates 
bürger, Es wird neu erworben ce) durh Einzugs 
briefe (diplomata indigenatus): Wer einen folhen von 
Uns oder Unſeren dazu verordneten Stellen erlangt, der ‘hat 
damit ein bedingtes Necht zur Staatsbürgerſchaft, deffen 
Beſitz und Gebrauch aber nachmals erſt auf ihn unbedingt 
übergeht, wenn er fein Staatsbürgerrecht im Auslande auf; 
giebt, und feine Wohnung im Lande aufichlägt. Eine fans 
desherrliche Dienftannahmsurkfunde gilt für einen Einzugss 
brief. Es wird ferner erworben, q) durch einen zehenjähs 
rigen ehrfihen Aufenthalt im Lande: wer vom 
Staat aus Nachſicht eingelaffen wurde, ohne daß man fich 
um die Beibehaltung feines auswärtigen Bürgerrechte bei 
kümmerte, und indeffen ſolches verſäumt oder vertoren hat, 
wohin auch Diener der Standes: und Grundherren oder 
der Gemeinden, bei denen dieſer Fall einträte, zu rechnen 
aa ‚der iſt Staatsbürger, 

Verluſt derſelben. 
a Verloren geht das &taatsburgerrecht 2) durch 
Auflage Dieſe endige folhes auch für alle Famitiens 
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glieder des Auffagenden, bie noch in feiner Gewalt find, 
wenn fie zum Behuf einer ſchon anderwärts erlangten fiche: 
zen Heimath gefchieht,; wiirde fie aber. zum Behuf einer 
erft zu fuchenden. Heimat unternommen , fo bleibt denen, 
die nicht etwa ſchon volljährig find, und feläft an. der Auf; 
Sage Theil nehmen, ihr Staatsbürgerrecht unverzogen, vu; 
Het jedoch fo lang, bis fie wieder. zu deſſen Antritt: zurück⸗ 
ehren, oder fich deffen nad) erreichter Selbſtſtändigkeit ent 
fhlagen. b) die-Entfhlagung gefchieht durch jede Hand: 
lung, welche mit der Abfiht der Beibehaltung unvereinbars 
lich, und dafür durch dieſes Geſetz anerkannt iſt. Dahin 
ſoll gerechnet werden. «) Die Annahmeſeines aus 
wärtigen Staatsbürgerrehts: Wir  geftatten in 
Unſrem Staate keinerlei Art der Pfahlburgerredhte ;; wer 
Unfer Staatsbürger in dem oben bezeichneten vollen ‚Sinn 
des Worts ſeyn will, muß nicht zugleich das nämliche ge; 
gen einen andern Staat feyn wollen, er iſt aber laut des 
obigen ungehindert, bei ordnungsmäßiger Fürſorge für. Er— 
haltung feines hieſigen Staatsburgerrehts , anderwärts 
| Schutzgenoſſe und Einſaſſe auf kürzere oder längere Zeit zu 
werden; 6) die Heurath im Ausland und auf das 
Ausland. Wer auswärts ſich verehlicht, ohne zuvor in 
Unſeren Staaten das Heimathsrecht für ſeine vorhabende 
Ehe, durch Beobachtung der dieſſeitigen Staatsgeſetze über 
ſolche Fälle, ſichergeſtellt zu haben, der muß angeſehen wer⸗ 
den, als einer, der auf das hieſige Staatsbürgerrecht weiter 
feinen Anſpruch mache, und hat ſich lediglich an jenen Staat 
zu halten, der ihm eine ſolche Eheſchließung bei ſich sr 
tete; y), die ausländifhe Erfchleihung. ber Trauun 
giner, im Großherzogthum denen Eheluſtigen zuvor verwei⸗ 
gerten Ehe gilt ebenfalls für eine Verachtung und Ablegung 
des hieſigen Staatsbürgerrechts, ſo oft die Ehe als gültig 
beſtehen bleibt. Weiter d) eine beharrliche Landflüch— 
tigkeit, das iſt ein ſolcher Austritt aus dem Lande, wo— 
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mit wman.einer oder der andern Staatspfliht auszuweichen 
ſucht, und. welche man nach öffentlich erfolgter Vorladung 
zur Rückkehr und zur Verantwortung, über die vorgefchries 
bene Frift Hin ohne rechtlich gültige Entſchuldigung fores 
ſetzt. Endlich e) ein wiffentlih unbefolge gelaſſener 
Heimrufder-Obrigkeit, die einem in erlaubten Abfichten 
auswärts befindlihen Staatsbürger, aus gefeklichen Urſa⸗ 
chen die Verlaffung feines auswärtigen Aufenthalts oder die 
Heimkehr ins Vaterland auferlegt hat. Durch den Verluſt 
des Staatsbürgerrechts tritt der Staatsbürger in die Kaffe 
der Fremden; an jenen Rechten, deren auch diefe fähig find 
mithin auch an den Familien , Erbs und Vermögensrechten 
verliert er dadurch allein nichts, wenn nicht die gefeßwidrige 
Handlung, die etwa jenen Verluſt herbeizog, nach den je 
weils beftehenden — eine — — 
begründet. | 
—— 

9 Die Staatsbürger können zugleich verfaffungemäfs 
fige Theilnehmer der Vortheile eines beftimmten Orts, und 
feiner Laften feyn, Ortsſaſſen, und in diefer Eigenfchaft 
entweder Theilnehmer- des Gemeinderehts mit allen feinen 
Vortheilen und Laſten (Gemeindslente, Drisbürger) 
oder nur Theilnehmer gemwiffer beftimmter Vortheile und Las 
ſten des Orts, (Schußburger, Hinterſaſſen). Sind fie 
feines von beiden, und haben fie alfo in dem Ort, wo fie 
find, nur zufällig an jenen. Vortheilen und Laften Antheif, 
welche: von der allda aufgeichlagenen Wehnung- ungertrenns 
lich find, fo gehören fie in die Klaffe der Einwohner, 
die alsdann ihre Nechte, aus ihren anderen Eigenfchaften 
als Fremde, Staatsgenoffen , Einfaffen oder Staatsbürger 
zugemeffen erhalten, und nur an denen mit dem bloßen 
Aufenthalt ———— Ortsvortheilen und Laſten ac 
nehmen. 

Nur allein die Ortsbürger haben a) Wahlbarkeie 
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zu Gemeindsämtern,; b) Stimmfähigkeit für Gemeindsbe⸗ 
varhfchlagungen; e) Theilnahme an allen Allmendnießungen, 
d. h. an der Benußung folder Allmendvortheile, worin der 
Genuß des Einen den Genuß anderer befchränkt, und bie 
daher niche (wie Wege, Waffer, u. d. gl.) Jedem auch 
Fremden offen fichen; d) Befugniß zur Marklofung ; e) 
Theilnahme an den befonderen Vorrechten und Staatsfreis 
heiten der Gemeinde ihres Orts. Die Schußbürger, 
können &) an jener Wählbarkeit, Stimmfähigkeit und Mark; 
lofungs » Berechtigung nie Theil nehmen, fo lang fie nicht 
zum Dretsbürgervecht gelangen, und 8) von den Gemeinds; 
nießungen und Drtsrechten kommt ihnen nur dann etwas 
mit zu, wenn duch die Ortsverfaffungs Urkunden, (wohin 
auch vorderes Herbringen gehört, wann es in der beſtimm— 
ten Zeit für die Zukunft niedergefchrieben wird) oder durch 
ihre Schußbriefe ihnen beſtimmt etwas zugebillige iſt; hin— 
gegen y) haben fie das, keiner Markloſung blos ftehende, 
Erkaufsrecht zu Liegenfchaften ihres Banns für ihren eigenen 
Gebrauch. Im übrigen Haben fie gleiche Mechte mit den 
Ortsbürgern. 
Erlangung deſſelben. 

11) Das Einwohner-Recht braucht nicht beſonders 
erworben zu werden: jeder Staatsbürger jeder Klaſſe, 
auch jeder Schußgenoffe oder Einiaffe hat es an jedem Ort 
im Lande, wo er auf kurz oder lang Wohnung nimmt, muß 
fih aber im Gebrauch deffelden nach den Polizeigejeßen vichr: 
ten, welche ihm auch an diefem und jenem Dre, nad Erfor— 
derniß des Staatszwecks, eine zu einem Mißbrauch gedeihen; 
be Uebung jenes Rechts unterfagen können. Orts- und 
Schutzbürgerrecht wird durch den Beſitz des Staats; 
bürgerrechts nicht erlangt, obwohl, umgekehrt, jeder Orts—⸗ 
oder Schußbürger eben dadurch, daß er diejes ift, auch das 
Staatsbürgerrecht hat. ‚Wer jene Nechte befonders erlangen. 
will, muß fie durch Geburt, durch Annahme, oder durch 
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Verjährung erlangen , Angebohren wird ein oder das 
andere Recht dem, der in der Ehe von Eltern erzeugt ift, 
welche beede die nämliche Kaffe des Ortsſaſſenrechts befißen; 
ift eines der Eltern zwar Ortsburger, das andere aber nur 
Schußburger, es fey Vater oder Mutter, fo wird dem ehelis 
hen Kind auch nur Anfprahe an Schußburgerrecht ange 
bohren, fo wie auch durch uneheliche - Geburt von einer 
ortsfäßigen Mutter nur Schutzburgerrecht erlangt wird. 
Angenommen wird jenes Recht durch die ordnungsmäfig 
erlangte Bewilligung der betreffenden Obrigkeit auf vorges 
hende verfaffungsmäßige Vernehmung der Gemeinden oder 
ihrer Vorfteher, als welche zwar kein Recht haben, durch 
ihren Widerfpruch .eine . fonft billige Annahme zu hindern, 
mohl aber ein Recht, daß fie zu hinlänglicher Ergründung 
der Billigkeit zuvor verfaffungsmäßig gehört und ihren 
Gründen Aufmerkfamkeit gefchentt werde. Erheurathet 
kann das DOrtsfaffenrecht nicht werden, fondern eine einfreiens 
de Mannss oder Weibsperfon muß jedesmal zuvor ihre An: 
nahme nachſuchen und erlangen; nur fo viel mag die Heus 
rath dabei wirken, daß bei einer einfreienden Weibsperfon, 
die fchon Staatsburgerrechte hat, unbefchoften ift, und das 
erforderliche Eindringen aufweijen fann, die Annahme nicht 
verfagt werden darf. Erfefien endlich wird nur dag 
Schußburgerreht, niemals DOrtsburgerfchaft: wer in einer 
Gemeinde zehen Jahr, in welcher Eigenfchaft es ſey, als 
Einwohner nicht als bloßer Schußgenoffe geduldet wur: 
de, ohne daß fih die Drtsherrfchaft und Gemeinde darum 
befiimmert: hätte, ob er auch anderwärts in: oder aufer 
Lands ein örtliches Heimathsrecht Habe und ordnungsmäßig 
beibehafte, dem muß nachmal für fih und feine Faͤmilie dag 
Schußbirgerreht von der Grundherrfchaft und der Gemein 
de zugeftanden werden, 
Verluſt deffelben. | 
19) Verloren wird das Einwohnerrecht durch 
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jede freiwillige oder, wo ber Fall da iſt, gebotene Aufhebung 
der Wohnung an einem Ort: das Ortsbürgerrecht aber 
nur a) durch Verluſt des hiefigen Staatsbürgerrechts; b) 
duch Eintritt in das Bürgerrecht einer andern innländifchen 
Gemeinde. Niemand foll zugleih an zwei Orten Gemeinds; 
bürger feyn, obwohl jeder nach den Bedürfniſſen feine: Ges 
werbe an einem Ort Gemeindsbürger und an einem oder 
mehreren andern innländifhen Orten Schußbürger ſeyn 
fann; c) durch Auffündigung, wann Jemand in Verhätts 
niffe kommt, unter denen er und feine nachfommende Fas 
milte im Land, ohne DOrtsfaffe zu feyn, leben darf. (3. E. 
wann er in den Gelehrten Stand tritt). Ohne einen fol 
chen andern Stand zu haben, oder fein Staatsbürgerrecht 
ganz fahren zu laffen, kann Niemand fein Ortsbürgerreche 
aufkünden; d) durch Verfaumung; wer mit Keimathsfchein 
anberwärts fih aufhält, und durch drei hintereinander fols 
gende Jahre dasjenige nicht leiftet, was er nach Landes; oder 
Drtsgefegen zur Erhaltung feines Rechts zu leiften fchuldig 
ift, hat das Ortsbürgerrecht verloren, und gilt nur noch für 
Schusbürger im Fall der Heimkehr. Das Schutzbürgerrecht 
Kann lediglich durch nichts anders verloren gehen, als durch 
den Verluſt des Staatsbürgerrechts, oder er den Eintritt 
in eine höhere Klaffe deſſelben. 


Erbhuldigung und Beriötspfigtigteit der 
Staatsbürger. 


15) Den Rechten der Staatsbürger. ſtehen ige 
Pflichten gegenüber, nämlich diejenige Obliegenheiten, die 
fie gegen den Regenten und Staat, vorzugsweife vor Staat 
angehörigen und Fremden zu erfüllen da Sie bes 
ftehen 

a) in der IT UEREPE TOT welche bie Lei⸗ 
ſtung des oben erwähnten feierlichen Gelübdes ($. 6.) und 
die Erfüllung aller darinn begriffenen Zufagen enthält. - 
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b) in der unbeſchrͤnkten Gerichtepftichtigkeit. 
Wenn Andere Staatsangehörige oder Fremde immer nur 
in aewiffen meitern oder engeren Beziehungen‘, und nut 
durch diefe, den’ hiefigen Gefeken und Gerichten unterworfen 
find ; fo find es die Staatsbürger in jeder denkbaren Bezie⸗ 
hung, ſo weit es ohne Anſtoß gegen die Rechte eines ande— 
ren ſouverainen Staats möglich iſt, folglich mit Ausnahme 
der Rechtsſtrittigkeiten, "weiche eine Liegenſchaft oder Etb⸗ 
ſchaft unmittelbar ergreifen, die -in fremde Staaten gelegen 
iſt, oder welche eine dort ſchon in geſetzmäßiger Art rechts— 
Hängig gewordene Streit: oder Strafſache beiveffen; in: al⸗ 
len übrigen mögen fie vor hieſigen Gerichten belangt und 
fiir Recht geftellt, und nach hiefigen Gefegen, fü ' weit nicht 
Rechte fremder Staatsblirger mit befangen find, (Mo al 
dann die Geſetze des Dres, wo die erlaubte und unerlaubte 
Handlung begangen wurde, anzuwenden ſind,) gerichtet wer— 
den, indem ſolang blos von Rechtsverhaltniſſen zwiſchen 
Staatsbürger und Staatsbürger, oder zwiſchen dem Staats 
bürger und dem Staatsgeſetz, aus erlaubten oder unerlaub— 
ten Handlungen die Rede ift, die Verbindlichkeit den‘ Geſez⸗ 
zen feines Regenten gemäß ſich zu berragen, dem Unterthas 
nen aller Orten Hin nachfolge, und wann fie ihn gleich in 
geeigneten Fällen nicht: befreit von der "Schuldigfeit, über 
jene Verbindlichkeiten die ee in fremden Landen eingleng, 
auch dort — und alsdann nach dortigen Geſetzen, Recht zu 
geben und zu nehmen, dennoch ſobald in Unſerm Lande die 
Verbindlichkeit noch unausgetrageti "ut Sprache kommt, er 
allein deßfalls nach‘ hieſigen Geſetzen beurtheilt · werden kann 
und muß, ſoweit nicht etwa’ deſendere "Sraaröverträge mit 
benachbarten Stadten "Ansyahmen’ beſtimmen, oder blog von 
beſtimmten Formlichkeiten der Handlungen die Rede iſt in 
weichen Jeder’ int s und außer Unſerm Land ſich nach den 
Geſetzen des Orts, wo er ſie vornimtut, erkundigen, beneh⸗ 
men, und richten laſſen muß. — 

6. 
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Steuerpflicht der Staatsbürger 
244) Eine weitere Verbindlichkeit des Staatsbitrgers iſt 
c) die Steuerpflicht oder die Schuldigfeit von feinem 
Vermögen beftimmte Abgaben an den Staat zu entrichten. 
Obwohl diefe Schuldigkeit jedem obliegt, fo ift doch theils 
wegen befonderer ſtaatsrechtlicher fortdauernder Titel, theils 
wegen der fonftigen vorzüglihen Niüglichfeit ‚eines oder des 
andern Staatsbürgers fir das Land, in dem Umfang bdiefer 
Schuldigkeit ein Unterſchied, wornach einige Staatsbürger 
von einigen Gattungen der Steuern und Abgaben frei ſind, 
und in dieſer Hinſicht eine gefreite Klaſſe bilden. Wer :jes 
bo nicht namentlich und ausdrücklich eine Befreiung durch 
die jeßigen Staatsgefege, oder durch beſondere, ihnen nach⸗ 

gefolgte Vergünftigungen erhalten bat, kann feine behaupten, 
und. bleibt in der ungefreiten Kaffe. Auch wer zur 
Gefreiten gehört, kaun ſeine Befreiung niemals auf andere 
nicht genannte Steuergattungen ausdehnen. Keine Begün⸗ 
ſtigung kann auf nutzbare Liegenſchaften eine beſtändige 
Steuerfreiheit geben, noch Güter, die nicht grundgeſetzmäßig 
einen unter ihrem Schatzungswerth herabgeſetzten Steuerfuß 
haben (mie die Domainen des Staats und jene der Stans 
des s und Grundherren) zu einer geminderten Mitleidenheit 
berechtigen, indem jede folhe Gunſt als erfchlihen anzufehen 
wäre. Von bloßen Fahrnißſteuern, von Kopffteuern 
und von perfönlichen oder Fahrnifabgaben, können 
perfönliche, aber nicht erbliche Freiheiten verwillige werden, 
die nicht Unfere Konſtitutionsedikte gegeben haben. Steuers 
freiheiten,. wo nämlich durch das, was umgelegt wird, 
eine beftimmte Summe erhoben werden muß, mithin der 
befreite Antheil fih unmittelbar unter die Ungefreite vers 
theilt, verwilligt allein der Regent; Abgabsfreiheit, 
oder Befreiung von folchen  Entrichtungen, wo das Ganze 
des Ertrags unbeftimmt ift, und nur zufällig aus der Mens 
ge der einzelnen Schuldigkeitsvorfälle fich ergiebt, mo Daher 
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dem Innhaber des Gefälls die Summe der Befreiung abs 
‚geht, ohne den Abgabspflichtigen zuzuwachſen, verſtattet je⸗ 
‚der  Eigenthumsbefiger der Abgabe. Jede durch einzelne 
Begünſtigung erlangte Steuerfreiheit ruht und iſt unwirks 
‚fam in Bezug auf Nothſteuern, welche zu Abmwendung 
‚einer Kriegsgefahr, Tragung von. Kriegsunkoften und andes 
‚ven unabwendlichen aufferordentlichen Staatslaften umgelege 
‚werden. Zu der gefreiten Klaſſe gehören a) die Standes 
‚herren, b) die Grundherren, c) die Staatsdie 
ner; jeder. in der Maafe, welche durd die jeinen. Stand 
beftimmende befondere Konftitutionen ausgefprochen ift. 
Dienfipfliht der Stamesbürger. | 
15) Noch eine weitere Verbindlichkeit. des Staatsbür⸗ 
gers iſt d) die Dienfipflicht oder die Obliegenheit durch 
-feine perfönliche Gaben und Kräfte. dem Staate ſich nußbar 
zu mahen. Gleichwie hingegen Gaben und Kräfte von 
fehr wefentliher Verſchiedenheit find, je nachdem ein Staates 
Bürger durch geiftige Bildung fie veredelt hat, und durch 
dieſe Veredlung zugleich zu gemeinen körperlichen -Dienften 
‚minder brauhbar geworden ift, oder in der Klaſſe derer 
durch körperliche Arbeiten fih hauptſächlich befhäftigenden 
‚und nährenden Bürger geblieben iſt; fo entfliehen dadurch 
in diefer Dienfibeziehung zwei Klaffen ber . Staatsbürger: 
freie und botmäßige. Frei iſt jeder Kanzleifäßige, Un, 
‚terthan von aller Gebot zu gezwungenen Kriegedienſten⸗ 
‚und zu gezwungenen Hand- und Fuhrarbeiten, alfo von 
Auswahl und Frohndpflicht, indem ‚es. feiner Kapı 
anheim bleibt, ob und wie er, durch Annahmen befoideter 
Krieges, Hof s. oder, Sraatsdienfte, feine Pflicht, dem. Stagpe 
‚nüßlich zu werden, ‚erfüllen fann. und will Diefe Freihejt 
kommt jedoch jenem, der Güter oder Gemeindsrechte bat, 
wegen welcher Frohndienfte zum gemeinen Weſen zu vervichs 
„ten find, nur fo weit zu gut, daß er mich perſönlich daur 
angehalten werden ann, fondern eine billige Abfindung von 
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ihm angenommen werden muß. Frey können auf ähnliche 
Art auch amesfäßige Staatskürger fern, wenn fie Dienffe, 
Verrichtungen oder Eigenſchaften haben, denen eine ſolche 
Freiheit beſonders im Gefetz anhängig erklärt iſt, oder wenn 
‘fie durch einen beſonberen Gnadenbrief bed Regenten eine 
Befreiung fiir fich‘, "oder für betriebene Gewerbe erlangen, 
‘welche Gnade alsdann jedoch nicht erblich, fundern Bios leb— 
täglich gegeben werden mag. Mer durch einen Gnadendritf 
gefteit iſt, wird nicht immer der ganzen Laſt, ſondern oft 
nur der perfönlichen Leiſtung gegen Entrichtung einer billi⸗ 
gen Abfindung ‘ frei; der Innhalt der Gnadenbriefe mit 
hier entfcheiden, der® jedoch immer’ im engeren Sinne zu 
"nehmen ift, wenn der’ Innhalt zweideutig erſcheint. Eben 
fe mag die Freiheit von einer Gattung der Dienfte z. €. 
"der Frohnden, nicht anf die andere Gattung z. €. die 
' Kriegspflichtigkeit, hinfiderhegsgen werden, wo Geſetze oder 
Gnadenbtiefe nicht beſtinmt auf beide zugleich gehen. 
—— Botmäßig keir der Staatsbürger. 
He) Schuldig einem Gebot zu Kriegedienſten, oder 
"Sthatsfrohndbtenften zu folgen, mithin botmäßig find alle 
GStaabſäſſige und alle Amtſäſſige, die nicht fiir das Eine 
"oder das Andere einen beſtimmt fprechenden, durch die neue 
grundgeſetzliche Verfaſſung Unſeres Staats gegebenen, "oder 
neu beftätigten Rechtstitel der Befreiung haben. Die jeweis 
"tige Auswahlgeſete beftimmen bag Nähere tiber: die Kriegs; 
pflicht. Die Staatsfrohndpflicht von der hier die Rede 
"wie, iſt verſchieden, ‚je‘ nachdem fie unmittelbar für den 
Dienſt des Regenten, als ſolchen/ oder des Landes benutzt 
wird — Landesfrohnden; oder für den Dienſt der 
"Untergerihtsheren, in jenen Gegeniftänden‘, welche die Auss 
übung der "ihnen überlaſſenen Theile der vollziehenden 
Staatsgewalt und Urtergerichtsbatkeit betreffen, keineswegs 
blos deren Privatvortheii — Gerichtsfrohnden; oder 
endlich für den Dienſt der Gemeinde, in deren jemand ort⸗ 
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fäßig. it — Semeiudsfrohnden. ‚Zu Landesfrohns 
den iſt jeder botmäßige Staatsunterthan verpflichtet, er 
wohne in Unferem eigenen oder im ftandesherrlichen oder 
grundherrlichen ‚Gebiet: die Anfage kann nur von Unfertwes 
gen gemacht, Freiheit davon nur von Uns, oder in Unſerem 
Mamen gegeben werden. Das Maaß beſtimmt allein die, 
jeweilige Nothwendigkeit, nur auf gleiche Wertheilung und 
ſchickliche Eintheilung, daß nicht, eine Zeit vor der andern, 
eine Gegend vor der andern, ohne Noth und unbillig überla— 
den werde, bat der Botmäßige gerechten Anſpruch. Zu 
Gerichtsfrohnden ift nur derjenige, botmäßige Unter— 
than verbunden, dev unter jener. Gerichtsbarkeit , für welche 
fie zu leiften find, angefeffen iſt; fie: fönnen daher in vor 
fchiedenen Beziehungen, von einem. landesherrlichen und von 
einem ftandess oder grundherrlichen Beamten, in ein und 
eben demjelden Bezivrd, an ein und diefelbe Perſon gefordert 
werden, je nachdem der Fall dazu in die dem Landesherrn 
vorbehaltene, oder zur Ortsherrlichkeie gehörige Gerichtsbars 
keit einſchlägt; das landesherliche Gebot geht in, ſolchem 
Fall vor, wenn beide nicht nebeneinander eingetheilt werden 
können; Befreiungen fünnen hier, eben fowohl nur. Lnfere 
Staatsgefeße geben, nicht der Serichtsherr, mit der Maaße 
diejer Frohnden hat es gleihe Bewandniß, wie mit..den 
Vorigen. Zu Semeindsfrohnden ift jeder Gemeindes 
mann, der nicht als Gemeindsdiener verfaffungsmäßig ges 
freie iſt, fchuldig, nur, daß Unbotmäßige odgedachtermaßen 
zu einer Abfindung durch . Geld oder Vertretung - zugelaffen 
werden müſſen. Freiheiten kann nur. das Geſetz und bie 
- landesherrlihh gutgeheißene Bewilligung der Gemeinde. 9% 
ben ; fie find in gleicher Art wie die Vorigen angemeſſen. 
Ale diefe dreierlei Gattungen der Staatsfrohnden hat in 
eigenem Namen: nur der zu leiften,- wer fein Staatsblirgers 
recht augetresen hat, ‚mithin Familienhaupt geworden iſt; 
Srauensperfonen nur dann, wann. fie als Wittwen anfast 
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des Familtenhaupts find: Jeder kann fie durch taugliche 
KHausgenoffen oder eingeftellte Mierhleute verrichten. Nur 
zu Nothfrohnden, weihe nämlid durch eine aufferors 
dentliche Noch in Feuersgefahr, Waflersgefahr, Kriegsgefahe 
Herbeigeführe werden, kann nach Befinden der ‘Polizeibehörs 
de oder Anordnung der Geſetze perſönliches Erfcheinen fols 
cher Perionen, auf deren Kunftfertigkeit oder Zuverläſſigkeit 
man bejonders abheben muß, geboten werden, wobei dann 
auch nah Umſtänden alle Befreiungen der Botmäßigen 
ruhen. 

j Herrenfrohndbarkeit. 

17) Von dieſen Staatsfrohnden find hingegen bie 
Herrenfrohnden, die aus der Grundpflichtigkeit fließen, 
ganz verſchieden. Solche mögen gedoppelter Art ſeyn? 
walzende Frohnden, wozu die Verbindlichkeit der Leis 
ſtung auf einem gewiſſen Sur haftet, mit dem Beſitz deſſel⸗ 
ben erworsen wird, und mit ihm wieder abs und auf ans 
dere übergeht ; dieſe müſſen immer beflimmt und gemeffen 
„fern das heißt, der Segenftand, wozu fie zu verrichten find, 
muß durch die Verträge zwiſchen dem Kern und feinem 
Mann oder durch ehevoriges Herfommen, genau bezeichnet, 
und die Art, Dauer und Wiederholbarkeit der Verrichtung 
richtig dadurch ausgemeffen feyn; fie können zwar ebenwohl 
an eine unbotmäßige Perſon nicht in Matur, fondern nur 
mirtelft Vergütung gefordert werden; dagegen aber ift auch 
der Frohndherr nicht fchuldig, zu dem botmäßigen But eis 
nen unbormäßigen Befiker kommen zu laffen,, fondern es 
muß dazu, daß ein folcher ein frohmdpflichtiges Gut antrete,, 
altemal : deffen freie Einwilligung eingeholt werden. - Ohne 
Staatsbewilligung können keine neue Frohnden eingefüher, 
mithin feine perfönliche Herrenfrohnden in Walzende umge 
. wandelt werden. Die perſönliche Frohnden beftimmen 
ſich durch das Orts- oder Schußblirgerreht an. einem Ort 
oder auf: einer Höfftätee, welcher eine foldhe Herrenbotmäßig⸗ 
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keit von Alters her aufliegt. Sie haben mit der Leibeigens 
ſchaft, ohnerachtet ihres derfelden verwandten Urfprungs 
nichts gemein, fondern beftehen auch ohne fie, oder nach ih; 
rer Aufhebung zu Gunften der vorhin berechtigten Frohnd“ 
herren fort. Sie find entweder Gutsfrohnden, welde 
nur zum Bau und Benugung eines beſtimmten Gute zu 
leiften find ; diefe können beſtimmt feyn, je nachdem zu jer 
der Benugungsbedürfniß der Dienft geboten werden kann 
oder nur zu gewiſſen hergebrachten Gattungen; unge 
meffen mögen fie nicht feyn, da in jedem Fall der Umfang 
des Guts ihre Maaß beftimmt, und in feinem Fall folche 
auf einen etwa duch neue Erwerbungen ausgedehntern 
Sutsumfang gefordert werden dürfen; oder fie können Fas 
milienfrohnden feyn, die ohne Hinſicht auf eine bes 
ſtimmte Gutsbenugung dem Frohndherrn für feine häußliche 
Bedürfniffe geleifter werden müſſen; auch diefe mügen zwar 
beftimme oder unbeſtimmt, aber niemals dürfen fie 
ungemeffen feyn, fondern es muj genau durch fchriftliche 
Weisthümer ausgemacht werden, wie viel Zeit der Frohnd⸗ 
pflichtige im Aufferften Fall dem Herrn zu leiften ſchuldig, 
und wie folche einzutheilen feyen, um diefen weder zu feis 
nem eigenen Erwerb, noch zu Erfüllung feiner Staatspflich— 
ten außer Stand zu ſetzen. Wo dergleihen Maaß noch 
nicht vorhanden, oder das durch Herkommen etwa vorhans 
dene, noch nicht in fchriftlihe glaubwirdige Urkunden vers 
faßt wäre, da muß diejes Eine und Andere längft in fünf 
Sahren nah Verkündung diefes Geſetzes bei Verluſt diefer 
Herrenbotmäßigkeit nachgeholt werden. Herrenfrohnden aller 
Art können abgelauft werden, und fein Stammgutsvertrag 
kann diefen Abkauf hindern, fondern er kann nur der Vers 
wendung des Erlöſes Maaß und Ziel geben. Sie können 
eben fo auch in andere Abgaben umgewandelt werden, nur 
muß diefes mit befonderer oberherrlichen Genehmigung ges 
fchehen, damit keine zum Nachtheil des Staats gereichende 
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Ummwandlung Platz ‚greifen möge, Neue Herrenfrohnden 
können durch keinen Vertrag entſtehen, jeder Vertrag, der 
desfallg ‚vorgienge, würde nur den Frohndübernehmer lestägs 
lich. verbindlich machen; und mit deffen Tod in feiner Kraft 
eriöichen ,. ohne daß irgend eine Vorſicht gegen diefe Erlö— 
ſchung ihn werten könne, welcher verbindlichen Arc und Nas 
tur fie fonft feye, ohme daß auch irgend eine Rückforderung 
des. Empfangenen alsdann darauf gegründet werden möge, 
Kein Frohndgebot bei KHerrenfrohnden kann durch eigene, 
Gewalt zum Vollzug gefördert, noch ein Frohndpflichtiger, 
wenn auch der Herr fein Gerichtsherr wäre, durch körperli— 
he Züchtigungen zur Arbeit angetrieben werden, fondern, 
- allein die verordnete PDolizeiftelle durch geſetzmäßige Wege 
fann auf Anrufen des Frohndherrn dieſe Ungebühr rügen, 
weiche Einſchränkung hingegen bei Staatsfrohnden nicht ſtatt 
finder, indem hier dem Frohnboten mäßiger Zwang zum Er— 
foheinen, und dem Frohndaufieher mäßige Zichtigung bei 
allzugrober Fahrläßigkeit oder MWiderfpenftigkeit gegen ledige 
Fröhnder frei fteht. 


Die Fortfekung und Schluß foigt im nächſten Hefte.) 
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Mede beim Schluffe der reichöftändifchen Verſamm⸗ 
fung des Königreichs Wefiphalen, gehalten- von 
den Herren Staatsrath Johann von Müller, 
General: Direiteur deg öffentlidyen Unterrichts"). 





TO Meine Heren Reigerinde: 

Der König Hat mir den Auftrag ertheilt, Ihrer — 
baren Verſammlung das Ende der Arbeiten anzukündigen, 
ne dieſelbe verſammit war, 

Meine Herrn, Provinzen, welche urſprünglich nie eines 
Volkes Vaterland, hierauf in den Verſammlungen teutſcher 
Nation in die Menge der Stämme verlohren, endlich unter 
vieler Fürſten Landeshoheit abermals vereinzelt waren, ha— 
ben — ſeit Menſchen Gedenken zum erſtenmal — durch 
Stellvertretter vor dem Thron eines gemeinſamen Herrn 
über allgemeine Angelegenheiten ſich verſammelt, und Maaß— 
regeln genommen, welche den Begriff; Eines Vaterlandes, 
einen Gemeinſinn, theils vorausſetzen, theils erwecken. 

Das Alte iſt vorüber; laßt uns den Blick auf die Ger 
genwart heften, um in bed die Keime ber — zu ent⸗ 
wicklen. 

Die älteſten, —— ruhmvollſten und — inſofern dies 
ſes von menſchlicher Art fid) ſagen läßt — auch die beſten 
Völker haben mancherley Zeitläufte erlebt, Hier hob der 
Schwung eines. Mannes - von Gente feine Nation zu der 
Höhe feiner eigenen Rolle. Lange Zeit. und’ Selbftvergeffens 





*) Aus dem Bertphälifhen Moniteur Mr. 106. vom 30. Auguft 1808. 
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heit — ber trägen Sterblichen gewöhnliches Uebel — ſtürz⸗ 
ten unverfehens anderer Völker Glück und Ehre in einen 
vettungslofen Abgrund. Völker nun, die fih dem Unglück 
überließen,, giengen unter ; andere, welche aus Erkenntniß 
der Fehler Lehre zogen, wurden, durch eine moralifche Wies 
dergeburt, neuer Zeiten wiederkehrender Glorie und Glücks 
ſeligkeit würdig. 

Eden fo verfhieden waren die Eroberer. Einige haben 
zerſtört, andere haben die Unterjochten verweichlichet, andere 
duch Trennungen fie geſchwächt: aber die beffern haben fie 
vorcheilhaft umgeftaltet: ſolche find es, melde durch vereh—⸗ 
vendes Andenken ihrer Wohlthaten im Alterthum aus Könis 
gen Götter geworden. 

Der , vor dem, die Welt ſchweigt, weil Gott bie Welt 
in feine Hände gegeben, erkannte in Germanien die Bors 
wache und Bruftwehr von Sid und Welt, von den erſten 
Hauptfisen der Kultur Europens. Alſo, fiir gemeine Polis 
tik zu erhaben, gab er Deutſchland Feftigkeit, gab ihm fein 
Geſetzbuch, das Muſter feiner Waffen, die größten Lehren, 
und, flatt gedemüthigter Soldaten, achtvolle, geehrte Bilrs 
ger. 

Aus zwanzig Ländern fhuf er Ein Reich. Konnte er 
mehr thun ? Er feßte dariiber feinen Bruder. Sie hörten, 
den König, meine Herren; Sie haben feine Handlungsweife 
gefehen ; feine Verordnungen, feine Vorſichtsmaaßregeln id 
fen Sie nad) den Tagen feiner Regierung. 

Im Anfange ihrer Sigungen ließ der König durch die 
Minifter des Innern Ihnen die Lage des Reichs darſtellen. 
Es ift kein Zweig der Verwaltung, es ift kein Fach der Ger 
fhäfte, deren Natur und Grundregeln nicht Mar und des 
ſtimmt vorgelegt worden wären. 

Der König , der die Intereſſen der Krone von dem 
Beſten feines Volks nie trennt, Werftellung und Hinterliſt 
verſchmäht und haßt, und, flolz auf fein Bewußtſeyn, Offen. 
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heit nicht ſcheuet, der König hat nicht wollen, daß den Stell⸗ 
vertretern ſeines Dolls etwas verborgen werde. Don allem, 
wie es ift, und von dem Geiſt des Ganzen, follten fie ges 
naue Notitz in die Länder heimbringen; Sie find auch nicht 
zu Entihliefungen über halb gefagte Dinge aufgefordert 
worden: die Wahl der Nation wurde in Ihnen geehrt, 
man hat ihnen völliges Vertrauen ‚gefchentt. 

Sie haben es verdient. Diefe erfte Verſammlung des 
Meichstags der Weſtphalen öffnet eine ermunternde Ausſicht 
fortgehender Vervolllommuung des Nationalglücks und der 
Öffentlichen Ordnung ; die Wereinigung der Einfichten und 
Külfsquellen der Vötker mit dem Nachdruck der Maaßregeln 
der höchſten Macht zu Herftellung und Förderung des Stücks 
aller Theile verbürgt diefe Erwartung. So wie nicht ein 
gemeinnügiger Wunfch , oder Borfchlag if, welchen der Kö— 
nıy nicht höre, überlege und nach Zeit und Dre in Vollzie— 
hung zu bringen fuche, nicht weniger erwartet er von feinen 
Stränden und von ihren Kommittenten die eifrige Beiwirs 
fung, zu der das Haupt des großen Vereins in allen Unters 
nchmurigen für. das ‚öffentliche Wohl berechtigt ift. 

Sie haben, meine ‚Herren, ohne Bedenken von dem 
verfaffungsmäßigen Recht, Geſetz, Entwürfe auch zu verwers 
fen, Gebrauch gemacht. Wenn diefes ein Geſetz betroffen, 
das vor andern unentbehrlich war, fo gab der König feine 
Ehrfurcht für Stimmenfreiheit in dem zu erkennen, daß er 
bei nochmalıgem Vortrag des Entwurfs, Fein anderes Anfes 
hen brauchte, als die Kraft guter Gründe und Erläuteruns 
gen, weiche Ihnen, meine Herren, erlaubt haben, dem pas 
triorifchen Triebe Ihrer Gemüther, die jest nöthigen Maaß— 
regeln zu unterftüßen, frey zu folgen. In der That, meine 
Haren, Sie find nicht Stellvertreter eines Theils von KHef 
fen, eines Theils von Hannöverſchen, von Preußifchen Lans 
den. Der Augenblid , wo jeder die Schuld von allen, und 
feinen Beitrag zu ihrer Zahlung , übernahm , bewieß zuerft 
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und kräftig, daß Sie fich Weſtphalen fühlten, eine Nation; 
die von diefem Tage an, durch unzählbare Gefchlechter. hins 
aus, einerley Schiekjale theilen wird; wo in der Fruchtbar⸗ 
keit eines, in dem Fleiß - eines andern Bezirks, in der freien 
Gemeinſchaft aller, Waffer und Landftraßen ; in der Einförs 
migfeit einer milden Geſetzgebung unerihöflihe Hülſsmittel 
fi) finden werden, mm jedes REN erlittener Uebel zu 
vertilgen. 

Die Schuld iſt fundirt, ihre Zinſen — geſichert, ihre 
Tilgung iſt feſtgeſetzt und in Ordnung. Einige Jahre noch 
bedarf der öffentliche Schatz eine ſtrenge Wirthſchaftlichkeit; 
einige Jahre noch hat jeder MWeftphale ein, doc mäniges 
Opfer zu bringen. Dann folgen freiere Jahre; der König 
wird. fich feinem Hang zur Wohlthätigkeit überlaſſen können, 
der Nation wird dei. neuem Wohlſtand won überwundenen 
Schwierigkeiten das frohe Andenken bleiben, fie wird um fo 
beſſer leben, um fo freudiger unternehmen. 

Sin dem. Augenbtic,, wo in der Verſammlung Europäis 
fcher: Nationen die Weftphälifche ihren. Rang: und Sig bes 
kommt, hat-fie erklärt: »man habe keines ihrer Glieder, als 
»oon Unglück erdriickt zu I „eines eben Gut und 
»Blut fen fiir .allex. 

Glijckliches Vote! Tage bes Ruhms eröffnen fid Die, 
wenn alter Nedlichkeit Sohn, der Geift gemeinſamen Vaters 
landes, nad) diefem plößlichen und hohen Schwung in allen 
Gemiichern auf immer vorherrfchend wird. Ein König, Ein 
Geſetz, Ein Schatz und Eine Schuld, und, um nicht auch 
der gemeinfamen Abftammung und Schickſale zu. erwähnen, 
Ein Intereſſe — welhe Elemente. zu einem. Semeingeifte! 

Zwei große in die Augen fallende Beförderungemittel 
find in der Verfaffung. Indem für jedes Bebürfniß niche 
Eine Klaſſe, fondern die Anftregung aller Bürger in Aus 
fpruh genommen wird, erfchafft fie ein gemeines Weſen, 
So, indem jeder, bald um eine Wahl, bald um. eins Siell⸗ 
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Vertretung ober" zu Ausfüllung der Militairverzeichniſſe oder 
— dä alle Stellen für alle find — in das: Amt eines Frie—⸗ 
densrichters, eines Gefchiwornen aufgerufen wird , erwacht 
bei Völkern, deren Verftand feit langem nicht mehr fire das 
gemeine Wefen thätig war, ein neues Leben. | 
Das Sonderbare haben die mitternächtlichen Mölfe, 
zumal von germakifchem Stamme : So oft in: Gottes: Nach 
beſchloſſen war, ihrien eine neue Art oder einen höhern Grad 
von Kultur beizubringen, fo mußte ein Stoß von Außen 
tommen; Bei allen diefen Völkern wurde das, dermaßen ers 
worbene, ungemein vervollfommnet. Gleich als: bedürfte die 
natürfiche Ruhe der Völker, bei welcher eine minder freiges 
bige Natur des Erdreichs und Kimmelsftrichs weniger Be⸗ 
dürfniſſe und Begierden und eine nicht fo vielfältige Gährung 
der Begriffe erregt, nnd welche nicht ſowohl jenen Glanz 
mittäglicher Phantafie ats eine achtungswerthe Gründlichkeit 
des Urtheils haben, gewiffe von Zeit zu Zeit aufweckende 
Erſchütterungen. Das Herkommen ſchläfert ein. Sobäld 
einmal die neuen Begriffe verſtanden, aufgenommen, und in 
den alten Vorrath übergegangen find, gewinnen ſie eine 
andere Geſtalt, eine neue Haltung von Entwicklung‘ -fie 
'gerieratifiven ſich. Wir haben aus Italien und’ Frankreich 
die Religion; aber was zur Reform der Hierarchie nun aus⸗ 
geführt wird, hat in’ Teutfchland begonnen. Die Machabs 
mung lombardifcher und anderer italieniſcher Städte trug 
viel bei, die Einrichtung "des bürgerlichen Lebens bei uns zu 
entwickeln. "Aber jenfeits dem Alpgebürg dauerte felten ein 
‚Städtebund liber ein Geſchlechtalter hinaus. Wie ſeit jenen 
alteſten Rheinbund hatten ſechſthalbhundert Jahre (die Schweiz 
und Hanfe nicht zu erwähnen) hundert freie Reichsſtädte. 
"Allerdings: die germanifihen Wälder und Sümpfe find "durch 
ſüdliche Vorbilder zu Sitzen der Künſte und Gewerbe ge: 
"worden; doch fehon im vierzehnten Jahrhundert wurde die 
AUrbeit unferer Gewerbe -in Toscana als vorzüglich gefucht. 
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Es ift wahr, Italien gab das Kürgerliche, gab das geiſtliche 
Recht; und es ift nicht zu läugnen, daß der Geiſt unierer 
Gelehrten fih an dem Licht entzüindete, das die vergeflenen 
griehiihen und vömiihen Mußen an der Tiber und am 
Arno wieder auffteckten. Aber das ausländifche Geſetz mwurs 
‚de durch altteutfhen Verſtand genießbarer: Verfaſſungen ers 
‘hoben ſich im Mord, wie fie Kom nie gehabt, wie der lei⸗ 
denſchaftliche Grieche fie nie lang ertrug ; die verpflaniten 
‚Miffenfchaften, bald Gegenftände nationeller Verehrung und 
Liebe, wurden durch Eıfindungen, Lehrweifen und höhern 
Schwung einheimifch. 

So, meine Herren, wenn bie Berfaffung und Geſebge⸗ 
‚bung des Königreichs Weſtphalen, die ſich über. die Trüm— 
mer vieler alten Formen erhebt, einſt überdacht, einſt durch 
die Erfahrung erklärt, und gangbar gemacht iſt, wird. fie 
‚wie. fo.ein heilfamer Antrieb erjcheinen, uns die Fortſchritte 
des menſchlichen Geiftes in diefen Theilen eigen zu machen. 
: + ®ie haben viele Geſetze vortragen hören; Codexweiſe 
find fie Ihnen vorgelegte worden. Was find fie als Früchte 
Jahrhundert langer Beobachtungen der größten Nechtslehrer, 
‚in vieljährigen Revolutionen der Völker durch fcharffinnige 
-und einander entgegenftehende Redner  vielfültiger Prüfung 
unterworfen, und nun anwendbar gemacht, ‚fir unfere Be: 
dürfniſſe. Einem Chaos von Geſetzen folgt die Klarheit und 
Ordnung Eines Geſetzes, das unſeren Gebräuchen und. Vor⸗ 
ftellungen möglichft angeeignet wird. 

So neu diefe Geſetze fcheinen, fo alt iſt ihr Seik: 
‚weit näher der urſprünglichen Einfalt, als den Formeln, 
womit im Lauf der Jahrhunderte in ‚einem, fremden, äuſ— 
ferft verdorbenen Reich, die Geſetzgebung der ausgearteten 
Römer, durch das fie beherrſchende Adookatenvoik belaftet 
worden war. Würden diefe neuen Ordnungen in das alte 
Teutſch überſetzt, würden die fremden Namen der Beamten 
durch gleihbedeusende aus dem alten. Teutfchland gegeben, 
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man würde fih mundern, wie germanifch es iſt. In Wahrs 
heit, nichts iſt ſchön und gut als die Natur; wenn man 
won ihr fich entferne, fo dienen alle Verſuche, in die man 
ſich verwirrt, blos dazu, auf fie zurück zu führen. 

Daher jene Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetz. 
Sie hat nichts wider die Auszeihnungen, welche feit jener 
Macht unbekannter Jahrhunderte die Nachkommen der erften 
Häupter, Helden, Landbeſitzer, die unſer Brachfeld gepflügt, 
unſere wilden Ochſen unter das Joch gezähmt, durch alte 
Ehrfurcht ungeſtört beſeſſen haben. Jeder hat ſeine dd 
alle haben gleiches Recht. 

Sie werden in der Verfaſſung die Abficht bemerkt Has 
ben, geringere: Bürger s und Menfchenklaffen empor zu bes 
den. Dom alten Morgenland bis auf unfere Väter, man 
kann es nicht laäugnen, war ber größere Theil der Mens 
fhen zu Herabwürdigungen verurtheilt. Nicht mehr fo in 
unferen Heeren : dit Manieren find nicht mehr, wodurch 
das Ehrgefühl beiidem Stand unterdrüdt wurde, der deis 
felben am meiften bedarf; man wird zum Kopf und Her—⸗ 
zen des Soldaten fprechen müſſen. Was wird nicht ‚aus 
dem Heer, an deffen glorwürdigem —— alle Stände 
Theil nehmen ! 

Man muß es geftehen, eine, * Entſchudigung für 
hige, Weichlichkeit und eine zlügellofe Vorliebe für Künſte 
des Gewinnes hatte die Behauptnng alles deffen, was uns 
köſtlich, lieb, heilig iſt, jene. alte Ehre der Bürger von 
Kom und Athen und der freien Landleute von Schwy&, in 
die Hände derjenigen. Menfchen gebracht, welche das wenig: 
fte zu: verlieren, und. nun für Die, welche fie weggenommen, 
gekauft und gemißhandelt hatten, ihr Leben aufopfern fols 
ten, Auch berubten: die Siege einzig auf der Kunft des 
Seldherrn , dem — pe den Augenblic® feine Seele zu 
geben. - 

Bor Alters, da * auszog, und jeder Kriegs gelibs 
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direnden; da*:Verdionft war allen gmein, Das waren jene 
Zahrhunderte voll ewigen Ruhms, deren Gefchichte ein’ ed: 
leg Gemüth ohne innige Bewegung weder fehreiren roch 
leſen oder anhören kann, als für oft ſehr unvollkemmene 
Verfaſſungen, ſehr zweideutige Nechte, die Nationalheere 
ruhmvoll zunſiegen oder‘ glorifirdig zu ſterben wußten. Das 
waren Konſtkribirte, wir in dem alten ewigen Bund von 
Hochteutſchland mo niemand: heirathen durfte, ehe er ber 
waffnet und eingetheilt war. - Als die gebildetere Klaſſe 
wohldabender Bürger fi den Waffen. entzog, ſahen wir 
große Staaten, welche mit ſcheinbar furchtbarer "Macht 
prangten, dem erften "Angriff des Mannes von Geift und 
Kraft weichen und in Staub verfinten; man verfiand, man 
erkannte ſich nicht: mehr; und als die taufend Jahre der 
Entftehung und: Regierung neuer Staaten vollendet waren, 
mieten ‚unter den Ruinen der zuſammenſtürzenden Welt, ws 
ſchienen vor den Königen und Völkern. der neuen Ordnung 
der Dinge die. wahrhaften Grundfeften von mu. und 
——.—. und Waffen. 
Dieſe Urprinzipien, welche. durch Schwäche und — 
ges Privatintereſſe verbannt, aber durch die Folgen gerochen 
Wurden, ſie, auf. welche der zur Weltherrſchaft gebohrne 
Held nur zurükruft, ſie ſind die Grundſteine des unter Ihren 
Augen mit. ihrer Beiwirkung ſich erhebenden Staatsgebäu—⸗ 
des. Es iſt nicht der Augenblick, und: nicht meine Sache, 
von den vielen Geſetzen welche in ihren Sitzungen geprüft, 
und nach Ihren Vorſchlägen verbeffere wurden , zu ihnen 
zuireden, Alle DVerfaffungen und &efeke find farkı'soder 
Schwach, fo wie:diefe dbelden Grundfäße: mehr oder: weniger 
vorherrſchend find: He mehr; Sie alle Eins werden, und 
fo wie auf die Stimme: des. Königssänferes Herrn jeder 
Vater feinen Sohn, jeder Eigenthiimer fein Vermögen flit 
das Vaterland⸗froh Yingiebs, ‚merden::alle verbundenen Völ⸗ 
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Ber erkennen, daß die Schuld unferer Unfälle außer uns lag, 
in ung aber genug Eigenfchaften find, um: in dem Verein 
der mit dem- feanzöfifchen Reich verbündeten Nationen den 
teutfchen Namen Hoc zu Bringen. 

Man öffne: die Chronicken der Gefchichte, der Sinn 
dei. Jahrhunderte werde zu Rath gezogen.“ Wo kam je ein 
Staat in hohen Stanz, wo. befam er innere eigene Kraft, 
als durch Eintracht und Waffen. Iſt doch nicht auch ein 
Menſch fo: vollkommen, ald er unferer Natur gegeben ft, 
wenn er nicht mit fchöner "Harmonie feiner inneren: und 
Auferen Kraft jenes Gefühl derfelden verbindet, welches den 
tapferen Krieger macht, und edlen Seelen Hoheit giebt. 

Diefen tröftenden, ermunternden Geift bringe jeder von 
Ihnen, meine Herren, in das Land feiner Heimath. Sagen 
Sie jedem, wie das neue Neich mit mancherlei Schwierigs 
feiten umgeben war, welche durch die Einmüthigkeit Ihres 
patriotiſchen Willens verfchwinden. Heeren und Feſtungen 
war nicht mehr zu trauen. Es entfieht ein anderes Heer “ 
mit einem neuen Geift, eine Landwehre, ſtärker als Feftuns 
gen. Es ift des Könige Wille, es iſt das Sefeß, die Weſt⸗ 
phalen ſollen eine Nation ſeyn. 

Der gelehrte und biedere Mann aus Ihrer Mitte, 
meine Herren, dem die Wohlfahrt und Verfaſſung des teut⸗ 
ſchen Baterlandes die erfte und lebte, immer - die liebfte Le— 
bensarbeit gewefen, und welcher, ohne diefen Tag zu fer 
ben, *) zu den Vätern verfammelt worden ift, was kann 
er, wenn den. Schatten Erinnerung der menfchlihen Dinge 
bleibe, was kann er: ben Vätern fagen, als daß nach ben 
acht Jahrhunderten. vegellofer Ungebundenheit, wie fie waren 
von Herrmann bis auf Karl den Großen, und nad) den 





*) Herr Profeffor Däherlin von Heimftädt, diefer jeden Deutfchen "durch 
fein Staatsarchiv, fein Stantsreht und fo viele andere Schriften fo werthe 
Gelehrte war Mitglied der Reichkverſammlung, und erichte den Schluß 
des eriten Reichstags nicht. w. 
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taufend Jahren Gehorfam unter geiftlichen. und weltlichen 
Herrn, eine neue Zeit und ein zweiter Karl der Große alle 
Stände der Gefellfhaft berufen habe, unter das neue Geſetz 
der Steichheit aller Pflichten und Nechte und an die ges 
meinfame Vervollkommnung aller Geſetze. 

Der Urfprung der großen Vereine von Menſchen, Fas 
milien, Stämmen, zu Wölterfchaften und Nationen verliert 
ſich faft allenthalben in das‘ Dunkel roher Zeiten. Weftphas 
lens erfte Tage haben Teutfchland, Europa, haben die Welt 
zu Zeugen. Auch wird die Erwartung der Nationen durch 
bloße Biederkeit und Bravour nicht erfüllt. Der Ruhm der 
Wiſſenſchaft, den unfere hohen Schulen tragen, verpflichtet 
zu höherer Geiſtesbildung, zu unftörbarer Beharrlichkeit in 
mannigfaltiger und gründficher en alles Guten und 
Zwerfmäßigen. 

Die fünf Jahre militairifchen Lebens ſollen dieſe edlen 
Studien neu beleben, und nicht ſtören. Die Vereinigung 
des Studiums großer Schriftſteller mit dem des Menſchen, 
und eines thätigen Lebens, mit einem denkenden, ſie iſt's, 
allein ſie, welche unſere Wiſſenſchaft jener unſterblichen Voll⸗ 
kommenheit unſerer Meiſter im Alterthum nähern kann. 
Mit Wiſſenſchaft die erſte der Künſte paaren, die Kunſt den 
Feind zu ſchlagen, und das Vaterland zu behaupten, das iſt 
nicht eine Unterbrechung, es iſt Veredlung der Studien. 
So haben die größten Männer des Alterthums mit gleichem 
Geiſte geſtritten, womit ſie redeten und ſchrieben. Die un— 
fruchtbaren ſcholaſtiſchen Spekulationen und der kleinliche 
Wörterkram, worüber ſelbſt genügſame Unwiſſenheit auf Ko— 
ſten wahrer Wiſſenſchaft fo oft ihren ſchalen Spott getries 
ben, follen mehr und mehr dem Studium der Lebensweiss 
heit Raum geben, und unfere Lniverfitäten follen nicht vers 
laffen trauren, fondern mit neuem Geifte. fi erheben. Die 
Kinfte, die Rechte, die Pflichten aller Stände der Gefell: 
fchaft, die Kenntniffe und Geheimniffe körperlicher Geſund⸗ 
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heit und moralifher Kraft, die Kunſt vortrefflih zu leben, 
und ehrenvoll zu fterben, das iſt der Achte Geift und Zweck 
‚des Unterrichts, und deſſelben Frucht ift Geiftesgegenwart 
und Geſchick zu allem, Würde des Lebens, und Unabhängia; 
feit von den Saunen des Glücks. Welcher Vater wird feis 
nem Sohne dieſe Schäße mißgönnen, welches Volt dürfte 
ungeftraft fie vernachläßigen ? 

Von dem Augenblick: des Untergangs jener Weltherr⸗ 
ſchaft Noms bis auf uns zeigte nie ein Zeitalter ein grauen: 
volleres Ereigniß, als diefe plötzliche Auflößung der veralterns 
den Verfaffungen und Verhältniffe faft aller Mationen Eus 
ropens, diefen Anfang einer neuen Folge unvorfehbarer 
Schiefale; ein Augenblick deffen hoher Ernft die angeftrengs 
tefte Entwicelung aller Fähigkeiten, die begeifterte Erhebung 
aller Arten von Muth , den alles dem größten Sn aufs 
opfernden Heldenfinn auftuft. 

Meines Herren Reihsftände, wir wollen ung zufams 
mendrängen um den Thron und um die Verfaſſung des 
Reichs. | 

- Die Vortheile der legteren, die — welche ſie 
uns verſichern kann, ſind Ihnen vorgeſtellt worden. 

Der Eindruck begleite Sie in die Länder. Unſere 
Kraft, meine Herren, iſt in der Eintracht, unſer Ruhm iſt 
in patriotiſchen Sinne. Sie haben ihn in dieſer erſten 
Verſammlung bewieſen, ich habe Sie darum bezlũicewũnſche 
im Namen des 5 Könige. j 
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Hiſtoriſche Berichtigungen das Herzogthum Olden: 
burg betreffend. 





Da das Herzogthum Oldenburg vermuthlich nächſtens dem 
Bunde förmlich einverleibt werden wird, deſſen Namen dieſe 
Zeitſchrift trägt, ſo können darin die Berichtigungen nicht 
unwillkommen ſeyn, welche einige Aufſätze derſelben in ihren 
jenes Land betreffenden Angaben zu bedürfen ſcheinen. Sie 
beziehen ſich zunächſt auf Nr. 46 im Heft XV. und auf 
Mr. ıg im Heft XV. 

Sn dem feßteren Aufjaße werden einige — 
beym Zutritt des Herzoglich Mecklenburgiſchen 
Hauſes zum Rheinbunde mit der Bemerkung eingeleitet, 
daß dieſes Haus das älteſte regierende Geſchlecht nicht 
blos in Deutſchland, fondern in Europa ſey, indem der 
diplomatifchwerwiefene Ahnherr der jetzigen Herzöge, Niclot, 
vom J. 1151 an regiert habe, zu einer Zeit, da alle andere 
vegierende Gefchlehter, — auch das Haus Dldenburg— 
nur noch Privar Familien gewefen. Es ift aber beurkunder, 
daß fchon zu Ende des eilften und zu Anfang des zwölften 
Sahrhunderts zu Oldenburg ein Graf. Elimar (comes in 
confinio Saxoniae et Frisiae potens et manens nennt 
ihn eine Urkunde von 1108) regierte, von welchem in dire; 
ter männlicher diplomatifc erwiefener Linie das jetzt regier 
vende erlauchte Oldenburgiſche Haus, und aus demfelben der 
Kayfer von Rußland, König von Dännemark und König 
bon Schweden abftammen. Noch mehr! Die Gemahlin 
dieics Elimar und die Mutter der Dldenburgifchen Grafen 
Kira, ſtammt im zwölften Grade von Wittefind, dem 
grofen Seerführer der Sadfen (F 807). Die Beweiſe 


101 


hiervon find: in einer - der ſſchätzbarſten dentfchen Special 
Sefhichten (von Halems m. des Herzogthums 
Oldenburg Th. 1.) zu leſen. 
| Etwas. ausführlicher muß die — im Weſentlichen ſchon 
in der Nr. 47 des Hefts XVIII. gegebene — Berichtigung 
der hiftorifchen Angaben über Kniphauſen und Varel 
feyn, welche. fih im Heft XV. unter’ der Meberfchrift: » Ofts 
frießland und Varel werden — des as kn Holland« 
finden. 
' 1 Die von Elimar beginnende Neihe ber felbftftandts 
gen Didenburgifchen Grafen fchließe fih mit Anton Gün— 
ther. Diefer regierte von 1605 bis 1667 und beſaß: 

ı) al8 uralte Stammpertfchaft die Sraffhaften 
Dldenburg und Delmenhorft nebſt dem 1623 erhalte 
nen Weferzolle, als Reichs Mannlehn. Das Amt und 
Kichfpiel Varel kann nicht als ein für fich beftehendes 
Land angeführt werden. Es mir -ehedem ein Theil der for: 
genannten Friefifchen Wede, aber feine Häuptlinge fanden 
ſchon feit :586 verttagsmäßig unter der Oberherrlichkeit des 
Grafen von Oldenburg. Mie dem ‚Tode des Häuptlings 
Hajo wurde es kraft eines Erbvertrags 1481 mie Oldenburg 
vereinigte, umd iſt feit der Zeit integrivender Theil des. 
Reichslehns geblieben. Man kann alfo. nicht fagen, daß die⸗ 
fes Amt (der Name edle Herrſchaft für daffelbe iſt viel 
neuer) ehedem teichsunmittelbar gewefen, und erſt im: neues 
ren Zeiten der Didenburgifchen Landeshoheit unterworfen 
morden ſey. — Graf Anton Günther befaß ferner 2) die 
Herrſchaft Jever, Burgundifches Lehen, weiche durch: ein 
Teftament der unverehlicht geftorbenen leßten Erbtochter von. 
ever, Maria, und darauf erfolgte Belehnung im 3. 1575 
an Dfdenburg gefommen war; und. 3) die Herrlichkeit 
Kniphauſen, auf welche die Strafen von Oldenburg und 
Delmenhorft mit der Herrſchaft Sjever Anfprüche erhalten 
hatten, die, beym Neichstammergerichte zu Speier gerichts 
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fich ausgeführt, durh ein Wrtheil von, 1592 anerfannt, 
aber erſt ı623 zur Ausführung gebracht wurden. 

II. Graf Anton Günther hatte feine ehelichen Leibes⸗ 
erben, aber einen außerehelichen Sohn, Anton, welcher vom 
Kayſer unter dem Namen eines Grafen von Aldenburg 
(nicht Oldenburg) legitimirt wurde, und deſſen Verſorgung 
der Vater gegen ſeine Lehens- und Allodialerben auf alle 
Weiſe zu ſichern fuchte. 

1) Die Grafſchaften Oldenburg und Delmenhorſt 
mußten als Lehen an eine Oldenburgiſche Seitenlinie fallen, 
welche den Thron in Dännemark und den Herzoglichen 
Stuhl in Holftein beftiegen hatte. Bon einigen diefer Lehns⸗ 
vettern bewirkte fih Anton Günther die Erlaubniß, das 
Amt Barel feinem Sohne als eine veichdunmittelbare Ber 
fisung zuficheen zu dürfen, und er dehnte dieſe Erlaubniß 
auch auf ein Drittheil des Weſerzolles aus. Aber nach ſei, 
nem Tode wurde dieſe Lehnsveräußerung nach bekannten 
Lehnrechten als nichtig angefochten, und die veräußerten 
Stücke von den Lehnsfolgern, unter welchen Dännemark 
1681zum alleinigen Beſitz gelangte, ſequeſtrirt. Durch den 
fogenannten Aldenburgifchen Tractat von 1693 ift zwar das. 
Amt Varel unter dem Namen einer edlen KHerrichaft mit 
manchen Prärogativen. dem Sohne des Grafen von Alden:- 
Burg für fih und feine männlichen Erben wieder überlaffen 
worden, doch mit ausdrücklichen Vorbehalt der Territorial— 
Hoheit über daffelde fiir den Negenten der Grafichaften Dk 
denburg und Delmenhorft, welche mithin durch diefen. Tracı 
tat:nicht fowohl erft gewonnen, als vielmehr die altherges 
brachte erhalten und gegen widerrechtlihe Anmafungen ges 
fihere wurde. Daher Haben die Beſitzer der Herrſchaft 
Varel auch den Negenten von Oldenburg bey jeder Nachfol, 
ge in Darel, fo mie bey feder Negierungsveränderung in 
Didenburg, den KHuldigungseid geleiftet (wovon die Anlage 
A das neuefte Beyſpiel giebt); es. ift die gejeßgebende und 
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oberaüffehende Gewalt fowohl in Regierungss als in Juſtiz⸗ 
fachen, die oberrichterfiche Gewalt, und das jus episcopala 
circa sacra-jederzeit von: Oldenburg über diefe edle Herr— 
fchaft ausgeübt, und von den Befisern derſelben nie in 
Zweifel gezogen worden, wie wohl bin und wieder Differens 
jen über die .Gtenzen *zwifchen den Landesherriihen und 
Gutsherrlichen Gerechtſamen entftanden find. Zur Didenburgis . 
fchen ordentlichen Landescontriburion bezahle Varel freilich 
nicht mehr. als 1200 Rthfe., und die Ausficht auf den Rück⸗ 
fal der abgetretenen Patrimonialrechte Tiber "diefes Amt iſt 
dadurch entfernter geivorden, daß iin J. "1751 dem Grafen 
von Aldenburg audy die Succeffion ſeiner beiblichen Nach⸗ 
kommen verſichert iſt. Vermöget diefet Zuſtcherung kam 
dann die Herrſchaft an die Gräflich-Bentinkſche Familie, in 
welche ſich die einzige "Tochtet * .. Aldenburg 
1735 verheirathete. * 

2) Die Herrſchaft Yever — Anton — 
ſeinem Schweſterſohne, dem Fürſten Johann von Anhalt⸗ 
Zerbſt, mit der Verordnung, daß dieſe Herrſchaft, nach Abs 
gang der Anhalt Zerbſtiſchen Linie männlichen und weiblichen 
Geſchlechts (und durch die letztere iſt fie mit Catharina II, 
an Rußland gekommen) den durch ordentliche Erbfolge zur 
Regierung gelangten Grafen zu Oldenburg anheim fallen 
und bey der Srafjchaft Oldenburg zu ewigen Tagen bleiben 
folle. Die Lehnserben erhoben auch dagegen Widerfpruch, 
erfannten aber durch einen Vergleich von 689 die Difpos 
fition an. 

3) Ueber die Herrlichkeit Kniphauſen hatte Anton 
Sünther anfangs auch zum Vortheil des Fürften von An, 
haft verfügt, denfelben aber nachher 1657 durch eine Sums 
me Geldes zum Abftand bewogen, um fie feinem natürlichen. 
Sohne und deffen männlichen und weiblihen Nachkommen 
hinterfaffen zu können. Indeſſen wurde auf den Fall, daß 
diefe Nachkommen ausfterben würden, dem Fürſten von 
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Anhalt Zerbſt und deſſen Erben, nach deren Abgang aber 
dem Regenten pon Oldenburg die Nachfolge verſichert. Der 
Graf won Aldenburg erhielt dieſe Herrlichkeit übrigens mit 
der Landeshoheit, und fo. kam fie auch durch Erbfolge an 
den Grafen von Beutink. 

Auf dieſe Weiſe wurde Jever und, ‚Kniphaufen — — nicht 
aber Varel — von den Grafſchaften Oldenburg und Del— 
menhorſt getrennt. Dieſe Grafſchaften blieben übrigens 
beym Königl. Däniſchen Haufe bis zum J. -1973, da ſie 
hekanntlich gegen den Großfürſtlich Ruſſiſchen Antheil an 
Holſtein umgetauſcht, und von Rußland ſammt allen damit 
verbundenen Rechten an die jüngere Holſtein⸗Gottorpiſche 
übertragen, aud, zu einem Herzogthume — 

urden. ar 

„ll. Sn, det Ceiſ⸗ der — Zeit hat and — 
Derseatbum feine Sntegrität nicht. erhalten können. 
„9 Durch den Reichsdeputations Hauptſchluß vom 25. 
Febr. und. den, Herzoglichen Acceſſionstractat vom 6. April 
1803 „wurde. der, Weferzoll aufgehoben; welcher in ‚den 
Jahren 17995 — ı8oa im Durchſchnitt eine: jahrliche, Never 
nite von 190,090 Rthlr. „gegeben. hatte,; und an die freye 
Hanſeſtadt Bremen die Dorſſchaft Grolland abgetreten. 
Zur Entſchädigung erhielt Oldenburg... das Chur⸗Braun⸗ 
ſchweig Lüneburgiſche Amt Wildes hauſen, die Münſter“ 
fchen Aemter Vechta und Cloppenburg, und, zur Er⸗ 
gänzung, eine zehnjährige Verlängerung des Genuſſes des 
Weſerzolls, in der Vorausſetzung, daß der künftige Ertrag 
dem bisherigen im Durchſchnitt gleichkommen werde, weiche 
aber durch die feitdem verfiigten Blokaden durchaus vereitelt 
if. Ueberhaupt {ft der Verluſt des Weſerzolls durch, digfes 
Aequivalent. kaum zur ‚Hälfte gedeckt; nicht zu gedenken, daß 
die Vergrößerung des Landes die, Adminiftrationskoften um 
mehr als das Drepfache desjenigen vermehrt hat, mas bie 
Erhebung des Weferzolls koftete. — Das ſäculariſirte Hochs 
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ſtift Lübeck kann nicht zur Entſchädigung des Herzogthums 
Oldenburg gerechnet werden, weil es ſchon längſt als erblich 
in dem Holſtein-Gottorpſchen Haufe zu ‚betrachten war, und 
feinem jegigen Fürften nicht als Herzogl Adminiſtrator von 
Dldenburg, fondern als Biſchof von Lübeck anheim fallen 
mußte. Auch würden ‚die Neveniien la nicht den vier⸗ 
ten Theil des Verluſtes decken. 

- 2) Durch den Frieden von . Tilſit iſt die — 
— von Rußland an Holland abgetreten, und damit 
nicht blos die vorbehaltene Oldenburgiſche Anwartſchaft, ſon⸗ 
dern auch eine noch nähere Hoffnung zur —— 
mit dem Herzogthum Oldenburg vereitelt. —— 

9) Endlich foll.nad einem Tractat zwiſchen dem — 
ſer der Franzoſen und dem König von Holland d. d. Fon⸗ 
tainebleau aa. Nov. 1807 der König von Holland über die 
Herrlichkeiten Kniphauſen und Varel die in der Rhein— 
conföderation beſtimmten Souverainitätsrechte ausüben; eine 
Verfügung, die nicht nur die Oldenburgiſche Anwartſchaft 
auf beyde Herrſchaften ungewiß machen, ſondern auch mit 
der beſtehenden Souperainität des Herzogs von Oldenburg 
über Varel durchaus nicht zu vereinigen ſeyn würde. 

Es iſt indeſſen mit Zuverſicht zu hoffen, daß wegen jes 
nes theils eingetretenen, theils drohenden Verluſtes vollkom— 
mener Erſatz erfolgen werde, ſobald der Irrthum in den 
Vorausſetzungen, worauf jene Verſügungen gebauet ſind, 
von den dabey intereſſirten hohen Mächten bemerkt werden 
wird. 

| Anlage A. 

Bey der jetzigen Regierungsveränderung des Brian 
thums Oldenburg und ber aus höchftmeifeften Abſichten zum 
allgemeinen Beften angeordneten Landesndminiftration in der 
höchſten Perfon des Hochwürdigſt Durchlauchtigſten Fürften 
und Herrn, Heren Peter Friedrih Ludwig, Bifhoffen zu 
Lübeck, Erben zu Norwegen, Herzogen zu Schleswig, Hol 
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ftein und der Ditmarſchen, wie auch zu Oldenburg ıc. wird 
von "Uns in "landesherrlich beſtätigter Vormundſchaft der 
nachgelaffenen Kinder des weiland Reichsgrafen Chriftian 
Friedrich Anton von Bentinck, Edlen Herin zu Varel, der 
Herr Juſtizrath Bernhard Diedrih Wardenburg zu Oldens 
burg hiermit ermächtigt, und Ihm aufgetragen, den noch 
befonders erforderlihen Eid der Treue wegen der 
Herrſchaft Varel und der darunter gehörigen 
Bedienten und Unterthanen "vorgefchriebenermaßen 
abzulegen, den besfälligen Nevers unter Beydrücfung : des 
Siegels zu unterfchreiben, und alles: dasjenige, was zu Volks 
ziehung diefes Gefchäfts fonft erforderlich feyn möchte, und 
wozu Wir felbft zur Stelle fehuldigft bereit geweſen wären, 
wahrzunehmen; fo Wir als von Uns felbft geſchehen, jeder; 
geit anfehen, Ihn aud) alfer Bürden der . — 
entheden wollen. 

Urkundlich deſſen Haben Bir dieſes Abenhanbig unter 
gefchrieben ,- und Unſer Bormundfchaftliches Inſiegel bey⸗ 
brucken laſſen. So geſchehen im Haag den 8. Aug. 185) 

2 M. €. verw. Gräfin von Bentinch,'" 
(Li S.) geb. Baronne van Türr van -Se-"“ 

m. tt BET: -ROOSHÄRREN. 7? 
V. 'R. Bentinck de ScuoonueEten. 

In Landesherrlich beſtätigter Vormundſchaft der nach⸗ 
gelaſſenen Kinder des weil. Herrn Reichsgrafen Chriſtian 
Friedrich Anton von Bentinck, Edlen Herrn zu Varel ıc. 
fhwören und gelodben Wir Endesunterzeichnete hierdurch 
fir Uns felöft, auch fämtliche Bediente und Unterthanen 
der unter Herzoglich-Holſtein-Oldenburgiſcher 
Landeshoheit belegenen Herrfhaft Varel zu 
Gott dem Allmächtigen und auf fein heiliges Evangelium 
einen leiblichen Eid, daß Wir dem von Unſeres in Gott 
euhenden gnädigften Herzogs und Landesherrn Hochfürſtl. 
Durchlaucht aus weifen und Landesväterlichen Abfichten und 
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nach forgfättiger Prüfung aller auf. die Nothwendigkeit bes 
ruhenden Umftände und Urſachen für Dero Herrn Sohn 
und Erbpringen, Unfern angebohrenen und gegenwärtigen 
Durchlauchtigften Herzog, zum regierenden Landesadminiftras 
tor erwählten und verordneten Hochwürdigſt Darchlauchtigs 
ften Fürften und Herrn, Herrn Peter Friedrich Ludwig, 
Biſchoffen zu Lübeck, Erben zu Norwegen, Herzogen zu 
Schleswig, Holftein, S tormarn und der Dithmarſchen, wie 
auch zu Oldenburg ıc. wegen der vermöge des Aldenburgis 
(chen Vergleiche ı de ao 1699 dem regierenden Landesherrn 
von Oldenburg reſervirten Oberbothmäſigkeit und 
Landesherrlichen Hoheit über das Amt Varel 
auch juris episcopalis et circa Sacra, getreu, hold 
und gewärtig ſeyn, in Fried- und Kriegeszeiten allezeit 
Dero Beſtes beförderen, Schaden und Nachtheil hingegen 
mit Leib, Gut und Biut abwenden und abhelfen, inſonder⸗ 
heit aber Höchſtdero wohlgegründete und geſetzmäßige Admis 
niftrationsregierung tiber. diefe Lande und Unterthanen nad) 
Außerftem Vermögen vertheidigen und erhalten, allen heim; 
lich und öffentlich: wider Höchſtdero Perſon oder wider die 
Ruhe und Wohlfarth des Landes: gemachten Anfchlägen, 
warn felbige zu Unſerer Wiffenfchaft gelangen follten, Uns 
fräftigft widerfegen und ſolche fofort offenbaren, und in dier 
fem wie in allen übrigen Stücken folchergeftalt Uns verbal: 
ten und erzeigen wollen, wie es getreuen, ehrliebenden und 
gehorfamen Vaſallen und Unterthanen eignet, und gebühret. 
So wahr Uns Gott helfe und fein heiliges Wort! . 


zur Gewißheit und Beſtätigung deſſen iſt dieſer Ho; 
magial Eid vermöge der von der Hochgräflich-Bentinckſchen 
Vormundſchaft mit dem Königlich Däniſchen Juſtizrath 
Bernhard Diedrih Wardenburg s. d. Haag den 8. Aug. 
1785 ertheilten und in origing ad acta gelegten Special; 
Vollmacht, Namens und in die Seele meiner hohen Com; 
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mittenten, von mir eigenhandig‘ umterfchrieben und befiegelt 
worden. So gefchehen Dfdenburg den 16ten Auguft 1785. 
(L.S.) Bernhard Diedbrid Wardenburg. 
zur Beglaubigung. der Webereinftimmung mit den in 
dem herzogl. Oldenburgiſchen Landesarchive aufbewahrten 
Originalien. | 
Dldendurg den 20. Auguſt 1808. 


C. L. Runde, Archivarius. 


4 
nn a nenn 


4 5. 


Einführung ded Code Napoleon im Herzogthum 
Anhalt: Cöthen, 








Von des regierenden Herrn Herzogs zu Anhalt⸗ (Eöthen) 
Durchlaucht iſt wegen Einführung des Code Napoleon 
nachftehendes ER. an bie — Kan: erlaffen 
worden. 


Wir, Auguſt Chriſtian Friedrich, von Gottes 
Gnaden, regierender Herzog zu Anhalt, 
ſouverainer Fürſt des Rheinbundes ıc. Unſern 
gnädigen Gruß zuvor, Edle und Hochgelahrte, ſonders 
Liebe Getreued | 


Die Weishelt Unſers erhabenften Protektore, Sr. Majeftät 
des Kaifers von Frankreich und Königs von Sstalien, Napos 
feon des Großen, als Geſetzgebers, hat nicht weniger die 
Bewunderung der Welt erregt, als Seine glorreihen Tha⸗ 
ten Ihn der fpäteften Nachwelt, als Helden, in einer uners 
reichbaren Größe darftellen werden. 


1 
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Schon erfreuen. fih mehrere Länder der wohlthätigen 
Folgen, welche die Anwendung der franzöſiſchen Gefege her⸗ 
beiführte,, und felbft in Unfereer Nähe, im Umfange des 
Königreihs Weftphalen, haben fich folche nad, ihrer großen 
Bortrefflichleit bereits des allgemeinen Beifalld verfichert, . 
Wir können daher nach Unſerer landesväterlichen Dfliht-und 
Gefinnung ‚gar keinen Anftand nehmen, auch Unſere getreuen 
Unterthanen daran den erfprießlichften Antheit nehmen zu 
laſſen; und haben befchloffen, den Code Napoleon ſowohl, 
als die franzöfiihe Progefform auch in Unferm Lande vom 
1. Sanuar 1809. an, einzuführen und in Anwendung zu 
bringen. Wir fügen Euch folches hiedurch zu wiffen, damit 
Ihr diefen Unfern. Beſchluß zur allgemeinen Kenntniß Unſe⸗ 
rer Unterthanen bringen möget,. und verbleiben. Euch in 
Snaden gewogen. 

Gegeben Cöthen den 30. Julii 1808, 


Auguft Ch. F. Herzog zu Anhalt. 





6. 


Ueber Stammgüter des hohen und niederen deutfchen 
Adels, und deren Fortdauer.in den Staaten des 
Rheinischen Bundes. 





©: wie einem jeden Familienvater von jeher die Befugniß 
zuftand, die Bedingungen feſtzuſetzen, unter welchen er fein 
Eigenthum, in fo weit dabei feine bürgerliche Freiheit durch 
die pofitive Geſetzgebung nicht beſchränkt ift, feiner Nach—⸗ 
kommenſchaft hinterlaffen wil, fo war auch der hohe und 
niedere deutſche Adel kraft der ihm zukommenden Aotoncmie 
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allezeit berechtiget, über ſeine Güter nach eigener Willkühr 
Verfügungen zu treffen. 
Da der Soldatenſtand nur mit dem Beſitz von liegens 
ben Gründen verbunden war, fo wandte er, der fi dem 
Krieg ausjchliefend widmete, diefe Befugniß hauptfächlich 
dazu an, jeine Beſitzungen, fo weit es in feinen Kräften 
fand, für ewige Zeiten zum Flor feiner Familie, und zu 
Fortfegung dieſes ehrenvollen Standes bei derjelben zu ers 
halten. | 
Er bewerfftelligte diefes auf zweierlei Art, entweder 
durch Teftamente, oder durch bejondere Verträge, in welchen 
ſämmiliche Glieder der Familie unter ſich beſtimmten, auf 
welche Weiſe die gegenwärtige und künftige Güter als ein 
Gejammt  Eigenchum in. der Samilie bleiben, und die Vers 
erdungen in derjelden für die Zukunft ſtatt finden jollten. 
Theilung der Guter durfte, wenn der Zweck erreichet werden 
ſollte, niche ſtatt finden , uud daher giengen alle Einrichtuns 
gen dahin, diejelve nur Einem des männuchen Geſchlechtes 
zu binterlaffen. Dadurch entjianden die Stammgüter des 
deutſchen Neichss Adels, und er war in Anjehung der Mos 
difitacıon diejer inneren Familien; Ordnung ber Allodien, wenn 
fie nur nit den Reichsgeſetzen zuwider lief, und bei Lehen, 
wenn fie den Rechten der Lehenherrn nicht zu nahe trat, 
nicht eingefchräntt. Die Töchter kamen dabei wenig in Des 
trachtung, fie waren durch die WVerbindlichkeiten , welche auf 
den Gütern ruheten, von derſelben Befis von Anbeginn an 
ausgejchloffen, und es bedurfte nicht einmal ihrer fürmlichen 
Entjagung, um fie davon ‚gegen eine gewifle Abfındungss 
fumme in Geld zum Vortheil des Mannsftammes bis auf 
ı den ledigen Anfall auszujchließen. Erft als das Römiſche 
Mecht die alten deutjchen Formen und Gewohnheiten zu vers 
verdrängen fuchte, ließ man fie aus Vorſicht der väterlichen 
und brüderlichen Erbſchaft durch einen fürmlichen Eid ent; 
fagen. — 


aıı 


Die in der Folge in einzelnen Territorien des: deutſchen 
Reichs über Familien; Fideitommiffe gemachte gefegliche Eins 
ſchränkungen fchadeten diefen Familien, Verhältniffen nichts. 
Der hohe Adel war felbft Regent, und der niedere wegen 
feiner Unmittelbarkeit den — Geſetzen nicht 
unterworfen. 

Seine Zamitien » Anordnungen. beftanden, ohne zu ihrer 
Gültigkeit in dev Regel die Faiferlihe Beftätigung zu bedörs 
fen, und ihnen verdankt befonders. der niedere Adel feine 
Eriften; bis auf die neuefte Zeiten. 

Die neue Regierungsformen feheinen für die ‚deutfche 
Stammgüter zu einer Zeit, wo die Franzöfiiche wieder neu 
aufzuleben anfangen, bedbentlih zu werden. Ein Souverain, 
der König von Würtemberg , hat diefelbe in feinem Reiche 
ſchon aufgehoben, und die übrige Negenten, Würzburg allein 
ausgenommen, haben in ihren bekannt gewordenen Drganifas 
tions » Edikten den Grundſatz aufgeftellt, daß zu ihrer künftis 
gen Gültigkeit die landesherrliche Beftätigung nothwendig 
ſey. Es wäre möglich, daß diefe Beftärigung nicht erfolgte, 
und nad dem Grundſatz, daß ein Regent vermöge der 
Dberauffiht im Staate die Erwerbungsfäbigkeit der Staats; 
bürger, wenn er fie dem Wohl des Staates zuwider erach— 
tet, befhränten, und alfo auch in diefem Falle Familiens 
Fiveifommiffe ganz aufheben kann *), wäre dagegen wohl 
nichts zu erinnern. Allein bei einer genaueren Erwägung 
der rheiniſchen Bundesakte finden jich vielleicht Griinde, mel: 
che die fernere Fortdauer diefer Famtiienverträge mit einigem 
Befiand Nechrens hoffen laflen, 

Sjenes Staatsgrundgeſetz hat, Inden. es die, Fürften, 





*) von Lochner, Kechtlihe Unter uchung der Frage: Kann 
eine mir Einwilligung aller Intereſſenten gefchehene Veräuße— 
rung eines Fideikommiſſes oder Stammgutes von den nad) der 
Veräußerung gebornen Kindern widerrufen werden? $. 7. 8. 
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Grafen und Ritter den Souverains unterwirft, den Grund: 
ſatz des allgemeinen Staatsrechts angenommen, daß den 
Rechten der höchſten Gewalt nur der möglichſt geringſte 
Theil der natürlichen Freiheit aufgeopfert werden dürfe. Es 
ſcheidet den Souverains nur diejenigen Rechte zu, welche 
ein nothwendiges Attribut der Souverainität find, und ber 
ſtimmt daher im Art. 27. ausdrücklich, daß die mediatiſirten 
Fürſten und Grafen alle herrfchaftliche Nechte, weiche niche 
einen wefentlichen Theil diefer oberften Gewalt: ausmachen, 
behalten follen. Der niedere Adel, der mit jenen gleiches 
Schickſal hatte, wird auch ihnen hierinnen nach der Analos 
gie des Geſetzes gleich geachtet werden dörfen, und daher 
die nämliche Rechte behalten können. Nun fcheint aber das 
Hecht, feine Familiengüter nach einer einmal in der Familie 
hergebrachten Norm unter ſich vererben zu dürfen, kein. fols 
ches zu feyn, das der Dberherrlichkeit weſentlich anklebet. 
Einem jeden Unterthan ſteht es ja in der Regel als ein 
Necht der freien Dispofition über fein Eigenthum zu, und 
der Mediatadel hatte es gleichfalls-fchon früher beſeſſen, alfo 
muß es auch den adelichen Familien in den neuen Staaten 
verbleiben; beſonders, da die ganze Bundesakte zeiget, daß 
die Bitter der mediatifirten Fürften und Grafen arch in ihr 
ren neuen Werhältniffen von den bäuerlichen Gütern ber 
übrigen Unterthanen verfchieden find. So ift durd den 
obengedachten Art. 27. ein Hauptzweig der Eouverainität, 
das Recht der Befteuerung , bei diefen Gütern merklich ber 
ſchränkt, und in dem folgenden Art. 23. bei Kriminalfällen 
ausdrücklich verordnet, daß diefelbe auf feine Weife konfiszirt, 
fondern nur während der Lebzeit des Verurtheilten jequeftrirt 
werden können ; zum deutlichen Beweis, daß die Bundesafte 
die fideikommiſſoriſche Eigenfchaft diefer Güter ferner beibes 
balten wiffen will, 

Auh das in dem Xrt. 27. enthaltene Verbot, nach 
welchem die medlatifirte Stande ihre Güter an einen frem— 
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den Souverain, ohne fie vorher dem Ihrigen zum Verkauf 
‚angeboten zu haben, nicht verkaufen dörfen, ſcheint dahin zu 
deuten, weil, wenn fie durch die gewöhnliche Erbfolge auf 
Söhne und Töchter nach und nach ganz zerftückdit würden, 
von einem Verkauf derfelben an einen auswärtigen Regenten 
ohnehin keine Rede mehr feyn könnte. 

Wenn fih nun die Megenten des rheinifhen Bundes 
durch den in der Bundesakte eingegangenen Vertrag gegen 
- ih und den Proteftor des Bundes verbindlich gemacht Has 
den, ihre oberherrlihe Nechte nur auf die vertragsmäßige 
Weife auszuüben; fo werden fie von dem ihnen fonft zuftes 
henden Nechte, Familien » Fideitommiffe, wenn fie ſolche mit 
dem Wohl des Staates nicht verträglich finden, ganz und 
allgemein aufzuheben, gegen die NEN nicht wohl Ger 
braud) machen können. 

Jeboch folget daraus noch nicht, daß nicht * — 
rain in einzelnen Fällen, wo J. B. über das Vermögen eu 
nes Mebiatifirten ein Konkurs entſteht, die fideitommifforis 
fhe Eigenfchaft feiner Güter aufheben , und fie gegen die 
‚ehemals hergebrachte Weiſe, wo die Schulden nur aus den 
Einkünften der Güter in weit ausfehenden Friften bezahle 
wurden, zum DBelten der Gläubiger, wenn auch deren Fors 
derungen nicht durch den agnatifchen Konſens geſichert ſeyn 
ſollten, verkaufen laſſen lann. Das Wohl mehrerer Gläu— 
biger wird hier dem Wohl eines Einzelnen und ſeiner Fa— 
milie nachftehen,, und aus rechtswidrigen Handlungen, wie 
das Zufammenhäufen einer das Vermögen überſteigenden 
Schuldenmaſſe ift, können in der Negel nie gliltige blos den 
Vortheil des Schuldigen bezwedende Rechte folgen. 

Eden fo wird der Negent die Errichtung neuer Stamm— 
güter oder bie Ausdehnung der fideilommifforifchen Eigen⸗ 
ſchaft auf neu erworbene Beſitzungen mit Recht verbieten 
können. 

Das neue Staatsgeſetz ſchützt keine Rechte, welche zur 

8. 
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‚Zeit feiner Entſtehung noch nicht eriftirten, es hat den Wil⸗ 
len der Mebdiatifirten in Anfehung neuer Einrichtungen. durch 
die ertheilte Souverastitätsrechte in den nicht ausgenommes 
nen Fällen an die Gejehe bes Landes, dem fie und ihre Gil; 
ter einverleibt wurden, gebunden, und diejenige Standes— 
und Serichtsheren,, welche das Recht nach einer bef.ndern 
von den landesherrlihen Sefegen abweichenden Erbfolgeord— 
nung einander zu beerben,, in den neuen Staat nicht her: 
über gebracht haben, können diefes Recht ohne Zuftimmung 
ihres Regenten jeko nicht mehr erwerben. s 

Erſt künftig erkauft werdende Befikungen zu den bereits 
beftehenden Stammgütern werden nach den nämlichen Grund; 
fäßen - beurtheilet werden müffen. In Anfehung ihrer bat 
dev) neue Erwerber noc) keine befondere Rechte; er hat blos 
die Befugniß, feine bereits befißende Güter in der ange: 
ſtammten Eigenfchaft fort behalten zu dörfen, in die Konfk: 
deration herüber gebracht. Aber neue Güter mit den feinir 
gen in der nämlichen Qualität zu verbinden, das ift eine 
neue Thatfache, und eine Ausdehnung feines Rechtes, welche 
ohne landesherrliche Erlaubniß die beabfichtigte Wirkung. 
wicht haben kann. 

D. N. 


N — a 





7. 
Bitte an den Verfaſſer des erſten Aufſatzes in dem 
15ten St. der Chronik der . vom Aten 
Man 1808, 





Der Verfaſſer der Bemerkungen und Bedenklich— 
keiten über den Mio. 49. des XVten Heftes dieſes Jour⸗ 
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nals, welche wir in dem ıdten Stück der Chronik der 
Teutfhen d. 3. finden, verräth fo viele Bekanntſchaft 
mit dem Geiſte der unfer neues teutfches Staatsrecht pros 
duzirt, daß wir wünſchen wollten, er hätte feine Kritik des 
vor fein Tribunal gezogenen Aufſatzes weniger oberflächlich 
gemacht, Er verzeihe ung diefen Wunfch, und fehe ihn blos 
als einen Beweis von dem großen Werth an, den wir auf 
fein Urtheil legen: 

In gedachtem Pro, 49. des’ XVten Heftes unfers Jou— 
nals mwird nämlich die Einwirkung des großen Protef: 
tors des Nheinifhen Bundes ganz beſtimmt, bios 
auf diejenige Fäffe eingeſchränkt, wo die Bundesfürften fich 
eine Auslegung oder Ueberſchreitung der Bundesakte erlaus 
ben, weiche die Mediatifirten ſich nicht gefallen laffen zu 
fönnen glauben. In dieſem Falle kann, ſo ſcheint es, nicht 
der betheilte Souverain ſelbſt, ſondern nur der Stifter des 
Bundes kompetenter Richter ſeyn. Dieſer Fall greift in den 
Konftitutions; und Bildungsakt der Souverats 
nität ein’, welcher nach allem, was von Napoleon dem 
Großen, und feinen Kommiſſairs im Jahr 1806, geſchehen 
iſt, nur von Ihm vollzogen werden, und alſo auch nur in 
dem Umfang ſeiner Befugniſſe geſucht werden kann. 

Wir bitten daher den Herrn Kritiker den gemeldten 
Aufſatz noch einmal zu leſen, und beſonders die Modifika⸗ 
tion, unter welcher dem Protektor des Rheiniſchen Bundes 
eine Kompetenz; in Streitigkeiten zwiſhen dem Souverain, 
und Mediatiſirten zugefchrieben worden, feiner näheren Pril: 
fung zu würdigen , und dann erſt uns mit feinem Urtheil 
zu bechren. 


“ 
2 


Druckfehler in Nro. 49. des XVten Heftes. ö. * | 
k. 5, nach verhindert worden iſt, muß noch — 
werden: noch jetzo nachzuholen. 


At: A, u An u A A 
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8. 


Fortſetzung der im 15ten Heft Nro. 47. gegebenen 
Nachrichten von den Königlich-Würtembergiſchen 
Grundfägen bei Abtheilung der Souverainitäts— 
und Patrimonial: Örfälle. . 





& 


Eadlich können wir unſern Leſern den zweiten Theil 
der im isten Heft Nro. 47. abgedruckten Inſtruktion fir 
die Königlich-Würtembergiſche Central-Organiſationskom—⸗ 
miſſon mittheilen. 

Auch hier findet man billige Grundſätze untergeſtellt, 
und es iſt nur zu wünſchen, daß ſelbige, auch bei der Aus: 
führung genau befolgt werden, md nicht ähnliche Abände- 
rungen eintreten mögen, wie Die im erften Theile der in 
Frage ftehenden Inſtruktion in Beziehung auf die — den 
mediatifivten Fürften und Grafen konfervirte Gerichtsbarkeit 
aufgeftelten Grundſätze erlitten haben, wovon das im ıdten 
Heft Neo. 61. abgedruckte Reſkript den Beweis liefert. 

Bon Selten der Mediatifirren lebt man inzmwifchen der 
Hoffnung, daß die von ihnen bei dem König gemachten 
BVorftellungen gegen dergleichen nach ihrer Meinung von den 
Beftimmungen der rheinifchen Bundesakte abweichende Mos 
dififationen ihrer fünftigen Verhältniſſe, noch Gehör finden 
werden, und es follte uns zum Vergnügen gereichen, wenn 
wir nicht nur die Vorftellungen, fondern auch die darauf ers 
theilten Refolutionen unfern Lefern mitzutheilen in den Stand 
gefegt wiisden, Da es dem Publikum Auferft intereffant 
ſeyn muß, von den Gefichtspunkten unterrichtet zu werben, 
aus welhen eines Theils bie Mebdiatifirten ſich gegen die 
bie und da vorkommende Befchränfungen auf die ihnen in 
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der theinifchen Bundesakte vorbehaltenen Rechten zu vertheis: 
digen fuchen, und. wie andern Theils die Souverains 
diefe Vercheidigungen aufnehmen; fo finden wir uns veräns 
laßt, die im Falle befindliche Behörden zu bitten und- ders 
gleichen Attenftücke, die wohl ganz ohne Grund hie und da 
ats Seheimnijfe verwahret werden, mirzuthellen, und damit 
unferem Zweck: ein Archiv für unfer neues deutfches Staats: 
recht herzuftellen, beförderlich zu werden. 

Der oben veriprochene zweite Theil der in Frage fies 
henden Königlidy: EURER Infruttion lautet übri⸗ 
gens, wie folgt: ! 





Für die Abtheilung der Schulden zwifchen dem Sour 
verain und dem Patrimonialherrn folgen aus den Worten, 
und aus dem Sinne des 5 50. der — ſotzende 
Beſtimmungen. | 

$. 29. i 

Die Bundesakte qualifizirt nur die auf der Herrſchaft 
tadizirten landesherrlichen Schuiden fiir diefe Abtheilung ; 
es können alfo feine andern Schulden bei derfelben zur Frage 
tommen, als welche nah der Derfaffung dieſer ehemals 
reichsftändifchen Vefisungen, nah Haus- und Familien: 
Pakten, ober den allgemeinen Grundfägen des Lehens und 
ehemaligen Privat : Fürftenrechts fih als folhe Schulden 
qualifiziren, welche von einem Landesherın auf den andern 
übergigngen. 

$. 50. 

Da diefer Karakter nah dem Sinne der Bundesafte 
die Örundlage für die Qualifitation- der zu theilenden Schub 
den iſt, fo iſt zuerft zwifchen den eigentlichen Kam— 
merſchulden der mediatiſirten Fürſten und Grafen, und 
den fogenannten Steuerkaffenfchulden zu unterjcheiden. 

Da nämlich diejenigen Gebiete, in welchen die von dem 
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Unterthanen erhobene Randesfteuern, nebft den burch dieſs 
gedeckten, und von denfelben beftrittenen Reichs, und Kreis— 
anlagen, Kriegslaften und dergleichen ‚unter einer befondsren 
von der Kammer getrennten Adminiftration ftanden, die auf‘ 
den Randichaften und. Steuerkaffen haftende Schulden einzig 
daher rühren können, weil die laufende Bedürfniß nicht ſo⸗— 
gleich umgelegt, fondern durch Geldaufnahmen beftritten wor⸗ 
den ift; da mithin jene Schulden blos zur Erleichterung: 
der einzelen unter dem allgemeinen Korporationgverband be; 
griffenen Behörden und Gemeinden gemacht worden find,: 
und alſo nicht den vormaligen Landesherren, fondern den 
Unterthanen obfiegen,, und duch außerordentlihe Umlagen 
gedeckt werden müffen; fo find diefelbe mir den fürftlichen 
und gräflihen Kammerſchulden nicht zu vermengen. 

u Fu 

| Es ſi ſind daher die auf den Steuerkaſſen haftende Schul⸗ 
den für vorliegende Theilung nicht in Berechnung zu neh⸗ 
men *), ’ 
$. 30. 

Aus dieſen Voraus ſetzungen fließt von ſelbſt, daß noch 
weniger diejenige Schulden, welche urſprünglich auf: 
einzelen Privatkoöorporationen, ganzen Aem— 
tern, oder einzelnen Gemeinden haften, ſich für die 
Abtheilung der Landesſchulden qualifiziren. 

$.. 33. 

Auch gehören in dieſe Abtheilung diejenige Eqhulden, 
weiche von einzelen Fürſten und Grafen erſt nach der, vern 
mög der Konföderationsakte vorgenommenen Beſitzergreifung, 
für welche der 38te Auguſt 1806. **) als allgemeiner Tev; 





*) Andere Grundfäße hierüber Ichre Behr in der ll 
tifchen Darstellung des rheinifchen Bundes $. 138. 

**) Dergl. über diefe Terminsbeſtimmung, was im Sten Band 
S. 452. unter 1) bemerkt worden ift, 
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min anzunkheen tft, gemacht worden fenn mögen, nur in 
fo weit, als ſolche Lediglich zur Tilgung älterer 
Kammerjchulden aufgenommen und verwendet 
worden, und roides gehörig dargethan werden 
fonnte Ä 

$. 34. 

Sollte in einzefen Gebieten der Kredit der r es Lands 
fchaft oder Steuerfaffen zur Aufnahme von Kammerfchulden 
benußt,, oder Kammerfchulden auf die landfchaftliche Kaffen 
übergeſchoben worden fenn, fo, daß entweder der Zinsbelauf 
von der: Kammerkaſſe ausgeglichen, eder auch von diefer auf 
die Steuerkaſſe überwiefen worden, fo find. derlei Paffiv 
fapitatien nad) den unten bemerkten Beſtimmungen genau 
zu unterfcheiden, und beſonders in Meberficht zu bringen, auf 
weiches die weitere Entjchliefung vorbehaften mird. 

Da:nur die befondere Schulden jeder. firftlichs 
oder gräffichen Herrſchaft, Gegenftand der Abtheilung werden 
fönnen, fo können bei diefen diejenige Schulden nicht zur 
Trage fommen, welche auf dritte, außer dem Königs 
veich gelegenen Befikungen der Fürſten und Grafen 
aufgenommen , und etwa aus irgend einer Adminiſtrations— 
Kisckfiht auf die Kammerkaffen der Beflgungen im König: 
veich trandferive worden feyn follten, 

$. 56, 

Auch können diejenige Schulden, weiche auf vormals 
risterfchaftlichen oder andern nicht veicheftändifchen Befikun; 
gen der Fürften und Grafen haften, wenn felche gleich im 
Königreich gelegen find, in diefe Schulden/Abtheiluugsmaſſe 
nicht eingeworfen werden, 

$. 57 

Um nun biefes Schulden : Theilungsgefchäft gehörig ein; 
zuleiten, find unter Beobachtung vorftchender Beſtimmungen 
von den königlichen Kommiſſarien mit Beziehung der fü.fk 
lihs und gräflichen u zwei Schuldenverzeichniffe, 
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nämlich eines fiber die auf dem Korporationsı Vers 
band der einzelen Gebiete oder Steuerkaſſe haftenden 
"Schulden, und eines liber die bisherige Herrſchaft oder 
Kammerſchulden der Flirften und Grafen zu verfertigen, und 
dabdet genau zu unterfuchen, und zu beftimmen ; 

») Der Betrag der Schuld, 

.2) wenn die Schuld aufgenommen worden, . 
. 3) auf welche Zeit fie erborget worden, 
4) von wen, 
5) ob mit der. erforderlichen Legalität, 
6) Die Seite der Rechnung in weicher ſich die Schui⸗ 
verrechnet befindet, 

7) wozu fie verwendet worden, und ob ſich dieſe Verwen⸗ 

dung aus den Rechnungen erieifen laffe, 

8) welches Unterpfand dafür eingelegt worden feye, und 
endlich 

. 9) die Größe der Prozente, und bie Angabe ber Zine 
Rückſtände. 

Nach Eintragung derſelben wird ſich die weitere aogni 
tion vorbehalten, dabei aber noch angeführt, daß in fo fern 
die Schuldentheilung in Stuttgardt vorgeht, vidimirte Aus; 
züge der mefentlichen Stellen ber ‚Schutddofumente, und, 
wenn die Driginalfen nicht zu erhaften ſeyn follten, wenig: 
ſtens der Konzepte zur Vergleihung mit den Rechnungen 
beigelegt werten müffen. 

$. 38, | 
Diefe Vergeihniffe find von- den Kommiffarien forder; 
famft den, Fürſten und Grafen zu ihren allenfallfigen Erin, 
nerungen mitzutheilen, fodann entweder mit ihrer Anerkennt⸗ 
niß, oder mit ihren Erinnerungen oder Erläuterungen eins 
zufenden, 
$. 59. 
Der Maafftab der Abtheilung iſt die Summe der Res 
venüen, welche auf der einen Seite den Souveraind zufals 


321 


— 


len, und welche anderer Seits den dicten und Grafen ver⸗ 
bleiben. 
$: 40. 

Es wich daher eine einfache Berechnung der Bruttos 
Revenüen, und die Ausiheilung des evenlienverhältniffes 
mad) dem gegenwärtigen Zuftande erfordert, *) 
$. 41. 

Nach diefer Beftimmung bebatf es. der ohnedieß ſchwü⸗ 
rigen und weitläufigen Unterſuchung der auf dem Gefammts 
Betrag der Revenüen haftenden Ausgaden, und in specie 
der Adminiftrationskoften nicht. _ 

$. 48. 
Unter Stantsdienern ift zu unserfcheiden : 

a) Unter denjenigen, welche einzig mit der Verwaltung der 
dem Souverain zugefallenen Rechte und Gefälle befhäftis - 
get waren, j. B. Öteuereinnehmer, Zöller, Acciſer u. f. 
w. Diefe Beamten werden nad Geſtalt der Sachen ent⸗ 
weder in königliche Dienfte aufgenommen, oder penflonirt. 

b). Unter Landbeamten , welche allein für die den Fürfien 

‚und Grafen bleibende Nechte und Gefälle  beftimme 
waren. - | | 

Diefe beiden ihren bisherigen Herren, | 

c) Sollten diefe Landbeamten nebenher auch mit Verwal, 

tung landesherrlicher Rechte und, Gefälle befchäftiget ges 
weſen feyn;. fo kann diefes um fo weniger einen Brund 
abgeben, fie dem Souverain zur Laſt zu legen, als auf 
der einen Seite die Verwaltung der höheren Gerichtebars 
feit und Polizei vorzüglich den herrſchaftlichen Kanzleien 
oblag, und die wenige fandesherrliche Gefälle einen fo ger 
ringen Theil der Amtegefchäfte eines Landbeamten ausmas 
hen, daß darinnen allein feine Aufitellung nie nöthig 








*) Difer $. foll newerlih eine Abänderung erlitten haben. 
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war, und eine beffere Ortkonomie nun“ erſt wenigftens 
niht auf Koften des Souverains eingefilhrt werden 
kann. u | 
d) Was aber das KHanzleiperfonafe anbetrifft, fo wird bet 
* denen bdenfelben odgelegenen wermifchten Geſchäften am 
angemeffenften erachtet, die Summe der file dajfelbe bes 
feehenden B:foldungen nah dem Berhältniß der Reve— 
nüen, wie bei den Paffivfchulden zu theilen , *) wornach 
der Souverain fodann diejenige Subjekte beftimmen: 
wird, welche in feine Dienfte Anne oder penfionirt 
werden follen, | 
Nah Maaßgabe diefer Beftimmungen ift nun ein Ent 
wurf iiber die dem Souverain bevor bleibende Diener, und 
die denfelden zufalfende Befoldung’fummen, mit einer Lifte 











— — — — 





) Wenn gleich der Vorderſatz dieſer Propoſition in facte 
nicht gang unrichtig iſt, fo ſcheint doch der Nachſatz und die days 
aus gezogene Schlußfolge nicht ganz darauf zu paflen. 

Die Gefihäfte der Regierungen den Fürsten und Grafen be; 
Aunden vorzüglihsund meiſtens ganz altein in Beforgung der ei— 
gentlichen Regierungsangelegenheiten, der — oft fo gar ſehr ver⸗ 
wickelten Berhältniffe mit. Benachbarten u. ſ. w. Die Finanzs 
uud Kammerangelegenheiten hingegen waren bios Nebenfachen 
für fie, und meiſtens giengen die dießfallſigen Initruftionen und 
Weifungen vom Negenten unmittelbar an die Kammer. Auf 
feinen Fall haben aber alte und jede Beſchäftigungen der fürfts 
lich, und gräflichen Regierungen auch eine ihnen forrespondirende 
NRevenüen-Rubrik; die mediatifirten Fürften und Grafen würden 
daher fehe verkürzt werden, wenn fie die Befoldungen des Pers 
ſonals ihrer von dem Souverain aufgchobenen Kegierungen nach 
Verhältniſſen theilen ſollten, welche die Beſtandtheile nicht alle 
in fich begreifen, auf welche die Befoldungen fundirt find. Ohne— 
bin bandelten die Negierungen, wenn fie fich mit Kammerſachen 
zu befaffen hatten, nicht, als adminifirirende, fondern als 
eberaufſehende Stellen, und vertraten in fo ferne die Nechte, 
welche die Heuen Souverains nun ausüben. 
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Des Kanzleiperfonats einzuforden, — ſodann das wei⸗ 


tere verfüget werden wird. 

Sollte ſich jedoch hierunter ein dem allerhöchſten In⸗ 
tereſſe angemeſſenes Arrangement zu Stande bringen laſſen, 
ſo wird hierüber beſonderer Bericht erwartet; wornach ſich 
alſo die mit dieſem Geſchäft beauftragte Beamten ſowohl 


in Abſicht auf die Diener, als auf die — Penſionairs 


zu achten haben. 
4. 8. 


Der von ſeinzelen Fürſten und Grafen nach dem Reichs⸗ 


ae zu leiſtende Sufientationsbeitrag für die 
aufgehobenen Konvente der ehemaligen Neichsftifter nach den 
Beſtimmungen dieſes Rezeſſes iſt hingegen fein. Segenftand 


für die vorliegende Revenüen-Ausſcheidung und Schulden⸗ 


theilung, ſondern es wird nach jenen, fo wie er in vollftäns 


dige Ueberſicht gebradyr ſeyn wird, die weitere 


der Souveraine erfolgen. 
$. 44. 

In die Revenüen-Berechnung ſelbſt können nach den 
eben angegebenen Bemerkungen nur dje wirklich verlornen 
Revenüen der Fürften und Grafen aufgenommen werden, 
Es bleiben alfo aus derfelden alle diejenigen hinweg, in des 
ven Genuß oder Befiß fie nicht wirklih waren, alfo alle 


diejenige Reveniien, welche nicht wirklich in die Kammers 


kaſſe der mediatifirren Gursbefiger gefloffen find. Da alfo, 
wo die Landesreveniien in abgefünderte Steuer s oder Lands 
fhafıslaffen floffen, und zu Beſtreitung der nach der alten 
Nerfaffung dem Lande gögelegenen Staatslaften ohne Kons 
furren, des Patrimonialherrn oder feiner Kammer auf die 
Unterthanen umgeleget, und für jenen Zweck verwendet wur: 
den ‚; können, dieje Reyenüen eben ſo wenig unter die Be: 


rechnung der an den Souverain übergehenden Staats: Eins, 


Fünfte als Maaßſtab für die Schuldentheilung aufgenommen 


werden, als fie mit den vormaligen laͤndesherrlichen Einkünfi. 
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ten ; oder den auf denſelben haftenden Schulden in irgend 
einer Sepadung flanden. 

Sollte aber im Angeten Sebieren von der auf die Un⸗ 
terthanen umgelegten Landesfteuer neben Beftreitung der 
Reichs: und Kreisanlagen, des. Kreistontingehts, der Kams 
- metzieler u. d. gl. ein Theil als eine Art von Kammerbeis 
trag in die Kammerkaſſe gefloſſen feyn; ſo iſt eine folche. 
aus ber Steuerkaffe erhobene Kammerreveniie unter die an. 
den Souverain übergehende ae in die Berech⸗ 
nung au nehmen. 

$. 46. 


Sn Anfehung der in der Kammerrehnung laufenden 
Aktivkapitalien ift mie Unterfchled zu Werte zu gehen. 

Alte aus. Erfparniffen von laufenden Kammerreveniten 
oder verkauften Beftandiheilen bes vorımaligen fürftlichs oder 
gräflichen Gebiets herrührende, oder auf andere Weiſe ents 
ftandene Kammer: Aktivfapitalien find zu Begründung der 
Paffivfchuldens Theilung der Patrimonialherrn dergeſtalten 
in Aufrechnung zu bringen, daß davon die Zinfen zu den 
ihnen bleibenden Revenüen geſchlagen werden. 

Sollten Hingegen Aktivkapitalien der Adminiſtration in 
den Rechnungen laufen, die ihrem Urſprung und ihrer Be— 
ſchaffenheit nach nicht mit dem nunmehr unter königlicher 
Souverainität ſtehenden vormaligen fürſtlich- oder gräflichen 
Gebiete in Verbindung ſtehen, ſondern z. B. von einer 
auswärtigen Beſitzung, und den dorten gemachten Erfparnifs 
ſen oder einem andern dergleichen Titel herrühren, ſo ſind 
ſolche bei der bevorſtehenden Revenüen, und Schuldenthei— 
lung in den fürſtlich- oder gräflichen Patrimonialherrſchaften 
ganz außer Rückſicht zw laſſen; indem hiebei nichts active 
und passive in Berechnung kommen kann, als was unter 
die Kathegorie der Eintünfte oder der Schuld diejer ze 
monialherrſchaften gehoͤct. 
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Uebrigens ift bei der Schuldentfiiping noch auf folgen 
de Fälle Nückfiht zu nehmen. — 

Es können nämlich Inſtitute, Fabriken, Zuchthäuſer u. 
f. w. vorhanden ſeyn, welche Aktiv- oder Paſſivſchulden ha⸗ 
ben. Hiebei ift genau zu unterfcheiden, ob es Privatunters 
nehmungen des Fürſten oder allgemeine Kammeranftalten 
find. Im erfteren Fall kommen fie weder active noch 
passive in Betracht, mo hingegen in letzterem Falle die 
Paſſivſchulden fih zur Thellungsmaſſe, und die Aktiven fie 
zur Aufrechnung unter die Revenüen des Gutsherrn qualifis 
jiren. Aktive, wovon der Ertrag einen beſonderen fiftungss 
mäßigen Zweck hat, können den Mediatifirten nicht in a 
rechnung kommen. 





$. 47. O 

Hiernach find von den föniglichen Kommiffarien unter 

Beziehung der fürſtlich oder gräflihen Behörden genaue 

Verzeichniffe der dem Souverain zufallenden, und dem Guts⸗ 

herrn bleibenden Revenüen aus den Rechnungen zu erheben. 

$. 46. 

Sie haben ſich hiernach im Allgemeinen nach folgenden 
Beſtimmungen zu richten: 

1) Die ſtändigen Gefälle werden nad) dem Betrag des 
letzten Nechnungs-Jahres, 

9) die unſtändigen nach einem Durchſchnitte der letzten 
15 Rechnungs : Jahre in Berechnung genommen. 

5) Der Ertrag der von den Fürſten und Grafen felöft 
genoffenen Güter wird nah der Pachtfumme, welche 
daraus zu erlöjen feyn dürfte, tarivet: jedoch werben 
die von ihm ſelbſt bewohnten Gebäude in feine Be 
rechnung gezogen. 

$. 49 
Wenn nun 

s) die Summe der zur Theilung fih qualiſizirenden Dat 

ſtoſchulden richtig gefteller, 


ı26 







2) die Berechnu 
5) die — der be 
niten vollendet iſt; | 
fo wird nach diefem Verhältniß die Summe der jedem Theite 
zufalfenden Schulden berechnet, und hierauf zur fpeziellen 
Abtheilung der einzelen Schufdpoften gefchristen. Bei dieſen 
tft eine Steichheit in Abfiht auf die Höhe ter jährlichen 
Intereſſen zu beobachten, und fodann der ganze Theilungs: 
entiwurf zur Ratifikation vorzulegen. 
$. 50. 

In Anſehung derjenigen Lande, von welchen dem König 
nur einzelne ‘Parzellen zugefallen find, wird mit den intereſt 
firten Höfen wegen Theilung der. Schulden nad) Verhältniß 
jener Antheile zum ganzen Lande in Kommunikation getre⸗ 
ten werden. 

Hieran geſchieht Unſer königlicher Wille ꝛc. ꝛc. 


%: dem Souverain jufallenden, nnd 
ürſten und Strafen bleibenden Never 





9. 
Ratifizirter Staatsvertrag die wechſelſeitige Grenz 
und Territorial⸗Ausgleichung zwiſchen dem Groß: 
herzogthum Würzburg einer; und dem Gachfen: 
Coburg: Meiningifchen: und Sachfen : Römhildis 
ſchen Gebiete anderer Seits betreffend, 





Siine kaiſerlich königliche Hoheit, der Erzherzog Großher— 
zog von Würzburg, und ihre herzoglihe Durchlaucht, Die 
Herzogin Regentin von Sachen : Coburg: Meiningen, von 
sleihen Geſinnungen der nachbarlichen Freundfchaft belebt, 
und vereint in dem Wunfche, die zwifchen den Geiderfeitiger 
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Staaten liber die Anwendung Ihrer mit Seiner Majeftät, 
dem Kaijer der Franzoſen, Könige von Stalien und Protek— 
tor der rheinifchen Konföderation, unter dem odten ©eptem; 
ber 16ten Dezember 1806 abgefchloffenen Beitrittsverträge 
zus gedachten Konföderation entftandenen Sjrrungen im Wege 
der Güte zu beſeitigen, und überhaupt die Verhältniſſe beis 
der Staaten auf eine den Forderungen der Bundesakte ent 
fprechenden Weiſe fefizufegen, haben zu Ihren Bevollmäch— 
tigten ernannt, und zwar Seine kaiſerlich königliche Hoheit, 
der Erzherzog Großherzog von Würzburg, Ihren wirklichen 
geheimen und Staatsrath, KHofgerichtss Präfidenten und des 
St. Sofephsordensg Kommandeur, Johaun Michael von 
Seuffert, und Ihre Durchlaucht, die Herzogin Regentin von 
Sachen, Coburg. Meiningen, Ihren wirklichen geheimen Narh 
und Kanzler, Hohann Cart Anguſt von Uttenhoven, welche 
unter Vorbehalt der allerhöchften und höchften Ratifilationen 
über folgende Punkte iibere'ngefommen find, 
6 4 
Die Hoheitsgrenze zwifchen dem Großherzogthume Würz 
Surg auf einer» und dem herzoglic) Sadfen » Meiningifchen 
nnd Sachfen  Römhildifchen Gebiete auf der anderen Seite 
foll folgende feyn: 
Die großherzoglich Würzburgifhe Grenze geht von den 
beiden Weimarfchmidten aus über Ober; und Ulnterfilfe, 
Neuſtädtles, Willmars und Volkershaufen nad) dem altwirrzs 
burgifchen Orte Euffenhaufen, von wo die Linie die altwürz⸗ 
burgifchen Grenzen befolgt, bis fie Mühlfeld erreicht, fofore 
ſich nach Roßrieth richtet, das Sachen RNömhildiſche Ort 
Sondheim im Grabfelde für das Großherzogthum Würzburg 
einſchließt, Rappertshauſen, die Wüſtung Uttenhauſen und 
Rothhauſen dem Großherzogthume gleichfalls zuthellt, und 
über Höchheim, Irmelshauſen, und das ehemals Sachſen⸗ 
Römhildiſche Ort Golmuthhaufen nach Breitenſee ziehe, und: 
ſich bei Trappftadt endigt. I 
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$. 9. 
Alle —— Orte mic ihren Dorfsmarkungen und 
hiezu gehörigen Beſitzungen find oder follen fraft des gegen— 
wärtigen Vertrags Theile des großherzoglih Würzburgiſchen 
Gebiets werden. Die verfteinten Dorfsmarkungen und hier 
zu gehörigen Beflkungen bilden demnach die Grenze zwiſchen 
dem großherzoglich Wilrzburgifchen Gebiete auf einer — dann 
dem herzoglih Sachfen : Meiningifhen und Sacfen  Röms 
hildiſchen Gebiete auf der anderen Seite. Die Grenzen 
folfen durch eigene Kommiffarien begangen, und durch Ters 
ritorialgeichen gefchieden werden. 

I. 3. 

Sachſen Meiningen und Römhild treten demnach am 
Seine Paiferlich königliche Hoheit, den Erzherzog Großherzog, 
ab, die volle Souverainität mit allen Territortafgefällen : 
Ueber den Sachen: Meiningifhen Antheil an Willmars, die 
Sachen: Römhildifchen Orte Sondheim im Grabfelde und 
Gollmuthhauſen, und den Sachſen-Römhildiſchen Antheil 
an Trappftadt. 

Nicht minder verzichtet Sachfen s Römpild auf feine 
Hoheitsanfprüche auf das Ort Rothhauſen, die Wüſtung 
Uttenhaufen,, die drei Römhildifchen Sölden zu Sternberg, 
und die Niedmühle bei Königshofen zu Gunften Seiner 
faiferlich königlichen Hoheit, allerhöchſtwelche als der einzige 
Souverain über alle dieſe Beſitzungen anerkannt werden. 

6. 4. 

Seine kaiſerlich königliche Hoheit, der Erzherzog Groß— 
herzog von Würzburg, treten dagegen ab, und zwar an. 
Sachen s Meiningen die volle Souverainicät Über Walldorf 
mit Breuberg, Bibra mit dem Hofe Aroldshaufen, den Hof 
Rupprechts und Mordheim. 

An Sahfen: Gotha und Sachfens Meiningen ald Bes 
ſitzer der Herrſchaft Römhild, die volle Souverainität über 
den Würzburgiſchen im Römhildiſchen Gebiete gelegenen Ort 
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Wolſmannshauſen, den ritterſchaftlichen Antheil an Berkach, 

wie auch alle dem Großherzogthume Würzburg über dieſes 

Dorf zuſtehenden Hoheitsrechte, und den Ort —— 
4. 5. 1 

Beide kontrahirende Theile ſind uͤbereingekommen, baf 
ber Begriff der Souverninität , welchen die cheinifche Buns 
desakte vom ı21en Julius 1806 aufgeftellt Hat, Het dieſem 
Vertrage, in fo ferne derfelde die Abtretung einiger ritter⸗ 
ſchaftlichen Befißungen betrifft, zu Grunde gelegt, und der 
Inbegriff derjenigen Mechte über die gedachten Beſitzungen 
‚für abgetreten gehalten werden fol, welche der Urvektrag der 
eheinifchen Konfüderation den Souverainen beilegt: ' 

Was aber die zum großherzoglih Würzburgiſchen, 
Sadjfens Meiningifhen und Römhildiſchen Gebiete gehöri— 
gen. Gebietstheile betrifft, follen unter den mechfelfeitigen 
Abtretungen niche nur die Souverainitätsrechte, wie folche 
in dem angeführten Urvertrage beſtimmt find, ſondern auch 
alle Arten der Gerichtsharkeit und Polizeigewalt ar 
feyn. 

Wohlerworbene Eigenthumsrechte det wechſelſeitigen un 
terthanen ſollen aber aa Baum und aufrecht tthas 
ten werden. e 

6. 6. 2 

Insbeſondere entfägen das Großherzogthum Würzburg 
auf einer — dann Sachſen-Meiningen und Römhild auf 
der andern Seite den hohen Zent-Gerechtſamen mit allen 
Nutzungen und Beſchwerden, welche ein Theil auf dem Ge 
biete des andern, wie es ehemals war, oder durch dieſen 
Vertrag geworden ift, ohne Rückficht, ob daffelbe aus vitter: 
ſchaftlichen Beſitzungen oder vormaligen: a aan Rn 
auszuüben das Recht Hatte: 


Beide fonttahieende Theile verzichten nicht minder anf 
das fih circa sacra und Kespective bie Kirchen: und 
2 5 
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Epistopalgewalt, welche der eine Theil in der $. 6. beſtimm⸗ 
ten Ausdehnung auf dem Bebiete des andern, ‚wie es ches 
mals war , oder durch diefen Vertrag geworden iſt, auszus 
üben hatte. | 
Ä GB A 
2 Beide Theile verzichten endlich wechfelfeitig auf die hohe 
und niedere Jagd, welche der eine Theil in der $$. 6. und 
7. beftimmten Ausdehnung auf dem Gebiete des andern 
Theils, wie es ehemals war, oder durch diejen Vertrag ge 
worden iſt, auszuüben das. Mecht hatte. Insbeſondere vers 
zichtet das Großherzogthum Würzburg auf den ihm zuges 
ftandenen Fiſchzehnt aus dem See bei Hermanngfeld. 


. O. 

Seine Laiferlich königliche Hoheit, der Erzherzog Groß— 
herzog von Würzburg, leiften fire ſich und ihre Negierungss 
Nachfolger feierlichen Verzicht auf Ihre lehenherrlichen Rechte 
auf Stadt, Schloß und Amt Meiningen, das Dorf Jüchſe, 
und das Haus Kutsberg. jedoch bleibt dem Großherzog: 
thume Würzburg nah Erlöſchung des herzoglichen und kö— 
niglih ſächſiſchen Mannsſtammes das Succeffionsreht auf 
die vorftehenden Befißungen in Gemäßheit des Vertrags 
vom ıgten Julius 1586. vorbehalten; wogegen auch Ihre 
Durchlaucht, die Frau Herzogin von Sachjen : Coburg: Mieis 
ningen, für Ihren minderjährigen Sohn ſowohl, ats deſſel⸗ 
ben Regierungss Nachfolger, auf die Iehenherrlichen Rechte 
fiber den großherzoglichen Zehent zu Mittelftreu, jedoch ohne 
Vorbehalt eines Succeſſionsrechts, feierlichen und ewigen 
Verzicht leiften. 

$. 10. 


Beide Eontrahirende Theile überlaſſen einander mechfels 
feitig, und mit Vorbehalt der unten $. ı5. zu beffimmenden 
Ausnahme, ohne Anfchlag, die lehenherrlichen Nechte, welche 
dem einen auf dem Gebiete des andern Theils, wie folches 
durch den gegenwärtigen Vertrag beſtimmt worden ift, auf 


134 


Rittergüter, Schlöſſer, Höfe, Grundſtücke, Zehenten, Giilter, 
Zinſen, iiberhaupt über alle Rechte und Gefälle, in fo feine 
fie als Pertinenzftiide von Ritterlehen anzufehen find‘, zuftes _ 
ben, und verbinden fich mwechfelfeitig, die beiderſeits ertheilten 
Lehentonfenfe nach Lehenrechten und Gewohnheiten, und dem 
Inhalte der Konfensbriefe aufrecht zu erhalten. 

Zu dieſem Ende follen getteue-&Spejififationen der Nits 
terlehenftiicke, welche ein Theil auf dem Gebiete des andern 
hat, geſertigt, und bei Auswechslung der Ratififationen 
wechlelfeitig übergeben werden. 

ga. 

Sachſen » Meiningen und SachfensKömhild werden wer 
gen der vormals reichsritterfchaftlichen Beſitzungen, welche 
"von Seiner kaiſerlich königlichen Hoheit, dem. Erzherzogt 
Großherzoge durch den gegenwärtigen Vertrag abgetreten 
worden find, einen verhältnißmäßigen Antheil an den Schul— 
den, VBefoldungen und Penflonen des ehemaligen Nitterfans 
tons Rhön und Werra übernehmen, - und fich verwenden, 
daß unter den allechöchften und höchſten Souverainen, welche 
fich in die Beſitzungen des gedachten Kantons geheilt: haben, 
ein der Berichtigung diefer Verhäteniffe gewidmeter Kongroß 
bald möglichſt zu Stande gebracht werde. AR Br Ze TEE 

$. 10, BE Yes ‚nr 

Was dagegen die von den alten —— 
Beſitzungen betrifft, find beide Theile übereingekommen, | die, 
ſelben von der Theilnahme an den Landes- und Kreisſchulden 
und andern Laften jener Staaten, von welchen diejelben bis, 
her. Beſtandtheile geweſen find, zu entbinden; ſondern behal— 
ten fi) vor, ihre neu erworbenen Drte zur Theilnahme an 
den Laſten ihres neuen, Barerlandes beizuziehen. 

$. 13. 

Ihre Durchlauchten, die Frau Herzogin Regentin von 
Sachfen Meiningen , und der Herr Herzog von Sacfens 
Gotha verbinden fih, zur großherzoglichen Hauptkaſſe dahier 
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zu einiger Entſchädigung für bis in dieſem Vertrag gemach— 
ten, und durch die jenfeitigen nicht volllommen kompenſirten 
Abtretungen, in groben und gangbaren Seldforten die Sums 
me von fünfzig taufend Gulden rheinifcher Währung berges 
ſtalt zu bezahlen, daß zwanzig fünf taufend Gulden rheiniſch 
am Tage der Auswechslung der Natifitationen diefes Ver— 
trage in der geoßhergoglichen Reſidenzſtadt dahier, und eben 
‚fo viel im Monate Jänner 1809. gleichfalls dahier bezahlt, 
‚und bis dieſe Zahlung erfolgt, mit vier, vom Hundert vers 
zinfer werden follen. 
$. 14. 

Nicht minder entſagen Ihre Durchlauchten , die Frau 
‚Herzogin Regentin von Sachfen Coburg Meiningen und der 
‚Here Herzog von Sachjens Gotha, allen weitern Anfpriichen 
auf. die von. Seiner Faiferlich königlichen Hoheit, dem Erz 
herzoge Sroßherzoge, kraft Shres mit Seiner Majeftät dem 
Kaifer der Franzofen, Könige von Sstalien und Proteftor 
der vheinifchen Konföderation, am „dten September 1806. 
abgefchloffenen - Vertrags und des Weberweifungs : Protofolis 
‚som ıdten Dezember des nämlichen Jahrs *) in Beſitz ges 
‚nommenen. vitterfchaftliheii Orte, welche von allerhöchſtden⸗ 
felben fraft des gegenwärtigen Vertrags nicht abgetreten 
worden-find, und erfennen auf ewige Zeiten die ausfchlichen; 
de Souverainität Seiner kaiſerlich Löniglihen Hoheit über 
diefelben a und mit Verzichtung auf alle Einreden an. 

$. 15. 

In der Erwägung, daß die Lehenſtücke des —— 
lich Würzburgiſchen Vaſallen, Marſchalk von Oſtheim, zu 
Walldorf, Herpf, Stephertshauſen u. d. gl. auf dem Heim— 
falle ſtehen, machen Sich Ihre Durchlaucht, die Frau Her— 


— 





*) Dieſes Ueberweiſungs⸗Protokoll iſt unſers Wiſſens noch nicht gedrudt, 
und es wäre wegen der Berichtigungen in den Beſchreibungen dieſer Lande 
doch ſehr zu wünſchen, das es bekanut gemacht würder 
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zogin Regentin von Sachſen / Coburg: Dieiningen, verbinblich, 
die auf dieſe Lehenſtücke richterlich immittirte Schroppiſche 
Pfarreyſtiftung dahier bis zur gänzlichen Befriedigung ihrer 
Kapital⸗ und Zinſenforderung in dem ruhigen Bezuge aller 
Einkünfte auch nach des Vaſallen Ableben zu belaſſen, oder 
die fragliche Stiftung, der an dem Kapitale zu zehn‘ taufend 
Gulden ſowohl als den Zinſen noch: rückſtändiger Fordetung 
wegen, in gangbaren und groben Münzſorten zu befriedigen; 
nicht minder ſechs Wochen nach dem Ableben des gegenwär— 
tigen Beſttzers, ehemals fürſtlich Bambergiſchen Generals 
majors Freyherrn Marſchalk von Oſtheim, und hiedurch be⸗ 
wirktem Heimfalle, die Summe von dreiſig tauſend Gulden 
rheiniſcher Währung in gangbaren und groben — —— 
dahler zur seahherjoglichen — en zu | a 
6. 16 Ai er neunf 

Da in den wechlelfeitig (äögerseenen Veſthungen mar 
die Souverainirät in dem &' 5. beffimmten Sinne‘, und 
nach h. 11. die Lehenherrlichteit über die in den beiderſeiti⸗ 
gen Gebieten vormals beſeſſenen Ritterlehen, endlich nach 
4. 8. die Jagdrechte den aller höchſten und höchſten Kontta⸗ 
henten überlaſſen worden ſind, mithin nur die ordentlichen 
und außerordentlichen, direlten und indirekten Steuern und 
landesherrlichen Auflagen/ und respective die aus Ver Wert 
waltung der Gerichtsbarkeittd und Polizeigewalt fi ſich erheben⸗ 
den Gefälle, endlich die Nutzungen der Lehenherrlichkeit über 
die wechſelſeitigen Ritterlehen und der Jagdrechte für übers 
wiefen zu haften find; fo Bleiben alle fibrigen: Eigenthums⸗ 
rechte, welche der eine Theil auf dem Gebiete des andern 
Theils an Höfen‘, Grunbſtücken, allen Arten von Zehnten, 
Gülten, Zinſen, und Überhaupt’ ar gutsherrlichen Gerechtig 
keiten und Gefällen sn Baer aa Koͤntrahenten vor’ 
behalten. | 

‘ P. rc 
Es iſt ſedoch —— worden, Fr bie 6.16, vorbe⸗ 
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haltenen Einenthumsrechte, welche. von-bem einen Theile in. 
dem Gebiete des andern , wie es vormals war ,. oder kraft 
dieſeg Bertrags geworden: iſt, befeffen werden, zur Erzielung 
einen, vollkommenen Purififation , fobald. es immer ‚möglich. 
tt, ‚gegen einander dergeftalt, auszutaufchen, daß beiden Theis 
len. in ihren eigenen . Territorien das volllommene Surrogat 
defien, was er in. dem fremden Gebiete — gewci 
werden 7 BER ' 
' 6: 18. | — 
* vi⸗ zu — allgemeinen Austauſche der ſämmtlichen 
Domanialgefälle in den beiderſeitigen Gebieten, welcher fo: 
gleich, als. Sachſen Meiningen und Römhild ein Surrogat 
fürsdie Gefälle. des Großherzogthums in dem Meiningifchen 
und. Rümhildiſchen Gebiete. gefunden. haben merden, Statt 
haben foll, verbinden fich beide kontrahirende Theile in dem 
freien: Genuſſe und Bezuge ihrer Gefälle ſich nicht nur nicht 
zu ſtören, ſondern in Erhebung. derfelben auf Anrufen der 
treffenden Beamten-fich. kräftig gu unterſtützen. Auch ſollen 
die fraglichen Eigenthumsrechte und Gefälle, wierfoiche $. 16 
beſtimmt worden find, fie mögen: unmittelbar den beiderſeiti 
gen Rentämtern oder. milden Stiftungen, Pfarreien, Kirs 
hen, Benefizien u. dal; angehören,,“ mit: feinen ordentlichen 
uarzaufferoudentlichen Steueun und Abgaben „‚melchen Nas 
mer und Titel oder welche ——— fe unmer haben 
mögen;:- belegt werden. 
Ep Per — 19. * 
am Mit Bi mechfelfeitia überwiefenen on merden 
keine. herrſchaftliche Diener; übernommen, Die Pfarrer, wei: 
che an einen neuen: Spuverain;ithergehen, behalten ihre fun⸗ 
datiouemaßige Bezüge aus. denjenigen. Kaſſen und Quellen, 
auf, weiche ihr Unterhalt bisher radizirt war.. pass: 
$. 20. | > 
Adelihe Gutsbefißer, welche in den beiderfeitigen Terri, 
torien begütert find. ‚find»berechtigt,. „Ihren Wohnſitz, wo es 
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denſelb en "beliebt, aufzufchlagen. Damit jedoch der Verkehr’ 
derſelben mit den höchften Landes, Juſtiz- und Adminiftras _ 
tioftellen: der beiderfeitigen Staaten: nicht erſchwert ‚werde,: 
find die Hohen Kontrahenten übereingekommen, zuzugeben,“ 
daß denſelben von: den Landesſtellen beidern Staaten alle: 
Sinfinuationen. ohne . vorhetgegangene : ar in — 
arg BAHR werden können. | 
6. 21. 

#4 > Die adelichen Serichtshatter, weiche bie Juſtiz in den- 
ihren Sutsherifchaften zugehörigen Territorialorten des einen 
fontrahirenden‘ Theits verwalten, find diefelbe auch in den 
Territorialorten des. andern Theils, 1 nur — der 
Landesgrenzen, zu verwalten befugt. Mur 

Diefelben werden demnach in bie —— beider 
— Seh — 
. 28. 19 | 

5 e⸗ iſt — worden‘; daß die dermal in den wech⸗ 
ſelſeitig abgetretenen Orten wirklich befteheniden Zunftmeiſter 
ihr Gewerhen in den’ belderſeitigen Gebieten, in ſofern ſie 
ſich ihre nicht zu erſchwerende Aufnahme in die Züufte BE’ 
wirken auszuiiben berechtiget ſeyn follen.! Auf neu ange⸗ 
nommene Kr iſt — dieſe —— — ans 
11.1711.) 7: ee Du 2 

LEE 715957 u; GE a 8 
‚Die fi in den 1 Reiegebiendeh beider Theile — 
den Soldaten, welche aus den wechſelſeitig abgetretenen 
Orten gebürtig find, fie mögen gezogen - oder ‚geworben ſeyn, 
ſollen an’ die dermaligen Landesherren ihrer Geburtsorte 
ſechs Wochen nach der Auswechslung der Rennecones die⸗ 
ſee Vortrags ausgeliefert werden. 
5. 94. a ae a 2 
Wenn aus den wechfelfeitig abgetretenen Ottſchaften 
Rechtoſtteite an die höhere Landes Juſtizſtellen ſchon gediehen 
find, ſo find -diefelden im Sinne des bisherigen gemeinen 


AL, 


136 


Mechtd entweder ſchon⸗ rechtshängig oder nicht‘ In jenem? 
Falle ſollen ſie von der Landes-Juſtizſtelle, bei welcher fie‘ 
rechtshängig find, bald mögliche — —— — wer⸗ 
dam, \ ‘ 

Findet dieſe Beſcheide — ein weiteres Pe 
mittef nach. den bisherigen: Randesgefegen Statt ; ſo wird 
bafjelde bei der betreffenden Juſtizſtelle des Landes eingeführt, - 
deſſen Souverainität der Beklagte unterworfen, oder wenn 
es ſich von einen Realklage handelt, in deffen Souverainitäts⸗ 
bezirke das Objekt des Rechtsſtreites gelegen if. rd 

Findet Aber ein weiteres Nechtsmittel nicht Statt, for 
folfen: die Beſcheide an die kraft diefes Vertrags kompetent 
gewordene obere kande / Jupp. — Rum alcheld 
überſchickt werden.. 

Sind die —— — im Sirne Des bis; 
herigen gemeinen Rechts noch nicht vechtshangig, fo werden 
dieſelben ſo, wie fie liegen, an die obere Juſtizſtelle des Can 
bes, weiche nunmehr fompetent iſt, übermacht. Ä Ä 

In peinfichen: Fällen endlich werden. die ſchon geſproche ⸗ 
hen Urtheile beiderſeits vollzogen. Sind aber, mod) Beine; 
Urtheile ‚gefällt, fo. werden die, Akten an- jene Kriminal 
Juſtizſtelle zur weitern ‚Verfügung. übermacht, welcher: dev: 
Inquiſit rückſichtlich des Gerichtsſtandes des Wohnorts in 
——— des geenmartisen — wel iſt. 

J rar $ 2: + N 

. Die alerhöchften und höchſten —— Pe 
inte ‚ fih, ſobald es, thunfich iſt, über die Handels⸗ 
verhältniſſe dev. beiderfeitigen Staaten , und. insbeſondere die) 
Nachfenerfreihgit auf-eine dem. Mohle der Unterthanen, und. 
der beiderfeitigen Konvenienz entfprehende Weiſe zu verſtäv⸗ 
us und zu vereinigen, 

eier Me: 

—— Uebereinkunft ſoll — nach der 

Auswechstung dev Ratiſikationen in Vollzug geſetzt, und bie: 
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adefihen Gutsbeſitzer, Unterthanen und Sinterfaffen, Geiſtli⸗ 
he und Weltliche an ihren neuen Landesheren überwieſen 
werden. Ueber He Einkünfte, welche wechfelfettig abgetreten. 
worden find, follen , fo viel die altwirrgburgifchen und alts 
ſächſiſchen Beflgungen betrifft, getreue Spezififationen geferrs 
tiget, und bei Auswechsiung der Natifitattonen übergeben 
werden. j 
Der Anfang des Einkinftengenuffed wird beiderfeits auf 
den erften Auguſt des laufenden Jahrs feftgefekt. Die rück— 
rändigen Territorial » Einkünfte, das heißt: diejenigen, welche: 
big zum erften Auguft des (aufenden Jahre hätten eingehen. 
follen , aber nicht eingegangen find, werden von dem kraft 
diefes Vertrags neu eintretenden Befiger erhoben, und an 
den bisherigen Vf iger ausgefiefert. 
TA 

Ihre Durchlaucht, 'die Frau” Herzogin Negentin ne 
Sachſen / Coburg⸗ Meiningen machen Sich anheiſchig, d 
Beitritt Seiner herzogl. Durchlaucht des Herrn Herzogs von 
Sachſen / Gotha zu dem gegenwärtigen Vertrage, in fo ferne 
derſelbe auf Sachſen, Römhild Bezug hat, zu bewirken, 
ohne welchen "Sie fürhtitlichen Stipulatidnen dieſer ueberein 
kunft als nicht geſchehen angeſehen werden ſollen. — 

| 46. ER 

Die allerhöchſten⸗Ratißkationen dieſer Uebereinkunft, 
einſchlüſſig⸗ jenen, des Herrn Herzogs von Sachſen⸗Gotha 
Durchlaucht ſollen im’! Laufe: des Monats — — 
Jahrs zu: Kiſſingen aus gewechſelt werden; 

In Urkund deſſen iſt dieſe Uebereinkunft doppelt —* 
ſzxtigt, von ‚den. beiderſeitigen — — 
” beſiegelt worden. gie 

2 — DR 2oten ein⸗ 1808. 
rt, nen 8) HM, Seuffert. 
BES EeR | 1 ur SIT ul 8) J. C. v. BERN 
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Rinigtih Baierifches —— Seife ber die: 
gutöherrlichen Rechte 1 





| Bir Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaben 
Käönig von Baiern. —X 


Fn Erwägung des Tit. J. 4 V. der Konſtliutlon, we 
feſtgeſetzt iſt: | 

»Der Abel behält — . wie jeder Gutteigenthümer — 
»ſeine gutsherrlichen Rechte nach den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
»gen« ꝛc. haben Wir beſchloſſen, wie folgt: 


Abſſchnitt. — 

Rechte, — den Gutsherrn in Beziehung, 
‚auf die verfhicdenen Zweige. der Region 
rungsgewalt. übertragen find: | 
$. 1. Die Ausübung. der in gegenwärtigem Abfchnitte 

Segrifenen Rechte kommt nur jenen — als. * 

ein eigenes Gericht zu bilden vermögen ·/· Shin la oo. 

l. Titel. , 
— Geſetzgebungund Oberauffiht 
0. Das Recht der Geſetzgebung und allgemeinen 

Dberauffiht iſt in ſeinem ganzen Umfange und mit allen 

feinen Wirkungen dem Souberain, nach "ven: A der. 

ee Allein vorbehalten. | 
8433. AMe- in den mediatiſirten Vefikungen — 

Srine und Gewohnheiten, oder Partikularrechte, welche af 

alten Mediatglitern noch gelte'Fönnten, unterfiegen den Ber 

fiimmungen- des allgemeinen bürgerlichen Gefeßsuches, in fo 
fern fie im: gegenwärtigon zum hict ——— beſtätiget 
ſind. 
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4 Das Negierungsblart ift als allgemeines Organ 
ber Geſetze und Verordnungen des Reiches bei den gutsherr⸗ 
lichen Gerichten eben fo, wie bei den Eanbgerichten zu ſam⸗ 
meln und aufzubewahren. 

6 6. Zn Fällen, wo. eine befondere Sefanntmahung 
einzelner Eefeße, oder Verordnungen befoblen wird, foll diefe 
durch das gutshertliche. intergericht, oder durch die Seetſor⸗ 
ger des Ortes vorgenommen werden. 

LI. Titel 
Juſtiz -Gewalt. 

$. 6. der Ausübung der Juſtizgewalt haben Pr 
die. Sutsherren nah den über die Ssuftizverfaffung Unſers 
Reiches im Allgemeinen und über. die Patrimoniafgerichte 
nn fund gemachten organifchen Edikten zu achten. 

DEREN III Titel 

; Polizei: Gewatt.. : 

6. 7. Au⸗ Polizeifunktionen, welche dem — 
Beamten nach gegenwärtigem Edikte obliegen, müſſen von 
dem nämlichen Subjekte, weiches die gutsherrliche Gerichts⸗ 
barkeit verwaltet, ausgeitst werden. Der Patrimonialrichter 
foll :gehalten ‚feyn , ‚in Polizeiſachen Anzeigen an den Guten 
herein zu machen, und-menn, derfelbe in dem Sitze des Ve⸗ 
— anweſend iſt, feine Aufträge hierüber zu erholen. 

— A. Bevölkerungs-Polizei. 

5. 8. ‚Die Gutsbeſitzer haben das Recht, neue Hinter⸗ 
— anzunehmen; jedoch iſt die Genehmigung bei: jehenm 
Falle durch dem. :gutsherrlichen Gerichtsbeamten von bem 
General: Kreistommilffair er RANG: "und we feiner 
Seite zu erfchmeren. 

9 Wegen dee; — bleibt es: wer u — 
ſtehenden Verordnungen, bis hierüber anders beſtimmt wird.: 

6. 10. Die Auswanderungen gutsherrlicher Hinterſaſ⸗ 
ſen in das Ausland ſind den nämlichen Bedingungen unter⸗ 
worfen, welche bei Unſern übrigen Unterthauen eintreten. .- 
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6. 11: Die Mesifter und Akten des Zivilſtandes wer⸗ 
ben, nad) dem- allgemeinen Zivilgefege, von ben gutsherrli⸗ 
hen Semeindeuorftehern und Gerichtshaltern beforgt. 

B. Unterrihts s Polizei, \ 

$. 12. Die Einrichtung neuer Schulen fteht den Guts. 

herren, in. fo ferne das Bedürfniß aus dem allgemeinen 

Schuls Organismus hervorgehet, nach Angeholter — 
Unſerer Ober⸗Schulbehörde zu. 

$. 13. Schon beſtehende gutsherrliche Squlen können 
ohne die eben bemerkte BERN weder EaEREN noch 
verfeßt werden. 

14 Die teſammten gutsherrlichen Squianftalten 
ſind der Auſſicht Unſerer aa er " 
Juſpektionen untergeordnet, 

$. 15. Von den dahin gemwidmeren Fonds — a 
Bewilligung des General/Kreiskommiſſarlats nichts veräuſ⸗ 
ſert werden. 

F. 16, Die Anſtellung der Schullehrer bleibt den 
Gutsbeſitzern, wo fie dieſelbe hergebracht Haben‘, zwar vors 
behalten; der ernannte Kandidat muß aber die in der Schub 
ordnung vorgefchriebenen Eigenfchaften befisen, und zur Un—⸗ 
en nen der — N —— 
werden. 

$. 15. Nah dem Hefuftate bieſer en — 
bie Beſtͤtigung, oder. die Auflage an ben, — ein 
— Sub jekt zu ſtellen. 

Sicherheits⸗Polizei. 

6. 18. Allgemeine Sicherheitsanſtalten werden allein 
von den General⸗Kreiskommiſſariaten und den Landgerich⸗ 
ten, als Unter⸗Kreiskommiſſariaten, angeorbnet und geleitet, 
fofort von den gutsherrlichen Beamten in Vollzug gebracht. 
9. IAg. In gemiſchten Orten,wo die Gerichtsbarkeit 
mehrerer Gutsherren, oder die gutsherrliche und jene Unſe⸗ 
rer Untergerichte konkurrirt, haben letztere die Sorge für die 
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2okatfiherheit und die hiezu erforderlichen Anordnungen, 
namentlich die Löfchanftalten gu übernehmen. An ungemifchs 
ten Drten hingegen kömmt die EU EEE dem 
gutsherrlihen Berichte zu. 
$. 20, Dis Geſtattung Öffentlicher Tänze, — 

Scheibenſchießen, Wettrennen und anderer öffentlicher Unter⸗ 
haltungen, dann die Aufſicht über dieſelben, kömmt nach den 
dießfalls beſtehenden Verordnungen, jedoch mit. dem eben 
feſtgeſetzten Unterſchiede, den Gutsherren zu. 

$. 21. Die Bewilligung zur Errichtung von Lotterien, 

oder des ERROR Glückshafens gebührt den ii 
nicht. Ä 


D. Dorfs: und Gemeinde s Polizei. 


$. 22. Die Dorfss und Gemeinde: Polizei, welche auf 
die Verwaltung des Giemeindeguss, auf die Einrichtung oder 
Erhaltung der Armenanftalten, der Gemeindervege, auf die 
Leitung der Gemeindeveriammlungen, und überhaupt auf die 
Handhabung der öffentlichen Ruhe ſich beziehet, ſtehet in 
Dörfern, welche ungemiſcht ſind, dem gutsherrlichen — 
te zu. 

$. 235. In gemiſchten Dörfern bleibt fle gemeinfchafts 
lich, fo weit «8 dabei auf die Verwaltung des Gemeindes 
Vermögens und auf die Leitung der Armenanftalten ans 
kömmt. 

Die Sicherheitspolizei auf dem Felde und im Dorfe 
hingegen ſtehet in ſolchem Falle mie dem Rüge- und Straf⸗ 
gerichte Unſerem Landgerichte zu. 

E, Gewerbs und Handels⸗Polizei. 

$, 24. Die Aufſicht über das Zunftweſen, die Beſtäti⸗ 
gung oder Einführung von Zunft: und Handwerks ; Drdnums 
gen, die Entfcheidung der Streitigkeiten der Zünfte und 
Zunftgenoffen unter fih, in Beziehung auf diefe Werbinduns 
gen und auf die Ausübung ihrer Gewerbe, ficht augfchlief 
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fend Unfern Generals Kreistommiffariaten und eandgeehteh, 
als Unter s Rreisfommiffartaten, zu. 

$. 25. Bei der Annahme der Handwerker, bei Ver⸗ 
leihung neuer oder Wiederbeſetzung erlöſchender Gewerbs—⸗ 
Gerechtigkeiten kömmt den gutsherrlichen Gerichten blos die 
Inſtruktion des Geſuches nach der. Verordnung vom öten 
Sänner 1807. (Regierungsblart St. II. S. 55 — 58.) zu; 
bie. Bewilligung oder Entfcheidung hingegen ift, nad. den 
Beflimmungen der angeführten Verordnung, bei dem. Ge⸗ 
neral⸗Kreiskommiſſair ſelbſt nachzuſuchen. 

6. 26. Die Aufſicht über den Handel im Allgemeinen 
unterliegt den beftehenden Geſetzen, und ift eh obern 
Landesſtellen vorbehalten, wohin auch | 

$. 27. Die Annahme neuer Kandelsieute und die Er⸗ 
theilung der Fabrif; und Manufakturfonzeffionen geeignet iſt. 

.$. 28. An Orten, wo die Gutsherren Jahrmärkte her: 
gebraht Haben, follen die hierauf ſich beziehenden Landes; 
verordnungen befolgt werden. Die Gutsgerichte behalten 
‚aber die Lokal: Polizeiauffihe, und find verantwortlid, für 
die Vollziehung der angeführten Verordnungen, 

$. 29. Der Grundfaß des freien Verkehrs ſoll zwi⸗ 
ſchen den gutsherrlichen Hinterſaſſen und Unſern übrigen 
Unterthanen allenthalben in Anwendung kommen. Kein ſo⸗ 


genanntes Bann- oder Zwangsrecht ſoll Jemat dagegen gels en 


tend gemacht werden fünnen. 

$. 50. Die Auffiht und Unterfuchung iiber Elle, Maaf 
und Gewicht, über Die Güte der Arbeiten und Feilſchaften, 
insbefondere die Mühlbeſchau, ſteht der gutserelichen Lo⸗ 
kalpolizei zu. 

$. 31. Die Beſtimmung der Taxen der Lebensmittel, 
des Arbeitslohnes u. f. w. ſteht, in fü ferne diere ſtatt fin— 
den, den General; Kreisfommiffariaten zu. 

Die Aufſicht über die Beobachtung der feftgefeßten Taxen 
liegt den gutsherrlichen Beamten ob. 
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F, Straßen: und Waffer ı Polizei. 

9. 52. Die Oberauffiht auf die Heerſtraßen und Flüſſe 
‚gehört einzig zu dem Gefchäftstreife Unſerer General; — 
fen: und Waſſerbau-Direktion. 

$. 35. Die Polizeianffiht Hingegen auf bie Brücen 
und Wege, welche die Verbindungen einzelner Gemeinden 
unterhalten, gebührt der Pokal: Polizeibehörde, 

G. Kultur s Polizei. 

$. 54. Die Anordnungen in Abſicht auf allgemeine 
Landeskultur gehören zur Oberpolizei, und ſtehen den Ge— 
neral : Kreisfommiffariaten, nad) der ihnen ertheilten Sn: 
ſtruktion, zu; ihre Vollziehung, wie auch die. erfte Inſtanz 
in Rulturjtveitigkeiten, in fo ferne der Gutsherr nicht ſelbſt 
dabel berheiliget ift, Bleibt den gutsherrlichen Patrimonial⸗ 
gerichten überlaſſen. 

2 H. Forſt- und Jagd-— Polizei. ‚ 
6.35. Die Forfts und SZagd: Polizei, fo wie die Forts 
‚gerichtebarfeit „ verbleibt den Gutsherren tn ihren eigenen 
und in den Semeindewaldungen ; jedoch find fie verbunden, 
Uniere Forſt- und Sagdorbnungen unter der Dberaufficht 
Unſers oderften Forftamts zu befolgen, und ihre FREI 

hiezu anzuhalten. 
I. GeſundheitsPolizei. 

$. 36. Das Medizinalweſen hängt lediglich von der 

oberfien Polizeigewalt ab, melcher auch ale Anordnungen 
‚Über Sefundheitspolizet zuftehen. 

$. 37. Die Lokal-Polizeibehörde iſt mit ihrer Volks 
ziehung beauftragt. 

$. 58. Das ärztliche Dienfiperfonst wird in der Regel 
nur von Uns ernannt; jedoch fteht den Gutsherren der Vor, 
ſchlag der Individuen für ihre Gerichtsbezirke zu. 

$. 5g. Die Polizei der Nahrungsmittel, die Sorge 
flr die Reinigung der Strafen, die Anftalten gegen Ders 
breitung anftecdender Krankheiten unter Menfchen und ich, 
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und alle übrigen auf die Erhaltung der Geſundhelt ſich bes 
ziehenden Lofalanftalten gehören gleichfalls zu den. gutsherrs 
lichen Polizeiämtern; jedoch unter der Aufficht und Leitung 
der oberen Polizeiſtelle, und in fo ferne der Titel I. 6. 19. 
nicht entgegen ſteht. - 


IV. Titel 
Kichen s» Gewalt. 


§. 40. Die oberſte Kicchenpolizei fieht dem Souverain 
zu; Die weltlichen und geifflichen Obrigkeiten auf den gutds 
herrlichen Befisungen müſſen die in Kirchen s Polizeifachen 
erfaffenen landesfürftlichen BEREIE vollziehen, und für 
ihre Beobachtung wachen, 

G. 41. Die Errichtung neuer Konflftorien Bleibt bet 
Staatsgewalt vorbehalten. 

$. 42. Die Konfifkoriafgerichtsbarkeit wird blos von 
Unfern Appellationsgerichten ausgeübt, Jedoch Bleibe es ik 
Anfehung jener Srundherren, weiche fürmliche Juſtizkanzleien 
mit Unferer. Bewilligung halten, bei der Deklaration vom 
ıgten März ıdoy., Lit. F. n.4, *) (Regierungsblatt 
XIII. Stück, ©. 465 — 490.), wonach fie in derlei Fäls 
len die Stelle Unferer Appellationsgerichte vertreten. 

$. 45. Die nicht gerichtlichen Kenfiftorialfachen der 
Mroteftanten aus jenen gutsherrlichen Bezirken, wo feine bes 
fondern Konfiftorien beftehen, gehören vor Unſere Konfiftos 
vien, oder die an deren Statt tretende Behörde, 

$. 44. An jenen Drten, wo noch befondere gutsherrlis 
che Konfiftorien vorhanden find, bleibt dieſen, oder den das 
fie anzuftellenden Spezial Superintendenten die Verhand⸗ 
lung der Konfiftorialfachen, wie bisher, mithin auch die Aufs 
fiht auf Pfarreien und Schulen, die Anordnung der Vers 
wefung derfelben, die Verfügung fchriftlicher, oder mündlicher 





8. rh. Bund Belt 6, Nr, 3 ©. 38. 
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Abmonitionen; jedoch find fle Unferen Konfiftorien , oder 
Weneral : Superintendenten untergeordnet, und gehalten, 
a) firengere Grade von Korreftionen, Dienftfufpenfios 
nen ıc. diefen anzuzeigen , und die Beftätigung einzu 
holen. | 
.b) Von den Ausiprüchen dieſer befondern Konfiftorien, 
oder der Spezial: Superintendenten Über die Examina 
pro ministerio,, itber die $Präfentationen ꝛc. kann der 
Rekurs an Unfer Konfiftorium ergriffen werden. 
e) Alljährlih müſſen an dieſes die Konduitenliften der 
Geiſtlichen und Schullehrer eingefendet werden. 
$. 4°. Das Recht der Beſieglung, Vefchreibung und 
Berbandiung der geiftlihen Verlaſſenſchaften kann von den 
gutshjerrlichen Gerichten nur da, wo es hergebracht, oder wo 
es von Uns u zugeftanden worden ift, autgen⸗ 
werden. 
6. 46. Das — bleibt den Gutsbeſitzern da, 
wo ſie es hergebracht haben, mit oder ohne Verbindung von 
Gerichtsbarkeit. Ueber die Qualifikation der Subjekte müfs 
ſen Unſere Geſetze beobachtet werden, insbeſondere für die 
katholiſchen Geiſtlichen die Verordunng vom Zoten Dezember 
18 6. (Regierungsblatt v. J. 1807. St. VII. S. 990, 
fgg.), für die Proteftanten die neu einzuführende un 
tionsordnung. 

$. 47. Das Inſtallationsrecht kann von jenen — 
beſitzern, welchen es bisher zugeſtanden hat, nur in Unſerm 
Namen, auf den von Uns erhaltenen PORN 
ausgeübt werden. 

$ 48. Jene Sursbefißer, welche als Kirchenpatronen 
gewifie Ehrenrechte hergebracht haben, werben hierin beſtäti⸗ 
get; jedoch follen in dem Kirchengeberhe feine auf die vor: 
malige Eigenfchaft der mediatiſirten Gutsherren ſich beziehende 
Ausdrücke vorkommen. Das Trauergeläute nach dem Tode 
eines ſolchen Gutsherren darf nicht über drei Tage dauern. 

10. 


f 
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$. 49. Die Verwaltung des Kirchen: Schulen--und 
milden Stiftungsvermögens - bleibt unter der unmittelbaren 
geitung und Auſſicht des einfchlägigen gutsherrlichen ‚Ger 
richts; dieſes ift aber verbunden, nach den Deflimmungen 
des organifhen Edifts vom ıten DOftober 1807. über die 
Adminiftration des Stiftungss und Kommunalvermögens, 
und den iiber diefen Gegenftand künftig 0 zu aa, 
Verordnungen fich zu achten. 

Ve ztiteL 
Finanz Gewalt. er 
A. Defteuerung. 

| $. 50. Sämmtliche Gutsbeſitzer und ihre Kinterfaffen 

find, in Folge der Konftitution Titel I. $. 2. und 6., mit 
‚den übrigen Staatsbürgern zu einer ganz gleichen Theilnah—⸗ 
‚me an den Staatslaften, wie fie dermal beftehen, oder fünf 
tig beſtimmt werden mögen, verbunden. 

Sie haben daher zu den Staatsbedürfniffen, mie auch 
zu den zur Errichtung und Erhaltung aligemeiner Landes: 
anftalten beftimmten Abgaben verhältnißmäßig zu konkurri— 
ren , ‘fofort die hierüber fchon beftehenden fowohl, als die 
tünftig erfcheinenden Finanzgejeße zu befolgen. 4 

51. Die Staatsgewalt allein hat das Hecht, Stenern 
‚und andere öffentliche Abgaben in der konftitutionellen Form 
u. und einzuziehen. 3 

6. 52, Ihre Erhebung geſchieht durch die von Uns 
—2* Rezepturen. a 

6, 55. Die nämlichen Srundfäße gelten von der Accife, 
Fe den Konfumtionsauflagen. er 

6 54. Die geiftlihen und milden Stiftungen der 
sutäßerrligen Befißungen follen wie die übrigen Stiſtunsan 
beſteuert werden. 

B. Fiskal— oder fonftige Beer treeiet s Sefätte, 
$. 55. Wegegelder und Brückenzölle, wo fle noch be— 
ftehen, ‚gehören. zu den Tandesfürftlichen Gefällen. 0 
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$.: 56. Juch das Heimfallsrecht, die konfiezirten Güter, 
das erblos gewordene Privateigenchum fiehen als Nechte der 
Landeshoheit dem Staate zu. 

Die fih hierauf beziehenden Verhandlungen werden von 
Unfern Gerichisftellen vorgenommen, | 

$. 57. Die Einführung und Beziehung der — 
taxe hängt gleichfalls blos von der Stoatsgewalt ab; ferner 

$. 58. die Anlegung und. Bezug der Zölle, 

$. 5g. Uebrigens find alle Gutsbeſitzer mir ihren Hinz 
terſaſſen Unſern Mauts und Zollordnungen unterworfen, und: 
es ift ihnen weder eine Zoll⸗, noch Mautfreiheit ferner zu 
geſtatten. un. 

$. 60 Nur allein den mediatiſirten Fürſten wi Grafen 
geftatten Wir noch ferner die ihnen: inslinferet Erklärung 
vom 19. März 1807. Lit: H.'n. 1912235 bewilligte Sol 
und Chauffee: oder: MWegegelds: Befreiung *), wie fie in. der 
Maut : Ordnung: vom Bten: Märp 9. VE, — 
4. * c and m, näher beſtimmt iſt.. — 


8.6 Die Umlagen zur Uhrerfaltung des Militaire, 
zur Tilgung‘ der" Kriegsfoften und Serüunter diefem Titel 
fontrahitten Schulden, in fo ferne eiftöfe nicht von den Ge 
meinden . ptivarim unter fich geſchehen eh Ad zu den dieſem 
Zwecke gewidmeten öffentlichen Kaſſen zu verrechnen. Kg 


$. 62, Dagegen bleiben ben Gutsbeſitzern alle Selb; 
. firafen als Früchte Ser Srunds und Poligeigerichrsbarkeir ; 


jedoch) find fie an die Beftimmungen der darüber befichenden 
Geſetze gebunden. 


$. 65. Der. Bezug von —— in Juſtig und 
Polizeigegenſtänden, welche zur Kompetenz ihrer Gerichte 
gehören, oder für Ausfertigungen bei Ausübung · der ihnen 
im gegenwärtigen Edikte zugeſtandenen Rechte, z. B. für 


- 





2) S. rh. Bund Heft 6. Nr. 36. Lit. H. Nr. 12. und 13. ©. 387. 
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die Pfarrpräſentationen, verbleibt ihnen nach den beſtehen⸗ 
den, oder künftig erſcheinenden Taxordnungen. 

9. 64. Der Vogthaber, wo er Herkommens iſt, gehört 
gleichfalls zu den gutsherrlichen Sefällen; die Gutsherren 
behalten ihn, wenn auch bie — — an die Landges 
richte übergeht. 

6. 65. Wenn ——— das — herge⸗ 
bracht. haben, fo ſoll ihnen daſſelbe gegen auswärtige Staa: 
ten, mit welchen feine Freiziigigkeitsverträge beftehen verblei⸗ 
ben; im Innern des Reichs hingegen und gegen Ausmwärtir 
ge, mit welchen Freizügigkeitsverträge beftehen, foll es aufs 
nn ſeyn. 

9466. Die Entſchädigung ſener Gutsherren, welche 
nn den Verfuft:der zur Sonverainirät gezogenen Steuern, 
öffentlichen Abgaben und anderer Hoheitsgefälle , einen ber 
deutenden Entgang am Einfünfren leiden, in fo ferne fte 
noch nicht ausgemittelt, oder der Titel. hiezu durch gegen: 
wärtiges Edikt erft entftanden wäre, richtet fih nach den 
Beſtimmungen, welche in Unſerer Erklärung vom 31. Dez. 
1806, die. der königlichen Souverainität unterworfene Nits 
terſchaft betreffend, enthalten ſind. *) 

5. 67. Alle Übrigen Abgaben, welche zu den Diss 
nials und. Privargefällen gehören , insbeſondere die aus 
Bergwerken, Jagden, Forften, Fiſchereien fließenden Abgas 


ben verbleiben den Gutsherren da, wo ſi e dieſelben bergen. r 


bracht haben. 
VI Titel 
Militair s Gewalt. 
76 68. Alles, was mit der Milttairgewalt in Verbins 
dung fteht, iſt dem Souverain ausfchließend vorbehalten. 
Alle Anofdnungen hierüber können nur von ihm. aus 
gehen. | 





*) Sie ſteht in Heft 5. Nr. 20. S. 219. 
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6. 69. Die Verordnungen über Militairkonſkription, 
ber das Bürgermilitair, über die Gensd’armerie müſſen 
von den Sutsherren und Hinterfaffen als allgemeine Landen 
gefeße befolgt werden. Ihre Gerichtss und Polizeibehörden 
nehmen an diefen Anftalten nach den Beftimmungen der ans 
geführten Geſetze Theil. 

$. 70. Keinem Butsheren ift geftattet, ohne Unferer 
Bewilligung Militair zur Bewachung feiner Perfon und ” 
ner Schlöffer zu halten, 

Die Anordnung von Polizeiwachen iſt ihnen aber nad 
der Erklärung vom ı9. März 1807 Lit. G. Nr. 3, *) 
und in fo ferne fie den Geſetzen über die Sensd’armerie 
nicht entgegen ift, geftattet. 


1. Abſſchnitt. 


Rechte der Gutsherren, welde fih auf das er 
genthbum beziehen. 
A. Volles Eigenthbum. 

$. 71. Die Gutsherren haben fich, fo viel das Eigen; 
thum ihrer Güter, deffen Erhaltung, Benützung, Verbeſſe—⸗ 
rung, Veräußerung oder Verfchreibung an. Dritte betrifft, 
nach dem allgemeinen bürgerlichen. Gefeßbuche in allen jenen 
Fällen und Geſchäften zu adten, worüber diefes ne 
gen enthält. 

$. 72. Bei Ausübung der Fifcherei, des Jagd- und 


Fort: des Bergrechts haben ſich die Gutsherren an die 


hierüber beſtehenden beſonderen Verordnungen zu halten 
und nach dem Inhalte der hiezu etwa nöthigen landesfürſt⸗ 


lichen Konzeffionen zu achten. 


B. Setheiltes Eigenthum. 
$. rd. Wenn der Gutsherr feinen Grund und Boden 
nicht felbft und auf eigene Regie, oder von Andern unter 





*) ©. Heft 6, Nr. 36. 
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einer von dem allgemeinen bürgerlichen Geſetze anerkannten 
Form bewirtäfchaften läßt, fondern einen fogenannten Rolos 
nars oder andern Ähnlichen grundherrlihen Vertrag tiber 
die Bebauung und Benützung feines eigenthlimiichen Gruns 
des eingesangen hat, fo foll es bei dieſen Verträgen nad) 
den am Drte, wo die Güter liegen, vor dem ıften Sjänner 
1809 geltenden Gewohnheiten und Geſetzen fein Bewenden 
haben; jedoch werden alle in den grundherrlichen Verträgen 
fonftituirten ſtändigen und nichtftändigen Nenten und Bürs 
den für ablößbar erklärt. . 

Die Vereinbarungen hieriiber follen der freien Unter: 
Handlung der Betheiligten überlaffen fern, ohne daß derlei 
Astöfungen als eine Verlegung der ehemaligen Fideikommiſ— 
fe und gegenwärtigen Majoratsverhäleniffe, oder anderer 
gerichtlichen Beftimmungen angefehen, und von den Ges 
richtsftellen behandelt werden . follen, wenn das dafür zu 
leiftende Surrogat in Geld nach den Geſetzen hergeſtellt feyn 
wird. Ä F 

Zugleich werden für dieſe Verträge folgende Beſtim— 
mungen feſtgeſetzt. 

4. 74. Bei feinem Veränderungsfalle, — es mögen 
viele, oder wenige Theilhaber dabei konkurriren, — kann 
mehr, als ein doppeltes Handlohn (laudemium) berechnet, 
— mehr, als ein doppelter Leib angeſetzt werden. 

Das Quantum beſtimmt ſich nach den bisherigen Lofak 
Statuten. \ 


6. 75. Vieh und Fahrniß (fahrende Habe), baares 
Geld, dürfen bei der Schäßung zur Behandlung des Laudes 
miums, oder des Leibfalles nicht angefchlagen werden. 

$. 76. Das Laudemium vom Werthe der Käufer, mo 
es herkömmlich iſt, darf nicht erhöhet, wo es aber nicht hers 
gebracht war, darf es gar nicht angefeht werden. 


6. 77. Bon dem Austrage, Alttheil, Sutsabtrage, oder - 
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von Abfindungen im Gelde darf kein Laudemium, kein Leib⸗ 
fall beſonders angeſetzt werden. | 

$. 78. Die Koften der Schäßung bei Laudemiats und 
Leibfällon bezahle derjenige, der fie fordert. , — 

$. 79. Rückſtandszinſen, oder die Forderung eines 
höheren Betrages wegen Rückſtandes grundherrlicher Gaben, 
haben in keinem Falle Platz. | j 
6. 80. Grundherrliche Forderungen an Stiften und 
Gilten, oder andern jährlichen Präſtationen richten ſich vom 
iten Jänner ı8og. an nach den allgemeinen Geſetzen über 
die Verjährung jährliher Nenten. 

$. 81. Die Heimfälligkeit (Kaduzität) gines Gutes wird 
hiermit als aufgchoben erklärt. | u 

$. 82. Bei dem Abzuge vom Gute muß dem Grund⸗ 
holden der Gutswerth, nad) Abrechnung der darauf haften⸗ 
den Forderungen, und nach öffentlicher Verſteigerung an den 
Meiſtbietenden vergütet werden. GR En 

$. 85. Der Gutsherr kann in Fällen, wo fonft die 
Kaduzirät ſtatt hatte, wenn er durch die hiezu Anlaß gebens 
den Handlungen beſchädiget wurde. — auf Schadenserſatz 
klagen. ee | 
$. 84. Das geundherrliche Einftandsrecht hat künſtig 
nicht mehr flatt. j 

.$. 85. Wenn. Klagen von gutsherrlichen Hinterſaſſen 
gegen ihre Grundherren wegen übermäßigen grundherrlichen 
Forderungen erhoben werden, ſo ſollen ſie vor den ordentli⸗ 
“chen Gerichten verhandelt werden. 


C. Gutsherrlihe Rechte, welde auf getheils 
tem, oder auf fremdem Eigenthume ausges 
übt werden. 


a. Scharwerk 


'$. 85. Die ungemeffene Scharwerk foll durchgehende 
in gemeffene oder beftimmte Dienfte verwandelt werden. 
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$. 87. Dieſe Verwandlung ſoll fein Entſchädigungs⸗ 
geſuch begründen können. F 
6. 86. Alle gemeſſene Scharwerk ſoll nach einem durch 
beſondere Verordnung näher zu beſtimmenden Maaßſtabe in 
eine Geldabgabe verwandelt werden. 
b. Zehendrechte. 
$. 89. Der Zehend iſt eben fo, mie andere grundherr⸗ 
liche Rechte, auf eigenen Gütern dem Losfaufe unterworfen. 
$. 90. Bis zur Ablöſung die auf einem heiderfeitigen 
Einverftändniffe beruht, verbleibe der Zehend den Zehendbes- 
rechtigten nach den jedes Dres üblichen Geſetzen, Gewohns 
beiten, oder nach den beftehenden Verträgen. — 
c. Boden⸗ Zinſe. 
§F. 91. Alle, wo und wie immer beſtehenden Bodens 
zinfe in Frucht, oder in Geld können nach beiderfeitiger 
Vereinbarung abgelöfit werden. 
München den oBten Juli 1808. 


Mar Joſeph. 


Frh. v. Montaelas, 
Gr Morawitzky. 
Frh. v. Hompeſch. 
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; 11. | 
Borftellung des Ortenauifchen feither unmittelbaren 


Reichsadels an Se. königl. Hoheit den Großher: 
zog von Baden *). | 





Der Ortenauiſche ſeither unmittelbare Reichsadel, welcher 
ſeinen erſten Verein der Vermittlung des großen Ahnherrn 
E. K. H. Marggraf Karls verdanket, der Höchſtdieſelben 
unter ſeinen Mitgliedern zu zählen ſtolz war, und noch erſt 
vor drei Jahren des ihm von der oberſten Staatsgewalt 
verliehenen Conſervators und Schutzherrn hoher Rechtlichkeit, 
und Enthaltſamkeit, ſo tief gerührt, huldigte, iſt durch die 
Vorſehung, und die Uebermacht eines ihrer kraftvollſten 
Werkzeuge E. K. H. Souverainität untergeordnet worden. 

Dieſer ſo empfindliche Verluſt ſeiner ganzen politiſchen 
Exiſtenz wurde nur durch die frohe Ausſicht gemildert; daß 
unter einem Regenten, der ſchon über ein halbes Jahrhundert 
Gerechtigkeit, und öffentliche Glückſeligkeit zu ſeinem vorzüg⸗ 
lichſten Augenmerk gemacht hatte, ihr Loos minder traurig, 
als das ihrer Unglücksbrüder ſeyn würde, nnd mit banger 
Erwartung Barrte er einer liberaleren Beſtimmung feiner 
fünftigen Verhältniſſe entgegen. 





*) Die hier abgedruckte Vorftellung ift eine Folge des 
großherzoglichen Neftripts vom 12. Februar 1807, deſſen. 
wir im fechften Hefte unter Nr. 41. ©. 461. (verglichen 
mit Heft 14. Mr. 19. ©, 198.) gedachten. Wir werden 
in den nächften Heften die mweitläufige Inſtruktion mitzheis 
len, welche von der Ortenauiſchen Ritterfchaft den beiden in 
diefer Vorſtellung genannten Deputirten gegeben wurde. 
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Gänzlich getäufht wurden zwar diefe Hoffnungen nicht, 
und er erkenne mit innigfts und ehrerbietigfiem Dank die 
wesentliche Auggeichnung , wodurch die unterm ı2. Februar 
jüngft befannt gemachte Skizze derfelben, blos zur Grund, 
lage weiterer Unterhandlungen hingelegt, und die verfchiede: 
nen Kantone eingeladen worden find, einige ihrer Mitglieder 
an Höchftdero Hoflager abzuorönen, um über die Annehms 
lichkeit jener Vorſchläge E. K. H. pflichtmäßige Aufklärung 

zu verſchaffen. 

| Wir haben auch in fchuldigfter Folgeleiftung die Ueber⸗ 
bringer derfelden, unferen bisherigen Prafidenten Frhrn. von 
Berſtett, und den Ritterrath Frhen. von der Schleiß bevoll 
mächtiget : diefem Ruf ſich zu unterziehen ; vorderfamft €, 
K. A. unferer ehrfucchtsvollen Devotion, und Unterthänig- 
keit zu verfihern; aber auch zugleich unfere niederfchlagende 
Befürchtniſſe und nothgedrungene Vorftellungen dem Thron 
Eines gerechten Souverains näher zu bringen, der Eigen 
thum ehren, den fo tief gebeugten Adel in Schuß nehmen, 
und nicht fo unverfchuldet unglückliche Familien, die ſchon 
fo ſchwere Opfer der öffentlichen Ruhe brachten, und großens 
eheits fchon im Elſaß ihr beftes Erbiheil zerſchleudern fahen, 
vollends zu Grund wird richten, und zu ihrem unmieders 
bringlihen Schaden alle Gewalten in die Hände feiner Dies 
ner konzentriren wollen. 

Lange fchmeichelten wir uns, und felbft die nicht weis 
deutige Willensmeinung des großen Gebers fchien uns dazu 
zu berechtigen: daß der in E. K. H. Staaten eingefeffene, 
ſo zahlreiche, ſo blühende, um Höchſtdero Vorfahren ſo ver— 
diente Adel den annehmlichen Standpunkt des ehemalig 
Nieder-Elſäßiſchen Adels erringen würde, deſſen Verträglich⸗ 
keit mit der oberſten Staatsgewalt in ganz ähnlicher Lage 
doch ein auf feine "Macht fo eiferfiichtiger Ludwig der XIV. 
und feine Nachfolger vor den Augen von ganz Europa pros 
Hamirt, eine Erfahrung von 158 Jahren fanktionirt Batte. 
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. : | 
Schon freuete ſich jener zur Schreckenzeit geächtete Elſäßiſche 
Adel: feinen auf dem linken Nheinufer verlohrnen Wohls 
ftand unter Karl Friedrichs weiſer und mäßiger Regierung 
dieſſeits wieder zu finden, und felbft das Deifpiel des Groß⸗ 
herzons von Berg ſchien die Anwendbarkeit einer ftändifchen \ 
Verfaſſang auch in unfern fo gebieterifchen Zeiten zu erpro; 
ben; allein, niederfchlagen mußte ung der fo eingreifende Ents 
wurf unfers künftigen Standpunkts, oder vielmehr unferer 
gänzlichen Niederlage; umd zernichtet wäre aller Wohlſtand 
und aller Lebensgenuß des E. K. H. Oberſchutz anvertrauten 
unmittelbaren Reichsadels, wenn ercnicht von jenen erſten 
noch unreifen Derfuhen an das gefühlvolle Herz und den 
hohen Rechtlichkeitsſinn KHöchftderofelben die männlihe Ber 
rufung ergreifen, und ihre gnädigfte Zurücknahme zuverfichts 
lich hoffen dürfte. | 
Sollte denn, Gnädigſter Großherzog und Kerr, der 
ehemals fo angefehene unmittelbare Adel der Ortenau, deffen 
Blut auh für E K. H. Vorfahren fo oft und willig floß, 
in den Badifchen Panden, in tieffter Erniedrigung, ſelbſt den 
Augen feiner unverföhnlichen Neider unkennbar daftehen — 
follte Er, der noch zu Ende des XV. Seculi auf Reichs 
tägen mit und neben den fouverainen Fürften und Ständen 
des Reichs, das Vaterlandswohl berarhen.hielf, er der deuts 
fche Kraft fo lang erhielt, nun des gerechten Anfpruchs, als 
erfter gefeßlicher Landesſtand, als Zwiſchengewalt zwifchen 
Megent und Volk, auf einmal verluftigt, der Wohlthat einer 
Körperimaft, die faft jeder Bürgerklaſſe eröffnet ift, unfähig 
erklärt , feiner Patrimontal ; Gerichtsbarkeit, die ihm ale 
Ausfluß des vollen Eigenthums auf feinen alten Nitterfißen 
fo gut als mächtigern Ständen, die nad) und nach mehrere | 
derjelben zu koaguliren wußten, gebührt; die ihm allein Ans 
fehen und Würde bei feinen angehuldigten Unterthanen vers 
fchaffte, beraubt, der freien Benutzung feiner eigenthümlichen 
Waldungen willkührlich entfeßt, feine Gitter gleich Bauern: 
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gütern allen Schabungen ohne Entihädigung für die Rins 
gerung ihres inneren Werths unterworfen, Unterbeamten ih 
alltaglihen Beziehungen untergeordnet , - mit Bürgern und 
Bauern in eins und biefelbe Unterwürfigkeitsklaſſe verfeßt, 
ohne wefentliche Auszeihnung herumirren, und noch dazu 
bedrohet werden; mehrere feiner rechtmäßigften und. flüßigs 
ften Einkünfte mit E. 8. H. zu theilen, nachdem fein Vers 
mögenstapital fchon durch den Verluſt der Unmittelbarkeit 
faft um die Hälfte gefhwunden ift? Sollte ihm endlich für 
das fo fhuldlos Verlohrne feine Gewährleiftung volftäns 
diger Entfhädigunggangeboten werden ? 

Nicht verwunden wollen wir durch die getreue Schildes 
rung einer nahen Zukunft E. K. H. edles, gefiihlvolles Herz, 
fondern nur aufmerkſam machen einen gerechten Fürften, 
dem alles fremde Eigenthum fo lang heilig und unantaftdar 
war; der und fo oft Proben feines Wohlwollens und theib 
nehmender höchften Gnade huldreichft gab; auf die grängens 
loſe Opfer, auf die Demiüthigungen,. die man uns in Höchſt⸗ 
dero Staaten vorbereitet. 

Erfüllt würden gewiß unſere Wünſche, annehmlich, und 
ſogar beneidungswerth unſer Standpunkt unter E. K. H. 
beglücktem Zepter ſeyn, wenn ſich Höchſtdieſelben von unſeren 
nothgedrungenen Vorſtellungen unmittelbaren Bericht erſtat⸗ 
ten, Sie mildeſt beherzigen, und nicht aus bloßem Streben 
nach einem beſſeren Ideal, alles Gute erſticken laſſen wollten. 
Tauſend Segenswünſche für die koſtbare Erhaltung unſers 
ehrwürdigen Erhalters, fo wie fir das Wohl feines Ges 
fchlehts und feiner gefammten Staaten würden alsdann froh 
gen Himmel ſteigen, und noch feine fpäte Enkel würden 
fühlen: daß amfehnlihe und geachtete Eigenthümer das 
größte Intereſſe, und Bedürfniß fühlen, die fo wankende 
Drdnung der Dinge in einem Staat zu erhalten; daß ein 
wohlorganificter Adel die fiherfte Stütze und wahre Zierde 
der Thronen ift, das Volk dem Regenten durch bie in der 
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ganzen Natur fo ſichtbare Stufenordnung anſchließt, und 
jeder Monarchie, die beſtehen will, nothwendiger Beſtand⸗ 
theil ſeyn muß. 

Wir verewigen in ehrfurchtsvoller Unterwürfigkeit 


Euer königl. Hoheit 
Offenburg den 24. April 
1807. nn 


Unterthänigfte 
— Karl von Schauenburg. 
von Neuenſtein/Rodek. 
Knebel von Kazenelnbogen. 
Sehr. von Oberkirch. 
Fehr. von Rathſamhauſen von Noms 
=... nenwener. 
Fehr. von Mayershoffen. 
Fehr. von Frankenſtein. 
Fehr. von Ried. 
Fehr. non Meven. 
Fehr. von Nie. 
Frhr. von Türkheim. 


—ñii —⸗ —— ————— 
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Beitritt Seiner hochfürſtlichen Durchlaucht des 
Herrn Herzogs von Mecklenburg: Sonn sum 
rheinifhen Bunde. 





Wi ſind nun im Stande auch die Urkunde über den 
Beitritt des regierenden Herrn Herzogs von Mecklenburg; 
Schwerin Durchlaucht zum rheiniſchen Bunde mitzutheilen. 
Sin einem zu Roſtock abgehaltenen Konvokations, Tage der 
Stände wurde diefen der Beitritt befannt gemacht, und bie 
Acceffions s Akte mitgeteilt. Won der bei Eröffnung diefes 


» 
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Tages gehaltenen merkwürdigen Nede und den gemachten 
Propofitionen werden wir im nächften Hefte mſtändlichere 
Nachricht geben, da foiche zu ſpät einteäf, um fie noch 
diefem Hefte einverleiben zu können. Die Acceflions ; Alte 
feibft lautet wie folgt: 





Nuiror.kon par la grace de Dieu et les constitutions 
Empereur des Francois, Roi d'Italie et Protecteur 
de la confederation du Rhin ayant vu et examine le 
traite conclu, arrete et signe à Paris le 22 Mars 
ı808 par Mr. Champagny , Notre ministre des rela- 


tions exterieures, grand-cordon de la legion d’hon- 


neur etc. en vertu des pleins-pouvoirs, que Nous fui 
avons conferes a cet eflet avec Mr le Baron de 
Bosset, Marechal de la Cour, et Envoye extraordi- 
naire de $.A. $. le Duc de Mecklenbourg-Schwerin, 
egalement muni de pleins-pouyoirs , duquel traite la 
teneur suit: 

Sa Majeste I’Empereur des Francois, Roi d’Italie, 
Protecteur de la confederation du Rhin et Son Al- 
tesse Scröenissime le Duc de Mecklenbourg-Schwerin, 
voulant regler ce qui concerne l’admission de Sa dite 
Altesse dans la confederation du Rhin, ont nomme 
pour leurs plenipotentiaires, savoir: 

S. M. l’Empereur des Franeois , Roi d’Italie, 
Protecteur de la confederation du Rhin, Mr. Jean 
Baptiste Nompere de Champagny , Ministre des rela- 
tions exterieures, grand-aigle de la legion d’honneur, 
commandeur de l’ordre de la couronne de fer, grand- 
croix de l’ordre de la fidelite de Bade et de St. 
Joseph de Würzbourg ; 

Et S. A. S, le Duc de Mecklenbourg - Schwerin 


Mr Georges Francois de Bosset, Son Marechal de la 


4 


Cour et Son Envoyé extraordinaire ; 
4 
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Lesquels, après avoir échangé leur pleins-pou- 

voirs respectifs, sont convenus, de ce qui suit: 
ArrıcıE ı, 

S. A. s. le Duc de Mecklenbourg- —— ac- 
cede au traitG de confedcration et d’alliance conclu 
& Paris le douce Juillet mil huit cent six, et par cette 
accession, il entre. dans tous les droits et dans toutes 
les obligations de la confcderation et d’alliance de la 
m&me maniere,, que: s’il eüt.et& partie contractante 
au’ traite. 

ARTICLE. 2. u 

S.A. 8. siegera dans le. college des Princes; son 

rang dans le.college: sera regl& par la diete, J 
“.;  AntıcLe. 3. 

U ne pourra sans le consentement pre&alable de 
la ar du Rihin &tre dans aucun cas et pour 
quelque raison que ce puisse Etre, donne passagge 
par les dtats de 8. A. 8. a aucunes troupes, a aucun 
corps ou detachement de troupes d’aucune puissance 
etrangere a la confederation, , 

ArrıcLe 4. 

‚L’exereice du. culte catkolique sera dans toutes 
les possessions de $. Altesse Serdnissime pleinement 
assimileE a l’exerciee du culte lutherien et les sujets 
des deux religions jouiront sans restriction des memes 
droits civils et politiques, sans cependant deroger ä 
la possession et jouissances actuelles des biens des. 
— — 

Arrıcık 5. 

Le contigent du Duehé de Meeklenbourg-Schwerin 

Pau le cas de — sera de dix-neuf-cent hommes. 

| — ArrıcrE 6. 
Le preseut traite sera ratifi& et les ratifications 
en seront echangees a Paris dans le delai de six 
semaines, | 


’ 
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Fait double à Paris le vingt-deux Mars. mil-huit- 
cent-huit. | 

Signe: Cuamracnr, pe Bosser. 

Avons approuy& et approuvons le traite ci-dessus 

en tous et chacun des articles, qui y sont contenus, 
declarons qu'il est accepte, ratifie et confirme et per- 
mettons qu'il sera inviolablement observ&, en foi de 
quoi Nous avons donne les presentes , signees de 
notre main, contre-signees et munies de notre sceau 
Imperial. J 

à Bayonne le 24 Avril ı808. 
et NAPOLEON 


Le Ministre des relations Par l’Empereur 
ext.:rieures Le Ministre-Secretair-d’Etat 
CHANPAGNY. Hucves B. Maurer. 


Vu par Nous Vice-Grand-Electeur, Grand-Cham- 
bellan, faisant les fonctions d’Archi-Chancel- 
lier d’Etat. 

(L. S. I.) | \ 


N 
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Bevölkerung der Fürſtenthümer Lippe-Dettmold 
| | und Schauenburg. 





In 13. Hefte S. 132. hatten wir die Bevölkerung ber 
ganzen Grafſchaft Lippe nach den bisherigen Schätzungen 
auf 74,00 Seelen, und den Antheil davon von Lippes 
Dertmold auf 70000 Seelen; den Antheil von Lippe: 
Schayensura aber nebft dem Theile der Srafihaft Schauen: 
burg auf 25000 Seeten angegeben. Wir erhalten aber nun 
die Nachricht, daß im April und Mai dieſes Jahrs eine 
Zählung vorgenommen worden fey, nad welcher: im Für— 
ftenchum Lippe Destmod® . . * * + 70940 Seelen 
und im Fürftenthum Lippe: Schauendburg . 2o1ö2 — 
Zufammen 2. -" 2°. . 90672 Seelen 
ieben. _ 
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SIntelligenzblatt 
um Rheinithen Bunde 
ee N,6 2. Do 


1 


Bi 305: Jak. Palm in Erlangen iſt erſchienen, 
* um: beigefegten Preis in allen Buchhaudlungen zu 
aben:; en ” ine 
Bıüd, € Fr., ausfuͤhrliche Erläuterung der Pandecı 
‘ ten; nach Hellfeldz ein Kommentar, iöter Theil: zte 
Abtheilung gr. 8 18 gl; oder i fl. 12 fr; 
Noch im Monat Oktober wird bie Preffe verläffen: _ 
‚Hartl, Di I: P. vollſtandiges Handbuch ber Poligeirötie 
ſenſchaft und ihrer Huͤlfsquelen, mit vorzüglichſter 
Ruͤckſicht anf die neueſte Geſetzgebung und Literatur der 
gehn gt: 8. zugleich als Ater Theil von D..Heinr 
Benſens Syitem der Staatslehte, zweiter dutchaus 
umgearbeiteten Ausgabe. * 
Es iſt auf 36 Bogen in gi. 8. berechnet, wovon be⸗ 
reits 27 fertig find, und wird Hicht höher ale 
7,3 Re thein, kommen. — 


% 





—An alle praktifche Aerzte, Chirürgen 
sand Apotbecker Deutſchlauds. 
Unter folgendem ctitte.. —— 
Mediziniſch-praktiſcher Gefchaͤfts⸗ und 
Adreß-Kalender auf das Jahr 1809 fuͤr 
praktiſche Aerzte, Chirurgen und Apothecker, 
betalisgegeben von Dr, Eat Heinrich Zub: 
—.. 
kundige ich hiermit ein geues Taſchenbuch an. Sein In⸗ 
halt Wird. einen Jeden vonder Zweckmaͤßigleit und Brauche 
barfeit, deſſelben überzeugen: Der Kalender an und für 
ſich ſelbſt (auch der ruſſiſche wird beigefügt. werden) wird 
ſo gedruckt, daß auf jeder Seite nür 2 Tage des Monats 
iu fteben fommen , und die gegenüber ſtehende Seite welß 
‚bleibe, um Geſchaͤfts Bemerkuͤngen und andere beliebige - 
Nottzen aufzeichnen zu: koͤnnen. Jeder Dag wird nach dem 
Nomen eines mediziniſchen GSelehtten, welcher an ihm 


— 
— 


ae Yireae Yan) 
en. zig, j 
ge Jahre werben bie Namen geivechfelt, ind ſowohl 
a, Aerzte, als auch Apothecker und Chirutgen 
dngefüdrt, 
Auf bierzu imetmäßigem Schreibpapier folgen Mo⸗ 
notstafeln, worauf die Mamen der Kranken und die ges 
ſchehenen Krankenbeſuche bemerkt werden koͤnnen; naͤchſt 
dieſen ſo viel noͤthiger weißer Kaum-,- um die verorbneten 
Rezepte u. f. w. einzufragen, Cine pharmacentifche Nos 
wmenclatartabelle zur leichten. Bergleichung ber Altern. und 
nenern Nomen, nach Tromsdorf, mit der angeführten 
Apothekertaxe ſchließt fich hieran. 
: Det Beſchluß macht kin alphabetiſches Verzeichniß ale 


= ter an den Monatstagen bemerkten mediziniſchen Gelehr⸗ 


ten ; -in Beziehung auf ihren Karafter, Wohn⸗- und Ge⸗ 
burtsort.und.iht Geburtsjahr. : > > 

ALS Zugabe wird zu mehrerer Bequemlichkeit eine Ras 

 fendertafche zu Aufbewahrung leerer Rejeptenbläkter und 
3 Blätter Pergament hinzugefügt werden, 
. 0. Diefes: Taſchenbuch wird mit Ende Nobember. fpäs 
teſtens geltefert Wer ſich mit feinen Beſtellungen bid Ens- 
de Dftober direkt an mich wendet, ‚erhält fein Eremplar 
in Leder-gebunden für 16. Gr. fächfifch, die uͤbrigen Exem⸗ 
plare werden in Maroquinpapier, oder anderem, farbigen 
Papier gebunden, duch die Buchhandlungen geliefert, und 
im fadenpreife 20 Gr. koſten. Wer 6 Exemplare zuſam⸗ 
men nimmt, erhält das fiebente frei. 

Sollte Einer oder der Andre fein Erimpfar in Märos 
quin gebunden wüufchen ‚-fo muß dieſes befonderd beſtellt 
werden, wofür dem Beſtellet die Kofen — beſon⸗ 
ders berechnet werden. 

Leipzig. im Auguſt 1808. 

| Heine Gräff. 





Tiſſors Heimtichfeiten deg weiblichen: Geſchlechts. | 
Meue- ganz umgearbeitete und für unfer Zeidalter 
⸗ brauchdar gemachte Auflage, von Dr. G. W. 
Becker. — 
Auch unter dem Titel: | 
Geheimniffe des weiblichen Geſchlehte ine | 
Krankheiten und die Mittel dagegen... Von Dr. 
© W. Beder, Leipiis/ bei Heintich Seaͤſf 
*8. brochitt. 
Wird in allen Buhfonblungen zu haben ſehn. 


| Ä FE 
Der: Matfigeber vor, bei und nach dein Beiſchlafe, 
oder faßliche Auweiſung, den Beiſchlaf fo auszuũben, 
daß der Geſundheit kein Nachtheil zugefügt, und die 
: Vermehrung des Geſchlechts durch fchöne otfunde und 
Nſtarke Kinder befördert wird " Mebffeinem inhans 
© ge, worinnen die Geheimniffe des Geſchlechts und der 
-Bengung des Menfchen erkläre find, auch einer Nach⸗ 
"ride, die Erfindung eines: Schaamgürtels zur Heilung. 
des maͤnnlichen Unvermögen befreffend , von Dr; W. 
Becker, praftifchem Arzte in Leipzig. Vierte ſeht vers 
mehrte und verbeſſerte Auflage; 8. Leipzig in Commiſ⸗ 
„Kon bei Heinrich Gräff, Preis brochirt 16.88. 
Iſt in allen Buchhandlungen zu haben. — 
=. Anzeige eines böcftintersffanten Buches 
ze Fr Rabe ae: 
Bei Georg Voß in Deſſau ift erſchienen und in allen 
tzuten Buchhandlungen zu erhalte 
Emiltens Stühden der Andacht und 
des NRachdenkeuns. Fuͤr erwachſene Toͤchter 
ber gebildeten Stände, herausgegeben von A. W. 
Soetecßc.77 
3 DIE 1 Kupfer, gebunben. Preis 1 Chle,'z& gr. 
. Man bietet fo wnglaublich viel auf — ſagt det verehrte 
vemeyer — um die körperliche Schönheit zu dewah⸗ 
ten y"sund: fie-noch durch die ſtadierteſten Rühfte in Hals 
tung, Anzug und Schmuck des: Körperg zu heben. Oft 
fest man gerade in denen Familien, die ſich zu den vor⸗ 
duglich igebifdesen rechnen/ einen fo hoben: Werth dar 
auf, daß dei neuen Bekanntſchaften und Urtheilen Über fie 
beinahe nichtE zum -Maafitabe bes Werths genommen 
witd; als die äußere Bildung. Was wird nicht äberfes 
ben an Mängeln des Verſtandes, an Fehlern des Herzens, 
an Unbehoffenheit im Umgange mit Verſtaͤndigen, wenn 
kur Schönheit nicht fehlt. Mllerdings dofumenfirt die Ger 
ſchichte aller Zeiten ihre jauberifche Mahn -Aper-s— es 
ift Ddob nicht vergängliheralg Neyandyman _ 
wird käglich gewahr, wie ungltücktich ich Die 
Fühlen, die anfangen, ihre Bergan glich keit 
an ſich felbft zu bemerken; ohue.ein em&irfäg 
sufindem in ihrem leeren Beifte, in ihrem ver 
eitelten und verödeten Hergem ir. >; 
Durch dieſe Schrift will nun der doͤchſt geſchatzte 
Spirker vie Mädchen der gebildeten Stände zurüdrufes 





* 
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aus beim toſenden Gewirre des Lebens, und jie aufmerk⸗ 
ſam machen auf das, was ihnen allein die Ruhe und 
das Glüc des Lebens fichern fann. Möchte ich doch — 
fagte.er — den guten und heilfamen Zweck, der mich ‚bei 

bfaffung der Auffäße leitete, nicht gang werfchlt haben 
und manches hoffuungsvolle Mädchen auf ihre Höhere und 
edlere Beſtimmung aufmerffam machen — und gewiß — 
jeder Käufer dieſes ſchoͤnen Buches wird recht lebhaft den 
herzlichen Wunſch begen „ daß es doc ın jeder —— 
wo Zdehtet ſind, eingeführt werden möchte ;: 


X —⸗ 





Senierfungin uͤber dag landwirthſchaftliche 
der herzoglichen Oekonomje zu Woͤrlitz. Im 
Briefen. Mit Kupfern. Deſſau nnd Leipzig, bet 
Georg Boß 1808. gr. 8. Preis ı Thle, 2 gr. 

Daß megen feinen reigenden Anlagen mit Recht fo bes 
shhimte Woͤrlitz iſt nicht minder merkwuͤrdig wegen feiner 
muſterhaften Defenomie. Wenn erftere jeden Freund ber 

dic chönerten. Natur. anziehen, fo iſt es gewiß ragen 
er, Kenner und Liebhaber der Landwirihſchaft, auch 

| MWörlifer Dekonomie näher kennen zu lernen. Dig = 

liegende Werk, deſſen Verfaffer fih durchaus als Kenner 
charakteriſirt, gicbt in acht Priefen Belehrung über alleg, 
was dei Diefer Dekontmie Etgenshümliched Statt findet; 
er zeigt die Abweichung bderfeiben von der. Dreifelder/ und 
den neuern Wirsbfchäften, und liefert zugleich eine hoͤchſt 
intereſſante Geſchichte und Ueberſicht der fuͤrſtl. Oekono⸗ 
mie, deren reiner Ertrag ſich ſeit 20 Fahren mehr als 
verdoppelt hat. Wenn er deffen ungeachtet auch mandıt® 
zu tadein find:t, fo ift dies ein Beweis: mehr. von feinen 
araltiſchen Kenatniffen. 





— des ——— oder — der 


mythologiſchen Sogen der Hellenen, Komet und 


Aegypter. Von J. A. 2. Richter. Erfter Theil. 


Deſſau und Leipzig bei Georg Voß. 1808. Preis 

r Shlr. 16 gr. 
Bei dem jetzigen Zuftande. der Rultue it Die Kenntuiß 
der Fabela von den Goͤttern, Goͤttinnen und Heroen des 
Alterthums jedem Gebdildeten, von melcher Bürgerklaffe 
er auch fey. gewiß unentbehrlich. Wie viele Gemaͤhlde, 
Statuen und Gedichte bleiben uns ohne dieſe Kenntniſſe 
nicht vunkel und unverftändlich ? Run fehlt es zwar nicht 
an —— über. die Mythologie, aber fie find für: den 


LS 


‚Dileftanten entweder zu unvollfländig, ober blos PR ben 
‚Gelehrten berechnet Eine vollftändige Darſtellung 
der alten, befouder® griechifchen Fabellehre für Diletta 
"ten war daher immer nod) Dedürfniß, und jeder Sadı 
verftändige mird geſtehen muͤſſen, daß der Verf. demfels. 
ben durch Herausgabe dieſes Werts volllommen abgeı 
- bolfen hat. Ein befonderer Vorzug deffelben beftcht bars 
in, daß die Mythologie in einer lebendigen, zum Gefühl _ 
fprechenden Sprache vorgefragen, und dabei auf die hd» 
beren Geſichtspunkte der Meliglon und Aeſthetik Ruͤckſicht 
genommen iſt. Ueberdies bat ſich der Verf. ale Mühe 
gegeben, jedes Anftößige zu vermeiden, fo daß fein Merk 
-ouch reifende Juͤnglinge und. Mädchen , ohne Beleidignn: 
de fittiichen Gefühl, gebrauchen fünnen. — Einige 
Bruchſtücke aus der ortentolifchen Eagengefchichte machen 
ben Befchluß dieſes erften Theiles, dem, ber zweite, mit 
den uöthigen Kupfern verfeben ‚ bald nachfolgen wird. 





Die elegante Striderin, oder Sammlung klei⸗ 
ner Strickmuſter für Freundinnen des guten Ge⸗ 
" ſchmacks. Mit 12 Rupfertafeln. Dritta vermehrte - 
und verbefferte Auflage. keipiis bei Georg Voß. 
Preis ı Rthlr. 8 gr. 

Der außgezeichnere Beifall, — dieſe tleinen Strid, 
‚mufter bei dem ſchoͤnen Befchlecht gefunden haben, foll 
‚hoffentlich durch dieſe fo eben erfchienene neue, mit einem 
interefjanten Kupfer und dem um Ganzen gehörigen Ten 
wermchene Auflage noch erhöhet. erden. 





Fabeln für Kinder. 

Bei Georg Voß in Deſſau iſt ganz ncu erfchienen u 

‚in allen guten Buchhandlungen zu haben: 

Ar fopifche Fabeln mit Anwendungen zur nuͤtzlichen und 
angenehmen Unterhaltung für Kinder. Von 
Andreas Wilte. Preis 12 gt. 

‚Der geſchaͤtzte "Herr Verfäfferifägt in ber Vorrede zu 
Diefer tleinen häsfhen Sammlung: „Obgleich Leſſing und 
beſondets Herder erſt dann den Kindern Nugen und Ver⸗ 
'guügen von dir aſopiſchea Kabel yerfricht , wenn der Leh⸗ 
ser Anleitung aicht, die Dichtung mit einer beſtimmten 
Lage im wirklichen Reben zu vergleichen, und auf cinen 
geſchehenen pder bow als geſchehen angenommenen Tal 
anzumenden: ſo iſt doch in Feiner der bisher erfchienenen 
ax alopiſcher Fabeln auf jenen Rath Racer 


I) 


N 


von der Konjugation, durch eine,ganz neue 
noch nicht 14 Seiten, fo volftändig ald in jeder andern 
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genommen, und Herders Meinung, daß mir ‚feinen ei 
gentlichen Aeſop für Kinder haben, gilt wo jest.“ “ 

Der Verfafler ift fo gütig geweſen, einige diefer Kgs 
beit, mit Anmendungen begleitet , in die Jugendzeitung 
zu liefern, und der Wunfch zu einer. foihen Sammlung 
iſt dadurch allgemrin geworden. Eltern, Lehrer und Kins 
derfreunde feben nun diefe Sammlung , welde 25 Fabeln 
enthält , ſchoͤn gedruckt erfhteaen, um ihren Fleinen Lieb⸗ 
lingen damit ein nüglihed und angenehmes Gefchent zu 
machen. 





Die dritte, um Vieles verbefferte und vermehrte Auf⸗ 
lage der böhft intereſſanten franzöfifben 


Sprachlehre unter dem Titelzı 


Kunft in zwei Monaten franzöjifch fefen, verftehen, 
fehreiben und fprehen zu lernen von Chriſtian 
Lebrecht Käftner, Prediger in Behlitz bei Eus 
lenburg, | | 

it bi Georg Voß in Deffau von neuen erfchlenen und 


nun wieder inallen Buchhandlungen für 18 gr. zu erhalten, 


Die erften beiden ftarfen Auflagen diefer neuen merk 
würdigen Sprachlehre waren in furger Zeit vergriffen; 
der befte Beweis, daß fie mit Vortheil und Ueberzeugung 
immer allgemeiner gebraucht wiad. Der Berfaffer hat dars 
in zur Genüge gezeigt, mie fo oft ein einziges Zichen, 
das fih dem Gedaͤchtniß ſo leicht eindrüdt, die Stelle 


‚giner Regel vertritt, mo Theorie mit Praxis Hand in Hand 


bt, mo die Lehre non der Kangnrdnung der Wörter. auf 

ie natürlichite Art vorgetragen wird, mo bißmeilen 20 
Regeln, wie die über die Veraͤnderlichkeit des Partizips, 
in eine kurze einzige zufammengefaßt find, mp diein ag: 
dern Sprachlehren über hundert Seiten — — 
ethode auf 


Grammatik, vorgetragen iſt. 





Anzeige einer neuen merkwuͤrdigen italieniſchen 
| Sprachlehre. | A 
Bei Georg Wok in Deſſau iſt nun auch erfchienen, 
und in alen guten Buchhandlungen zu erhalten; 
Kunft un zwei Monaten itahenifch lefen , verſtehen, 
fhreiben und fpeechen zu fernen. » Nach den be: 
lichten Kaͤſtnerſchen Eprachgrundfäsen bearbeiten. 


Nebſt einer. Vorrede von C. L. Kaͤſtger. Vom 
—LConrector ©. H. F.Weigand. Preis 16 gr. 
Die äaberall beifaͤllige Aufnahme der merkwuͤrdigen 
Franzoͤ ſi ſchen neuen Sprachlehre des Herrn Prediger 
Kaͤſtner, wovon. fo, eben und in ganz furger Zeit bie drit⸗ 
te Auflage etſchienen iſt, mußte natürlich die: Aufmerh: 
ſamkeit der: Sprachgelebrten für das Graliewifcbe, 

—— La teiniſche und Sriehifche auf fi 
ziehen. 22u ⁊ 9 

Genau nach den Kaͤſtnerſchen Grundſaͤtzen und ganz 
zu deſſen Beifall bearbeitet, iſt nun auch dieſe italieniſche 
Sprachlehre erſchienen, moron demnach der Verleger ‚mit 
Behr nach Verhaͤltniß eben den Erfolg erwarten darf. 


| 





Ein wirklich ſchoͤnes Buch fir Toͤchter, 
welches bei Georg Voß erſchtenen iſt, empfielt er den 
Muͤttern, Erzieherinnen, Vaͤtern und Kinderfreugden auf 
das angelegentlichſte und mit der innigſten Wberzeupung, 
Daß fie ihm dafür Dank wiffen werden, - Es iſt der Erfte 
und Zweite Band einer EICHE m DE‘ 
» ©. Samiliengefhihte fur.Kinder 
des gefhägten Herrn Feldprediger Spieker. 

Dieſe find aber auch unter dem abgefonderfen ganz für 
Hi beftehenven Titel: an R 
Louiſe Thal heim, Tine Bildungsgeſchichte fuͤr 
“gute Tochter. > Theile, Mit zı Kupfern. 16. Preis 
2 Thlr. 16.98. * ee 
in alltn Buchhandlungen zu erhalten, Ba 
In der Borrede dozu fagt der Verfaffer : Diefe beiden 
Bände der Louiſe Thalheim find blos für Töchter nefchries 
ben, Ich fuchte darin ‚ihren Ginn für file hausliche 
Tugenden, für eine wohlgeordnete, geraͤuſchloſe Thaͤtig⸗ 
keit, für die fchönen, Tugenden reiner Weiblichkeit, und 
befonderd Für die Freuden der Wirthſchaftlichkeit zu ner 
den. Leider bilden ſich ynfere jungen Frauenzim mer nicht 
mehr , wie in der guten alten Zeit , unter den Augen ihs 
rer Mütter, durch die Praxis zu, guten Hausfrauen; fon. 
dern ihr. Beftreben iſt nur darauf gertchtet, wie fte "die 
Freuden“des L:bend genießen, und fich Talente zum Gläns 
gen im’der igroßen Welt eewenben. — Wie anaenebm mürs 
de ich mich belohut fuͤhlen, wenn ich durch dieſes Buͤchel⸗ 
chen hier und da ein aufblühendes Mädchen vor dieſen 
Bi tirgungen „bewohnte. ‚oder mancher. von, jenen armen 


LPT 


crirrten die Augen öffnete! — ..- 


BE - E 
BGedichte von kLouiſe Brachmann, ° . 
Unter den Dichterinnen Deutſchlands nimmt Louiſe 

SBrachmann nach dem Urtheile aller Freunde und Kenner 

der Dichtkunſt einen der erſten Pläße ein. Ihre fchönen. 
berzlichen Lieder werden überall mit dem ausgezeichnetſten 

Befall aufaenemimen, undider algemeine Wunſch, fie 

‚gefammelt zu ſehen, beftiminste die Dichterin jur Herz 

‚ausgabe eines Baͤndchens Ihret Gedichte. Unrerzeichnete 

Buchhandlung freut ſich die Erſcheinung deſſelben den 

‚Breunven der Diebttunft bekannt machen zu köunen. Es 


- it an ale Buchhandlungen vertandr worden, und um den 


J 


“ 


hreis von ı Zhle. 4 gr, uͤberall zu haben, | 
ar u | Georg Voß. 
— ——— 


Seidels Gedichte. | 

Die einzelnen Gedichte , die von Herrn Seidel in der 
Beitung für die. elegante Welt erſchienen, erhielten foung.. 
getheilten Beifall, dag der Verfaſſer dadurch bewogen murs 
de ,- ein Bändchen feiner Gedichte dem Prrbiifum zu überg 
geben, So kalt auch unſre jegige Zeit gegen die Werte 
ber Dichtkunſt ſeyn mag, fo werden ſich doch dieſe, denen 
Niemand einen vorzüglichen Brad von Trefflichkeit abſpte⸗ 
en wird, gewiß eine guͤnſtige Aufnahme beim Publikum 
perfprechen duͤrfen. Sie find in der Bucbandlung des 
Unterjeichueten etſchienen. Der Preis it ıg gr. ; 
| Ze Gedrg Voß. 


Unterzeichneter Verleger wuͤnſcht folgende 
Anzeige fuͤr Muͤtter und Erzieherinnen 
von dieſen gefannt, und bittet die männlichen Zeitunggg 
Bad Jourzallefer, ſolche mit zu deren Kunde zu bringen, 
Diefe Anzeige beabſichtigt wämlih das Jatereſſe eines 
peranitalteten Lehrbuchs zu weiblichen Kunſtarbeiten für 
ihre Töchter und Zoͤglinge, wovon nun ſchon die zwei— 
ge febr verbefferte und vermehrte Auflage 
erfchienen , und unter folgendem Titelin alen Buchhand⸗ 
lungen zu haben ift: | Pr 
Die Arbeitsftunden im Striden, Nähen 
und Sticken. Ein Lehrbuch fir fleißige Toche 
ker. Miet Vorzeichnungen und Muftern auf a5 
SKupfertafein. Zweite fehr verb. und. vermehrte 
Bulle, —— ——— 
Der Prais davon iſt nicht hoͤher als x Rthir. 8 Er, 
und fol bei dem ſchoͤnen, werthvo Jen Innern und Aeuſe 


% 


fern dem: iſen, daß bet bieſer untetnebmung dorguf A? 
rechner tif; dieß hübſche Unterrichtsbuh in jeder 5% 
milie, mo Töchter find ;- ſo wie in allen weibli⸗ 
wen Erziehunas⸗Inſtituten, eingeführt zu. fchen, 
wozu die big jegt für diefen Begenftand erſchienenen Wers 
fe, wie mehrere bei dem Verleger fein, größtentheils zu 
tbeuer find, Auf diefe Anzeige und Berficherung nun, 
hofft der, Verleger auch Yon bieierneuen Auflage mie 
der recht viele Beitelungen zu erhalten, die in jeber gil⸗ 


ten Bucher und Kuäfthandlung dar ganz Deutſchland 


prompt beforgt werben: ‚Georg a Bo 


— — — — 


Sei & 0158 o ß in Leipzig iſt erſchienen und. an ale = 


Buchhandlungen nun verſandt: gr 
Algier: Eine kurzgefafite hiſtoriſch · ſtat iſt iſch⸗ to pographi · 


ſche Beſchteibung. Mit Anfiht « Karte und Plan auf 
1 Kupfertafei. gr. 8. 21:6 


‚Kouilantinopel und die Dardanellen. Eine furggefaüte 


hijiſtoriſch »flatıfkifc  topographifche Beſchreidung. Mit 
Auſichten, Karıg und Plauen auf 2 Kupfertofeln. ar. 3. 


ı the. gm‘ 


Gibraltar. Eine fursgefafte bifkorifch-flatiftifch-toponrat 
phiſche Beſchteibung. Mit Anſichten und Planen auf 2 
Kupfertafeln. gr. 8 ı Thlr. 8 Gri 

giffabon und feine Umgebungen. Eine — no 
tiſch · ſtat iſtiſch⸗ topographiſche Beſchreibung. Mit. An 


— 


ſicht, Plan und einer Karte von Portugal auf ı Kun | 


pfertafel, gr. 8. a Or 
Der. Verleger , geſtützt auf dag große Yntereffe, wel⸗ 
ches die jetzigen polituchen Berhälsniffe dieſen vier Maͤ⸗ 
gen geben, verſichert, daß die Beſchreibungen mit der 
größten gedrangten Reichhaltigkeit bearbeitet fiad,.und die 


Rupfer durch Schandeit und. Fleiß Beifall erhalten foßen: | 





Ale algemein gewuͤnſchte Fortſetzung iſt — 
und nun in. allen Buchhandlungen und keſeblbliothechen fü 
erhalten: 

Sntereffante Lebensg emdfbeder denfwür: 
— wärdigftenPerfonendes actzehnren Johr⸗ 
bunderts. von S. Baur. 6ter Theil: gr. 8. Preis 

| 2 Thlr. 16 gr. alle 6 Theile 16 Tplr. En 
Diefer Theil enthält wieder eine Anzahl der hoͤchſt in: 
— Biogradbien; der geſchaͤtzte wuͤrdige Hr, Pfar⸗ 
rer Dam ſithet frinen Fleiß bei diefer literarifchen Unter 
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nehmung recht fehr belohnt „ba jeder. neue Theil dieſes 
Werkes die Freunde und Befiger deffelben vermehrt, 


. —— —— — ee 
Biographien für die Jugend. 

Ganz neu ift fo oben erfhienen und in allen 
! Buchhandlungen zu haben: | 
Neuer biftorifher Bilderfaalfürdie Ju— 
gend und fur.alle Liebhaber einer unterhalten 
den hiſtoriſchen Leftire, von Samuel Bau 
Erfter Theil. Mit fünf, Bildniffen. Preis ı Thlr. 
26 Gr. De ffauunvLeipgigbei SGtorg Hop. 
Der neue hiſtoriſche Bilderfasl, den der verehrte Freund 
des Verlegers bier eroͤfnet, fol nach deffen Wunſche bes 
lehren und unterhalten. Zunäaͤchſt iſt folcher für die Fur 
gend dom zehn bis achtzehn Jahren beſtimmt; für FJüngs 
linge und Mädchen dieſes Altere, die in der erften Erzi⸗⸗ 

bung und Bildung: nicht vermahrlofer worden find. 

Daß ein ſolches Buch unter die möthigen’und nützli⸗ 
en ind pädagogifchen Fache gehört, bedarf Peiner Beiners 
fung , da an zweckmäßigen Biographien für die Jugend 
gar fein Ueberfluß if: Man bedenke. die mächtige Anzahl 
der geograpbifchen Bücher, der Schriften zur Laͤnder⸗ und 
Mölferfunde, der wahren und' erdichteten Meifchefchreis 
bungen, der. nasurhifforifgen Unterhaltungen für die Ju⸗ 
gend ec. 2. Wollen: wir unfere Jugend immer in alle Wins 
fel der befannten und unbekannten Welt herum führen, 
und fie nicht au mit den großen Männern befanut mas 
chen, melche die Ehre der Menfchbeit ind? | 
| Eine gut :gefchriebene Biographie tft gemiß ein kreffli⸗— 
er Spiegel, in den; der Fünglina niemals ohne Nutzen 
fchauen wird. Hier wird ihm an Thatfachen gezeigt, was 
der Menſch ſeyn und werden fann; hier wird in ihm Tus 
gendliebe und Abfchen vor dem Laſter erzeugt» und es 
wird zugleich in feiner Seele der. edle Wanſch geweckt, 
fih auch einmal Verdienfte um feine Nebenmenfchen zu 
erwerben. Und der Juͤngling, der fich den Wiſſenſchaf⸗ 
ten widmet, bereitet fich durch eine folche Lektüre gewiß 
fchr zweckmaͤßig auf das ſyſtematiſche Gefhichtsitudium 
bor, oder verbinder fie mit demfelben und mit den Lefen 
der alten Klaſſiker. 

Der Juhalt diefed Erften Theild, welchem bei gewiß 
zu erwartenden Beifalle bald der Zweite folgen fol, bei 
Reber in folgenden Dipgrappiens 4 


Erſte Abtheilung. 

| Alte TEE: 

. 1. Aelteſte Menfchengefchichee. Abraham. Stammbater 
des jüdifchen Volts. II. Griechen. 1) Geſetzgeber. Ly⸗ 
furg. Gefeggeber von Sparta. 2). ‚ Philofopben. Pytha⸗ 


* 


goraß, Stifter einer philofophifchen Schule. III. Römen 


Romulus. Erbauer und erfter König ven Rom. Nu— 
ma Pompilius. Zweiter König won Rom. ne 


Hoftiling. Dritter König von Noms. — N 


Se Vlerter König von Nom. Tarquinius der ie 


tere. Fünfter König von. Rom. Serbius Tulliu 
Sechster König von Nom. Tar qu in ius der Grohe, 
Siebenter und letzter zus von Rom. IV. £ydier..Erös 
(ne, König von Lydien. V. Gijilianer, — 
Tytann von Eijilien. Ä re 
zweite Abtheiluns. ,, > 


"an » 


Neuere Sefdhidtn. 


* Regenten. 1). Deutſche. Karl der, Große. König | 
—— und erſter deutſcher Kaiſer. 2) Morgenläng 
Ber. Saladin. Sultan von Aegypten. IL Religions⸗ 


ifte Mahomed. Stifter der Mahomedaniſchen Mes 
igion: II. Dichter. 1) Staliener. Danti Allabıg 
ei. "Gtaassmanı-und Dichter ans Flokenz. F) Engfäi 


ber. John Milton. Ehemaliger Sekretär bei dem 


Stagatsrathe in London. 3) Deutfhe. Hans Sad 
Schuhmaner in Nürnberg. Martin Are Königl. 
Volniſcher Hiftoriograph und Sekretär. ünfie 
Albrecht Dürer, Maler in Nürnberg. 1% ne Hole 
bein. Maler ia London, V. Sdanſpieler und Theaters 
- Dichter. 1) Engländer. William Schaffpeare 
Schaufpieler und Tiheaterdichter in London... 2) Franzos 
en. Jean Baptifte Poquelim. Scayfpieler und 


heaterdichter in Paris.‘ VI. Mathematiker, Feder nu ® 


Rannler, Katferiicher Marhemaritere ı u win 





So eben iſt nun erfehienen und an ale orbnungelies 
beude Buhhandiungen komplet verfandt: . 
Napoleons f.. bürgerliche® Geſetzbuch; nach der neueſten 
‚ offiziellen Ausaobe verdeutſcht und von dem framzöfls 


ſchen Rechtsgelehrten Herrn Dard jedem Artikel: bei⸗ 


gefügten Paraleüdellen ded Roͤmiſchen und ältern 
Franzoͤſtſeben Rechts, auch feinen eigenen Bemerkug« 
gen, herausgegeben von Dr. C. D. Erhard. Druck⸗ 
pap. gr.d. | 2 fr 


. 
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_ Daffelbe Buch auf Schreibe. tl. 4, 3 Thlr. 8 Gr. 


Napoleons Seſetzbuch x. anf Belinp, gr. 4: 5 Thlr. 8 gr. 
Doffelbe Huch mit franzoͤſiſchem und deutſchem Tert zus 

fammen. Drudp. ge. 4 0 4 TH 
Die Herren Pränumeranten belieben nun dieſes Buch da, 
wo fie darauf die Borausbezahlung gemacht haben, ges 
fäßigft abfodern zn laffen, und den nun genau beſtimm⸗ 
Ten und angezeigten Praͤnumerationspreis, nämlich für 
alle drei Geſetzbuͤcher, Drudpap. 3 Thir. 3&*., Schreib⸗ 
pap. 4 Thir. 21 Gr., Drudpapier mit franzoͤſiſchem und 
deutſchem Text gufammen 6 Thir. 6 Gr., jetzt völlig zu 
berichtigen; die ihnen dagegen nachfommende Civilgerichts⸗ 
einigen Wochen fertig erſcheinen. | he 

Vorausbezahlung wird auf diefe Bücher nun nicht mehr 


ordnung, die au Bogenzahl nicht jtarf if, wird gewiß in 


angenommen, Der Preis für die neuen Käufer iſt, für 
bie erfte Ausgabe 4 Thir. 4 Gr , für die zweite 6 Thir. 


12 Gr,, für die dritte 10 Thlr. 12 Or, und für die vierte 
8 Thlr, 3 Gr, Georg Voß. 


Anzeige für Rechtsgelehrte und Kaufleute, 
Ganz neu iſt erfpienen und in alen Buchhandlungen 
5 su baben : u 
Archiv fimmtliher für-dag Herzogtum Warſchau 

im Juſtizfach erfhhienenen Gefeke und VBerorde 
nungen, überfeßt und herauggegeben von Ge ors 
ge Alexander Boeck, Appellationdgerichtes 
rath bes Lomzaer Departementd und Affeffor ver 
vormaligen Randesregierung zu Kalifb. | 

- Der Verfehr und die Handlungsgefhäfte, worin die. 
Unterthanen des Herzogthüms Warfchau mit denen der 
benachbarten Staaten ſtehen, und die Verſchiedenheit der 
Gprache, worin ihre Gefege verfaßt ind, waren die Bere 
aslıffung zu diefer deutfcben Heberfegung. Der Berfajfer 





hat fich dabei die möglichite Treu und Klarheit zum Ziele 


a:fegt, ſo wie es die Wichtigkeit des Gegenſtandes heiſcht; 
er wünfcht dadurch nicht allein den Ausländern, fondern 
ah den hier einheimiſch gewordenen Deutſchen die Kennt⸗ 
nf der Geſetze des Herzogthums Warſchau erleichtert zu 
habea. — Der Preis dieſes Suches iſt 20 Gr. 

at Georg Voß. 





Ganß heue an Soraieche⸗ 3 Une 
Bei Brors — Leipzig iſt erſchienen Mr in allen 
hbandlungen zu haben: · 
&: Mäng 8, Birgere re recht raſch und fließend Fran, 
-  3öfifch fprechen zu lernen, oder gruͤndliche Anz 
weiſung, recht-fchnell-r-rein-und richtig Frangds 
ſiſch zu ſprechen. Nebſt feinen Bemerlungen über 
den Geiſt dieſer jeht Bu au ya wre 
Sprache. r. 8. 
Der befondere # + 39 der — 
Verfaſſer auf dieſe neue Sprachlehte verw 
ber wirklich innere Werth derſelben, haben solcher, 
ſich das mit Recht ———— — bald vor ändern 
ähnlichen Arbeiten den Votzug eit einigen 
aten iſt dieſes Buch erſi ——— 
ahnung ſeht mein, ve ‘ ‚burg. felue nermeprte 
SAnnepehung ur innt, Gr, (* * 717% Dr NR 
ers — — Pneu 
Pen act " ienen und in allen Suhhonstangen 
su haben: aa | 
Einen im Zeichuen mit Freigg — 
- 908 Dr. Hein ih Roſck ſn oh Mit za Lu 
1 — nie ve ıggn gt va Gens | 


ji ander 





— 4 Ka gi der eu er * 
HR er‘ —3 un Eifü 
a A 
zu dem Endzwecke fey, nügliche Verſuche ih Zeichnen 
machen und es = dieſer bortreffii en gu bald a dem 
Grave det Vollko — u — —1 Au⸗ 
ge und Hand; "fo I * Sind —2 Korn gefällige 


genen re geüb Non 4 si 
Bike nee “a —— a Mae ; 


entbehren * fe ! % 5 Ehnimännern 
und Yrivätichrern , die Be dee ale 4 «8 reihe 


Ran auch in diefem: — HE ns Yu Ar 
£ nicht 2 € 
ie rien Unterricht i im —**8* “ A habe 


baden, Legtere werben: mit: dieſenn Slemens RATEN et⸗ 
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— beſſeres nazlichetes leiſten er dies bei der 


oͤhul 
ai — if. Bebebe. ,. mie. da8 Zeichnen Bepht 


T Verleger hat, in der gewiſſen Erwartun da 
8 Buch MNeenein eingeführt — den Ptet —* 
— geftgt ; 
24 


Solgenben für di be 
EFo Bee Menfchbeit: ichti⸗ 
ge, Buch if —3*8 bei Georg Voß in: — man 
nen und in jeder andern Zu Buchhandlung zu erhalten t 
- Gi ertgFeitste he für dag phnfifche Leben des 
WMenſchen; oder die Kunft dag Leben zu benutzen 
X und dabei Gefundheit,, Schoͤnheit, Koͤrper⸗ * 
3 Geifteßftärfe zn erhalten und zu vervollko 
Ben D. PH. RK. Hattniann, (Preis Rhlt.) 
„Der el diefed Buches klingt etwas hoch , dag Pr 
ß ich; (age der gefhägte und rühmlichft befatinte Here 
Verfaffer in der Borrede) und doch wuͤrbe ib mich vor 
dem garten — —— a fhämen , Den er 
art is ein er n Aushan ſchild wäre 
iſt es Yale DR * durch Kur aus⸗ 


| rochen werden volikoͤmmner Ernſt geweſen, und 
— an ah berfelben nit —** Bl len ge 


er Med ising ung 
5 — Din * DEN den KOEOAREN zu * 
der zu ver 
ksſchriften Aglaß g gagben- h t. ober ng geben kann.“ 
Das Aeußere diefes —— —* a Drud 
ann Dani af (Win, ham sn. 


In Bareeu der Ausländer | — — ib: Sonbienen und 
in allen er Bud bandiungen ju haben : —8 
* drafeten. nldon mie 
Kr Ein ae für — 
— RRAEDN reis ſine 
‚Zuhalts cum 24 17% 


* 3 





* Di Vaalomanie vder Deutſchen 

e) er det Engländer sesen —* Im 
re 1807: - 

3) Beichte ze ET — — 3 





* 


s 
a) Warum machehn die Ey kinder nicht Briantt; 445 
55 Die engliſche Politik in Dftindtem. \ 
96) Die eg def‘ engl Regierung a die waa 
te des feſten Landes. ı °; — 3% 


7) Zunehmende Beftechlichfeit in: Englands | a ind | 


8) Der »Staatsfefrerär Canning or. mn 
9) Dasıenalifche Partamentit - m N... 16% 


Br Einige Charakterzüge der engliſchen 445 —W 


a1) Meder: die. Schriften gegen den: preußiſchen Staatl? 

ı2) mr. and. Unternehmungen⸗ der Engländer, tele 
e für Deutſchland verderblich find « © 

** —2* — —— euf dem ze 


Bande." 
Womuk wan England, ohren, um feine Macht 
jur See zu (hwächen? 4 
15) Parid und das — Europa. 


7 —— X ner ae But, 


18) Konn A Eugland mit Frankreich auf 
WNden Ser Freihe it der Meere für alle Na⸗ 
nr: ... Ads a. —— bedenken ? 

-49 se engliſche Univerſaln 
Kon Sn —J —— zurn 


5 auf: eutſch 





Hei ue —— — 
im Ihbeiinen' uͤnd euchte nn 
—— bon dein vertaſſett der ——— 
Secho ze hutes Hehkena mat sth 


I) 


In einem fanbern allegoriſchen — — —* 
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Kuhatt 
ertäcngbis dataner Br m Reh | —— 
J eine Scene be der eberg von A lau — die 
a game dag, Baer DE” FRE en⸗ 

dorfs Gaͤſt m Ü Rune 

Keligion und — fügen die re der Bölfer. 

Durcflüge oder Neminifsenzen aus Schleſien. 

Ein wahres Wort über den aͤußern Keligionstultus in den 
preußifchen Staaten 

Die neun erfien Tage meiner Sefangenfchaft ‚ nad dem 
Gefechte bei Saalfeld, in Briefen eines faͤchſiſchen Of⸗ 
fijierd an einen Freund 

Ueber Gerechtigkeit, Steiheit, Seudale x. nah S. — ei⸗ 
ge Apologie ai Zagı | \ 





Schicklole eines vormaigen 1. füopenifen pfuericn 
feit November 1806. 
WMoͤllen do bfs Goſtmahl am Zube des Monumente 
der Roßbacher Schlacht im Faber 1805 
Einige nothwendige Worte über den —* son Kriegs⸗ 
kontribution und Requiſitionen und deren Beitreibung 
zu Koͤnigsber ———— rer ——— 13 der 
netten Fenerb 
Inbalt des Snteittgentätiatte, ie ben. Nenen 
M — —— Un, 2b: No. ‘3 * Ik Bi 
0. Tim 3 
— ai Bogen: ‚ümentyelbtiche Beilagen mit intereffatt 
ben Anzeigen, 5 €. 3 Werfe von v. Maſſenbach 
betreffeud welche nachſtens — werden, und 
andere mehr. 


© i 
33 allea ——— if da ing 
u.erhalten:: n;. 
er.  Moralifse Gemälde fit: bie ‚Susend“ 
IEuERE ES ı 7 4.3727 2,&heile.: kl. 
e den Portraits von Salzmann und Sure Muthe 
"und ſechs ſchoͤnen Kupfern von Peutzel und Arndt: 


Fweite durchaus verbefferte und 
vermehrte Auflage 


—* bei Georg Voß. Preis 2Tblr. 8 gr: 


metrku daß üntet bee immer größer werden⸗ 
Ei — * der» und Fugendf riften doch dad 
Zefre J verdlenten Beifall und Vorzug erhaͤlt, macht 
Hörude den Beweis davon giebt dieſes ſchoͤne Sach in 
ſeiner baldigen neuen: WA welches von diefem Ver’ 
fi ſſet — — ‚Me be aſte Empfehlung für daſſe 
Der Verle 9 ee gewohnt iſt, dabei fürd 

ige 47 vr gt: die acht Kupfer one ki * 
— * Bilder, Hl wirklih (hön:  _ . | 
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an: Ber, I Bi 
neinitar. Dunn 
* ern e 
"Drei und iwensiapen Het arte 
— 
or BE — N 


0: 244 ı. a Pe 5 ı >44 % 

+ 4% were d er + ‚> . sth 
» wele su . Pen \ * J 22 
sie Sal * J 44. J— Par t9 ar J * 


ER Bemerfingen. über. ves Pr Profsffor 
Behr Syſtematiſche Darſtellung des arheini⸗ 
hen Bundes aus dem Standpunkten des offent⸗ 

bichen Rechte Frantfurt arm. 1808" hist 


u se 
I EI 
cr A SE An BE 2% — — it 757 ee 
de » int ‘ s ẽ J ige Ey 2 TE 
ta na „® 


‚rm seheimen | R "Hegierungeran, € Saur. 
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rg VIRURIIg 
Einleitung. | 


Wolte ich die Sttuͤen Ih’ eben demerktein Buche ausheben, 
dieamir vor ziiglich gefallen; fe-hätte ich mehr zu ſchreihen 
als’ ich zu ſchreiben Luſt und Muſe habe. Man mnfdak 
Werk leſen. Ich bemerke hier nur folgendes. Der Yenfain 
fer AR im Sargen; Fein, fogenannger, Hpfpubliziſt, and mo er 
es zu ſeyn fcheigen möchta, da jſt 28 dam Grunde nur Bcheine 
er iſt, was sein jeder ſeyn ſollte, warmer Freund den Gqu⸗ 
veraine ·und ihrer Unternthangn, und die Jendenz. sleinek, 
Grundſätze gehet, sim Ganzen wenigſtens dahin, zu verhüten, 
daß erſtere Feine größere Regentengewalt. ‚gehraugen, 
ats mit dem Gliicke der letzteren vereinbarlich iſt, das heißt, 


11. 
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als es der Zweck eines vernünftig organiſirten Staates er⸗ 
fordert: Er iſt dabei eben fo befcheiden, als, gründlich, denn 
er giebt es an verſchiedenen Stellen feines Werks zu verfter 
hen, daß es ihm mehr um das Recht ſelbſt, als um das 
Rechthaben zu than iſt. Diefes lebtere iſt mit eine der 
Hauptſachen, aus welchen ich mir einige Nefleftionen iiber 
die eine oder die andere Stelle feines Werks erlaube. Sind 
fie gut, fo gewinnt das Bud; find fie es nicht, fo verliert 
es⸗ nichts; im Gegentheil dann gewinnt es in einer andern 
Nückficht ebenfalls, wenn es. anderft wahr ift, daß die Ges 
ſetze ſelbſt keinen beſſern Wächter haben, als freie Unterſu⸗ 
hung fiber fie und über alles, was mit ihnen vor und nady 
ihrer Entfiehung im Zufammenhang ftand, und daß diefes 
gewiffermaßen auch der. Fall mit den Werten ſeyn Fünne, 
weiche über ‚die Geſetze gefchrieben werden. Berühren fich 
verfchiedene Meinungen, ja reiben fie ſich gar aneinander, fo 
erfolgt wenigftens gemeinlich, daß das alte Element zwar 
etwas verblinnet, daß dagegen auch ein Drittes zu Tage 
‚gefördert werde, wodurch dann wenigſtens das Reich der 
Wahrheiten um eine bereichert, oder doch die erſtere mehr 
geläutert wird. 


— 4 





⸗ ER 


. 2..Erfte Bemerkung. 


A A — von des Herrn Verfaſſers ſchönen Sägen 
vorausſchicken, damit ich: mich bei ——— — 
darauf nur kurz beziehen kann. 

“A,: Sm $. 59. ſchreibt er: »was der Hetrſcher ehut, 
»thut nicht die phyſiſche Perfon des Herrſchers, fondern die 
»geſammte Nation durch und in ihm, welche in dem Staat 
Oberhaupt perfonifizivet, oder finnlich dargeftellet if. Die 
»Souverainität fommt alfo dem Herrfcher nur in fo weit 
»zu, als er die Nation vorftell.s Es kann wohl Niemand‘ 
von Der Wahrheit diefer Stelle mehr durchdrungen ſeyn, 
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als ich. Erzähle oder träume man auch von der Entftes 
hungsgefchichte der Staaten, was man will , von: Urverträs 
gen, vom: Mecht ‚des Eroberers über eroberte Völker, von: 
dem, was. fie. unter. mißlichen Umſtänden nachgegeben haben 
mögen, immer und unter allen Umftänden: bleibt der obige: 
Satz ftehen, denn er ift in der Natur gegründet, nad) ihren 
ordentlichen Regeln gebilder, wogegen ſich fein Menfch durch 
irgend etwas 'verfündigen, wogegen kein Auswuchs von 
Nachgeben oder "Erwerben etwas verfangen kann. 

B. $..60.. heiße es: »Unbeſchränktheit der — 
»föderirten Staaten und Regenten von Seiten anderer 
»Staaten und Regenten iſt alſo dasjenige Merkmal, 
»welches die Sphäre:;des hier aufgeſuchten Begriffe der 
»Souverainität ausfüllet.« Diefen Satz wird fchwerlich jer 
mand leugnen, und wenn ihm noch: etwas fehlen ſollte; fo 
beftehet et vermuthlich datinn,; daß von der- Unbeſchränktheit 
der Souvaminisät weder etwas im: Rückſicht anf. den Bund 
felöft, noch: auf das Innere der einzelnen Bundeslanden bei! 
merkt ift. Vielleicht findet der Hr. Verfaffer die Erklärung 
der Souverainitäc im gien Stück des rh. Bundes Nr; 36 
9.6. &. 351. unten am Ende lit. “m: ‘der — an⸗ 
gemeſſen. ee 0093 Be In“ 

CC. Im $.-65;- ‚Heiße ed: — aus —— 
— des. Auedruckes (Souverainété)trgend eine Folger 
rung‘ gezogen werden, fo kann fie nur. darin’ beſtehen, daß 
sder Franzos mit dem feiner Sprache urſprünglich allge 
»meinen Ausdrucke ſouverainer Regent, abgefehen jebt von 
»aller Beziehung” von Außen, ſchlechthin den bürgerlt⸗ 
»chen Oberheren eines Staates bezeichne, Übrigens. die 
⸗»Reonſtieutionelle Bedingtheit, oder Unbedingt 
heit der Ausübung der’ bürgerlichen Ober herrſchaft damit 
»ganz unberühret laſſe.· 

Habe ich anderft diefen Satz recht gefaßt, fo ea! der - 
Verfaſſer zu, a) daß die Könige von Böhmen und Ungarn, 


vr 


der König von England, jener. wın Epanien ꝛe währe Sou⸗ 
veraine ſind, 6) daß ſich dieſelben aber gleichwohl iiber ihre 
Landesverfaſſungen nicht wegſetzen können, daß mare) im 
Frankteich die Regenten hohe Mückſicht ihrer mehr oder) 
weniger: Beſchrlinktheit Souverainen menng, ) daß dieſes 
auch die Meinung- mit dieſem Ausdruck in der Bundesakte 
fd; nnd daft ) die Sauverainität/ garı nacht heruntergeſetzt 
weyde, wenn: mannſich noch.dabei denkt, daß, den Souverai⸗ 
nität ganz umbefchadet, ; die Verträge: des Bandes beobachtet: 
toruden: können. — Aus dieſem würe es dann. ziemlichiffar, 
was Kaiſer Map o he o neun indem sen: mehreren deutſchen 
Ständen Die: Souverainität beilegt) durch dieſen Ausdruck 
verſtanden habeß zum wentgfkensfeine Unbeſchränktheit in 
Aniehung: des Janeren des Aindwiduellen Staates: ur. 
” De Der ⸗Herr Verfaſſer hegt wahrſcheinlich von unfes: 
rer Souverainitlit den: nämlichen Begriff; denn »außensdem, 
daß er ihr im H. 67, Im den Landen, die mit eigenen Kong 
ſtitutionen verſehen find, keine zunbeſchränkte Regierungst 
gewalt einräumt/ erkläret er ſich auch in dem 6. 668. Si Erden 
nik: viel: Energie und Würde wörtlich alſo zKeinen Negen⸗ 
»tangewalt iſt andihnen Augiibung unbedingt; und- der Prir) 
»vatwillkühr der phyſiſchen Perſon des Regenten iberkaffensz 
»nieimehr iſt die Herrſchergewait in etnem Wereine vernünf: 
tiger), Wein ohne: Unterordnung unter sein, Syſtem ovon⸗ 
»pamünfiigen: Goſetzen aindenkbar. Sobaldenſie ſich diefer. 
»Ugterordnung entziehetz. verwagdelg,fe ſich in Detpotie, 
»und die, Geſammtheit der Behexrſchten ift kein Staat mehr. 
»ſondern ein. Kayıfan umterjochters Sklqpen.«, Der Leſer. fies 
hetchieraus, mit was für„einem würdigen, Manne ich es zu. 
th ; habe. Behauptet er in 69. 69,570 71, 70, in Ge⸗ 
mäßheit dieſer Grundſqtze, dab ‚der, Souverain nicht, befugt. 
ſey, der Verfaſſang gemäße Landſtände aufzuheben, daß durch 
ihren Einfluß der Souperainität gar kein Abbruch geſchehe, 
ſo laſſe ich das alles ‚zwar. gelten, wenn Fürſt und. Laudſtän 


° 
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"Be Das witklich nd, wagte feun-Toffen, und wenn der 
Verfaſſer in Mro 1. des 1WGten Heftes des rheiniſchen 
Bundes ©. 5. von den Befſugniſſen der Souveraine in An: 
ſehung der Landſtände andere Aeußerungen hat fallen laſſen, 


die auch den Beifall des Hrn. Hoftammerraths Winkopp, 
wie feine Note Nro. q. a. ä. O. zeigt, nicht erhalten haben; 
fo glaube ich, der Text laſfe keine Zweifel iiber die wahren 
Sefinnungen‘' des Verfaſſers im Rückſicht der Beibehaltung 
der Landftände übrig, weil er fich diefelben- ſo denkt, wie er 


die ,meiften ans. Erfahrung ‚gekannt haben mag, wie fie ge 


meiniglich fi ſi nd, oder wie ſie es doch a: durch Ma 


cherlei Umſtände gedrungen aim werden. E 


Unter. andern Umftänden ſehe wenigſtens ich einen 
großen Werth auf Landſtände, ohne welche aber auch Staa: 
Aen regieret werden, im denen es eben nicht ſchlechter gehet, 
als in andern, die Sanpftände babe, So vie * Einids 
tung. 

34 Q,° weite —— 
Sie betrifft das Maaß der Sreuer und Militair— 


konfſtription. Im 86. 82. S. 200 7,35. Aeitet der 
Hr. Verfaſſer die nus ſeiner — efatirenden Schlüe 


und ſchrelbt wörilich: | 
— daß indem ‚jeder: Staashürger nur eine Perſon 


aiſt, wenn er fid) ſogar ſelbſt hergeben müſſe, doch immer 


»nur ein Militair⸗ Individuum Ausmachte, ſelbſt im aufs 


sferften, Nothfalte die Forderung nicht weiter getrie— 
„phen werden könne, ‚als daß jeder- Staatsbürger einen Re 
-spräfentanten fiir fih fielle, und höchſtens alddann, wenn 


»gerade dieſer beſtimmte Stelisertretet feiner Perfon abge: 


»gangen iſt, dieſen durch einen andern erſetzen müſſe, daß 
salfo nie ein; Vater mir Recht gezwungen werden. | 
könne, fo. fange ihn noch einer feiner Söhne beim Mil: 
oↄtairdienſt repräſentirt, auch noch den zweiten ꝛc. u. ſ. w. zu 
eben dieſem Militairdienſt herzugeben.« 
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B. Der 6. 85. handelt won. der Finanzverwal— 
tung, und es heißt S. 261. wörtlich alſo: »Schwierig 
»ſcheinet aber auf den erſten Anblick die Vertheilung jener 
»Totalfumme, *) unter die einzelne Staatsglieder, d. i. die 
‚ »individuelle Beftimmung , wie viel jedes einzelne Staats: 
»mitglied beitragen ‚müffe, um jene Totalfumme aufjzubein- 
»gen, zu feyn, da es Mar.am Tage liegt, daß weder das 
»Staatsglied fih, und was ihm gehöret, ganz beitragen, 








*) Die Ausmittlung diefer Totalfumme feheinet mir nicht 
fo ſchwer zu feyn. In Friedensgeiten tragt fie, man feße, 
eine Million, der Regent braucht aber in dermaligem Kriege 
2 Millionen; fo wird die Summe in jo weit erhöher, und 
der vorige Fuß bleibe nur mie dem Unterfchied. Kat die 
Nation dem Souverain zu Beftreitung der Staatslaften 
Güter, z. B. eine Provinz oder mehrere als Eigenthum ans 
gewieſen; fo können diefe ihrer eigenthümlichen Beftimmung 
nach zum wenigften im Kriege nicht losgezählet werden. 

Diefes iſt noch mehr der Fall von den eigentlihen Pas 
trimoninigütern des regierenden Souverains, ich meine fol, 
her Güter, die er, bevor er Regent war, hatte, oder auch 
nachher noch erworben hat, Der Regent fann fih von dem 
Beitrag Bon denfelben ebenfalls micht loszählen, weil er in 
Anfehung dieler. ats Privatmann betrachtet werden muß, fiir 
deren Schuß er, als Regent, eben fo. forgt, wie für alle 
übrige Privarbefisungen. Thut er das, d. i. läßt er fi 
den Beitrag gefallen; fo folgen die Pflichten dazu von Geis 
ten der Standesheren von ſelbſt aus dem Art. 27. des 
vheinifhen Bundes, nur mit dem Lnterfchied, daß mit dar: 
auf gefehen werden muß, wie hierin der Befisftand der Bes 
fleuerung vor dem aeten July 1806. mit den Domainen 
der Prinzen war, obgleich nicht zu zweifeln iſt, daß es die 
Standesheren nicht fo genau in Norhfällen nehmen werden, 
wenn es anders dem Souverain gefallen wird, hierin mit 
einem guten DVeifpiel voranzugehen. Wie fi) dann die Bes 
fisungen ded Regenten und feiner Prinzen, dann jene der 
Standesheren zu den Beſitzungen aller ftenerbaren Güter 
der ganzen Nation verhalten, ſo nehmen erftere an den — 
Millionen zur Erleichterung der nicht privilegirten Unters 
thanen ihren verhältnißmäßigen Antheil, und dieſes wäre 
dann meins Anficht nach Auflöfung des ganzen Geheimniffes. 
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»noch daß jedes Staatsglieb ohne Unterſchied eine gleiche 
»&umme beizutragen, fondern daß. jebes nur verhält⸗ 
»nißmäßig beizutragen ſchuldig ſeyn könne. « 

C. »Findet ſich jedocha (ſo wird $. 66. fortgefahren), 
»der natürliche Maaßſtab in dem Grunde der Beitragsver⸗ 
»bindlichkett, indem das Gegründete, nämlich die Beitrages 
»verbindlichkeit felbft, nur fo weit gehen ann, als fein 
»Srund. Nun ift aber der Grund der Beitragsverbinds 
»fichkeit jedes Staatsgliedes fein Wille und fein 
»Bedürfniß vom Staat gefhligt zu werden. . Je 
»mehr alfo, oder je weniger ein Bürger zu ſchätzendes bes 
»figt, de ſto mehr if er zur ſchützenden Kraft beizu⸗ 
tragen verbunden. Das ift der rechtliche Maafftab der von 
»jedem Einzelnen beizutragen iſt: das Verhältniß, in wel 

chem er des Schutzes bebarf.« 
| 3. a 

Vergleiche ich nun das im vorigen $., das unter Lit. 
A. B. C, ausgezogene; fo ſcheint mir darinn eine Inkon⸗ 
ſequenz der Prinzipien zu liegen, noch mehr, es ſcheint mir, 
der Souverain werde in Rückſicht der Konſkription gar 
ſtark gegen die Gebühr beſchränkt. Das ich mit den unter Lit, 
B. et C. ausgezogenen Grundſätzen tein einverfianden bin, 
verfteht ſich von ſelbſt. Diefelben fcheinen mir aber mit. den 
Behauptungen unter Lit. A. id zu ——— Hier 
meine Zweifel: 

1) Herr Profeſſor Behr ‚geht von dem — 
Grundſatz aus, die Staatsdienor oder Staats— 
unterthanen haben wegen des Schutzes ihrer 
Beſitzungen Beiträge (Steuer) zu liefern, und 
zwar in dem Verhältniß mehr oder meniger, 
nachdem fie des Schußes des Staats für mehr 
oder weniger bedürftig find. Wie fchon zugegeben, 
ich bin. mie diefem (1.) Grundfag ganz einverſtanden. Hat 
alfo der Staatsbürger A 100,000 und ber Staatsbürger 
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B ade &ı ö60und“ bettägt der Weitrag von 10,000 nut 
10 fi; fo”berrägt jener von 160,000: — 100 fl., fo daß alfo 
A 100 fl., B abertıdö fl, Steuer enerithten muß. Warum 
nun daberin Ber Militaittonſkriptions Angelegenheit nicht 
die namlichen Srundfäße ? Behauptet er diefen gerade ent⸗ 
gegen; Her Staatsdiener” (Familienvater) dürfe immer nur 
einen Mann als Soldat Heben, And macht er hierin’ keinen 
Unterfchied unter der Zahl der "Kinder (Söhne oder" Töchter 
gilt gieich) ; fo fcheine mir eben: das die vorausgeſchickte 
Bemerkung ‘einer Inkonſequenz, und "eine ganz unnöthige 
auch nicht wohl zu rechtfertigende Einſchränkung der Sons 
verainitäͤt. Die Menfchen haben zwar’ 

39 5) feinen fo deftimmten Werth, wie ein Morhen· ean, 
oder mie ein Stück Viehe; wer verbietet es aber dem Sou⸗ 
verain, hierin in feinem Kerzen einen gewiſſen Tax anju⸗ 
nehmen? ja wenn es ſchon von fange her bekannt ift, daß 
er unter inehreren Söhnen 'einen, zwei auch mehrere zu 
Soldaten nimmt: wer fühlt es nicht vaß eih®bereits ſchon 
lange von: der Staatsgewait · ſtellſchweigend unterſtellter Tax 
bas Verfahren leite? weil ſonſt kein‘ Rechtfertigungsgrund 
dafür zu ekdenken würe, daß dem einen Stäͤatsbürger mehr, 
den auidern weniget m nn a zu werden 
pflegen. b | * 

53) * Zwar waͤre es ein türen aus dem, 
was mancher Regent thut, eine Nechtstheorie zu bilden; ich 
wũrde mich der nämlichen Sünde fchuldig machen, deren ich 
ſo 'manche Diener der Negenten theils unter meinem eigenen 
Namen , theils anonymiſch angeflagt habe. Ich Habe aber 
Hier einen Fall, der um die Rechte der Regenten in. bem 
vorliegenden Konffriptionsfalle zu vertheidigen, mein Gemifs 
fen auf eine! Are beladet. Ich halte nämlich dafür," daf 
Steuer. und Militairkonſkriptionen mit einem und eben dem: 
felben- Maſiſtabbr meſſen werden nern — die ne 

NW ne ja | 
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a) daß der Grund zu den Steuerbeiträgen 
der Schuß ift,, den der Bürger flir feine, Befisungen 
mit Net: vom Spuverain anſpricht. Ich frage alfo a) wird 
die Steuer: von den Beſitzungen oder auch b) von den Kim 
dern entrichtet A Nur das erfte - wird: Zugegeben. werden 
können. Ich frage weiter c) bedürfen denn: die Kinder“ keis 
nes Schußes vom’ Negenten ? Auch diefes wird bejahet wers 
den; müuſſen/ denn außer diefem wäre fein Grund zur Kons 
feriptionsverbindlichkeit »vorhanden. Ach frage ferner d) iſt 
‚ter Aufwand des Staates für: den Schutz von 10 oder 20 
Kindern: nicht größer, als der für nur eines? Ich rechne 
Saraufd; daß mir auch? dieſes zugeſtanden werde; ſonſt wäre 
ich zum Beweiſe erbötige Ich frage noch weiter, e) nützen 
dem Familienvater die Kinder nichts, und haben fie in dies 
ſer· Rũckſicht, abgeſehen von natürlichen Neigungen der Ei⸗ 
lern für Kinder, abgeſehen von moraliſchen Pflichten; nicht 
eben einen fo gub. fruchtbringenden Werth, wi der‘ Korn⸗ 
oder Fruchtader ? Wu In.) BE ET Er 

Iſt das’, mie ſehr fällt es dann aber auf, wenn ein 
reicher Kinderkapitaliſt, nach der Theorie des Hrn Profeis 
fors im der. Konfkriptionsmaterie nur den Armen gleichgeftelft 
werden ſoll. Beſtehen die Kinder aus Mädchen , fo bleibt 
“ immer mein‘ Argument, man mag fie nun den Söhnen 


im 





a Zwar iſt es an dem, daß eben nicht alle Rinder ges 
rathen, auch mehrere, weniger als nichts eintragen ; es ift 
dagegen aud) wahr, daß ‚oft der Acer mehr Unkraut und 
Diiteln als Früchte trägt. Auf ſolche eigene Umftände kann 
aber der Geſetzgeber "keine Nückfiht nehmen‘, vielleicht hat 
man. das. Unkraut ſtatt des Krauts, welches ohne dieſes 
wicht, gedüngt, vielleicht gar nicht. gedüngt, vielleicht iſt 
auch ein Melthau, der die geſundeſte Aehren verdirbt, in die 
Erziehung gefaͤllen. In diefen Fällen trägt billig, nicht der 
Regent, nicht der Staat ben Schaden‘, ‚fondern der Beſitzer 
des Guts, der Familiengater, jener trägt gleichwohl feine 


ante, Steuer, „digfer iept„die Söhne zur Konſkription, die 
re "igih träge. —J 
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gleich, oder unter ihnen tariren wollen, nur mit dem Unter⸗ 
fhiede, daß, da man fie zu dem Militairdienfte nicht für 
tauglich zu halten pflegt, der Vater ihre Perfonen mit eis 
nem verhältnißmäßigen Surrogat an Geid vertreten müſſe, 
weil aud fie unter die niklichen Produkte gehören, weil 
auch fie gerechten Anfpruch ‚auf Schub des Staates haben, 
und denfelben genießen. 

5) Ob und wie weit in der Taration ein uUnterſchied 
unter den verwachſenen und nicht erwachſenen Kindern ge⸗ 
macht werden wolle? führt mich zu weit, gehört eigentlich 
auch nicht hierher. Genug, daß die Kinder als dem Haus—⸗ 
vater — in der Kegel nüslihe und des Schußes des Staas 
tes bedürftige Produkte und Subjekte zugegeben . werden 
müffen, daß der zu leiftende mehr oder weniger Schuß die 
Pflicht zum verhältnißmäßigen Beitrag zu den Staatsnöthen 
begründet, derfelbe mag in Geld oder Perfonen beftehen, und 
daß dann daraus folgt, daß Steuers und Konſkriptionsweſen 
nad) einerlei Grundſätzen beurtheilt werden müſſen. Geſetzt 
alfo, der Staat feße den Nuben eines Sohnes 10 Morgen 
Land gleich (das Mehr oder Weniger ändert nichts) und 
der Bürger A habe 100,008 zu. verfteuern, dabei aber 10 
Söhne, der Bürger B habe aber. 10 Morgen zu verfteuern, 
dabei aber nur einen Sohn ; der aber, gefeßt das Kind wäre 
auh ein Mädchen, dem Stenerbetrag von 10 Morgen 
gleih geſchätzt würde, wie ift in diefem Falle das. Kons 
ftriptiongverhältnig ? Meiner bisherigen Anficht nach giebt 
A in eben dem Verhältniß von ſeinen Söhnen zur Kon— 
ſtription, in welchem er verſteuert, alſo an Steuer und zur 
Konſkription neunmal ſo viel als der Bürger B. Dieſes 
ift meiner Meinung nach ſtrenges Recht, entſpricht auch ges 
nau dem Srundfaß des Ken. Profeſſors, den ih $. ©. ums 
ter Lit, GC. ausgcehoben habe: Laffe man fich diefe Ber 
hauptung nicht auffallen. Alles kommt auf den Maaftab 
an, den man bei ber Tare der Kinder nimmt. Er iſt von 
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den bei ber” Steuer üblichen fehr weit unterſchieden. Wei 
der Steuer febt man etw im Frieden ben Ertrag der 
Früchte auf ein Pflichtthell an, und die Subftanz, die Gü⸗ 
ser bleiben unverfehre. Taxirt man ben Ertrag ber Kinder 
und. dabei den Aufwand, den ihr Schuß beträgt, und vegus 
lirt man nun darnach die Konfkriptionspflicht allein ; fo ift es 
gefehlt, weil der Hauptumftand ohne Rückſicht gelaffen wors 
den ift, daß ſelbſt die Subftang (‚das Militairſubjekt) im 
Gefahr kömmt, im Kriege mir zu oft zu Grunde geht. 
Mird hier nichts verfehen, fo denke ich mein Satz ftehe feft. 
Ob und in «wie weit fi der Staat aus Staatsökono⸗ 
mie Gründen wohl oder übel bei Ausübung diefes ſtrengen 
Hechts "befinde, wenn er zu viel Söhne nimmt, gehört abers 
‚mal nicht hierher, genug ift es. einMmweilen, daß die Mehrere 
bei A verhältnigmäßig niche mehr ausmachen, als der eine 
bei B; zum wenigften hat man «es. bisher genug gefehen, 
daß fih die Regenten in ihren Konftriptions  Orbnungen- 
fehr gut darauf verftehen, wie man mit der Bevölkerung 
Haushalten , Rückſicht auf den eignen individuellen Zuſtand 
der Familien nehmen müffe, und wie. man fih von der 
Ausübung des firengen Rechts zu enthalten wife. Es giebt 
aber | | | 
7) Falle, in denen man fhlechterbings zugreifen muß, 
3. B. dem Staate fehlt es dermal nicht an Geld, welches 
ihm durch die Steuerbeiträge in hinlänglihem Maafe ges 
worden iſt; es fehle ihm dagegen an Mannfchaft, weil ein 
Eroberer mit einer halben Million Truppen feine Srängen 
bedroht, von dem man nichts anders als Tod und Sklaverei, 
Verwiiſtung der Städte: und Ländereien vorherfieht. Diefem 
Staate fehlet es nun etwa noch an 9000 Mann, man feße, 
zur Neuterei. Der Staat felbft beſteht aus 350,000 Fami⸗ 
lien, unter denen 1000 find, deren jede mit 10 Herkuleſſen 
gefegnet ift. Kann der Staat in diefer Noth zu den g000 
Mann zugreifen? Ich denke ja, denn wenn der Hr. Pro 
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feffor dem Regenten ſelbſt zugeſteht, daßer das thun Fünne, 
was die Nation ſelbſt wolle, ode zu wollen vermuthet werde 
6:74: ©. 250. ſeines Werkes; auch Coben $. 1. Lit. a,), 
wenn von der Nation, die man nach ihrem Sinne für fähig 
Hält, nicht vermuthet werden darf, daß ſie um die 1660 
Familien: zu ſchonen 299,000: Familien mit dllen ihren Bes 
fisungen unter ihre eigenen Ruinen begraben laffen wolle; 
fo denke ich, ſtehe meine Behauptung ziemlich fefk, zum we⸗ 
nigften fiir den Staatsnorhfäll; wenn man gleich außer dies 
fem mehr mildernde Grundfäge im Milttaivs Konfteiptiong: 
weſen annehmen wollte, in Anſehung deren! aber Hr! Pros 
feſſor Behr weder fiir die Regel, noch auch fiir die Aus— 
nahme gleiche "Genndfüge mit der » Stenermaterie billigen 
will, wie der Auszug Giro. Dit. A. deutlich zeigt, ohne das 
bei, wie es ‚fcheihit: 7": ju bedenken , daß der Souverain in 
Nothfällen nicht nur die Steuer: verdoppeln, fondern verdreis 
vervierfahen, die Ftüchte feldft zu Vieh und Gefchier, und, 
was noch mehr: iſt die’ ganze Mation in Maſſe auföieten 
kann, die, wenn fie anderft die Noth einfieht, auch willig 
alles geben‘, ſelbſt folgen ;und den letzten Blutstropfen zu 
verſpritzen bereit ſeyn wird, es verſteht ſich, wenn Hoffnung 
sur ‚Rettung : ‚des Ganzen vorhanden ift. *) 
honig, 3.‘ 6. 

MNeben allem diefem wird auch von Hrn. Profeffor bes 
hauptet, daß der Vater für den 'dejertirten Sohn einen ans 
dern ftellen müſſe, und es der Staat dent’ Vater überlaſſen 
tönne, wie er den Sohn biftrafen, am Vermögen oder fonft 
beftrafen wolle. ch laffe das gelten, jedoch mit der Eins 
ſchränkung falls der Vater zur. Erhaltung feines Sohnes 
dem Staate ein gewiſſes Stück Geld — dem Staate 


ey > 





*) Daß für dieſen Nothfall A, der verhältniß mäßig zur 
Konſkription mehr als B. C. u. ſ. w. beigetragen hat, vom 
Staate entſchädigt werden müſſe, verfteht ſich von ſelbſt. 
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aus den Bürgern die Auswahl Ddesrzu fubftitufrenden Sur 
jelts überlaſſen der Staat dann gemähle,dass&ubjekt, unter, 
feine Disziplin genommien; und dann daſſelbe verwahrloßt 
hat, Alsdann die Pflicht, daß nun: gleichwohl der WVatee ein 
anderes ſubſtitniren müfe,: noch im⸗weiten Selbe. ſteht. Ber, 
hauptet dabei auch, der Herr Verfaſſer, daß «ein Sohn. zur; 
Militairkonſtription ‚nicht, (nur der Vater) flichtig ſey, und, 
daß der Deſerteur nicht einmal militairiſch beſtraft werden 
könne; ſo habe ich gegen die Behauptung unter a) mehrere 
Zweifel deret Erbtterung mich aber zu weit Führe, gegen 
die — unter * bin ich. aber um ſo mehr eiiger, 
nommen-, als nein folder. Ausreiſſer aud) zugleich den dem, 
Staate gelettteten EB Ra a und alſo ſchon dafiir, “abs! 
geſehen von andern ———— eine — zicheigung 
aa Sat Mas ⏑ — 4 22 
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* Siem 6 "Hi ir Sücch tk’ Feet der tie 
fleiotion. auf jene, der, Sieuer mitgefpmupgen. "in 1: nd. Die, 
Sache wichtig" iſt ſo Lerlaube ich· mir noch neines und dag 
audele "iiber die Steuer." In ernten Veft dee eheini⸗ 
ſchen Bundes kammit MNrogs 26, eine Abhandlung unter dem 
Titel vor 2. Moch⸗ etwas über ————— des rheiniſchen 

Waitdes Bond de en 3866. er Oieuer⸗ 
freipeit, vor g Ricſichi auf, die‘ . Stäinesperth.‘ Der 
Wärfaffer; ‚von. —— en Byndegafte, Föngy; 
ten die Domaimnen Se Standes herrenoim· Frieden gar mich 
in ‚Kriegszeiten. hir AR. 1 weit Unde nut in dem Verhält iß 
beſteuert werden, in wie weit den, Sonpsrain. (scher, ie. 
Prinzen) vor ver'YBun des at ie Beiträge von ihren Bere 
ſiungen gelelſtet Hatten. „ ie ich in ber" Oberdeutſchen (wii! 
gemeinen: Literaturzeitung vom Aen Suny 1808, leſe, Bf, 
Necenfane daſelbſt Nro. 6a. mit den Grundſätzen dee RM 
mifhen Verfaſſers der bemeidten Neo. 26: im a7ten Heft 
des rheiniſchen Bundes durchaus einverſtanden, und Bee, 
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ift auch der Fall ded Hrn. Profeſſor Behr, wie der 152te 
$. feines Buches ausweißt, ob er gleich Lehrer auf einer 
Univerfität eines der erften Souveraine ift. +). yon 
Indem es nun fheint, daß im ‚mehreren, wo nicht. im‘ 
allen Deflarationen der Souveraine, der vorhin bemerken: 
Theorie entgegengefeste: Grundſätze aufgeftellt: werden wollen,’ 
weil an den Drten, in welchen bie‘ Steuerfreiheit überhaupt 
:; *) Diefes zeigt wohl, daß. mein gleich zu -Anfang der 
Einleitung oben über den Verfaſſer gefälltes Urtheil gerechts 
fertigt erfcheint. Wie ganz anders ein Anonymus im All 
gemeinen Anzeiger der Deutſchen über einiges in diefer Abs‘ 
handlung denkt, zeigt feine dafelbft geäußerte excitatio fis- 
calis, die dem Derfaffer der Nro.. 26. im ı7ten Hefte des 
rh. DB. vermuthlih den Hals brechen foll. "Der Verfaſſer 
bezieht fih in Ddiefer Nummer auf das vortrefflihe Gönner‘ 
riſche Werk über den Staatsdienft. Derfelbe fagt: »Auch 
»ohne; Vertrag. iſt es eine firenge Foderung des Öffentlichen 
»Rehts, daß jeder Bürger fiir die dem Staate geleifteten 
»Opfer enrfihädigt werde. Dann Weiter: »Auch ohrie Vers’ 
»xiräge find vermöge der Grundfäke der National: Oekonomie 
»alle. bürgerliche Erwerbzweige nach erhaltener Sta ats 
»konzeſſion umwiderruflich.« SCHEN en 
Der Verfaffer von Nro. 26. läßt nun in diefe letzte 
Periode die Parenthefe:- (wohin :doch: auch wohl die Steners 
freiheit gehöre). einfließen. Und obgleich, dieſes durch. Wers 
fesung des Aſteriskus anderswohin gehörte; fo fieht doch jes, 
der Leſer von gutem Herzen, daß feine Abficht nicht war, ' 
die Stenerfreiheit als einen Zweig :der National Oekonomie 
zu.ftempeln ; ſondern daß er nur bat fagen wollen :- »wenn , 
»denn ein fonzedirter Gewerbezweig unwiderruflich ift, warum 
»foll diefes nicht auch einer konzedirten Steuerfreiheit gelten ? 
»Und warum foll für fie, wenn fie eingezogen werden will, 
‚ »Peine Entihädigung Matt finden %« Der Anmerter im-allges- 
meinen Anzeiger der Deusihen weiß nichts von diefer huma⸗ 
nen Auslegung, die doc fo ziemlich in die Augen ſpringt; 
im’ Gegentheil er ruft aus: Armes Deutfhland ! was für? 
Sprechern aönneſt du das Wort in deinen wichtigften Anges: 
legenheiten? Vermuthlich verzeiht der Verfaffer der Niro. 26... 
dem ‚Anmerker diefe höhnifche und hämiſche Erflamation von 
ganzem ‚Kerzen, ot | —⏑ a 620 
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aufgehoben wird, von ber Freilaſſung der Standesherrn 
nichts gefagt, oder fie nur zum Theil belaffen‘ wird; fo wäre: 
zu wünſchen, daß fich ein, der Sache gewachfener Mann an 
diefe Materie machte und-mit Nechtsgründen gegen die: bei . 
merkte Abhandlung zeigte, daß den Standesherrn nach dem: 
Art. 27: der Bundesakte — To weit fie Befteuerung betrifft, 
feine Ausnahme‘ gebühre, falls- der Souverain für gut finde, 
alle Srenerfreiheiten aufzuheben. Einem Manne, der den | 
Sonverain, der den Staat liebt, kann es nicht gleichgültig 
feyn, wenn er fieht, daß das Handlen der Souves 
raine mit einer unwiderlegten gegentheiligen 
Theorie in einen: Kontraft zu kommen fcheinen follte, die 
bereits‘ von mehreren rechtlihen Männern als wahr, als 
dem Geiſte und dem Buchſtaben der Bundesakte — 
ed angenommen worden ift. 
$. 5, | 

Wenigſtens mir ſcheint das, was nun folgen wird, ebem 
fo wichtig. In gar vielen Ländern Deutfchlands zieht man nur 
die Befiter von Immobilien zu Kriegsfteuern, läßt dagegen die 
Befiger von Millionen Kapitalien, Waaren, Prätiosen, Mör 
bein ıc. frei. So etwas iſt fehr ſchwer zu begreifen. Ger 
nießen denn Die Kapitaliften , auch dann noch, wenn ihre 
Gelder in eifernen Kiften müßig liegen , für diefe Befiguns’ 
gen weniger den Schuß des Staates als die Befiker der 
Betteihüitten , ‚eines Kartoffeläcterchens , und ift es gerecht, 
daß auch dieſe letztere den Millionair mit ihren Blut⸗ oder 
Taglöhners⸗Pfennigen durchfchlenpen ſollen ? In den reichen 
Handelsſtädten, denen: man, etwa die Palläſte ansgenommen,' 
wegen -'den übrigen Gebietsbeſitzungen feine 200,000 fl. an’ 
Brandſchatzung anfegen könnte, ſetzt der Feind eine Million, 
und mehrere an, und erhält fie, weil die veichere Klaffe die⸗ 
fer Leute wohl einſieht, daß der Feind den Anfag niche in 
Rücfiht der Immobillen (bisweilen hat ein Millionair 
nicht einmal ein eignes Haus), fondern in Hinſicht des 
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Vermögens: aller Staatsbürger gemacht Hat. Städte, Die in 
dieſe Kathegorie gehören, z. B. die Hanfeeftädte im Norden; 
Leipzig, Frankfurt; ze. weiche letztere ganz vorzüglich gelitten 
hat: wie wollten ſich auch dieſe gegen has Schuldenweſen 
wetten, wenn ſie bei der ‚Austheilung, det ‚Beiträge mit den; 
Immobilien nicht auch die Mobitien, in Anſchlag brashten? 
Sind aber. deriei Städte norhgedrungen „u dieſes zu thun, 
warum ahmt man dieſes Beiſpiel nicht: in den Provinzen, 
nach beſonders, da: Die Gerechtigkeit fo. Hell in die Augen, 
leuchtet 59; wie der meiſte Theil: der, Bürger hierinn eine, 
verhältnißmäßige Abänderung. wünfhen muß ; fe üft: : zu; 
Hoffen: ,. daß der kommende Bundestag). um. auch in dieſem 
Bunfte Einheit unter die fonföderivten. Staaten zu bringen, 
diefe Materie nicht zum fehten Gegenfiand feiner. Gerathuns 
“gen machen werde; befonders „ ‚da,wipin.den ‚abgefchafften, 
Reichsgeſetzen Fälle genug haben, in Anfehung derer, der 
Taglöhner.. von feinem Schweiße, die Magd, der Knecht ıc. 
von, feinem Lohn „etwas. ſteuern mußten, Exinnere man ſich 
nur „an bie, Epoche in welcher „die ee vom..gemeinen: 
Pfennig war. * RE Bnz il: riet 
9*— — 6. * 0 
Eine andere — "fe ſchreiende Ungerechtigkeit war in 
und: nad- dem. Revolutionskriege gegen die Beſitzer der, 
Freigüter an ‚der Tagesprbnung, Dis. Beftänder ſolcher Frei— 
güter entrichten ſchon (gemeinlich) in Friedens- und: 
Kriegszeiten die Steuer auf den Pflug (guarta oolonica),; 
welche bald (und das war gewöhnlich der Fall in der Wetr 
texau) in der Hälfte des gewöhnlichen Steuerbetrags bald. 
in /stel beſteht. Nun iſt es zwar. wahr, „daß die Natur 
dieſer Steuer zerfonſich für den Pächter iſt, ‚welche das 
Freigut nicht affizirt;, es iſt aber auch wahr, daß derſelbe 
deswegen keinen höheren Pacht veriprih:, und daß der 
Pachtherr denſelben eben beswegen doher greifen. darf: 
Unter diefen, Umftänden - bleibt es immer, im Stunde wahr, 
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dafs Das Freigut doch, obgleich nicht direkte fteure. Sowohl 
die Land» als Gemeindekaſſen zogen alfo bisher fowohl in 
Kriegs: als Friedenszeiten reellen Vortheil von diefen Freis 
‚gütern. Gleihwohl, was thaten die Gemeinheiten ? In 
mehreren Provinzen waren in Nüdfiht der Kriegszeiten 
wegen der Beiträge der Freigüter gar feine beſtimmte 
Verordnungen, in anderen half man fih mit provis 
forifhen Einfhräntungen. Diefe lebte nun benutz 
ten die Semeinheiten, brachten in ihre Forderungen für Eins 
quartierungen, Lieferungen, Frohnden u. f. w. Rechnungen, 
die, wenn fie vealifivet worden wären, den Befiker der Frei— 
güter tief unter den Bauer gefeht haben würden. Sch habe 
mehrere dergleichen, die an nur einen Beſſtzer der Freigüter 
gemacht wurden , zufammengezogen > und gefunden, daß’ fie 
dreimal Hundert und fechzig ſünf tauſend Gulden ausmachs 
ten, und. wobei noch lange nicht alle Güter angefchlagen 
waren. Unter folchen Umftänden fängt der Krieg: fiir den 
Beſitzer der Freigliter eigentlich erft an, wenn er fir die 
Nichtexemten geendige if. Es ift natürlich, daß fich der 
Exemte nicht fo mit Lammesgeduld austreiben Tief. „Die 
Sache fam dann an die Gerichte, die ohne Sefeke, duch 
einsweilige proviforifche Verfügungen im Grunde und ohne 
rechtliche Norm waren, alfo in Anfehung des Rechts 
nichts entſcheiden fonnten. Meil des Klägers Unbilligbeit 
oft jener der Beelagten zur Seite — ſo war nur immer 

das Nefultat:- > 
‘ 1) Der Richter wurde von — andern Geſchäften 
abgezogen, die Parthien kamen 2) um ihr Geld, und nur 
Advofaten und Profuratoren gewonnen 5) vom Elend der 
Parthien. Billig ift es wohl doch, daß für die Zukunft 
hierinn beftimmte Vorſchriften erlaffen werden, daß Die 
Eremten, indem fie durch Verabreichung des Dflugtheilg eine 
Hälfte tragen, fie nur noch in Krienszeiten zur andern 
Hälfte angehalten werden, wenn man fich fonft nicht dem 
ı2. 
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gerechten Vorwurf ausfeken will, Bafi, während der Bauer 
von 100 Morgen 100 fl. beiträgt, der Eremte von eben 
folhen 100 Morgen 200 fl. beitragen müſſe. Diefes Vers 
hältniß darf auch. alsdann nicht aufer Augen geſetzt werden, 
wenn die Eremtionen ganz aufgehoben werden, weil der 
Exemte wenigftens in feinem Falle unter den fteuerbaren 
Dauer gefekt werden darf, nachdem es ihm ohnehin hart 
fallen muß, vielleicht ohne Entfhädigung, in die ER der 
Bauern gedrängt zu werden. 
$. 7. Dritte Bemerkung. 

Wie fehr ich mit der Erklärung, welche der Kerr Pros 
feffor von dem arten Artikel der vheinifchen Bundesafte im 
$. 155. in Betreff der. Steuerfreiheit fiandesherrlicher Dos 
mainen giebt, zufrieden bin, babe ich ſchon oben $. 4. ans 
geführt. Derfelbe macht fih nun aus eigener Bewegung 
Einmwürfe gegen dieſe feine Theſes; fie heißen im $. 159. 
©. 450. 451.: »demungeachtet dürfte doch die Frage nicht 
»ganz verworfen werden fünnen, ob nicht etwa die Adficht 
»der Bundesftifter dahin gegangen fey, daß die Domainen 
»und Güter der Privilegirten (Er meinet die Standesheren) 
»zwar fo lange, als die Prinzengüter, oder die Güter der 
„»privifegirteften Klaffe im Beſitze gemwefener Steuerpriviles 
‘ »gien belaffen würden, auf gleiche Privilegien Anfpruch zu 
»machen haben follten, daß Hingegen, wenn die Steuerprivis 
»legien erfterer Art als etwas mit der formellen Gleich 
»heit des Rechtes unverträgliches und die übrigen Staates 
»glieder widerrehtlich Drückendes von den Souve— 
»rainen aufgehoben würden, alsdann auch für die unterſtell⸗ 
»ten Subjekte (die Standesheren) der Anfpruh auf Steuer: 
»privilegien ebenfalls wegfallen folle. — Es wäre wenigſtens 
»bei AUnterftellung der letzten Anficht den Souverainen der 
»Meg nicht verfperret, eine Anordnung zu treffen, welche die 
»nothwendige Niückficht auf Erhaltung der Wiederherftellung 
»der formellen Rechtsgleichheit dringend erheifcht, und es 
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»wäre ihnen damit zugleich ein Fingerzeig gegeben, mie fie 


soon dem Austritte aus dem Gleiſe des Rechts zur Regel 
»deffelben wieder einzulenfen vermögten.« 


$. 8. Fortfegung und Prüfung des. 
Einmwurfs. | | 
Eigentlich bedürfte diefer Einwurf gar feiner Prüfung, 
denn der $. 164. zeigt genug , daß es dem Hrn. Profeffor 
damit fein Ernjt war. Nach demielben glaubt er »eine _ 
»ausnahmlofe Aufhebung aller Steuerprivilegien fey in der 
»Praris nicht zu erwarten.« Wie nun aber, wenn das Ges 
gentheil gleihwoht erfolgen follte ? Dann hätte fein Gift, 
das manche aus dem Einwurf ſaugen könnten, kein Gegen— 
gift, und dieſe Betrachtung allein iſt es, aus DARM ich ar 
eine Prüfung feiner Einwürfe erlaube. 
»Derſelbe behauptet in 6. 99. gegen Hrn. Geheimen 
»Rath Brauer die geſchehene Mediatiſirung der nun for 
sgenannten Standesheren laſſe fih ex cäpite juris emi- 
»nentis rechtfertigen.« Ich fir meine Perfon habe meine 
gute Gründe, aus welchen ich von der Beleuchtung diefer 
Rechtfertigung abftehe, denn fürs Verfloſſene nützt ſi ie nichts, 
fürs Künſtige könnte fie ſogar ſchaden. 
Der Herr Profeſſor iſt mit mir darin einig, daß (feine 
einene Worte) der wegen des Staatsbeften Geopferte ents 
ſchädigt werden milffe. Wenn aber’ diefes ift, fo frage 
ih 1) was für eine Entfchädigung *) hat denn der Stans 
desherr fir feine zu Grabe getragene Neichsftandfchaft ers 
halten ? (Für ein unfchäßbares Gut ift feine Entfchädigung 
möglich.) Sch weiß daher feine, und kann auch keine fins 
den. 2) Was fire eine Entfhädigung hätte er wohl, wenn 





*) Der Herr Prof. finder zwar 6. 101. ©. 311. eine 
Entichädigung darinn, daß der Standesherr nunmehr alle 
Lehngüter als allodial beſitze. Wie aber, wenn er nur allos 
diafe Güter beſaß? Anderer Umftände nicht zu gedenfen. 
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ihm auch noch, nach dem Einmwurfe von dem Souverain die 
Steuerfreiheit feiner Domainen abgenommen werden, wenn 
biefes gar die Meinung der Derfaffer der Bundesafte gewes 
fen feyn könnte? 3) Daß Belaffung bei diefer Freiheit für 
eine Entſchädigung gelten könnte, wird doch woh! nı:mand 
im Ernfte behaupten. Diefes würde etwa fo auefehen, als 
wenn der Staat dem Bürger von 2000 fl. eines ließ, 
und das belaffene Andere für Entſchädigung anrechnete. 
4) Die Bundesafte giebt den Standesheren für die abges 
nommene. Neichsftandfchaft nichts, läßt ihnen nur eines 
und das andere, was fie Jahrhunderte mit eben dent Necht 
hatten, wie alle übrige Neichsftände das ihrige. Es find 
5). die Standecheren in diejer KHinficht härter behandelt, als 
der geringfie Staatsunterthan, dem man doch etwas ſük 
(ich was. gewönne denn der Souverain, — er * Stan⸗ 
desherrn das, was ihm Kaiſer Napoleon noch erhalten 
wiffen, wollte, noch wegnähme, und ihn dann — entfchädigte ? 
Antwort: nichts. Daß aber dann dabei aud) 7) eine 
Staassnoth, menigfiens ein Staatsbeftes diefe Einſchreitung 
müßte rechtfertigen können, verſteht ſich wohl von ſelbſt. 

Daß die Abſicht, wie es in der Objektion heißt, der 
höchſten Kontrahenten mit dem Steuerprivileg nur dahin 
gegangen ſeyn könne, »den Standesherrn nuͤr ſo lange die 
»Freiheit zu laſſen, als es den Souverainen nicht gefallen 
»würde, wegen der formellen Gleichheit im 
»Staate eine Aenderung zu treffen; «« von deſſen Gegen— 
theil läßt ſich doch, wie mir die Sache vorkommt, gar leicht 
überzeugen. Der rheiniſche Bund iſt doch ein Vertrag zwi— 
ſchen dem Kaiſer Napoleon und den Souverainen: was 
“wäre es aber für ein Vertrag, wenn die letztere davon nad) 
Willkühr abgehen könnten? Dann müßten fie gegen die 
Natur der Verträge nicht daran gebunden feyn, und dann 
wäre dieſes auch der Fall bei dem franzöfiichen Kaifer. 
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Was aber dann? Wegen der formellen Gleichheit? 
Aber wie hätten denn in der rheinifchen Bundesakte die 
Art. 26, 27. abgefaßt werden fünnen? Sind denn dieſe 
nicht ein evidenter Beweis, daß man die Standesheren nicht 
einmal dem niederen Adel, geihweige den Bauen (und das 
wiirde doch zur formellen Gleichheit gehören), gleich ftellen 
wollte ? Die Gleichheit eines Staates befteht nur darin, daß 
alle Staatsbiirger, die übrigens wegen eigenen Verhältniffen 
fehr ungleich feyn können, unter Geſetzen, die ihre Rechte, 
ihr Eigentum, ihre Perfönlichkeit fchägen, auf gleiche Art 
ftehen, und wenn Hr. PDrofeffor Behr behauptet, (ich Habe 
das Buch nicht mehr und erinnere mich nicht mehr der 
Stelle) »nur im Hirckficht der Untergebung unter die Sous 
»verainirät fey die Gleichheit formell,« fo hat er fehr recht, 
und ich kann mich aller mweitern Behauptung über diefen 
Punkte encheben. Will er die Souverainität weiter ausdeh— 
nen, „jo Hat er es mit dem auszugleichen, was er oben $. 1. 
Lit. 4, b. c. d. ausgezogenermaßen felbft behauptet hat, 

R man auch bei Faffung der Bundesurkunde ger 
glaubt, die übrigen Staatsglieder wären befugt, die Steuers 
freiseit der Standesheren fir etwas widerrehtiihes 
und niederdrückendes anzufehen, fo wäre fein Grund 
einzufehen , aus welchem gleihwoht den Standesheren die 
bekannten Vorzüge bewilligt worden. Bei Faflung diefer 
Urkunde ift auch, das fieht wohl jeder ein, gar nicht an die 
Unterthanen ‚gedacht worden, welches aber noch immer ge: 
hofft, und aus ächter Liebe für die Megenten gewilnfcht mwers 
den darf. 

Wegen des Fingerzeigs der in der Bundesurkunde 
den Souverainen gegeben feyn folle, »wie- fie von dem Aus— 
»iritte aus dem Gleiſe des Rechts zur Regel deſſelben wie: 
»der einzulenken vermögten,« mag ich gar nichts anmerken. 
er die Gefchichte kennt, auf welchen gar viele Rechte und 
Beſitzungen in Deutfchland, fo wie in allen andern Staaten, 
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erkrochen, erſchlichen, erliſtet, erobert, geraubt, ertauſcht, er⸗ 
erbt, erkauft, durch Vergleiche, Friedensſchlüſſe ꝛc. errungen 
worden ſind, wie Grafſchaften zu großen Fürſtenthümern, 
zu Kaifer » und Königskronen gekommen, dann wieder ge— 
ftiirgt, un) aus ihren Ruinen wieder kleine und große Herr⸗ 
fhaften, dem zerichnittenen Polyben gleich, entftanden find. 
Alſo darüber keine Sylbe mehr! wie gern, id mic aud) 
fonft mit dem Herrn Profeffor unterhafte, weil ich nicht 
zweifle, er habe bei Niederfchreibung dieſer Stelle ſelbſt ges 
lächelt. 


$. 9. Vierte Bemerkung. | 

Sin dem $. 108 ſchreibt der Kerr Verfaſſer, » Oberges 
»richtsbarkeit und Oberpolizei flößen zufammen, nur aus der 
»oberften Staatsgewalt, und es fey aljo Anomalie, dab 
»man in der Bundesurktunde die niedere Eivils und die 
»niedere Polizeigerichtsbarkeie in den Händen der Standes 
»herrn Belaffen habe. « 

Sch frage aber ı) wer foll denn durch das Aichen 
man verſtanden werden? die Souveraine doch wohl nicht, 
denn fie beſaßen vor dem ı2. Juli 1806 ſelbſt noch feine 
Souverainität, konnten alfo den Standesherrn nichts geben, 
nichts belaffen. 2) Kailer Napoleon wird wohl gemeint 
feyn. Wenn aber diefer feine Anomalie begieng, daß 
Er denen, die nicht Souverain waren, die Souverainität 
gab; fo wird es auch wohl Feine feyn, wenn er denen, 
weichen Er die Landeshoheit abnahm, moc, die mittlere 
Gerichtsbarkeit ließ, fo mie es keine Anomalie feyn wird, 
wenn die nun zur Souverainität erhobenen Fürften unter 
ſolchen, nur fir fie günſtigen, Umftänden einwilligten, und 
ihre Souverainitdt bedingen ließen. Abgefehen aber von 
allem diefem wiirde mir 5) der Beweis, wenn es nur dei 
geringften praktiſchen Nutzen hätte, leicht feyn, daß die mitt 
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lere Serictesanteit in Deutſchland weit älter ſey, als Lan⸗ 
deshoheit. 5 

Abermal abgefehen von der — aus — die 
niedere Gerichtsbarkeit abgeleitet werden könnte, iſt doch die 
vermeintliche Anomalie, deren die Bundesakte hier angeklagt 
wird, nach meiner Anſicht wenigſtens ein völliges Unding, 
wenn man dabei etwa noch folgendes beherzigen will. Daß 
1) der Regent felbft weder die oberfte, noch mittlere, noch 
unterfte Gerichtsbarkeit ausiibte und ausiiben kann, daß es 
2) den Staatsgliedern ganz einerlei tft, wer diefe Zweige 
befiße, indem fie nur bei dem mie der Ausübung ein Sins 
terefie haben; daß 3) dem Souverain in dem Bundesvers 
trage die Sefehgebung, die oberfte Gerichtsbarkeit ꝛc. zuftehe, 
vermög deren er allem etwaigen Unfug feuern fann, daß 
4) die Räthe und Beamten der fogenannten Standesherrn 
nach allen Deflarationen nicht ohne Einfluß der Souveraine 
angeftellt, daß fie fogar mit in deren Pflichten genommen 
werden, und daß alfo, mie gefagt, der Souverain zum 
Weberfluffe Mittel in Händen habe, eine, auch fogar wirklis 
he und fchädliche, Anomalie zu purifiziven, dem achten 
Staatszwecke, die Unterthanen zu ſchützen, fie, wo es mög, 
lich iſt, glücklich zu machen, volllommen zu entfprechen. 

Eben fo ausgemacht ift es auch noch nicht, daß die 
Standesherren, wie Kerr Prof. B. $. 187 S. 440 bes 
hauptet, ihre zwei Sinftangen Namens des Souverains 
ausüben. Denn der einzelne Souverain hat ihnen nichts 
gegeben, läßt ihnen nur, was ihm der Proteftor mit Ein, 
willigung aller Souveraine befaffen wollte. Diefe Rechte 
könnten alfo künftig nur höchſtens Namens des ganzen 
Bundes ausgeübt werden. 





*) Man müßte freilich vor den Zeiten Karls: des 
Großen ausheben. 
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FU: 6. 10. 

Will dagegen, wie es im $. 100 S. 524 weiter heißt, 
eingewendet werden: »auf diefe Art fen die Souverainität 
»nicht in ihrer ganzen Fülle, fey keine wahre Macht: 
»volllommenpeit,« fo antworte ich ihm mit Wergleichung 
beffen, was er im $. 65 von der Fülle der Souverainität 
ſelbſt behauptet, zugefianden,, beſonders, wenn man nod) 
dazu feßt, was er 9. 68 ©. 213 mit fo vieler. Energie von 
diefem Gegenftande ſchreibt. dan darf fid ja dabei nur 
beffen erinnern, was im gten Heft des Nheinifhen Bundes 
in der Abhandlung No. 386 69. 9 und 10 angeführt ift. 
In dem lebten findet man ja eine Menge Einihräntungen 
ber. Souverainisät, die der ganzen Fülle der Machtvolltoms 
menheit wiberfichen, ob es deren gleich noch mehrere giebt, 
z. B. daß in peinlihen Fällen gegen die Standesherren 
Konfisfation ihrer Güter nicht Statt hat, daß gegen fie 
keine Militairkonftription verfügt werden darf. Oder ber 
feinden ſich etwa nicht in dem franzöfifchen Kaiferreiche Anor 
malien diefer und anderer Art? Glaubt aber der würdige 
Herr DVerfaffer im angeführten $. weiter: »die Standess 
 »herren hätten ruhiger leben können, wenn fie mit der Zus 
»risdiftion gang verfchont geblieben wären; « fo antworte 
ich. 1) diefes könnte auch allen Souverainen in der weiten 
Welt gelten. a)Ein Glück, quod hoc non omnibus datum 
sit, wer ‚würde fonft die armen Menſchen regieren? 3) Es 
find die Anfihten über dieſe Materien ſehr verfchieden, ob 
es gleich bei den Großen nur felten if. Was 4) z. DB ich 
von biefem Dinge fchon vor 16 Jahren gedacht habe, ‚das 
fann in meiner Abhandlung unter dem Titel: Rechtliche 
Prüfung der Verträge und Gewohnheiten zwiſchen deutfchen 
Landesherren und Unterthanen von 1792, und zwar in der 
Vorrede No. 5 nachgelefen werden. Die dafelbft von mir 
angegebene Urjache paßte fo mehr auf die Souveraine, je 
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größer ihre Staaten find. Vergeſſe man aber ja nicht, daf die 
Rede nur de lege condita if. 
$. 11. Fünfte Anmerkung. 

Wegen der Steuer ſtehen zwar fchon oben mehrere 
Anmerkungen. Wenn aber Here Profeffor Behr im $ 
ı20 &. 356 nun noch meiter behauptet: »Der Souverain 
»Eönne feine Steuerprivilegien ertheilen, und er ſey wers 
»pflichret,, die bereits ertheilten wieder einzuziehen, und 
»zwar, wie es &. 351 meiter heißt, ohne Entfhädis 
»gunge fo erfaube ich mir gleichwohl auch dagegen meinen 
Zweifel. Vorerſt bekenne ich ihm, daß ich felbft überzeugt 
bin, der Regent künne alles von ihm Bewilligte, dem Staat 
Schäbdlihe wieder zurücdnehmen, ja er müſſe es, wenn 
ducch die Aufhebung dem Staate nicht noch größerer Schas 
den zugefügt wird. Sm vheinifchen Bunde, ich erinnere 
mich nicht mehr des Heftes, hatten es die Würtemberger 
Stande fogar durch einen Vertrag vom Landesheren erhal 
ten, daß die Soldaten mit Ausfchliefung der Konikriptiongs 
Befugniß, blos durch die Werbung, vollzählig erhalten wers 
den ſollten. Indem aber ein Souverain ohne das Recht 
der Konftription nicht gedaht werden, ein Staatsbürger 
ohne die Pflicht, Soldaten zu ftellen,, nicht feyn kann; fo 
bat der König den Vertrag mit vielem Nechte kaſſirt, weil 
Stipulirung derlei Freiheiten offendares Unrecht if. Wäre 
diefes nun aber auch der Fall mit dem Steuerprivileg, ja 
mit allen: Steuerprivilegien; fo hätte der Herr Verfaſſer 
ohne allen Zweifel Recht. Meine dagegen hegenden Zweifel 
beftehen aber in nachftehenden Betrachtungen. 

1) Geſetzt, der Staat braucht dermal' fehlechterdings 
mehrere Millionen, welche die Staatsbiirger weder in der 
Natur aufbringen, noch Kredit dafür ſchaffen können. Ge— 
ſetzt nun weiter, Geiſtlichkeit und Adel (man denke ſich in 
dieſem Punkte das ſo übergeſegnete Spanien) hätten vorher 
zuſammen jährlich eine halbe Million geſteuert, wogegen ſie 
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nun durch Vorlage der mehreren Millionen gegen die 
Steuerpflicht ein Privileg erhalten, kann auch dieſes der 
Regent aufheben, oder wenn er es kann, kann er es auch 
gar ohne Entſchädigung? auch dann noch, wenn der 
Genuß der Freiheit nicht einmal den Zinfen gleichgeftanden 
habe, welche die vorgeichoffenen Miltionen hätten jährlich abs 
werfen müffen? Man denke fi) den Fall auch anders. Ger 
feßt das Wohl des fultanifchen Staats erfordere Schleifung 
der Dardanellen, jenes des Kaifers von China Hiederreij 
fung der bekannten großen Mauer, Demolirung diefer Wer 
fe Eofteten dem Staat 5. B. 100 Millionen, die er. dermal 
aufzubringen nicht im Stande wäre , und es erlärten dann 
beide Raifer, jeder Private, der ein Stück der Demolirung 
vornähme, folle das Eigenthum dariiber, und zwar fteuerfvei 
genießen, und gefeßt weiter, die Demolirung nur eines Mor— 
gen hätte ihn fo viel gefoftet, daß er deren drei dafiir hätte 
kaufen können, (auch fonft gute Nechner find bekanntlich 
derlei Verftößen unterworfen) könnte dieſes Steuerprivileg 
wieder zurückgezogen, auh gar ohne Entfchädigung 
juriikgenommen werden ? Wenn aber diefes ware, warum 
denn nicht auch das Eigenthum ſelbſt? 

2) Was mir aber der wichtigfteg Einwurf zu fern 
fcheint, ift: Kaifer Napoleon und alle Verbiindete haben 
doch den Standesheren das Belaſſen der Steuerfreiheit 
ihrer Domainen affordirt, deren Michtverlegung doch Herr 
Profeſſor ſelbſt in Schu nimmt Mehrere Souveraine 
haben die Steuerfreiheit modifizirt. In der Großher 
zoglih Hefliihen Signatur vom on. Juni I. J. üft hievon 
das neuefte Beifpiel, welches zum neuen Beweife dient, was 
für ein offenes Herz der Durchlauchtigfte hieſige Landesre— 
gent fiir die Aufnahme grümdficher und mit Drdnung abge 
fajter Worftellungen hat. In bdiefer ganz neuen Signatur 
nun wird mehreren Defiderien der Standesheren entſpro— 
hen, welches doc auch zum Beweiſe dient, daß die Sow 
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veraine auch in der Steuerbefreiungsmaterie Beine gebundene 
Hände haben, künnten fie aber, wie der Here Profeffor bes 
hauptet, nicht einmaf ein Steuerprivileg geben; fo könnten 
fie auch nicht modifiziren, *) und dann müßte felbft 
der Art. 27 der Bundesafte, worin ben Standesheren die 
Freiheit der Steuern belaffen wird, aufgehoben, die eben bes 
merkte Großherzoglich Heffiihe Signatur (abgeſehen von 
der Bundesakte) in fo weit die Steuerfreiheit den Standes; 
heren doch zum wenigften um ein Drittel belaffen wird, 
wieder eingezogen werden, und fo nah und nach ſehr vieles 
gefchehen, woran man dermal nicht zu denken fcheint. 

5) Wie fireng übrigens der Herr Profeffor in feinen 
Srundfäßen an manchen Orten feines Werkes ift, zeige auch 
fein $. 127 &. 566 — 68, wo er der Souverainität in Bes 
treff der Lehen und Vaſallen nach meiner Anſicht viel zu 
enge Schranken feßt, wenn er behauptet, daß Falls der Bas 
fall fhon als Unterthan einen Soldaten geftellt habe, er 
nicht verbunden fey, noch einen als Vaſall zu ftellen. Wie 
fhon aus den Rückbemerkungen erhellet, denke ich ganz ans 
ders von der Sache, bin aber dagegen wieder mit dem 
Herrn Profeffor ganz einverftanden, wenn er S. 366 bes 
hauptet, »der Souverain habe fein Necht, ein folhes Lehen 
» wieder einzuzichen.« Nur bemerfe ich dabei noch folgens 
des; Auch derlei - Lehensertheilungen haben etwas einem 
Steuerprivileg ähnliches, beide find eine Verminderung des 
Staatsguts, beide mahen den Souverain weniger fähig, 
ohne Erhöhung der Auflagen die Staatslaften zu tragen. 
Wenn aber fir die Einziehung der Lehen fo enge Sränzen 
gefeßt werden, warum fo überaus weit für die Befugniß, 


*) Sch denke die Befugnif, die Stener auf ein Drittel 
zu erlaffen, bringe die Befugniß mit, fie aud ganz zu evs 
laffen; ift dieß aber, dann kann man nicht fanen, daß die 
Souveraine feine Steuerprivilegien ersheilen könnten. 
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bie Steuerprivilegien einzuziehen? Gehören denn dle letztern 
weniger in bie Kategorie der Eigenthumsrechte? Aber nun 
nur noch eins im $. 99 ©. dır fagt er: Wenn jemand 
aufferordentlihe Opfer dem Staate gebracht hat; fo 
fodern die rechtliche Gleichheit, daß ihm fiir dieß Opfer auf 
andere Weife Entfhädigung werde. In dem $. 197 
hält der Herr Verfaſſe Beibehaltung der Patrimo— 
nials JZurisdiftion für Staats-ſchädlich, wünſcht 
deren Einziehung, befonders der Jurisdiktion, durch die 
Souveraine, verpflichtet letztere jedoch) zur Entfhädis 
gung der Ritter: warum nun bier fo enge und dort fo 
weite Grenzen? doch hievon fchon zu viel. 
$. 12. Sechſte Anmerkung. 

Im 141. $. wundert fich der Here Profeffor Behr, ı) 
» daß man fich *) jo ängſtlich ach einem eigenen Gerichte 
»hofe zum Behuf der Juſtiz in Streitigkeiten zwiſchen dem 
»Souverain und den jubjizieten Neichsftänden umgefehen 
»habe, befonders da der Charakter der fraglichen Subjek— 
» tion derjelben an fih ſchon bie Unterwürfigkeit an den 
»Landesheren mit fih bringe. « 

Er fragt dafeldft 2) »in weſſen Namen und Authorb 
»tät ein folches Gericht ſprechen folle? Im Namen des 
» Proteftors? dann wäre aber diefer micht mehr Proteftor, 
»fondern Souverain der verbündeten Staaten. Oder 3) im 
»Namen des Proreftors und des Bundes? dann wäre die 
»vorige Neichsgewalt in ihrem Weſen wieder zurückgekehrt. 
»Es feyen zwar 4) Ideen dieſer Art angegeben worden, 
»die Frage aber, ob nämlich ein folches Gericht mit der 
» dee unfers Bundes und mit der Souverainität der Bun 





*) Geſtünde ich" es nicht ein, dafi nun und dann mißs 
berathene Unterthanen diefe ihre Freiheit mißbraucher haben; 
fo wiirde ich die Erfahrungen, die ich ſelbſt erlebt —* un⸗ 
benützt laſſen. 
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» desfürſten vereinbarlich fen? fen als Vorfrage noch vor ⸗ 
» züglich auszumitteln. « m" auch dagegen meine Bedenk⸗ 
lichkeiten. 

a) Der Vorzug deutſcher Unterthanen in ihren Streis 
tigfeiten gegen ihre Landesheren einen unpartheiifhen Rich—⸗ 
ter an den Meichegerichten zu haben, fehien mir immer die 
Hanptperfe der deutſchen Konftitution. Es ift zwar leider! 
wahr, und ih habe es ſchon anderswo bemerkt, daß die 
Käthe der mädhtigern Neichsftände wenig Achtung gegen die 
Kaiferlichen Urtheile bezeigten, fie. am. Ende durch allerhand 
Wege nußlos zu machen fuchten, oft die Unterthanen für 
den Frevel, an der höchſten Reichsbehörde Recht gefucht zu 
haben, hart entgelten liefen, und es fiel mir öfters eine 
Thräne aus den Augen, wenn ich in den Kaiferfichen Bes 
fcheiden und Urtheilen den die Majeftät entehrenden Anhang 
las: »Daß man die Unterthanen den Rekurs an 
»Kaiferliher Majeftät nicht ERERELLEN laffen 
»möge.« # 

b) Sn den Kaiferfichen Reſervatrechten ſchien mir auch 
immer ein Hauptfehler, Ertheilung des unbegränzten 
Appellationsprivilegs, ob ich gleich in Anfehung der mächti, 
gern Neichsftände weniger dagegen zu erinnern hatte, weil 
ich es für unwahrfcheintich halte, daß ein Dikafterium von 
12 oder mehreren Räthen das Necht zum Vortheil des Fiss 
tus beugen könnte, 

e) Wie man. aber auch bei —* Heichsftänden 
manchmal die Negierungss und Szuftizkollegien zu umgehen, 





*) Wie energifc Herr Profeffor Behr diefen trauerz 
"vollen Zuftand zeichnet, mag man bei ihm felöft $. 55 ©. 
178, 179 lefen.: Eine Mojeftät aber, die fo weit herunter 
getommen ift, tage niche einmal mehr fir einen Protektor, 
und es fünnte den Bundesfiicften mit einer folchen ſelbſt 
nicht einmal gedienet Ben 
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den Handel aus dem Kabinett einzufeiten fuchte, tft gewiß 
feinem Geſchäftsmanne unbefannt. 
d) Wie aber der Menfh nur zu oft zu feyn oflest, 
das weil am beften der Menfch, und wenn das Lit. a-—c 
Bemerkte kein Roman ift; fo. weiß man es auch, wie es 
mit den PDrozeffen der Unterthanen gegen den Fiskus gieng, 
zu einer Zeit gieng, in welcher man den Laiferlichen Adler 
wenigftens noch in etwas zu fircchten hatte. Mach unferer 
bermaligen Bundesverfaffung ift nun fogar auch diefer letzte 
Faden wenigſtens noch zur Zeit, wie abgefchnitten. Mit 
Vorbeigehung der nicht privilegirten Unterthanen, die an eis 
nem Amt, Kofs und Dberappellationsgerichte gewiß genug 
haben, daſelbſt Recht empfangen werden, empfangen müſſen, 
weil fie in allen Zweigen, der Oberhoheit unbedingt um 
tergeordnet find, bemerkte ich nur meine Be in — 
der Standesperen. 
$. 13. | EE 
| Es mag auf den erften Einwurf wohl feyn, dab 
der Charakter der Standesheren eine Subjeftion unteritelle, 
aber diefe Subjektion ift doch nicht abſolut, oder, wenn 
auch abfolut, doch menigftens auch abſolut modifizi 
vet. Wenn 5. B. der Souverain vom 26. und 27; $. der 
Bundesafte eine andere Auslegung macht, als der Standes 
. herr; fo ift doch ein Streit in der Mitte itber den Sinn 
diefer Akte. Wie könnten aber die Landesgerichte diefen 
Streit mitteln, da fie zur Fertigung des Aktes gar nicht 
konkurrirten? Zwar blieb ihnen das Recht einer dokırinellen 
Sjnterpretation; wenn aber die Standesheren behauptet, 
diefe paffe auf den wahren Sinn der Akte, wie die Fauſt 
aufs Auge: follen fie gleichwohl ruhig feyn, und wird fiche 
der Protektor gefallen laffen, fih einen Sinn bdoftrinaliter 
interpretiren zu laffen, an den fein Herz nicht gedacht haben 
mag? noch mehr, welches gerade feinen Gefinnungen ent 
gegen ware? Daß unter folhen Umſtänden ein Bundesẽge⸗ 
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richt nũtzlich, ja zur Erhaltung des Zutrauens zwiſchen 
dem Souverain und dem Standesheren nöthig ift, daran 
zweifle ich gar nicht. Wie diefes Bundesgericht eingerichtet 
werden fol, ift hier nidye meine Sache, genug iſt es eins 
weilen, daß alle Mitglieder des Bundes daran Theil nehr 
men müſſen, und daß bei etwa gleichen Stimmen der Pros 
teftor den Ausfchlag müßte geben können, *) den er ja 
felöft nach der Bundesafte in mehreren anderen Fällen giebt, 
und welches Recht ihm auch um fo gemiffer zukommen 
mögte, als nur Er allein auf der einen Seite ftand, da 
alle übrigen Verblindeten auf der andern fanden, und als 
nur Er am beſten beurtheilen kann, was und wie Er die 
fes oder jenes den Standesheren erhalten wiffen wollte. 

. Die Frage auf den weiten und dritten Eims 
wurf erhält fhon ihre Erfedigung aus dem bereits Ber 
merften. Der Protektor beſchützt nicht nur die Souverainis 
tät, fondern auch die Rechte der Standesheren, überhaupt 
die Bundesakte, in welcher diefe Gerechtfame belaffen find. 
Er Hört nicht auf Protektor zu feyn, wenn Er eine Urkuns 
de, an welcher er fo vorzüglichen Antheil hat, durch fich 
feibft oder durch ein eigenes Gefammtgericht erflären * und 
den Streit durch dieſe Erklärung aburtheilen läßt. Noch 
weniger hat fih der Souverain zu beflagen, wenn der Pros 
teftor mit den übrigen Souverainen den Streit durch au 
thentifche interpretation fehlichtet, denn es fommt ja wahrs 
fich nicht darauf an, wie ein Souverain die Urkunde 1806 
verftanden habe, fondern darauf, wie auch der Sinn der 
fämmtlihen Verbündeten war. Auch ift es gefehlt, 
wenn der vorigen Neichsgewalt unter dem Vorwande, fie 
erfcheine auf diefe Art wieder unter ihrer alten Geftalt, ein 





— — — 


*) Dieſes iſt dem, mas der Kerr Verfaſſer $. 31 ©, 
117 unter Buchſtabe WW und YY — ganz, wenigſtens 
analogiſch gemäß. 
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Vorwurf gemacht werden will, Denn außer dem, daß der 
Protektor, wenn die Souveraine unter fid) uneinig werden 
follten, (ein Fall, der nicht ausbleiben dürfte) einfchreiten 
müßte, und abgejehen von dem, daß Er. dann im Grunde 
und im Weſen nur. das ausübte, was die deutfchen Kaijer 
unter folhen Umftänden nach der Konſtitution ausgeiibt has 
ben, muß man auch- bedenken, dab die Landesgerichte ohne 
hin nocd immer mit den Streitigkeiten der nicht privilegies 
ten Uinterthanen die Hände voll zu thun haben, mobei ich 
die Anmerkung nicht unterdriicken kann, daß wir Reichsge—⸗ 
fege . haben, die fih megen ihrer. Billigkeit, wegen ihres 
darin herrfchenden Scharfjinns mit. den Gefegen aller Via; 
tionen meſſen fönnen, und daf man nicht wohl thue, ‚wenn 
es zur Sitte werden follte, noch länger verächtlihe Blicke 
darauf zu werfen. Die Frage: ob 

auf.den vierten Einwurf ein Bundesgericht mit dem Bes 
griff von Souverainität in Harmonie zu bringen fey, ift ebenfalls 
meiner Einſicht nach fehr leicht. Iſt ja der Begriff eines Protek⸗ 
tors, der fich doch Einfchreitungen erlauben muß, nicht ges 
gen den Begriff von Souverainität: wie follte es denn der 
eines»Bundesgerichts feyn? Findet der Kerr Verfaſſer in 
den. 69. 7ı und 72 fo viele Einfchränfungen für die Sous 
verainität zu läftig, ja! kann die Souverainität mit allen 
den Einjchräntungen beftehen,, deren die Bundesakte ſelbſt 
fo häufig erwähnt, fo bekräftigte mich dieſes vollends in der 
Erheblichkeit meines Zweifeld. Zwar. enthält die Akte nicht 
alles, gar vieles nicht; es war aber auch diejelbe fürs Des 
tail nicht angelegt, und das ift eben die Urſache, aus weis 
cher fie uns mit Nachträgen tröfter. 

Auf den fünften Einwurf. Kat man — an 
dieſem würdigen Regenten der berühmten Naſſauer nicht 
andere weit glänzendere Eigenſchaften, die ihn über viele ev; 
heben? daß derfelbe in den Streitigkeiten der Unterthanes 
im Zweifel gegen den Fiskus gefprochen haben will, iſt zivar 
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gut und auch lobenswürdig, iſt aber doch etwas, was ſchon 
vor mehreren Jahrhunderten heidniſche Kaiſer eben ſo ganz 
unumwunden verordnet haben, wie ſich das ſchon im gten 
Heft des rheinifchen Bundes $. 17 ©. 576 in der Sten 
Note angemerkt findet. Ich laffe duch dieſe Verordnung 
für die nicht privilegirten Unterthanen als ein Muſter red⸗ 
licher Regenten paſſiren, aber in Rückſicht der Standes— 
herrn? Hier meine Bedenklichkeiten ohne allen Rückhalt. 
Die Paziszenten des rheiniſchen Bundes haben für guet des 
funder, Souveraine von verfchiedenem Gewicht aufzuſtellen. 
Nach des Herrn Meofeffors Darftellung $ 17 har j. B. 
der König von Baiern 1,66 I: Meilen "in Land, an Bes 
völferung 3,250,000 Seelen, an Nebeillieh 21 Millionen 
Gulden, der Souverain dagegen z. B. von Hildburgshaufen 
von allem dieſem bei weitem nicht den zwaͤnzigſten Theil. 
Andere haben von allem 'nody weit · weniger. VBedente' man 
nun, wie es möglich iſt, daß z. DB. die minder Gefegneten 
ı) Untergerichte und dabei zugleich 9) völle und mie tüch⸗ 
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tigen Männern verſehene Ober-Inſtanzen immer verſehen 


unter denen die Böſen, wenn ſich etwa auch ſolche eingeſchli⸗ 
chen haben ſollten, durch die Beſſern im Zaum gehaiten 
werden? Man ſetze nun weiter, der "Nachfolger eines” fo ge⸗ 
ring geſetzten Souverains wäre auch noch ein Freund von 
ungebundener Willkühr, der Direktor des Oberappellations⸗ 
gerichts wäre ein Taugenichts (gegen dergleichen Leute nicht 
einmal beide mächtigen Neichegerichte geſichert waren) der 
eine Rath wäre ein Dummfopf, der andere ein Saherr, 
entweder aus Apathie gegen alles Denken, oder aus Furcht 
mit den Seinigen an Bettelſtab befördert zu werden, und 
ſolch ein Souverain beging Ungerechtigkeiten gegen den 
Standesherrn, erklätte z. ©. den 27. Art, der Bundesakte 
15. 
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durchaus nad) feinem Intereſſe 1c., wird wohl der Standes 
here in dem gegebenen Falle und andern ähnlichen Fällen 
nicht Angftlid um den Ausgang werden ? Sch glaube zwar 
. immer, daß alle Souveraine gleiche Nechte behalten müſſen, 
weil dieſes Buchſtaben und Geiſt der Yundesafte fo mil, 
glaube aber dagegen aud), daß die Standesheren unmöglid) 
gleiches Zutrauen auf fo ungleich beſtellte Gerichte ſetzen 
rdönnen. Es wäre daher ſehr zu wünſchen, daß die Könige 
und Großherzoge, die gewiß nichts von einem gut befeten 
Bundesgericht für ihre Gerechtſame zu befürchten haben, 
duch Errichtung eines folchen den übrigen vorangiengen, 
ſollte es auch nur der Erhaltung des Zutrauens wegen zwi⸗ 
ſchen Souverain und Standesherr ſeyn, bei welchem der 
ganze Staat weit mehr, als mancher zu glauben ſcheint, 
intereſſiret, ja bei welchem der ganze Bund intereſſiret iſt. 
Dieſe Behauptung iſt zwar ſtark, aber gleichwohl wahr, 
weil eben die Fälle, die nad der Gefchichte in mehreren 
Staaten. oft und, wirklich gefchehen find, mit vollem Rechte 
unter die ‚leichten Möglichkeiten gefeßt werden dürfen. 
G. 14. Siebente Bemerkung. | 
Im $. 146. nennt Herr Profeffor Behr den Kern 
geheimen Rath Brauer als den Schöpfer des Ausdeudd 
Standesherr. Ich kann ihn dagegen verfihern , daß 
dieſer Ausdruck in andern Gegenden Deutſchlands bekannt 
war, bevor des Herrn geheimen Raths Brauer Großyvater 
das Licht der Welt erblickt hat. Was liegt aber daran? 
Herrn Profeſſor Behr gefällt aber weder der Ausdrud 
Standeshere noch jener mediatiſirt, wofür er frei⸗ 
lich auch ſeine Gründe hat. Hier im 4. 146. ſchlägt er 
daher einen andern vor, nämlich privilegirter Herr, 
deſſen er ſich auch in die Zukunft nur bedienen will, weiter 
fort, nämlich im $. 166, neigt ſich derſelbe in Betreff der 
Standesherrn zu dem generellen Ausdruck: Staatsbeam— 
ten, indem fie dieſes nur eigentlich wären: 
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ı) Ehriftian Thomafins ſagt: verba valent, 
sicut nummi , und wer diefes recht bedenkt, dem follte, 
denke ich, die Neigung zur Wortmünzerei fo ziemlich verges 
hen. Treibt man die Sache zu weit; fo befommen die Bes 
griffe am Ende, dem Monde gleich, Höfe, laufen zufammen, 
wie die bösartigen Blattern,, und da giebt es dann das 
Ding, weiches man im phyfiichen Sinne Fragengefiht nennt, 
ein Ding, in Anfehung beffen man zweifelt, ob es zum 
Menfchen s oder Drang » Outangsgefchlecht Flaffifizire werden 
fol? Es ift auch 

2) ſchwerlich noch ein Publizift in Deutfchland , der 
mie den Ausdrücken: mediatifirt, Standesherr 
(zugegeben, daß mediatiſirt nicht philofophifch richtig iſt) 
nicht die achte neu flaatsrechtlihe Begriffe verbinden follte ; 
laſſe man fie alfo. Diefes ift wohl dermal 

3) um fo billiger, als fih die [Souveraine in ihren 
Deflarationen (man fehe 3. B. das Ste Heft des rheinifchen 
Bundes ©. 372., dann &. 464. u. f. w.) der Ausdrücke 
Standesherr ꝛc. bediener und diefelben auf diefe Art eine 
gefeglihe Sanktion erhalten haben. Dder wollte man 

4) dem Souverain zumuthen, diefer Ausdriicke wegen, 
alle Deklarationen, und ihre gefchehenen Nachträge umdrußs 
fen zu laffen; fo würden gewiß wenige auf der Seite bieſer 
zumuthenden ſtehen wollen. 

5) Der von Herrn Profeſſor Behr gewählte Aus 
druck: Privilegirter Herr erichöpft fchwerlich den neu 
publiziſtiſchen Begriff. Auch’ die Ritter find privilegire, 
und wie viele andere giebt es deren noch, dermal befonderg, 
auch in. Frankreich ? der Ausdrud: Standesherr, d. h. 
ein Herr, der durch die Bundesafte, alfo durch ein 
BundessGrundgefeg, unter Mitwirkung aller 
Souveraine und des Proteftors als vormaliger 
Neichsftand , vor allen andern privilegirtem Ständen des 
Staats, die nur jeder einzelne Souverain, mit weniger 
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Eingefchränttheit muftert, auf eine ganz vorzügliche Art 
ausgezeichnet, dergeftalt ausgezeichnet ift, daß es in der Will 
führ des Souverainen nicht ſteht, in ihm. Wefentlichkeiten 
zu vernichten , könnte alfo wohl, und müßte billig beibehal— 
ten werben. Es gilt 

6) dem Heren Profeffor zur Vermeidung. der Anomas 
lien um Beibehaltung der fogenannten formellen Staats 
einheit: Wollte er fih aber erinnern „ daß die phyſiſche, 
politifye, moraliſche, id) meine die. geiftliche und weltliche 
Verhältniſſe taufenderlei Anomalien diefer , und leider !: oft 
von einer weit fehädlichern Art hat, die man doeh auch nicht 
vermeiden kann, daß fie felbft in der Bundesafte Anomas 
lien, nody mehr, daß fich dergleichen fogar in der fuftemati; 
fhen Darftellung , wenigftens nach meiner Anſicht, finden; 
fo dächte ih, man ließ die Ausdrüde, wie fie nun einmal 
ſind. Wenn er nun aber 

7) die Standesheren mit Stantsbenmten paralleliſiren 
will, und dieſes alles ebenfalls um der formellen Staats— 
einheit wegen, ſo denke ich, die Sache wird noch viel 
weiter über die Gebühr getrieben. Ein Standesherr iſt 
doch wohl ein ganz anderes Weſen, als ein Staatsbeamter. 
Die Annahme des letzteren, und viele behaupten ſogar, 
ſeine Beibehaltung, iſt Gnade des Herrn, er leiſtet 
eigene Dienſte, bekommt eigene Beſoldung, leiſtet einen 
Dienſteid, kann, je nachdem es kommt, amovirt werden, 
u. d. mehr. Ein Standesherr weiß von allen diefen Ver: 
bältniffen nichts, : Sein Wefen ift in der Fundamentals 
Bundesurfunde aus Gefühl für Recht geheilige, er 
ftellt Beamten, fogar. ganze Dikafterien an, die Untertanen 
feines Standesgebiets ſchwören ihm durch einen £ürperlichen 
Eid. Treue. 

Er hat das —— 9 und aa 

Er hat dabei nicht nur in der. Bundesafte, fondern auch 
in allen Deklarationen der Souveraine Rechte, an welche ein 
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Staatsbeamter aus folcher nicht‘ denken darf, wohin 3. ©. 
gehört, daß er in peinlichen Fällen nur von feines Gleichen 
gerichtet werden darf, daß ihm felbft nach der Meinung des 
Herrn Profefor $. 171. ©. 467. der Nang vor allen 
Staatsbeamten (welches auch der Fall der Bifchöfe feyn 
muß) gehöre. Und nun gleichwohl die Standesherrn mit 
den Staatsbeamten der fogenannten formellen Staats 
gleihheit wegen vermifhen! *) Durch dieje Vermis 
fhung die fchöne und richtiee Lehre feines $. 158. in Kon⸗ 
traft ftellen! nah welchem der Herr Profeffor mit vielem 
Nechte felbft behauptet: »daß Falls ein Standesherr vor 
»dem ıaten July 1806. in dem Gebiete feines Souverains 
»durch eine Servitut die Juſtiz verwaltet hätte, er darinn 
»von dem Souverain nicht beeinträchtigt werden dürfe, « 
eine der formellen &Staatsgleichheit entgegenftehende Bei 
hauptung, die genug zeigt, wie heiflich das fogenannte phis 
Iofophifhe Grüblen über derlei pofitive Nechtsmaterie if. 
Mir Hat daher in diefem Betreff nie etwas beffer gefallen, 
als Maille's Aeuferung bei Ablefung der Konftitutionsurr 
tunde im Auguft 1795, fie heißt: »Die Einrihtungen 
sim Staate laffen ſich niht auf methaphyſiſche 
»Spefulationen gründen,« **) und wenn man dabei 
bleibt, fo kann Pielfchreiberei über diefen Punft gemächlich 
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=) Formen, ſagt der Verfaſſer der Materialien 
zur Gefchichte der Sjahre ı805, 1806, und * von einem 
Preußen, Frankfurt und Leipzig 1808. S. ſind für 
Mittelmäßigkeiten erfunden, Abe las unfere 
edfe Souveraine gewiß ſehr weit erhaben find. 


**) Der Verfaffer des Buchs: Geiſt der juridifchen Lis 
teratur von 1796. Göttingen 1797. (0b es gleich nur ein 
Bändchen von einigen hundert Seiten ift, enthält mehr 
wahre Weisheit, als manche Folianten von mehreren 1000 
Seiten) meint ©. 111. »bei folchen Wahrheiten feyen Fran 
»zöfifche Autoritäten mehr werth, als Deutſche.« 
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gefpart werben. Uebrigens fee ich noch Hinzu, daß mir der 
Ausdruck: Staatsbeamter eben fa unangenehm auffällt, 
als dem Herrn Verfaffer der Zintelſche Ausdruck von den 
Bundesftaaten, die er Föderativmonarcdie nennt, mit 
Mecht aufgefalen. ift, mit dem großen Unterfchiede jedoch, 
daß der Ausdruck: Föderativmonardhie eine Weleidigung 
gegen alle Bundesfouveraine ift, die von einer Monarchit 
weder etwas wiſſen wollen, noch können, da im Gegen 
theil der Behriſche aus veinen Quellen, aus unfchuldigen 
Sefinnungen fließt, im Grunde auch, obgleich meiner Anı 
fiht nach falſch, doch unſchädlich iſt. 

$. 1s6. Achte Bemerkung. 

Wenn es dem Herrn Profeſſor im $. 176. ©. 47. 
ebenfalls anſtößig fcheint, daß die Standesheren den Reſt 
ihrer belaſſenen Gerechtſame aus analogiſchen z. B. ſolchen 
Gründen bilden, aus denen die Kurfürſten von Trier, 
‚der Fürftbifhof von Speier, die Käufer Hanau 
Lichtenberg und Heffen:Rotenburg unter der Sou⸗ 
verainirät von Frankreich mehrere Nechte genoffen haben, 
als man dermal den Standesheren unter der deutſchen Sou— 
verainität belaffen will; fo kann ich mit meinen Bemerkun⸗ 
gen, wie fehr ich mich mit ihnen einſchränken werde, nd 
immer nicht einhalten. 

&. 477. führe bderfelbe als Urſachen an: „Niemand 
önne dafiir bürgen, was für Anfihten und viel 
»leiiht eigene Rückſichten die Könige von ihrer Som 
sverainität und zum Nachgeben derſelben gehabt hätten; 
daraus habe alfo ein analogifches Argument nicht Fat 
swenn nicht die Standesherrn das Statthaben gleicher An⸗ 
oſichten und Rückſichten nachweiſen könnten.« 

Hierauf nun meine Zweifel. 

1) Wenn je ein König in der Welt eine richtige Anı 
ficht vom Gehalt und Umfang der Souverainität hatte, ſo 
war es Ludwig XIV. (die Geiſel Deutſchlands und fein 
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eigenen Nation) und feine Minifter. War e) etwas an ber 
Anfiht zu tadeln, fo war es der Umſtand, nicht, daß er 
ihr etwa zu enge Gränzen, fondern daß er ihr fie vielleicht 
zu weit ſetzte. War auch 5) je ein König, der fih im 
Grunde fehr wenig um Rückſichten, befonders, wenn es 
deutfche Gränzfürſten betraf, bekiimmerte, fo mar es ebens 
falls Ludwig XIV, und diefes fann man auch von feinem 
Nachfolger fagen, nur mit dem Unterſchied, daß leBterer 
mehr Empfänglichkeit für Necht-und Billigkeit hatte. Die 
Anſichten und Rückſichten beftanden alfo blos darinn, a) von 
der Souverainität nicht einen Nagel breit abzumweichen, b) 


den deutfchen Fürſten dagegen auch nichts zu nehmen, was 


außer der Sphäre der Dberhoheitsrechte lag. Verlangen 
nun aber die dermaligen Standesheren von den Souverais 
nen, ihren ehemaligen Mitftänden, nicht mehr, und bürs 
fen fie von denfelden auch nicht weniger hoffen, als felöft 
die Könige von Frankreich gegeben haben, bauen fie ihre 
Hoffnungen auf derlei analogifhe Schlüffe, fo finde ich dars 
an nichts, außer nur etwa das zu tadlen, daß fie fich nicht 
viel mehr immer auf Buchſtaben, Geift und Zweck ber 
Bundesurkunde feldft beziehen, weldhe den Souverains und 
den Standesheren ihre Portionen mit einer gewiß jedem 
Denker auffallenden Umſicht zugemeffen hat. 

Sin Betreff der von ihnen in Nückficht der Grafen von 
Fugger, dann Heffen: Rotenburg benußten analogifchen Ars 
gumenten wird man doch auc nicht behaupten wollen, daß 
der König von Baiern, welcher fo viele mufterhaft 
durchdachte und Humanität athmende Geſetze Deutfchland 
vorlegt, oder daß der vormalige Beſitzer von der Heffens 
Kaffelifhen Linie, der gewiß in Allem, was feine 
Intereſſen betraf, fehr fcharfe Linien zu ziehen verftand, 
feine richtige Anfichten , oder wohl andere Rückſichten, als 
jene, welche das Gefühl von Humanität abzwingen, gehaöt 
hätten. Den Standesheren alſo die Stoffe, die die Ruinen 
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ihrer ehemaligen Hoheit als ber verlierende Theif, 
nur zuſammen lefen wollen, zum Vortheil der gewinnens 
den Souveraine aus den Händen philofophiren wollen, 
das geht, fo Scheint es mir, wenigftens zu „weit, viel zu 
weit, befonders da das Nachweiſen der Rückſichten, wenn fie 
anders interpretirt werden wollen, ald es eben von mir 
Lit. a. und b. geſchah, die Grenzen der Möglichkeit übers 
fchreiten würde. 
$. 16, Neunte Bemerkung.. 

Sm $. 176 heifit es: » Die Unterthanen der Standes 
»herrn, welche letztere ſelbſt Unterthanen der Souveraine 
»wären, könnten nur Unterthanen der Souveraine ſeyn, 
»in Rückſicht der Standesherrn könnten fie nur im Ver: 
»hältniß der Amtsuntergebenen gegen einen Staats— 
»beamten ſtehen, weil ſonſt die Souverainität nicht vollſtän— 
»dig wäre.« Ob nun gleich der Herr Verfaſſer kein Freund 
von. analogifchen Argumenten iſt, wie das im vorigen Abfaß 
Angeführte zeigt, fo finde ich doc hier für räthlich, mid 
eines folchen zu bedienen. Nach der Hochjeligen Reichsver⸗ 
foffung waren alle Reichsſtände auch als Reichsſtände Uns 
terthanen Kaifers und Reichs, und dieſe letztere litten es 
gleichwohl, als, wohl zu merken, ganz unumſchränkte Sons 
verame, daß die Stande ihr Volk Unterchanen nennen durfs 
ten. Sch fühle es zwar gar wohl, daß fich gegen dieſes 
aus der Analogie genommene Are: ment Auswege anbringen 
laſſen. Sch, Habe es aber zum Glücke mit feinem Sophiften 
Hippias zu thun, und ich verweife im Falle der Noth auf 
die erſte Note des 14. 6. und auf das. daſelbſt im Texte 
von Maille geäußert. Dabei frage ih nun noch: Wie foll 
man diejenigen Menſchen, um ſie z. B. von den Alt Heſſi⸗ 
ſchen zu unterſcheiden, nennen, die im Neu: Heſſiſchen, ich 
meine die, welche im Solmſiſchen, Erbachiſchen, Wittgenſtei⸗ 
niſchen wohnen? Etwa neuheſſiſche Unterthanen? denn 
müßte man aber doch, wenn von einer charakteriſtiſchen 
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Qualität die Rede wäre, dazu feßen, neu Heſſiſche Unterthar 
nen aus den Solmſiſchen, Erbadhifhen Gebieten. Ueber 
das Wort Gebiet ließe fih auch etwas philofophiren, wel⸗ 
ches aber der Herr Profefor noch zur Zeit unangetaftet 
läßt. Menigftens drückt das Wort Amtsuntergebene den 
rechtlichen Sinn. auf feine Weife aus, denn das find fie 
auch in Nückfiht der Reſervatbeamten und jedes, anderen 
Staatsbeamten *). Allenfalls werden die Refervarbeamten 
fir das Sjntereffe der Souveraine bergeftaft zu forgen- wijs 
fen, daß der alte Ausdruck 3. B. Solmjer Unterthanen wes 
der zum Nachtheile des Souverains, noch daß fonft derfelbe 
in Unordnung, Rebellion ıc. ausarte.. Daß aber die Negens 
ten mit unverdorbenen Köpfen und veinen Kerzen weit 
brauchbarer fir die praftiiche Welt find, als manche fonft 
in der That gelehrte Männer, kann man im KHeflifchen fe: 
ben. Darin find z. B. die Sanerben des Böfeder 





*) Ich Habe doc wohl den großen Unterſchied zwifchen 
Staatsoeamten und- den Standesherrn angedeutet. Kerr 
Profeſſor Behr muß wohl doc feldft einen folchen gefühs 
let haben, denn wenn er im $. 157 ©. 508 verfichert, »die 
» Standesheren feyen in der’ Reihe der Staatswürden um 
peine Stufe tiefer zu feßen, als der Souverain,« fo. denke 
ich, dieſes enthalte hinlänglih feine Sefinnungen. Es hat 
aber zwijchen Negenten und Staatsbeamten, welche zwar 
auch in die Klaſſe privilegirter Interthanen gehören, gar 
feine Stufenveihe ftatt (denn fie fängt eben erſt von dem 
Staats: camten an, und geht dann weiter hinunter), Will 
man alſo die Standesheren den Prinzen des Haufes gleichs 
ftellen, jo wird das gar feine Anomalie feyn. . Mit vielem 
echte nennet der Here Profeffor die Qualität des Standess 
herren eine Staats wür de, denn fie ift eine Bundesfundas 
mentalgegriindete Staatswilrde, welche feinem Staatsminis 
ftev als folchem beigelegt werden kann. In Betrachtung als 
(es dieſes fiel es mir auf, daß man den Standesherrn nur 
die Benennung von Ötaatsdienern eingeftehen, ihre Unterges 
bene nicht einmal mehr ihre Unterthanen genannt haben 
wolltee. — EI 
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Thals, die Herren von Rabenam xc,, die fehon feit lange 
der heſſiſchen Landeshoheit unterworfen find. Man hat aber 
immer die Bewohner diefer Ganerben die Unterthanen der 
Herren von Böſeck, von Rabenau ginannt, und es ift 
in biefigem Lande noch Niemand eingefallen, daß deswegen 
die heſſiſche Landeshoheit wackle, der dermalige Durchlauch— 
tigfte Souverain unferes Heſſenlandes ſchläft eben fo ruhig 
bei diefer Gefahr. Yu der ſchon mehrmal angeführten 
Signatur vom 2o. Juni 1806 bediente er fih Nr. ı der 
Ausdrücke (die Nede iſt von Standesherrlichen Untergebe 
nen) »Wollten Wir, daß die Untertbanen in den flan 
»desherrlihen Bezirken den Standesherrn ein förmliches 
» Geliibde mittels körperlichen Eides nah folgender Formel 
»leiften und ablegen follen. « 

Der Herr Profeffor har dagegen am angeführten Orte 
noch die Bedenklichkeit, indem er meint, daß der Ausdrud 
Unterthanen der DVollftändigfeit der Souverainität zu 
nahe trete. Wegen der Vollſtändigkeit habe ih mid 
aber fchon genug geäußert, *) und fo wie man fich gegen 





*) Doc nur noch ein mweniges über die Voll ſtändig⸗ 
Feit der Souverainität. Der Here Verfaffer findet es 1) 
$. 26 S. 86 der &Souverainität, und zwar mit Nedt, 
nicht abbrächig, daß der Protektor im Mothfalle gegen jeden 
Souverain, wenn Umftände dazu auffordern, mit Gewalt 
einfhreiten darf. Ferner findet es Dderfelbe a) 66. 70. 7! 
&. 220. 22ı der Sonverainität nicht nachtheilig, daß Falls 
die Landeskonftitution, Beibehaltung der Landflände, über 
welche er $$. 69 — 74 fehr gute Sachen fagt, und deren 
Konſens bei Steueranfägen erfordert, er zu deren Reſpekti— 
rung verbunden fey. Derfelbe äußert 5) $. 108 ©. 324 
‚wörtlich: »Daß die Souveraine gleichwohl feine volle 
»Negentengewalt, Feine Souverainität in ihrer 
»gangen Fülle, mit einem Wort, feine wahre Macht— 
»vollkommenheit befißen.« 

Derfelbe ſchreibt weiter 4) $. 105 &. 318 » Daß dat 
»den Standesheren im Art. 27 der Bundesakte Ueberlaſſene 
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das zu Nahetreten im Heſſiſchen nicht fürchtet, fo wird 
diefes auch der Fall im Großherzoglich MWürzburgifchen, und 

allen übrigen fouverainen Staaten feyn, und ich denke das 
bei, daß Falls den Standesheren von den Souverainen 

nicht zu nahe getreten wird, die festen ganz ruhig ihr Haupt 
aufs Schlummerfiffen legen können. | 
$. 17. Zehnte Bemerkung. 

Sin dem $. 186 behauptet der Herr Profeffor: » Leber 
»die Vererbungss und Difpofitionsweife der Standesherrn, 
» wenn 3. B. die eine Linie, oder wohl gar der ganze 
> Mannsftammsausd@ftorben, und wenn diefes auch der Fall 
»der Weiber fey, was und wie der oder die Letlebende 
»vererben, oder fonft dariiber difponiren können, Babe bie 
» Bundesafte nichts beſtimmt.« Wahr! aber die Bundes 
afte konnte und wollte fein jus privatum principum, oder 
jus familiarum illustrium ſchreiben. Sie griff nur dag, 
was zum Bundesorganismus gehörte, mit zwar generellen, 
aber doch Meifterzügen auf, und zwar deswegen nur, weil 
für deriei Rechte fhon die Familienverträge geforgt hatten, 
die fie nicht aufheben wollte. Zwar gieng in Betreff der 
Standesheren der arte Artilel der Bundesakte mehr ins 
Detail, und indem fie noch dabei den generellen Ausdruck: 
et autres semblables, anfing, fo fonnte wohl mit Fug 





»als ein Reſervat zu betrachten fey, wodurch die Voll— 
» ftändigkeit der Souverainität als Regel nichts , leide, viek 
»meyr Bekräftigung erhalte. « 

Sch will alfo, wenn ich auc weiter nichts anmerken 
mag, dos) dag Wenige nicht unterdrücken, nämlich , daß ich 
es ganz und gar nicht einiehe, wie man aus den Auss 
dritcken Unterthan fo viel Aufhebens machen könne, wenn 
man sich gleichwohl genöthigt ficht, den Abgang von fo viel 
weientlichem in der Souverainität einzugeftehen,, ‚und 
wenn man aus Souverainitätsvolllommenheiten, 
Fällen, Machtvollkommenheiten Schlüſſe zieht, von 
denen man ſelbſt die Vorderſätze nicht zugiebt. 
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unterftelft werden, daß fiir alle übrige ftandesherrliche Rech— 
te, wie fih der Text ausdrückt: » non essentiellement in- 
»herens a la Sauyerainete« gejorgt fey, aljo gewiß auch 
fir die Familienverträge, welche doch wohl unter den. im 
Art. 27 den Standesheren belaffenen droits seigneuraux 
et feodaux begriffen find. Dabei werden die Standeshetrn 
gegen alle Schmälerung der ihnen belaffenen Rechte ger 
fiheet, pofitiv vertwahrer, ja! wenn ihnen am Ende des 
rt. 27 pofitiv beſtimmt ift, das Ihrige bedingt zu ver 
faufen,. fo darf man doch wohl diefeg eine pofitive 
Beftimmung nennen, und, es hatkk dann, wenn meine 
Induktion vichtig iſt, der Herr Profeſſor darin nicht fo 
ganz recht, daß fiber die Vererbungss und Difpofitionsbefug: 
niffe die Bundesakte nichts Poſitives beſtimmt Habe. — 
$. 16. Eilfte Bemerkung. 

Sie betrifft nicht nur meinen eigenen, ſondern auch, 
wie ich verſichert zu ſeyn glaube, den Dank manches andern 
für die guten und im Ganzen reinen Grundſätze, die der 
Herr Prof ſſor in ſeinem Werk über den rheiniſchen Bund 
hin und wieder aufgeſtellt, und — was noch nicht in der 
Geſtalt geſchehen war, ſyſtematiſirt hat. Wenn derſelbe das 
bei in den $$. 187. 188, dann aber insbeſondere 199 durchs 
aus vein patriotiſche, feinem Herzen Ehre. dringende Gefins 
nungen äußert; wenn er zu Erhöhung und Befräftigung 


*) » Sn dem vorhergehenden 6. 184 redet der Verfaſi 
»fer vom Heimfallsreht der Standesheren, freilich 
snicht in dem Sinne, wie es dermal ausgeübt wird. Ich 
»habe das Herz ganz voll über diefe Ausübung, und könnte 
» deswegen dariiber ehr. viele Anmerkungen macen. &s 
» mögen aber die Thränen, welche eine grojie Menge von 
» Familienvätern, Wittwen und Waiſen darliber , wie au 
»über andere dergleichen Benehmungen meinen , ftatt eines 
»— Commentars bienen! ob es gleich zu wilnfchen wäre, 
»Daß fich auch der Proteftor mit den Souverainen Ddiefer 
» Angelegenheit auf eine fchüßliche Art annähmen. « 
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berfelben auch noch die Rezenſion in der Jenaer Allgemeis 
nen Litteraturzeitung befonders Nr. 500, und'dabei die-ges 
haltvollen Gedanken des : feharffinnigen Staatsraths von 
Müller anszieht;-fo muß wohl in jedem deutfchen Her—⸗ 
gen der feurige Wunſch ausbrechen: möchte doch die Vorſe— 
hung. diefen Ergiefungen Gedeihen zum Heil der Souverais 
nen und ihrer Unterehanen verleihen! - Möchten fie zugleich 
der deutichen Tugend und. Ehre , die nach und nad) fo-tief 
verwundet worden find, wieder aufhelfen , ihnen wieder Les 
ben geben! Wie ‚meine Anmerkungen, deren ich freilich noch, 
viel mehrere machen könnte, zeigen, ſo habe ich zwar hin 
und. wieder. etwas andere Anfichten, wiederhole aber dabei, 
daß die meinigen nur als Zweifel gelten follen, indem ich 
an mänche andere Infallibilität nicht, an ‚meine eigens; ‚aber 
am wenigſten glaube. 

‚habe id) dabei nun noch etwas mehr auf'm Herzen, 
fo. möchte ‚es. etwa in Folgendem . beftehen. 

1) Wenn ic) zuweilen aus Schriften Gemerfe, daß die, 
Sefinnungen mancher Standesheren mit dem Geifte, dev, in 
den Deflarationen einiger Souveraine herrſcht, nicht in 
Einklang ſtehen, wenn ich dabei gar zu fühlen fürchte, den 
ftandesherrlichen Rechten werden hin und wieder zu ſcharf 
zugeſetzt, wenn ich dabei Folgen vorauszuſehen glaube, die 
zu feiner Zeit übel werden können. — Wie? und unter wels 
chen Umftänden? das gehört nicht hieher; — fo möchte ich 
wieder das in Erinnerung bringen, was der anonpmifche 
Verfaffer im gten Heft des rhein. Bundes ©. 377 Nr. 7 
und wie es mir fcheint, aus ganz reinen Abfichten zu ers 
kennen gegeben hat. Nur von Feiner, Seite, wenn Harmo, 
nie herausfommen fol, den Bogen zu hoch gefpannt ! 

2) Die Vorfehung erhalte aber den Proteftor des rhei— 
nifhen Bundes mit deſſen Mitpaziszenten, die wir alle von 
fo verehrungsmwlirdigen Seiten kennen, aber auch fie find 
als Menſchen der Sterblichkeit unterworfen. Wie aber, wenn 
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eines, befonders des Protektors Nachfolger andere Anfichten 
vom rheinifhen Bunde hätte, ein Freund von formeller 
Staatseinheit, von arrondiren, kurz von veformiren wäre, *) 
wenn ihm ein Bundesftaat von wenigen taufend [J Meilen 
zu groß, ein anderer von ungleich geringerem Gehalt zu 
Fein fchien, wenn er dann dem einen wegnähme, dem ans 
dern zufeßte, oder gar, wenn er einen Souverain dem ans 
bern unterwürfe, und auf diefe Art einen Souverain in eis 
nen Standesherrn umbildete: dürfte er wohl Magen, wenn 
er in Anſehung deffen, was ibm noch übrig bes 
laffen würde, nad eben den Grundſätzen beurs 
theilet werden wollte, die in feinen eigenen 
Deflarationen, oder in jenen feines Vorfahrers 
aufgeftelle find? _ 

Hat je Chriftus einen Grundfag der heidnifchen Kaifer 
als Naturgefeß aufgenommen; fo war es vorzliglich der: 
quod quisque juris in alterum statuit, eodem. et ipse 
- utatur, Das wird aber, fo wähnen einige, freilih ans 
dere anders, nie gefhehen. Darauf antworte ich nicht, 





*) Man erinnere fih nur an die Projekte, welche vor 
kurzem der Verfaffer der vertrauten Briefe über Preußens 
Verhältniffe 1807 im Bd. 2 S. 60 und 6: zu Tage ges 
fördert hat, und man wird vermuthete oder beffer gefürchtes 
te Möglichkeiten diefer Art nicht, für Chimäre halten, weil 
es immer Leute, befonders Gelehrte, giebt, denen die Welt 
nicht recht ift, und weil es auch Machthaber wenigſtens ges 
ben fann, die derlei Plane goutiren und geltend machen. 
Denn es giebt, wie Herr Profeffor Behr im ıdten Heft 
des rhein. Bundes ©. 155 felbft einbefennet, immer Mens 
fchen, die Hang zum nungedundenen Herrichen haben, fo wie 
er auch $. 42 ©. 155 mit Recht fchreibt: »Da aber die 
» Bundesalieder doch ımmer Menfchen, und weil fie als fols 
»che auch der, der Tendenz des Bundes entfprechenden, 
»Marimen fähig find, es aljo immer möglich bleibt, daß 
»einer oder der andere feine VBundesobliegenheit nicht Ger 
»nüge leifte. « | . 
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meil mir ein Menfchens und ein Gefchichtstenner Einwürfe 
diefer Art nicht machen wird. Gehoft foll es zwar nicht, 
darf aber gewiß gefürchtet werden. Daß Frankreich, 
wenn es will, alles thun kann, das zeigen doch wohl unfere 
Zeiten, und es iſt nicht zu verfennende Wahrheit, daß noch 
kein Regent fo viel Mittel gehabt bat, der Wohlthäter des 
ganzen Menfchengefchlechts zu ſeyn, als Kaifer Napolgon. 
4) Daß die Tendenz, die fonft in Europa herrſchte, 
die nicht war, die fie feyn follte, das hat wohl mancher oft 
mit .blutendem Kerzen bemerkt. Daß Napoleon von der 
Vorfehung beſtimmt zu feyn feheint, dem politifchen Erdes 
univerfum eine andere, eine beſſere Tendenz zu verfchaffen, 
hätte auch ſchon lang vorhergefehen werden können, gefchah 
“aber nicht oder nicht immer, oder mwenigftens nicht von ‚den 
Leuten, die im Apocalyptenblicde geübt feyn follten. Mäns 
ner feiner Art mißt man nicht mit der gewöhnlichen Elle, 
Er ift in allem tollofalifch, und wenn es ihm noch gelingt, 
das Intereſſe Frankreichs und feiner Verbündeten mit jenem 
Englands auf eine Art (nihe blutig und kurz) auszugleis 
hen, daß die Menſchheit dabei, um bie es doch nur eis 
gentlich gelten darf, nicht nur nichts verliert, ſondern ges 
winnt: fo wird man (fchon wirklich ift er uuerreicht!) noch 
mehr umfonft feines leihen in den Völkergeſchichten 
fuchen. | 
5) Was die Zuftandebringung des bdeutfchen Rheinbun⸗ 
des, oder beffer die Palingenefie Deutſchlands betrifft; fo. 
har Frankreich dadurch, befonders dadurch, daß alles auf 
eine unblurige Art gefchah , weit mehr gewonnen , als durch 
die Befigungen Spaniens und Portugals, und — nod) 
mehrerer anderer Länder dazu, wobei es fih auch Hoffen 
laßt, daß Deutfchland felbft nichts verloren habe, wenn 
anders die Sriinde wahr find, die ein anonymifcher Werfafs — 
fer in Nr. ıg des ııten Heftes des rhein. Bundes fir 
diefe Hofnung geäußert, ich meine, wenn er befonders $. 9 
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©. 220 — 923 unter Lit. A — G (dem gewiß ho 
manches beigefeßt werben könnte) einen richtigen Seherblick 
gehabt hat. 

6) Unter diefem großen Proteftor wird der rheinifche 

Bund wie auf einem unerſchütterlichen Felſen gebaut, feſt“ 
ftehen, denn er hat Kraft und Scharfblick, dabei aber auch 
eben fo viel wahres politifches Intereſſe bei feiner Erhal⸗ 
tung, als die Verbündeten ſelbſt. 
Um nun wegen allem dieſem nicht in Sorge feyn zu 
müſſen habe ich im Eingange diefes $. den Wunſch Nr. ı 
geäußert, der eigentlich dahin geht, Souveraine und Stans 
desheren möchten fich in der Güte, ohne alle Einmifchung 
des Proteftors, unter einander ausgleichen. Nach den Ges 
feßen der Potitif (es fommt auf den Zeitpunkt an) können 
die Souveraine vielleicht etwas, Aber ficher nicht viel dabei 
gewinnen, aber Auch verlieren. Diefes kann zwar auch der 
Fall der Standesheren fehn, ob fie gleich fo viel voraus has 
ben, daß nicht viel fir fie verloren werden dürfte, falls mit 
Autentifchen Interpretationen eingeichritten werden müßte. 
 Bei-der Politik kommt es nebft dem fehr darauf an, daf 
man die Srundfüße fenne, die in einem Rabinet einmal an; 
genommen find. Bisweilen vertragen fie ſich gar gut, bis 
weilen aber auch gar fchlecht mit dem Necht, und wenn als 
lenfalls das fogenannte temporifiren zum Kabinetsgrunds 
fag — der eben mit den Negenteh nicht immer ausfticht, 
gemächt ift; fo fpringen oft theils während des Temporis 
firens, theils nachdem dieſer Grundfas aufgegeben ift, Reſul— 
tate hervor, welche die Mutter der bekannten Er!lamation; 
wer hätte das gedacht! werden, die aber kein Aushänge— 
child für wahre Weisheit tft, da man in der Nigel auf 
alles denken, und nur ausnahmeweife auf etwas Bes 
ſtimmtes technen darf. 

Siefen den ı7ten Julius 1808, 
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15. 


“Ad tit. VII. 'Codicis Lib. X 





er Königlich Würtembergifhen Staatss und Negierungss 
blatte Nr. 42 von Ban an — man ſolaende 
Nechricht · 
Da der Vicarius, 07 SFR zu Weil ine nDorfr und 
M. Hoch, Seminarift zu Tübingen, wegen verbrecheriſchen 
Aeußerungen gegen die Allerhöchſte Perſon Sr. Königlichen 
Majeſtät und gegen den Staat in Unterſuchung gef smmen; 
fo iſt nach vollendeter Inquiſſtion zur rechtlichen Würdigung 
dieſer Verbrechen ein eignes Kommiſſionsgericht in den Per— 
fonen der geſammten Mitglieder des Königlichen Dberappekt 
lationstribunals von Sr. Majeſtät niedergeſetzt worden Die 
von beſagtem Kommiſſionsgericht in Antrag gebrachte pein⸗ 
liche Strafe haben Se. Königliche Majeſtät mach Einſicht 
der Alten, nicht genehmigt, ſondern angenpmmen, daß beide 
Inkulpaten als Gemüthskranke zu betrachten, mithin ihres 
Arreftes zu entlaffen und mit alfer weiteren. Strafe . vers 
fohont, und zufolge ihrer. Gemüthskrankheit zu jeder fernes 
zen geiftlichen Anftellung oder Dienft für, unfähig erklärt, 
auch der ‚Polizeidirektion ‚ihres künftigen. Yufenthaltsorte: 
ganz. befonders zur Aufficht. ar werden ſollen. =,” 
Den ıd. September 1808. BET STELL EU LE TTE FG 
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26. 


Noch eine Beantwortung der in. dem ıbten Hefte 
des Rheinifchen Bundes unter Mr. 21 aufger 
ftellten Fragen. 


5 er 
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Mas der vereinigte Wille — über ſeine bürgerliche 
Beamte nie beſchließen wird, das kann auch das Staater 
Oberhaupt Über ihn nicht beſchließen, « fagte ſchon der Met: 
fe von Königsberg, *) und ‚die Verfaffer der Bundesakte 
- fcheinen dieſe Wahrheit bei Entwerfung des Artikels 3a dev; 
felben vor Augen gehabt. zu Haben, wenn fie darinn ben 
Bundesfürften nur die Wahl laſſen, die in den ihrer Ober: 
hoheit unterworfenen Landen vorgefundenen Staatsdiener, 
auf ihren Poſten zu belafien, oder zu penfioniren. In An’ 
hung: dieſer geſetzlich verordneten Alternativa fanı die des: 
fällige’ Dispofitlon der Bundesakte feinem Zweifel unterlie⸗ 
gem: indem .fle,-auffer dem Falle, wo der Amtsevertrag als 
Strafe aufgehoben wird, **) jede willklihrliche Eutlaſſung 
dee Staarsdieners auf die Verbindlichkeit der Den — 
als Bedingung ohne welche, beſchränkt. 

Eben ſo wenig: kann es zweifelhaft erſcheinen, daß die 
hier. ertheilte geſetzliche Vorſchrift, “ob ſie gleih nur von den 
Regenten redet, nicht auch auf: die Mebiatiſirten und- deren: 
Diener, bei welchen derſelbe jede willkührliche Aufhebung des 
Amtsvertrags verbietende Grund eintritt, durch eine ausbeh: 
nende Erklärung ihre volle — finden ſollte. 


⸗ J > u © Bee, | Zoo 





) Kane metaphyſiſche Anfangsgründe der Rechtslehre 


S. 221, 
*) Häberlins Staatsarchie Hefe VIII. Nr, 1. 
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Von dieſen geſetzlichen Beſtimmungen aber, welche, in 
ſo fern die Frage von der Berechtigung eines Bundesfürſten 
oder eines Eremten zu ber Auffündigung eines Amtsvertrags 
aufgeworfen wiirde, der Art. 52 der Afte liefert, finder man 
fih verlaffen, *) fobald weiter: die Grenzen der Verbindlich, 
keit des Regenten bei der Uebernahme zur Anftellung oder 
Penfionirung der in Dienften der ‚fogenannten Standesheren 
vorgefundenen Individuen, angegeben werden follen. 

Nach der Matur der Sache und nah Prinzipien des 
allgemeinen Staatsrechts, als die alleinigen Führerinnen in 
diefer Wüſte, ſtehet den Bundesfürſten die Befugniß zu, die 
Individuen zu beſtimmen, welhe Die Verwaltungsbehörden 
der ihnen übertragenen Oberhoheitsrechte bilden ſollen. Und 
ein gleiches Recht kann den jener Dberhoheit unterworfenen 
Fürſten und Grafen, in Anſehung der ihnen verbliebenen 
Hoheits⸗ und andern Gerechtſamen nicht abgeſprochen wer— 
den. Vermöge dieſes ihnen zuſtehenden Rechts ſind ſie 
(jure suo) berechtiget die Verwaltung der ihnen in statu 
quo verbliebenen Gerechtfame Dienern zu übertragen, und 
von ihnen Rechenſchaft ihrer Amtsverwaltung zu fodern. **). 

Diefem den Bundes; wie den fubmittirten Fürften zus’ 
fommenden echte. ftehet nun aber als Correlat deffelben, 
die Verbindlichkeit zum Erſatze des Schadens, den der Dier- 
ner dadurch daß er feine geiftigen Krafıe dem. Staate, zum. 
Nugen aller, zum Opfer bringt, erleidet, oder, mit keinem 
Worte, zur Verabreichung des Gehaltes gegenliber. — Dies 
fe Verbindlichkeit zur: Salarirung der Diener begrenzet fi 
fie den Regenten und fogenannten Standesherrn, da, wo, 
die. Rechte qufhören, die als Dberhoheitsrechte auf Erſteren 
übergegangen, und — anfangen; ae ——— 


24 





*) von Berg a zur Erläuterung der rheinifchen 


Bundesafre Abh. IE © 
“) Zachamian jus — einit. foeder, Ruen. ” Nr. 3. 
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laffen worden ſind. Denn, da alle Rechte des Staates, fie 
mögen num unter-'der Klaffe der nach Art. .c6 der Bundes 
akte den Regenten übertragenen obethoheitlichen Rechte, oder 
unter die in einer Abſtufung tiefer im Art, 27 den erlmits 
ten Fürſten belaffenen Nechte gehören, als Mittel zu bei 
trachten find, welche zu dem leßten Zwecke des Staates, Er 
haltung der volllommenen Rechte, führten, und zu ifrer 
Verwaltung und Ausübung  Staatsbeamte ebenfals wieder 
als Mittel erfcheinen ; *) fo können zunächſt nur die Prin 
zipien, nad) welchen jene Rechte zwiſchen dem Regenten und 
dem mebdiatifirten Fürften ſich abfondern,: die Frage, wei 
von ihnen diefen oder jenen: Diener zu falaricen oder zu 
penfioniren habe, formiren. Daher die Antwort auf diefe 
Frage mit dem Hrn. Geheimenrath Brauer **) in den 
Abfonderungsprinzipien der Einkünfte, die abermals wieder 
der höheren Abfonderung der Rechte ſelbſt, denen jene an: 
hängen, untergeordnet find, aufjuchen zu wollen, wiirde 
nicht auf die Grundquelle zurückgegangen feyn. 

Nicht zu gedenken, daß das Zufällige in der Ueberwei⸗ 
fang der Befoldungen auf dieſe oder jene Quelle der Ein 
fünfte, und die große DVerfchiedenheit, welche. hierinn in den 
fubmittirten Ländern ſich vorfinden möchte, keine fefte Regel 
für die Frage, wer dieſen und jenen Diener zu beſolden 
oder zu penfioniven habe, liefern vürfte 

Daß aber felbft die Bundesakte in dem oben angezoge— 
nen Artikel 32 bei Beftimmung der Frage, an wen die Be 
foldungss oder Penflonspflicht übergegangen fen, obigen Um 
terfchied der Mechte zum Grund gelegt habe, geht aus jene 
Dispofition undezweifelt hervor. Schon, indem fie den Ne 
genten die Wahl: läßt, die vorgefundenen Staatsbeamten 
(les. individus employes dans l’administration pu- 








Hufeland Lehrfübe des Naturrechts . — 462, 
Brau er Beiträge ꝛc. S. 233, 
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blique), nad) Gutfinden (que! le souverain ne jugeroit 
a propos) in ihren. Stellen zu belaſſen (de conserver 
dans leurs emplois,) oder zu penfioniren (jouiront d'une 
pension.de retraite), giebt fie zu erfennen, daß hier nur 
von denen die Rede fey, bie. als zu der Verwaltung ber 
oberhoheitlichen Nechte angeftellt, mit dieſen auf jene Übers 
gegangen find. *) Mit jener belaffenen. Wahl war aber zus 
gieih den Regenten die alternative Verbindlichkeit auferlegt, 
die vorgefundenen Staatsbeamten in ihren Aemtern zu bes 
lafjen oder zu penftoniven. Daß diefe Verbindlichkeit der 
Regenten ſich auf alle in den fubmittirten Fürſtenthümern, 
Graf⸗ und Herrſchaften vorgefundenen Staatsbeamten zu 
erſtrecken fey, läßt fih um fo weniger behaupten, als viel 
- mehr aus dem Gegenſatze, der fiir die Verwaltung ber bes 
laffenen ftandesherrlichen Gerechtſame angeftellten Diener, ges 
flogen werden muß, daß hier. fich jene Verbindlichkeit wen⸗ 
det und die der fubmittirten eintritt. . Wollte man behaup: 
ten, daß die in dem Art. 32 ben Regenten belaſſene Wahl 
fi auf alle in den fubmittirten Landen vorgefundenen Bes 
amten, fie in ihren Stellen beizubehalten und fort zu falaris 
ren, oder zu penfioniven erſtrecke; fo würde alddann entiwes 
der die jener Befugnif gegeniiber ftehende Befoldungss oder 
Menfionspfliht eine gleihe Ausdehnung : erleiden müſſen, 
oder dagegen, daß die Submittirten zu ber von den Negens 
ten ausgeiibten Wahl, die Befoldung oder Penfion, aus ih— 
vom Parrimonial: und Privateigenthum hergeben, und die 
Verwaltung der ihnen verbliebenen Rechte durch jene Wahl 
ihnen anfgedrungenen Individuen anvertrauen follten, fich 
das Gefühl und Stimme des Rechts erfiären. — 

Der Umftand, daß in den fubmittirten Fürftenthiimern, 
Srafs und Kerrfchaften die Abfonderung der angeftellten 





*) Behr ſyſtematiſche Darftellung des Rheiniſchen Bundes 
S. 284. Er . =; . 
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Beamten, nach jenem burch den Art. 26 und a7 der Bun⸗ 
desafte aufgeftellten Unterjchiede der Rechte, nicht vorfindtich 
fey, vielmehr in beide Klaffen zugleih fallende Rechte von 
einerfei Beamten verwaltet würden, fann gegen die Gültig⸗ 
keit des aufgeſtellten Prinzips eben ſo wenig entſcheiden, als 
gegen das Braueriſche von der Abſonderung der Einkünfte 
und ihres Angehänges der Beſoldung, die hier und da 
vorfindliche Vermiſchung jener Einkünfte bei der Befoldungss 
Verabreichung, entfcheiden würde, Denn immer würde der 
Urbergang und die Abfonderung jener oberhoheitlichen Rech— 
te-von den Gerechtſamen der Submittirten allein die Vers 
Bindlichkeit begründen können, nach welcher in die Beamten, 
weiche bis daher beide Rechte verwalteten, Regent und 
Standeshere ſich ıheiten, oder ſich zu einer, durch gütliche 
Uebereinkunft zu vegulirenden Iheilnahme und Befoldungss 
Beiſchuß verftehen müfen, um entweder fort jene Nechte 
durch einen gemeinfchaftlihen Beamten verwalten zu laffen, 
oder die zu entfchädigen, die dem Negenten zufallen, er aber 
nicht zu Übernehmen, vielmehr dem Standeshern zu belafs 
fen, file gut finden follte, Mit den oberhoheitlichen Nechten 
find nicht nur Einkünfte, fondern auch Laften, die Beide, 
und unter den Letztern auch die der Dienerbeftallung, Anges 
hänge von Erfteren find, auf den Negenten fibergegangen, 
und das commodum der Erfteren ift von dem incommodo 
der Letztern untrennbar, Mithin kann der Hegent nicht 
fort die Verwaltung feiner Rechte von dem flandesherrlichen 
Diener, ohne verhältnißmäßigen Beitrag zu feiner Beſol— 
dung, fodern, noch dem Standesheren aufbürden, jenem fels 
nen ganzen Gehalt ferner zu verabreidhen, wofür er doch 
eine Quelle durch Uebernahme der mit den oberhoheitlichen 
Rechten verbundenen Einkünfte demſelben entyog. Lebterer 
wide mit Recht das Entſchädigungsgeſuch an Erfteren vers 
weiſen, weiches an ihn ein Beamter, wegen, durch jenen 
Ucbaigang von Hechten und Einkünften erlittenen Beſol⸗ 


” 
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Hung: Abgang richten wollte. Und nur um bie Auantität 

Biefer Entſchädigung oder Beſoldungsbeitrags zu veguliven, 
würde die Abfonderung der Einkünfte den Maaßſtab daflır 
liefen. Doch zue Ehre der Menſchheit muß man hoffen, 
daß ale Hier zum Grund liegende Fragen nur in der Theor 
rie zu beleuchten, nie in der Prapi zu beſeufzen feyn wer⸗ 
den. — Denn den Mangel einer guten Staatsverfaffung, 
welchen der oben bemerkte Abgang geſetzlicher Befiimmuns 
gen hierinn finden laffen dürfte, ſieht fih, wie Hugo *) von 
Deutfchland fo wahr bemerkte, auch hier durch gute Staats, 
verfaffungen verbeffert. Won humanen und liberalen Grund 
fügen gefeiter, Tiefen die fonverainen Deklarationen ‘der 
künftigen Verhältniſſe der fubmittirten Fürſten, Grafen And 
Herren zu ben verfchiedenen Zweigen der Staatsgewalt auch 
hierüber Beſtimmungen, welche noch, bevor man zu” der 
Beantwortung der aufgefteiten Fragen ſelbſt fchreitet, eine 
Machlefe und Zufammenftellung nicht überflüſſig machen 
werden. 

Es verdiene hier In wahrer Rückſicht zuerft bie Beſtim 
mung angeführt zu werden, welche die Krone Baiern bei 
der am 24. Sept. 1606 erfolgten Beſitznahme der Srafı 
fchaft Kaftell, in Anfehung der Hebernahme der Diener fefts 
feßte. **) Mach diefer verbliebe dem Herren Grafen die 
Sorge fir die Vefoldungen der lieder ihrer Mediatkolle⸗ 
gien und Beamten. In ſo fern aber von dieſen Dienern 
und Unterbeamten das landesherrliche Intereſſe mit verwal⸗ 
tet, die landesherrliche Revenilen mit adminiſtrirt werden, 
ſollten fie einen firirten Salarienzuſchuß aus. den landesherr⸗ 
lichen Kaſſen zu erwarten haben. Die Diener hingegen, 
welche blos das landesherrliche oder gutsherrliche Intereſſe 
ihrem ganzen Berufe nach beſorgen, fallen ausſchließlich er ent⸗ 








*) Surififche Eneyflopädie ©. 13. 
9— Rhein. Bund Bd. 1. 8, 459 u. f. 
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weber ben Tanbesherrlihen ober gutsherrlihen Kaſſen ze. 
Mer findet nicht. in diefen Beftimmungen die oben aufges 
ftellten Prinzipien. als Grundlage wieder? 
Sin der bald darauf am ıg. März 1807 erfolgten 25, 
niglichen Deklaration der künftigen Verhältniffe der fubs 
mittirten Fürften, Grafen, und Herren zu der Staatsge— 
malt 2 wird ebenfalls wieder ‚ganz in dem Geiſte der ‚vor; 
getragenen Grundſätze feftgefeßt, 
daß die in auswärtigen Verhältniſſen angefiellt gewefenen 
. Individuen an den Souyerain zu anderweitiger Anftellung 
‚oder Penfionirung übergehen, was aber in den Dienften 
des Mediatiſirten zur Verwaltung ſeiner Einkünfte, zur 
Ausübung der niebern. und mittleren Gerichtsbarkeit, Pos 
lizei ıc. verbleihe, yon. ihm, — die zur Verwaltung der 

‚ Rechte und Einfüinfie, die an den Souverain übergehen, 
angeftellten Individuen aber von dieſem beſoldet oder pens 
fionirt werden. 

Sin der am 20. März 1807 erfaffenen proviſoriſchen 
Beſtimmung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der mediatifirs 
ten Fürſten und Grafen **) im Großherzogthum Baden 
war verordnet, 

daß, die zur Suftißs und Poligeiverwaltung beftimmten 
fiandesherrlichen Diener ihre, Gehalte in der Negel aus 
den Einkünfien, welche den Standesherren bleiben, zu ber 
ziehen hätten; fo weit nicht bisher Theile davon aus den 
Uns zufallenden Steuers und Hoheits- oder aus den 
Amts: und Gemeindekaffen bezogen worden find, und dies 
fes nach geichehener näherer Erörterung der Verdältniſſe 
ferner von Uns zugelaffen wird. | 

Diefe proviforifche Anordnung erhielt aber in der am 

so, Sul. deſſelben Jahrs emanirten definitiven Verord— 


*) Rhein. Bund Bd. IL. ©. 387 u. f. 
) Rein. Bund Bd. II. ©. 112. ee 


217 


nung, *) geleitet von den edlen, humanen und liberalen 
Srundfägen, die diefe Standesherrlichkeits Ruefeitung aus 
zeichnen, ihre nähere Regulirung dahin, 
daß die zur Juſtitz- und Polizeiverwaltung beſtimmten 
ſtandesherrlichen Diener ihre Gehalte in der Regel aus 
den Einkünften, welche den Standesherren blieben, zu ber 
ziehen haben. Von den bisherigen Aktivdienern der Stans 
desherren aber fallen Uns die ausschließlich zu, welche vers 
faffungsemäßig ihre Gehalte aus Milttatrs und Schar 
zungsgefällen bezogen, oder allein für die Verwaltung: der 
-- Souverainitätsrechte und Einkünfte angefiellt waren. 
Dagegen verbleiben den Standesyerren auffchließlich die 
zu ihrem befonderen Dienfte oder zu Verwaltung der ihr 
nen bleibenden Einkünfte, oder als Lofaldiener zu Aus 
übung der niederen Jurisdiktion und Polizei angeftellt 
waren. Die für die Adminiftration des Ganzen angeftells 
. ten Diener werden, fo weit fie zu Verwaltung der dem 
Standesheren bleibenden Rechte und Einkünfte überflüflig 
find, nad), Verhättniß des Kammereintommens , welches 
» dem Souverain zufällt, gegen dasjenige, was dem Stan: 
desherrn bleibt, zwifchen beiden, . ERS 
nad, getheilt. 

Auffer dem, daß, fo viel bekannt: worden, in dem Kb 
nigreiche Würtemberg den Standesherren die Salarirung 
ihrer Juſtitzkanzleien überlaffen, und ihnen. fhon am 3. 
März 1807 aufgegeben worden war, barzuthun, wie und 
wovon fie diefes zu bewirken gedächten; **) fo giebt der 
zwiſchen Baiern und Würzburg am 12. Juni 1807, iiber 
die zwifchen beiden -Stanten liegenden ritterſchaftlichen Ber 
fisungen abgefchloffene Staatsvertrag, wenn darinn 
die Uebernahme der ‚Rantonsbedienftigen nad) dem Ber’ 








*) Daf. Band IV. ©. 308. | 
*) Daf. Band II. ©, 4357. Nr. 38 in- dee Note 
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hältniſſe dev Steuern, die jeder Souverain aus den ſub⸗ 
jizirten Rittergütern jeden Kantons zugefallen, und die zu 
fuchende Vereinigung, daß jedes der Individuen nad feis 
nem ganzen Dienft: oder Penfionsverhälthiffe u 
an einen Souverain übergehe, *) 
feftgefeßt wurde, zu erfennen, wie auch Hier Billigkeit und 
Gerechtigkeit die unaufpaltlihe Fürſorge für ſchuldlos zur 
Ruhe verwiefene Diener, ganz dem hierinn ausdrücklich 
durch den Art, 2 der Bundesakte aufrecht erhaltenen Reichs 
Deputationsfhluß von 1803 gemäs eintreten ließ. 

Die lebte von diefen bis daher dem Publiko bekannt 
gewordenen Deklarationen, durch welche die Regenten die 
künftigen faatsrechtlichen Werhältniffe ihrer vormaligen 
Reichsmitſtände zu ihnen, und zwar, wie allein in der Sroßs 
herzoglich Badiſchen gefage wird, »nach gefchehener 
ausführlihen Prüfung der von ben zugewand— 
ten ehemaligen KReihsfürften und Grafen vors 
getragenen Wünfhe und Erinnerungen,s be 
ſtimmten, (denn noch fcheine der Fürſt Primas nach feiner 
erhabenen Gerechtigkeit ſich nicht bevor die im Art. 6 und 
11 der Akte beſtimmten Grundpfeiler des Bundes errichtet 
worden ſind, zu einer Beſtimmung jener Verhältniſſe ſeiner 
ihm zugewandten vormaligen Reichsfürſten und Grafen ents 
ſchloſſen zu haben). — Die Großherzoglich Heſſiſche (Rh. 
Bund Bd. V. ©. 78) läßt Bei der Ausſcheidung dev Dies 
nerfchaft, das Militaie und die in auswärtigen Verhälmifs 
fen förmlich angeftellt gewefenen Diener von dem Regenten 
wie die Badenſche und Baieriſche übernehmen. In fo weit 
ſtimmt folche mit ihren gedachten. beiden Worgängern übers 
ein. In ihren meiter folgenden Beflimmungen aber ftellt 
fie folgende dem Scharffinn ihres Verfaſſers Ehre machende 





*) Daſ. Band IV. S. ba. 
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Abtheilung des bisherigen Dienerperfonats der fuhmittirten 
Fürſten und Grafen auf. | 
Solches beftand 

) aus der geiftlichen Dienerfchaft , 
ſoll ferner feinen Gehalt aus den — Fonds ber 
ziehen; 

2) aus der KHofdienerfchaft, — 
verbleibt dm Standegherrn ; 

5) aus der, weltlichen , und zwar 
a) bei den Aemtern, 

verbleiben den Standesherrn; 
b) bei der Kanzlei, — 

«) aus bdiefem haben die meblatifleten Fürſten und 
Srafen fowohl das Juſtizkanzlei⸗ als ihr fonftiges 
Dienjiperfonal zu bilden; 

B) das vorausfichtlich nicht überall bei den Juſtiz— 
kanzleien feine Unterkunft findende, wird 

1) zum Theil, nah einem billigen Verhältniß vom 
Souverain , vermöge ber ai Landesadminiftras 
tion übernommen, 

g) zum Theil, verbleibt es in, zu Beforgung ber 
ihnen belaffenen Gerechtfame Rechtstundiger Männer 
bedürfenden Standesherrn ıc. 
ec) Bei der Kammer angeſtellten Dienerſchaft, und zwar 
«) die zu der Erhebung der an den Gouverain über⸗ 

gegangenen Einkünfte 
H alleinig beſtimmt waren, — übernimmt der Sou—⸗ 
verain zur weiteren Anſtellung oder Penflonirung. 

2) Die diefe Einklinfte neben ihrem eigentlichen Dienft, 

gegen befondere Nemuneration verwalteten, 
beläßt der Souverain die fernere Erhebung gegen 

Beazug bdiefer Remuneration, oder gibt Penſton. 

B) Das Übrige Kamerals und Forſtperſonal verbleidt 
in Dienften der mediatifirren Fürſten und Grafen. 


220 | . 


Nach Vorausſchickung ber aus der Dispofition des Art, 
52. des Bundesvertrags fchließenten allgemeinen Grundfäge, 
und der pofitiven Beftimmungen, die darüber die erſchiene⸗ 
nen Deklarationen der ftaatsrechtlichen Verhältniſſe der Subs 
mittivten zu der Ötaatsgewalt , enthalten, wendet man fich 
nunmehr zu der Beantwortung der im fechzehnten Hefte des 
vheinifchen Bundes Neo. 21. aufgeworfenen Fragen feldft. 

Wenn man biefe Fragen etwas näher beleuchtet, fo 
falt e8 in die Augen, daf nur bie Erfte, namlich, Rob einem 
»mediatifirten Fürſten die Befugniß zuftehe, ſowohl zu er: 
»klären, daß einer feiner bisherigen Beamten dem Sow 
»verain zu weiterer Dienftanftellung zugefallen fey, als auch 
»ihm deswegen faktiſch, nach vollzogener Uebergabe der Sou 
»verainitätsrechte, feinen bisherigen Gehalt zu entziehen; « 
ihre Beantwortung aus Prinzipien zu fchöpfen hat, welche 
der Art. 32. des Bundesvertrags an Handen gibt, 

Die Zweite hingegen, welche in. den Klugheitsreglen, 
in Beziehung auf die Art der Nechtsverfolgung „ die etwa 
ein verbeſſerter Thoenicker adyocatug prudens in foro 
ceivili liefern wirde, zunächft ihre Beantwortung fuchen 
müßte, fragt nach den Wegen, die außer dem fangfamen 
Citationsprozeſſe, der Beamte in einem &taate, mo das 
kürzere Mandatsverfahren nicht eingeführt fey, einzufchlagen 
hätte, um feinen entzogenen Gehalt oder Penſion zu ev 
halten ? RE OR Pe 
Und die Dritte, die zu wiſſen verlange, ob ein in 
der Rathegorie eines Oberamtsraths 16 Jahre geftandener 
Diener, dem die Stelle eines Patrimonial-Obervogts vers 
fprochen , nun aber zu einem Aktuar eines foichen herabges 
wiirdiget worden war, diefen fubalternen Poften, ohne feine 
Anfprüche auf Penſion zu verlieren, ausfchlagen könne, und 
nad) welhem Maaßſtabe legtere zu reguliren fey.? — würde 
bei ihrer Beantwortung nur in Anfehung diefer Penfions 

degulirung auf den Bundesvertrag im, fißrigen aber, in Ans 
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fehung der Degradation auf Grundfäge zurückführen, die 
fhon ange zuvor aus der Natur des Anftellungsvertragg, 
als wahr und unbezweiferbar angeſehen worden ſind. 
Mas nun die 'erfte Frage anlangt; ſo muß man da⸗ 
bei vorausſetzen, daß mit ihr nur eine vor dem Richter⸗ 
ſtuhle des ſtrengen Rechts zu Recht beſtehende Antwort 
bezielt worden ſey, nicht aber, was etwa hierunter an das 
Herz des — Fürſten für Anſprüche zu machen 
wären 

Sobald bie — iſt von der Befugniß des media 
after Fürften zu erfiären, daß diefes und jenes Individuum 
aus feinen bisherigen Beamten dem Souverain zu weiterer 
Dienſtanſtellung zugefallen ſeye; fo vernichtet fehon nach 
obigem der Bundesvertrag und die darnach an den Regen— 
ten übergehenden Rechte, als das Prinzipale, von welchen 
der Zufall der ſolche verwalteten Beamten, ſomit ihre Beis 
behaftung oder Penfionirung das Accefforium iſt, jene Ervs 
Märung- von ſelbſt. Denn fobald die befragten Individuen 
der bisherigen Beamten des mediatifirten Fürften, zu denen 
gehörten, melden bis daher die Verwaltung folher Nechte 
anvertraut war, die als oberhoheitliche Nechte auf den Re— 
genten übergegangen find; fo waren fie nach obiger Ausfüh— 
rung, mit jenen dem Souverain zugefallen, und die Dispos 
fitton des Art. 52. des Bundesvertrags, ſprach deutlich für 
den Negenten die Verbindlichkeit aus, folche Individuen bei⸗ 
zubehalten oder zu penſioniren. Die Nichterfüllung dieſer 
Verbindlichkeit, konnte, in rechtlicher Hinſicht, keineswegs den 
mediatiſirten Fürſten verpflichten, einem ſolchen, dem Regen⸗ 
ten zugefallenen Diener, den Gehalt ferner zu verabreichen, 
den derſelbe nach der Bundesakte und durch die Uebergabe 
der Souverainitätsrechte nur von dem neuen Regenten 
rechtlich zu fodern und zu erwarten hatte. Sebald die der. 
aufgeworfenen Frage zum Grunde liegenden Thatſachen das 
hin zw beftimmen find, daß dabei von foihen Individuen 
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die Rebe ſey, durch welche vormals allein oder aud nur 
zum Theil auf den Regenten übergegangene Hoheitsrechte 
verwaltet worden find ; fo kann die Verbindlichkeit des Re 
genten zu ihrer weiteren Anftellung oder ‘Penfionirung, nad 
Verhältniß, je nahdem von ihnen folche Nechte allein, oder 
neben andern, dem mebdiatifirten Fürften verbliebenen verwals 
tet wurden, feinem Zweifel unterliegen. Und welcher rechtlir 
he Grund könnte den mediatifirten Fürften verbindlich mas 
hen, folhen den Gehalt ferner fortzureichen, den fie von: 
ihm bisher, für die Verwaltung folcher Übergegangenen nicht 
blos fterilen und honorifiguen, fondern auch lukrativen Rechte 
bezogen ? Wohl aber tritt eine ſolche Verbindlichkeit für ben 
mediatifirten Fürften, in Anfehung bdesjenigen Gehalts ein, 
den der Beamte für die Gerechtſame, „die die Bundesakte 
beließ, und er mit verwaltete, bezog. | 
Sin einem foihen Falle, wo die Abfonderung der auf 
den Regenten übergegangenen und dem Submittirten belafı 
fenen, nicht mit der Abfonderung der Verwaltungs» Indivis 
duen zufammentriffe, und 4. B. der Regent, die ihm zuge 
fallene Kontribution, Chauffeegeider, Konfumtiongfteuern, 
durch den fEnndesherrlichen Beamten fort erheben, fih eins 
liefern und berechnen laffen will, der bis daher ſolche neben 
den Domanial; infinften des Submittirten einnahmlich 
verrechnete; fo erflärt damit der Negent, daß er durch folche 
Beamten gemeinfhaftlich jene Rechte will fortverwalten lafs. 
fen, und ift daher auch zu einer durch gütliche Uebereinkunft 
zu regulirenden Theilnahme und Beifhuß zu ihrer Befols 
dung verbunden, die ihnen allein noch in dem vorigen gans 
zen Beftand zu verabreichen der Standesherr rechtlich nicht 
verpflichtet iſt. Auch kann zu einer folhen Verwaltung durch 
gemeinfchaftlihe Beamten nur eine vorher mit dem Stans. 
desheren getroffene gütliche Wereinbarung den Negenten be 
vechtigen, da die Nechte, welche der Bundesvertrag- Erfteren 
belaffen hat, und, unter andern auch, nur unter der ‚ange 
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nommenen Bedingung folhe, gegen Eingriffe und Schmäle⸗ 
rung der Souverainitätsbehörden, intact zu erhalten *), die 
Uebergabe der Souverainitätsrechte gefchehe,, auch fir die 
Submittirten die freie. Wahl der. Verwaltungsſubjekte fir 
foihe, und die Befugniß in ſich ſchloſſen, nah Gutfinden 
ihren Beamten, jene etwa, ohne. voraudgegangene gütliche 
Usbereintunft , angefonnene gemeinfchaftliche Verwaltung zu 
geftatten, oder zu unterfagen, 

Die in der aufgeworfenen Frage berührte faktiſche Ge— 
——— kann nur alsdann als eine den Dienſtvertrag 
verletzende Handlung gegen den mediatiſirten Fürſten ange⸗ 
fochten werden, wenn von einem Beamten die Rede war; 
beffen Beibehaltung jenem und nicht dem Souverain oblag. 
Wenn zerrlittete Finanzen und dadurch zur Beſoldungszah⸗ 
lung unfähig gewordenen Landeskaſſen, nur das Recht die 
rückſtändigen Gehalte bei jenem verbeſſerten Zuftande nachbe⸗ 
zahlt zu; fodern den Staatsbeamten laſſen **); fo kann dem 
mediatiſirten Fürſten, deſſen Landeskaſſe eingezogen, die Fi⸗ 
nanzen durch die verlohrenen nutzbaren Hoheitsrechte, eine 
anſehnliche Verminderung erlitten, die Befugniß rechtlich 
nicht beſtritten werden, die Beſoldung die auf jener Kaſſe 
und verlohrenen Finanzen hafteten, dem Beamten für. die, 
Dienfte , die er nicht. mehr ihm, fondern dem Souverain 
leiftet, auch bei Letztern fuchen zu laſſen. Die Stelle, welche 
ein folcher Beamte bei dem mediatiſirten Fürften bekleidete, 
iſt in dieſer Beziehung, zum Beſten des Staates, durch den 
den paix extérieure et intérieure du midi de l’Alle- 





*) Rhein. Bund, Band I. ©. 280. 
»Le.... .'jouira de-touts les droits, qui lui sont assurd | 
— les articles 27. 28. et 3ı. du traite de Paris, et | 

8. A, cc... tiendra la main & ce, qu’aucun de ses tri- 
bunaux n'y porte atteinte.« | 


Rhein. Bund, Band IV. &, 435, 
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magne bezweckenden Bundesvertrag , als eingegangen anzu 
fehen, und es tritt nun die Diepofltion des Art. 32, ein, 
wornach jener nur vom Souverain Anftellung oder Penfios 
nirung fodten fann. Das einzige, was in jedem Falle einem 
foihen Beamten nicht zu’ verfagen wäre, würde das recht⸗ 
liche Gehör feyn , welches er vor dem privilegirten Gerichte 
ſtande des mediatifirten Fürften finden , und ihm ſelbſt der 
Regent vor feinen eigenen höchften Landesgerichten, wenn & 
durch ſelbſt Rechtſprechung ſich nicht eines Machtſpruchs 
ſchuldig machen wollte *), nicht verſagen könnte. . 

Die einzufchlagenden Wege der Klage , worauf die 
zweite der obigen Fragen geht, Fünnen nur von den Fan) 
desgefeßen an Handen gegeben werden, und, wenn diefe den 
kürzeren Mandateprozen nicht zulaffen follten; fo bleibst allein 
der fummariiche und poffefforifche übrig , den-fie geftaften. 
Da aber hier die Gehalte oder Penſion betreffende Sache 
offenbar als eine Alimentenſache erſcheint; ſo iſt ſie nicht 
nur zu einem ſummariſchen Verfahren, ſondern auch ſeibſt 
zu einer proviſoriſchen — des wire geeigenftpäf 
tet **). 

Was nun aber die dritte der zur Öffentlichen Beant⸗ 
wortung eingefandten Fragen bettifft; ſo würde die Herab⸗ 
würdigung eines Oberamtsraths zum Aktuar ais eine De 
gradation oder eine Verſetzung auf eine weniger ehrenvolle 
und weniger einträgliche Stelle, erſcheinen. Eine ſolche 
Verſetzung aber gehört als eine indirekte Verabſhiedung u 
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) Sant a. a. O. S. 201. u. fl 

*) Thibaut Syſtem des Pand. Rechts $. 1210. 

Gönner Handbuch des gem. Proc. Th. IV. Abh. —** 
und LXXIX. $. 29, se 

**+) Maracorn Diss. de offic. Sa. — —* caussa 
ejusque legali cognitione non auferendis. Gött. 1788. $. 19. 

Spittlers u. Meiners in Gött. hiſtor. Magazin Band 
III. © ı2ı, 
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unter die und zwar harten Ahndungen, womit Verbrechen 
der Staatsbeamten :beftraft werden. Mithin febt fie. gegrüns 
dete Urfache und gehörige Unterfuchung „ die woraus gehen 
muß, ehe fie vom Michter verhängte wird, voraus *). Eine 
foiche Ehrenftrafe, die jene Herabſetzung unläugbar enthält, 
kann der Mediatifivte nicht willkührlich gegen eimen feiner 
Diener verhängen, und ‚die. auf -einfeitiges Anbtingen zu 
verfagen gewefene, inzwifchen vom Souverain erfolgte Be; 
ftätigung , kann den Charakter der. Nichtigkeit von jener 
Verhängung einer wahren Ehrenftrafe, ohne alle ie 
Unterſuchung nicht auslöſchen **), 

. Schon ift fih in gegenwärtiger Zeitfchrift an einem anı 
dern Orte ***).in ber vorcrefflihen Abhandlung des Herrn 
Finanzrathe Emmermann über die Dienftanftellung: und 
deren Dauer, gegen - willlührlihe nach bloßem Gutdünken 
erfolgte Konferirung einer andern Stelle an einen’ bereits 
angeftellten Diener, fo gründlich als ſchön erkläre worden, 
daher man hier nur dahin zu verweifen nöthig findet. - Wis 
. vielmehr muß daher: nicht. die in der aufgeworfenen Frage 
berührte Herabſetzung als ungerecht erfcheinen, und ſich det 
richterfihen Abhülfe gegen den folche verhängten mediatifies 
ten Fürſten verſprechen. Es if ſelbſt durch einen der höch⸗ 
ſten zugleich aber auch der gerechteſten Bundesfürſten, die, 
nach obiger Ausführung , in dem Art. 30. des Bundesvers 
trags belaffene Wahl die Staatsdiener in ihrer 2 





YBif hof Band derd Kanzlei Prarit Th. II. &. 222, 
‚083. u. 540. n. 9. 

Kleinfhrod’d Grundlage des p. R. Th. IT. $. 76. — 

**) Monrzsqvieu Esprit des loix L. 6. Ch. 2. | 

Dans les états moderes ol la tete du moindre citoyen 
est considerable, on ne lui öte son honneur et ses biens 
qu’apres un long examen, 


+) Rhein. Bund, Band IV. ©, 435. 
15. 
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Ställe und Gehalt zu befaffen, ober verhältnißmäßig zu pen 
ſioniren anerfannt worden *). Mithin war zu der Anweis 
‚fung eines andern, zumal fubalternen Poſtens, weber der 
Souverain noch der mediatiſirte Fürft, wohl aber folhen 
auszufchlagen , der Diener berechtigt , dem wider fein Vor 
wiſſen und Einwilligung eine folche Herabwürdigung wider 
fuhr. Nur Freifprehung von Amtsgefhäften mit Weibehals 
tung des Gehalts und Ranges, konnte der Regent ober der 
Standesherr , ohne Deranlaffung gegründeter Beſchwerden 
‚gegen fich zu geben, verfügen. . Die. Verfesung hingegen auf 
eine minder einträgliche, minder ehrenvolle Stelle, kann nicht 
anders als nad) den Grundſätzen, wornach jede einfeltige 
swilführliche, ohne gehörige Unterfuchung erfolgte Entlafjung, 
unrechtmäßig und unzuläßig erfcheint, beurtheift werden **). 
Mithin konnten durch eine folche indirekte Verabſchiedung, 
die wohlerworbenen Rechte und Anſprüche des Beamten 
nicht verlohren gehen, welche ihm der Art. 32. des Bundes 
vertrags auf eine Penfion verlieh, da durch jene indirekte 
Entlaffung,, bie in jenem: Ärtikel vorbehaltene Wahl für die 
Michtbeibehaltung des Dieners in feinem ’Amte , folglich für 
deſſen Penfionirung, erfolgt, und ansgefprochen worden wat. 

Den Maafftab fiir die anflatt der Belaffung im Amte 

und bei der ungefchmälerten Befoldung gewählten Penſiont— 
: —— 

*) Schreiben Sr. Hoheit des Fürſten Primas an Ge. 
Durchlaucht den Fürſten von Benevent d. d. Frankfurt am 16. 
November 1806. ae 

L’acte constitutif de la coAfederation du Rhin ordonn& 
par l’art. 32. que les employ&s dans les états devolus aus 
Souverains de la confederation conserveront le traitement, 
dont-ils jouissoient ci-devant ou devront &tre pensionnes 
d’une maniere y proportionee. 


Rhein. Bund, Band IV. ©, 138, u, 972. 
* Biſchoff a. a. O. 
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rung, Beftimmt ber mehr angezogene Artikel. des. Sundess 
vertrags, dahin, daß fie dem Ruhegehalte gleich feyn folle, 
den die Gefege oder andere beſtehende Verordnungen bes 
Staats den Dienern von gleichem Grade bewilligen. Daß 
der Artikel bei diefer Beftimmung das Vorhandenfeyn folcher 
Landesgejege und Verordnungen vorausfeße, wie der Here 
Oberamtsrath Steiger zu Molfeng. °). fehr richtig bemerkt 
hat, und das alsdann die Regulirung nach) dem in ſolchen 
Landesge etzen enthaltenen Maaßſtabe geſchehen müſſe, leidet 
keinen Zweifel. Und da eine willkührlich und einfeitig ew 
folgte Herabſetzung auf einen ſubalternen Poſten, als eine 
indirekte Entlaſſung, außer dem Falle eines Verbrechens, un⸗ 
erlaubt iſt; ſo iſt ſolche als nicht geſchehen zu betrachten, 
daher gleich dem Ruhegehalte, der geſetzlich dem Grade der 
vorher verliehenen, rechtmäßig bekleideten, und ohne vor⸗ 
herige gehörige Unterſuchung nicht zu entziehen geſtandenen 
Stelle ausgeworfen iſt, muß auch in Am Salle die Pens 
fion regulirt werden. 
Wenn es nun aber an folchen die Nuegehaite beſtim— | 
menden gefeglichen Normen , wie wohl bei weitem in den 
meiften Landen der Fall feyn dürfte, fehlen follte; fo hat der 
Bundesvertrag in dem Art. 2., indem er hier: von Der Aufe 
Hebung aller Reichsgeſetze, die Rechte ausnahm, welche die 
Denfioniften (Staatsgläubiger) durch den Depntationsrezef 
von 1803. ($. 59.) erlangt Haben, jenen Mangel dadurch 
erjeßt, daß in einem folchen Falle nach der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift jenes Rezeſſes nunmehr auch die Penſion der Diener 
zu reguliren iſt, wie ſolches die Ken. Seh. R. Brauer und 
Oberamtsrath Steiger **) überzeugend bewiefen haben. Da 
nun der Deput. Rezeß $. Sg. unabgefürzten lebenslänglichen 





*) Rhein. Bund, Band IV. S. 292. 
*) &, Rhein. Bund Zter Band, ©. 293. u. f und die bu 
felbft angeführte Beiträge des Herrn geheimen Raths Brauer. 
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Sortgenuß bes bisherigen ganzen Gehalts und Rangs, dem 
Diener zugefihert hat, den der neue Landeshert nicht mehr 
in feinem Dienfte zu behalten gedenkt *); fo muß ſich auch 
dadurch der in der Kategoris eines Oberamtsraths geftandene 
Diener berechtigt: hatten ‚ von feinem Herrn feinen vorigen 
ganzen Gehalt als Penſion zu erwarten, wenn er auch da, 
fuͤr ſeine Dienſte nicht mehr zu begehren geſonnen ſeyn 
ſollte. Die in jenem Paragraph des R. Deputat. Rezeſſes 
enthaltenen Beſtimmungen, legte ſchon der Staatsvertrag 
zwiſchen Baiern und Würzburg die zwiſchen beiden Staaten 
liegenden ritterſchaftlichen Beſitzungen betreffend, vom ıaten 
Jun. 1832. zum "Srüunde ; und nahm den Zeitpunft des 
ıften Jan. 1806. als diem decretorium zur Beurtheilung 
dee von den ritterſchaftlichen Direktoren und Diener bezoge 
nen Gehalte an *H. Ein Vorgang der in Anfehung ber 
Regulirung der Ruhegehalte keinen Zweifel dem Regenten 
fo” wenig als dem ſubmittirten Fürſten mehr übrig laſſen 
kann, denn auch letzterer iſt den Vorſchriften des Art. 32. 
des Bundesvertrags und des $. 59. des Deputationsrejeſſes 
unterworfen. "Denn wäre dieſes nicht, fo würden bie der 
Willkühr des Submittirten ausgeſetzten Diener ſehr übel 
daran ſeyn, da nach der ſehr gegründeten Bemerkung des 
Herin Oberamtsraths Steiger ***), die Erfahrung gelehrt 
Hat, daß die Mehrzahl der Diener den mediarifirten Fürſten 
und Herren überlaffen worden ift, mithin ihre Uebernahme 
mit der der Einkünfte in umgekehrtem Verhältniſſe ſteht, 
ja ſtandesherrliche Kameralbedienten und Beamten, auf die 
vom Standesherrn beziehenden Gehalte, neben der Beſori 
gung und Verwaltung von Domanial ⸗Einkünften und flat 
besherrlichen Gerechtſamen, auch die ANA der Landes⸗ 








*) Der d. Zufchauer 1802, 1. B. 405. u. f. 
”) Rhein. Bund, Band IV. ©. do. u, f. 
** Rhein. Bund, Band IV. 295. 
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Einkünfte und folcher bie Souverainitätsrechte betreffenden 
Angelegenheiten, belaffen wird. 

Indem aber der Bundesvertrag will, daß bie Ruhe 
gehalte der bei der Öffentlichen Verwaltung in den unter 
die Souverainität gefallenen Fürftenthiimern , Srafs und 
Herrſchaften angeftellten Diener, denen gleich kommen fol 
ien, die die Gefeke und Anordnungen des Staats den Bes 
dienfteten von gleichem Grade zufichern; fo kann nicht bie 
Stangordnung , fondern der Zweck des Amts, das der Die. 
ner befleidete, das Verhältniß von gleichem oder ungleihem 
Grade beftimmen *). 

Allerdings würde aber aud Hier, wie in mehreren 
Stücken, ein — die Uebernahme der Diener beftimmens 
des und ihre Nuhegehalte regulivendes Fundamentalgefeß 
erfosderlich feyn, welches fie den noch jugendlichen Bundes 
ſtaat die Wahrheit beftätigen könnte: | 

övn keiv Zöiv neritrov, ouo⸗ sr xarür reddr- 
Ten, 


S. 
f N 
*) Rhein. Bund, Band IV. ©. 274 
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17. 


Auch Etwas über die ER der Zunftver⸗ 
faflung in den Bundesſtaaten. 





Rom Regierungsadvokat Kremmer in Meiningen. 


WVeranlaßt durch Heft vi. S. 392 und Heft XIII. S. 140 de 
Rheiniſchen Bundes, ) 





Das Alte ſtürzt, es Andert fih die Zeit und 
neues Leben blüht aus den Ruinen. — Stürme, 
Kämpfe von Sinnen und von Auffen iſt der. Gang der Nas 
tur und der Staaten, ein ewiges Werden, eine Werkftätte 
beftändiger Organifation und Desorganliation, — Behaups 
tungen, welche Vernunft und Erfahrung bewähren und bie 
von neuern Staatslehrern aufgeftellte Theorie befräftigen, 
daß iveder Zufall noch Verträge Urſachen des Nrebeneinans 
derſeyns fo vieler Millionen Menfchen find, daß vielmehr 
Staaten nicht blos in der Idee duch Vernunft gebo 
ten, fondern auch in der Wirklichkeit durch die Natur 
realifiet, in diefer Hinſicht als Theile des Diganismus dee 
Univerfums und als folhe organifch find und unter phyſu— 
fhen Naturgefegen ftehen. Nach diefen ewigen Geſetzen der 
organifchen Natur kann daher an gänzliche Ruhe der 
Staaten, wo alle organifche Thäthigkeit von ſelbſt erliſcht, 
nie gedacht werden. Dadurch würde man die Natur feldft 
aufheben; alles, was ift, ſey es das Größte oder das Klein 
fie, iſt nur durch Widerftreit der Naturfräfte. Die Natur 
fhafft im Zerfiören und zerſtört im Schaffen, in ihr if fein 
Stilleftehen, in ihren Geſetzen kein Widerfpruch. In um 
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aufhörlicher Reibung müſſen die Nationaicharaftere begriffen: 
feyn, um ſich einander die rauhen Ecken abzufchleifen, und 
fo immerhin ſchöner hervorzugehen; es muß Widerftreit un 
ter den verfchiedenen Staaten, wie unter allen Naturkräften 
geben; erft dadurch wird die individualität jedes Staats. a) 
Die Realifirung der höchſten Idee des Staats, iiber welche, 
als abfolut gebietende Norm, Alle bei der Regierung einig 
jeyn müffen, weil ohne fie kein Regieren im eigentlichen 
Sinne des Wortes ftatt finden kann, — die Nealifirung der 
dee des Staats kann alfo nicht auf einmal erreicht werden, 
fie kann nur unter ewigem Annähern und Zurückſtoßen an 
diefelbe bei immermwährendem Kampfe der Individualitäten 
gefchehen. Was wir Gelft der Zeit nennen, der vorzüglich 
in unfern beifpiellofen Tagen feine zerftörende und wieder 
aufbanende Hand an fo manche veraltete und morfche Völ— 
kerform legte, find eben. die unabänderlichen Geſetze der ors 
ganifchen Natur, ihre organifirende Kraft. Unaufhaltfam. 
gehen fie ihren Weg; fie hindert nicht, daß einige fle übers 
‚eifen, andere hinter. ihnen zurückbleiben. 

Diefe Kraft der Natur, oder wollen wir es Geift der 
Zeit nennen, richtig aufzufaffen, und die Srundfäge ber 
Staatsdiagnoftit und Staatstherapeutit an der Hand, in 
alle Regierungsoperationen überzutragen, ift dann das große 
Problem ; das jede Staatsverwaltung zu löfen verſtehen 
muß. Ob und wie es gelöße worden iſt, läßt fi dann. 
aus dem Schickſal des Staats beſtimmen, aus der Art, 
wie es gelößt wird, läßt ſich eine Geſchichte des Staats 
auf die Zukunft vorausſagen, die ſelten trügen und hinrei⸗ 
chende Aufſchlüſſe geben wird, wie ein an intenſiver Stärke 


— — — — — — — — 


a) Der Staat aus dem Organismus des Univerfums ent⸗ 
wicelt, ein Verfuh von Joh, Bapt. Nibler. Landshut 1805 


gr. 8. 
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. och ſo mächtiger Staat, bei der erften kräftigen Exrfchlitte 
rung von Auffen in allen feinen Theilen zuſammenſtürzt. 

" Die gefchteftere Realiſirung der angedeuteten Aufgabe 
können wir uns mit Grund von dem Einfluß des geftifteten 
Völkerbunds auf Stantsverfaffung und Staatsverwaltung 
verfprehen. Mir der nähern Entwickelung und Begrün— 
dung feiner organifchen Geſtalt b) wird der nächſte Bun 
destag vorzüglich fich befchäfttgen und die wohlchätigen Ne 
formen’ bewürken, welche ehemals der Deutſche vergeblich vom 
deutſchen Reichstage ſich erfehnte. Denn an feiner Spike 
fteht der Geliſt der Zeit! — 

Unter die zu erwartenden Reformen können wir gewiß 
die Organifation unferes alten Zunftfpftems rechnen, ein In⸗ 
ffitut, das bei allen möglichen Verſuchen im zwölften und 
dreizehnten Jahrhunderte fo viele Jahre hindurch fih in 
feiner urfprünglichen Geftalt Hat erhalten können. 

Das Zunftwefen ift einer der Gegenftände, welcher dem 
Intereſſe jedes Rheinbiindifchen Staatsbürgers, fo mie der 
gefammten Menfchheit Aufferft nahe liege, und deshalb eine 
vielfeitigere Prüfung verdient, ehe fo fchnell zur allgemeinen 
Auflöſung der Zünfte vorgefchritten wird. Denn unmöglid 
können alle die manntgfaltigen Anfichten, die diefer wichtige 
Segenftand darbietet, hinlänglich berisckfichtige worden feyn. 
& fen mir genug; nur kurz auf eine nationalökonomi— 
ſt iſſche Anficht aufmerkſam gemacht zu haben. 

Es iſt wahr, daß der Staat jedem Nationalgliede den 
freien Gebrauch feinee Produktivkraft fihern muß, dab er 
widerrechtlih und den prägeptiven Geſetzen der Nationalöfo 





b) » Alles beruht auf der Organifation, die man ibm jeßt 
»giebe, auf die Art, wie die einzelnen Glieder das Band unter 
» fih fchlingen, fih auf den Nothfall Verftärfung vorbereiten, 
»der Erſchlaffung vorbeugen.s Deutfchlands Erwartungen vom 
Rheiniſchen Bunde vom Freih. v. Eggers. 1808, 8. 
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nomie entgegen handelt, wenn er nicht :afle, fondern nut 
einzelne. Nationalglieder In den Stand feßt, duch ſich 
felöft und ihre produktive Keaftäufferung dem höchſtmöglich⸗ 
ſten Grad von phyſiſchem Wohlſtand zu erreichen; es iſt 
wahr, daß freie Konkurrenz ein mächtiger Hebel zur Bele— 
bung und Vollendung der. Induſtrie ift, daß das Zunftfuftem 
gegen diefe erſten Grundſätze der Nationalökonomie geradezu 
anftößt, indem nur einzelne Nationalglieder und nicht die 
ganze Nation den höchſtmöglichſten Auffern Wohlſtand ers 
fangen können, und die Stantsverwaltung duch Begünſti— 
gung jenes Syſtems direkt fiir die. Vervolllommnung des 
phyſiſchen Wohls forgt. | Wr: 
Dennoch wird der Nationaldfonomift bei Aufhebung 
der Zünfte und Einführung. der allgemeinen Gewerbfteiheit 
folgende bedenkliche Fragen aufwerfen. 

Da die induftrielle Produftion auffer dem erforderlichen 
Kapitalftoffe einen weit geringern Grad von Anftvengung 
bedarf, als die Urproduktion, wird nicht bei diefem fo mäch— 
tigen natürlichen Reitz, die unbedirigte Gewerbfreiheit der 
Urproduftion ju viele Hände entziehen, bet Austritt aus 
den Klaffen der iibrigen Produzenten zu beträchtlich und 
dadurch der. Drang zur induftriellen Produktion zu ſtark 
werden ? Wird nicht dadurch die induftrielle Produktion an 
Dualität der Produfte verlieren und nur an Quantis 
tät gewinnen?- Werden Alle von dieſer Sattung der Dros 
duftion eben können? Wird es den Produzenten nicht 
ſchwer, ja oft unmöglich feyn, ihr einmal ergriffenes Ges 
werbe wieder zu verlaffen und entweder ein neues oder (dem 
Prinzip der Thellung der Arbeit entgegen) ein anderes zu 
wählen, das fie noch daneben treiben könnten? Muß nicht 
diefe Schivierigkeit, feinen Wohlſtand zu verbeſſern, in jeder 
Hinſicht die induftrielle Produktion lähmen und. die Vered— 
kung der Gewerbe hindern? Wird nicht die Größe der Kon: 
kurrenz eine große Zahl induſtrieller Produzenten, deren 
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Kapitalftoff gering iſt, entweder zu Armen oder zu Pfu—⸗ 
fhern machen? Werden nicht diejenigen, . deren Kapitalſtoff 
beträchtlich iſt, die Konkurrenz niederdrücen und fi auf 
diefe Art zu Monopotiften emporfchwingen? Kann es nit 
Fälle geden, wo die Induftrielle Produktion einer Nation 
aufhört, ökfonomiftifch zu feyn? Wird nicht, bei gänzlis 
her Freiheit der Gewerbe, jeder Menfh, aus Eigenliche 
und der hohen Meinung, die er von feinen Talenten hegt, 
fih zu jedem Gewerbe berufen glauben? Muß dann nicht 
alles Streben nach Vollendung, Fortpflanzung und. Bere 
bung der Sewerbfenneniffe von Generation zu Generation — 
biefer fchöne Zug des Zuuftſyſtems — verfhwinden? Sf 
an eine gewiſſe Vereinigung der Zunftgenoffen, an gemein 
ſchaftliche Berathung über die Ausbildung der Gewerbe zu 
denken? — ! | 

Obgleich die Nationalökonomie bie höchftmöglichfte Err 
höhung der produttiven Kraft und alfo Veförderung der 
freien Konkurrenz gedietet; fo ſcheint fie doch nicht die to: 
tale Vernichtung der Zunftverfafung. und volllommene Ger 
werbfreiheit, fondern nur eine durchgreifende Reform und 
Umwandlung bderfelben und der Gebrechen zu fordern, wel 
che blos aus der, Sefchichte der Gründung der Gewerbe er; 
Härt werden müffen, und nicht in das Zunftfpftem verwebt 
find. Und in der That ſtimmen aud) bi jege die mehreften 
Sypriftiteller, auch aus andern, als nationalökonomiſtiſchen 
Gründen, fir eine zweckmäßige Deformatton, fie Aufhes 
bung des Mtderrechtlichen und der Mißbräuche, befonders 
fiir Vertilgung der gefhloffenen Innungen, nicht aber 
fir die gänzlihe Aufhebung der Zünfte Sie flimmen 
Ale darin überein, daß nicht das ganze Syſtem an fid, 
fondern nur einige Geſetze dem Prinzip des Rechts und 
der National Wirthſchaftslehre widerftreben , daß feine Bor 
theile fiir den Nationalwohlftand (nur dem phpfifchen und 
moraliſchen Zuftande der heutigen Menſchheit angepaßt) 
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uoch ferher erhalten werden müſſen, daß aber die gänzliche 
Aufhebung weit klüger als die Fortdauer nn in feiner 
jeßigen noch urfprünglichen Form fen. 

Nur Stätigkeit der Maximeu der jekigen und aufeins 
ander folgenden Regierungen, weiſe und kräftige Entfchlefs 
fenheit, mehr vorbereitende als gleich auflöfende Mittel, AL 
les unter der Leitung des Zeitgeiftes, Anterfcheidung der 
nothwendigen Wehen des Leberganges zur neuen Ordnung 
der Dinge von den lohnenden Folgen der Zukunft, können 
befiegen, was weder Provinzial: noch Reiche; Sunfigefeße zu 
überwinden vermochten. 

Der allgemeine Bundestag, von dem wir einen neuen 
Frühling fiir das geängftete Menfchengefchlecht erwarten fol 
len, wird auch diefen für Staat und Menfchheit jo Hochs 
wichtigen Gegenftand nicht unberührt und unentfchieden 
laffen. — 

Möchten aber au alle der Zunftverfaffung 
im Wefentlihen gleihe und ähnliche Inſtitute 
auch gleih und ähnlich wie unfere Zünfte bes 
Bandelt werden! 

Vielleicht möchte es aber — wichtigere Gegenſtände 
als das deutſche Zunftweſen geben, welche man, fern von 
‚aller Anmaßung, den erhabenen Leitern der Reorganiſation 
von Deutfchland zur gründlichen Prüfung vorlegen tann. 
Wenn, wie aus dem Geifte und der Veranlaſſung des Rhei— 
nifhen Bundes erwiefen werden Bann, wenn Einheit, 
nicht aber Sfolirung c) ber einzelnen Bundesftaaten 





ce) »Es ıft wahre, fehr wohlthätige Erweiterung des Lebens; 
»genuffes, ich möchte fagen, der allgemeinen Kufturanlagen, 
» wenn man der Iſolirung der Staaten entgegen wirft. Ge Eleis 
»ner der Staat, defto nachtheiliger die Befihränfung auf feine 
»eigene Mittel, Und dennoch ſcheint dem einfeitigen Kameralis 
» ten nichts natürlicher, nicht$ leichter als durch ſolche Mittel 
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Zweck des Bundes iſt, der ſich eben dadurch ſchon hinrei⸗ 
hend vom Zwecke ber alten deutſchen Reicheverfaſſung un 
terfcheider, darf eine Trennung eines Staats von dem übris 
gen, imie denen er dur die Natur organifch verbunden ift, 
ftatt finden? Müffen nicht alle LUnterehanen der einzelnen 
Flirften als Bürger eines Staats gelten, alle gleiche Rech— 
te in den andern Staaten genießen? Darf ein hermetiſch 
geſchloſſener Handelsſtaat, ein Indigenatsgeſetz, ein aus 
fchließendes Bürgerrecht, ein Abzugsrecht unter den Bundes— 
ftaaten, dürfen andere Einrichtungen geduldet werben, welche 
die fiir die Macht des Bundes, für die Kultur der Nation 
und fir den Wohlſtand der Einzelnen fo wichtige Idee der 
Einheit des Staats weder nähren noch erhalten? 





»baar Geld im Lande zu erhalten; aber die Finanzwminifter in 
»den Bundesiiaaren find nun fchon einmal genöthigt ſich zu li— 
» beralen Anfichten zu halten. Solche Einfchränfungen find dem 
» Sinn der Bundesafte gang zuwider; ohne Zweifel wird bei 
» den nähern Entwifelungen diefer wichtige Punkt noch genauer 
» beſtimmt. Der zufriedenfte, am wenigften eingezwengte 
+ Unterthan ift immer auch der getreuefte, anhängficyite Bürger, 
» feinem Vaterlande vor allen ergeben, ob cr gleich auch als hei 
»miſch fich in Gottes Welt anſieht DB. Eggers in ange. 
führter Schrift. | | | 


| u u — — — 
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Gedanken über den Univerfitätd : Bann in den 
Staaten des Rheinbundes. | 


ei 





Won dem vormaligen Dberamtsrarhe und jebigen Matrimonial ⸗ Obervoptg | 
A. 3. Steiger zu Kißlegg. 





E⸗ gehört unter die Anomalien unſerer Tage, daß in einem 
Zeitpunfte, welcher eine innige und fefte Verbindung derjes 
higen laut und dringend gebietet, bie faſt nur noch durch 
eine gemeinfchaftliche Sprache und Litteratur zu einem Vol⸗ 
fe vereint find, die freie Benutzung der mancherlel Lehr⸗ 
ind Vildungsanftalten der verfchiedenen Staaten untereins 
atider immer felsener zu werden beginnet, ja daß ſogar and, 
driickliche Gebote und Verbote alle diejenigen, welche den 
edelften Beſchäftigung — den Wiſſenſchaften — ' huldigen, 
an die Landesanftalt bannen, und ihnen den Beſuch aus 
wärtiger Lehrinftitute oft unter den ſchwerſten Strafen ums 
terfagen. Schon vor der Konſtituirung bes rheiniſchen 
Bundes ſah man hie und da einen Staat, welcher durch 
eigene Verordnungen ſeinen jungen Bürgern den Beſuch 
ausiwärtiger Lyceen, Gymnaſien und Urliverfiriten verbieten 
gu müffen glaubte, und jebt nad) aufgeiößter germanifcher 
Meichskonftitution und nad) begriindeter Souverainisät der- 
neuen Bundesherrfcher ſcheint biefer Trieb, fih auf fih 
ſelbſt zu konzentriren, gleichfam erſt zum vollen Bewuſtſeyn 
gekommen, die ſogenannte Univerſitätsſperre ſcheint zum 
förmlichen Syſteme erwachſen zu ſeyn, wovon man ſich gar 
leicht überzeugen wird, wenn man nur einige Blicke in die 
verſchiedenen Staats- und Regierungsblätter der neuen ſou— 
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verainen Lande zu werfen fich -angelegen feyn läßt. Wohl 
ift es unter folhen Umſtänden eine den Freund der Ritteras 
tur und: der Achten humanen Geiftesbildung fehr erfreuende . 
Erſcheinung, daß es in den Baiferlih öſterre ich i ſchen Erb— 
ſtaaten jedem Studierenden künftig frei ſtehen ſolle, auch 
aufferhalb Landes gelegene Univerſitäten zu beſuchen, 
wofern nur der Landesherr ſolcher Univerſitäten ſeinen eige— 
nen Landeskindern auch geſtattet, auf öſterreichiſchen 
Univerſitäten zu ſtudieren. *) | 

Wenn ich meine Anfichten über den Nachtheil dieſer 
Bannanſtalt mit beſcheidener Freimüthigkeit in dieſen Blä— 
tern niederzulegen mir erlaube, jo babe ich dabei keine an 
dere Aoſicht, als die. üffentlihe Aufmerkfamkeit auf eine 
Sache hinzulenten, welche in der That zu wichtig if, als 
daß fle nicht das ernſte Nachdenken und die lehendigfie 
Theilnahme jedes biedern Deutſchen, welcher noch mit 
Wärme an feinem Vaterlande hänge, für fih in 
Anſpruch nehmen ſollte. Habe ich Unrecht, fo belehrt 
man mic vielleicht eines Beffern, und mein Wort, ohne 
‚innern Gehalt, ohne Gediegenheit, ‚welche nur im Gefolge 
der Wahrheit feyn kann, wird verhallen, wie fchon fo 
manches Wort wieder verhallte, weiches bei den Üffentlichen 
Angelegenheiten Deutfchlande. von. deutſchen Gefchäftsmän, 
nern“ und Privatſchriftſtellern mitgefprochen wurde. Habe 
ich aber Recht, fo Bitte ich um Erwägung und Beherzi— 
gung des gejagten, der ich fogar, und mit mir ficherlich je 
der Freund der guten Sache, die fchöne menjchenfreundfiche 
Hoffnung wage, daß auch bier einft die Schlagbäume wie 
der befeitiget, und der freie geiftige und wiffenfchaftliche 
Verkehr der Staaten, weiche die Natur ja alle untereinan: 
ber befreundet hat, dereinft alles Zwanges wieder entbunden 





) Vergl. Allgem. Anzeiger der Deutſchen Jahrg. ‚808. 
Nro. 76, 
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werden dürfte; wobei ber. Gewinn für MWiffenfchaft und 
Kultur allerdings von der gköoßten Bedeutenheit feyn 
müßte. — 





Die Wiſſenſchaften in ihrer Totalität betrachtet, Bilden 
ein gefchloflenes Ganzes, welches nur in der Sphäre höchſt⸗ 
» möglicher freier Regſamkeit des Geiſtes feinen Stützpunkt 
bat. In den Höhern Regionen geiftiger Bildung kennt 


man ‚die Feſſel des Zwanges nicht — Zwang iſt der Tod 


jeder höhern Kultur, — keine Scheidewand, keine ſchrofe 
Abmarkung, welche nur engherzige Beſchränktheit zwiſchen 


den beſtehenden Bildungsanſtalten unferes deutſchen Vater⸗ 


landes errichten zu müſſen wähnte, wird etwas frommen, 
wird nur den freien Geiftesflug — bie unerlaßliche Bedings 
niß jeder wahren Bildung — lähmen, und die erbärmlichſte 
unheilbringendſte Einfeitigkeit an die Tagesordnung vu, 
fen. Der in feinem Streben nach höherer wiffenfchaftlicher 
Bildung raſtlos wirkende Geift des Jünglings verſchmäht 
die Gebundenheit an ein beſtimmtes örtliches Ver— 
hältniß; — und wie ſollte ſich auch der Bann an die eine 
oder die zwei Anſtalten feines Geburtsftantes — ſey es nun 
Baiern, Würtemberg, Baden oder Heſſen — mit der Negi 
ſamkeit des jugendlichen nach) mahrer Bildung ſtrebenden 
Seiftes vertragen können? Wie elend, wenn bie ganze Bils 
dung, ergreifend ein ‚ganzes künftiges rhätiges Leben, nur in 
Landshut oder Heideiverg, Tübingen oder Gießen begonnen 
und vollendet werden fann! — Das »non omnia possu- 
mus gmnes« gilt nirgends mehr als bier; mag auch eine 
Univerfität noch fo gut organifice feyn, mag fie auch immer; 
hin unter ihren Lehrern Matadors zählen, fo ift es doch 
nicht möglich, daß fie zu jeder Zeit und in jedem Fade ims 
mer gut befeßt feyn werde, und daß nicht auf einer anderı® 
Lehranſtalt diefer oder jener Zweig forglicher gepflegt „- und 
eben darum auch eine reichlichere Ausbeute gewähren werde, 
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welhe zu fuchen demjenigen von Rechtswegen nicht ven 
wehrt werden ſollte, dein fie nach bejondern individuellen 
Bedürfniſſen und Lagen vielleicht vorzüglich wünſchenewerth 
feyn mag. | 

Muß es aber fihon nad der auf allfettige Bildung 
gehenden Tendenz dem Jünglinge frei ftehen, auffer der 
Landesuniverfirät auch noch andere auswärtige Bildungsan 
ftalten befuchen zu dürfen, iſt fein inntändifches Inſtitut im 
Alleinbefiße alles defien, was zu ‚einer vollendeten Unter— 
rihtsanftale Durch alle Disziplinen erfodert wird, fo fprin 
gen noch andere entjchiedene Vortheile in die Augen,‘ weiche 
mit dem frei gegebenen Beſuche auswärtiger Lehranftalten 
verbunden find. Der Süngling, der nie aus feinen vater 
landifchen Umgebungen heraustritt, der gebannt bleibt in 
feinen heimifchen Kreis, behält nicht felten etwas Hartes 
und Anfiößiges, was er fehon mit den vaterländifchen Sit; 
‚ ten und Gewohnheiten und den übrigen nationellen Eigem 
heiten fich angeeignet hat, und weiches feinem Charakter 
etwas Schiefes und Einſeitiges aufdrückt, womit er auch in 
feinen künftigen Lebensverhättniffen geftempelt bieiben wird. 
Laſſet ihn in die Sphäre einer entlegenen ausiändifchen 
Anſtalt einrieten, und er wird bei feinem Treiben unter 
Sünglingen aus allen Ständen und Meltgegenden das bei 
fere Fremdartige leicht erfpähen und durch deffen ſchnelle 
und glückliche Aneignung die vaterländiſchen Härten ab 
glätten — feine Bildung, weniger einjeitig, wird milde 
und umfaffend, welches nicht ohne bedeutenden glücklichen 
Einfluß auch fir ‘feine künftigen Lebensverhättniffe Hleiben 
wird. * Eu 
»Wenn ſich auch durch ungewöhnlichen Fleif» —- fast 
der Verfaſſer der vortrefflichen Abhandlung »über Umi— 
Berfirärsbann« im allgemeinen Anzeiger der 
Deutſchen, — *) »wenn fih durch eine Ausdauer, welche 





*) Jahrg. 1807. Niro. 340. S. 3551. 
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alle Schwierigkeiten zu überwinden weiß, An jedem Orte 
und unter den ungünftigften Umſtänden Kenneniffe und Ges 
lehrſamkeit erwerben laffen, fo ift doch auf einer Univerſität, 
welche hauprfächlich nur von Landeskindern und von jungen 
Leuten aus der Nachbarfchaft befucht wird, und mo Diele 
daher ein entfchiedenes Webergewicht haben, eine folhe Art 
der Ausbildung gar nicht zu erhalten, als auf einer auswär— 
tigen, wo Syünglinge aus vielen Ländern und aus allen Ges 
genden der Welt zufammentreffen. Mit dem Aufenthalte 
auf einer entlegenern Univerſität ift namlich fhon an und, 
für fih der große Vortheil verbunden, welchen jeder Aufs 
enthalt an einem fremden Orte mit fih führt: Man hat 
Belegenheit, andere Sitten, einen andern Ton, und eine ans 
dereArt zu leben, kennen zu lernen, Der junge Mann tritt 
dadurch aus feinen gewohnten Umgebungen gänzlich heraus, 
wird unter fremden Menfchen mehr oder weniger fich ſelbſt 
Üiberiaffen, und muß fuchen, fir fein Fortkommen felöft zu 
forgen. Es fallen alle die Rlickfichten weg, welche im Qas 
terlande,, in der Nähe der Eitern, und unter den Augen 
derer nicht zu vermeiden find, von welchen wir abhängen, 
— —. Hier tritt der Sohn des angefehenften Mannes, 
ja der Fürftenfohn ſelbſt, unter Sünglingen, welche entweder, 
davon gar nichts wiſſen, oder doch-auf die Macht und die 
Verhältniffe des Vaters nur wenig oder gar Feine Rückſicht 
nehmen, und auch feine zu nehmen nöthig haben. Mas 
kümmert es den Liefländer, ob der Vater feines Nachbars 
ein ungrifcher Magnat, oder ein angefehenes ’Darlanientss 
glied, oder eines deutſchen Fürften allmächtiger Miniſter, 
oder gar ein kleiner Fürſt feldft ift?« | 

So lange in Deutfchland, feiner Zerriffenheit ungeachs 
tet, gemeinfame Lehranftalten vorhanden waren, welche noch 
kein Bann; Edift eingeengt hatte, ſah man nicht felten. Berz 
bindungen unter Sünglingen aus den entfernteften Gegens 
den Deutfchlands ſich knüpfen, welche auf ihre moraliſche 

" 16, 
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und intellektuelle Ausbildung, ja ſelbſt auf ihre nachherigen 
Öffentlichen Verhältniſſe auf das wohlthätigſte einwirkten. 
Her erinnert fich Bier nicht des einen oder andern Beifpie: 
les felbft aus feinem eigenen Kreife? Aber dieſe fihöne 
- Blüthe des freien afademifchen Beiſammenſeyns wird fih 
nie mehr entfalten, da durch das Gebot, nur auf Landes; 
univerfitäten zu findieven, unfern Jünglingen die Ger 
fegenHeit zu ähnlichen vortheilhaften Verbindungen wohl auf 
immer benommen feyn dürfte. Wie foll der Süddeutſche 
mit dem Norddeutſchen mehr zufammentreffen, und iſt jest 
nicht, fiir den aus den Bundeöftaaten gebiirtigen Jüngling, 
die Verfremdung mit andern gleichfem geſetzlich gebor 
ten, da er, je nachdem er zu Baiern, Wilrtemberg, Ba 
den ꝛc. gehört, auch nicht über Baiern, Würtemberg oder 
Baden hinaus darf? 

Saft fcheint es, die Furcht, dafi man mit andern auf 
wärtigen Bildungs: Sinftituten die Konkurrenz nicht auszur 
halten vermöge, habe dieje Bannanftalt erzennt. Aber follte 
diefes wohl im Ernfte einer Widerlegung bedürfen? — Mit 
weit befferm Scheine fann man jagen, dab eine forgfältige 
Pflege der eigenen vaterländifchen Anftaft, auf weiche doch 
jede Regierung vorzüglich ihr Augenmerk zu richten habe, 
die Maaßregel eines allgemeinen Derbotes, auswärtige Dils 
Bungsftärten zu beſuchen, und des ihr Eorrefpondirenden 
Bannes an die eigene Laudesanftalt ganz unerlaßlich erhei 
fche. Sch meines Orts bin aber feft überzeugt, daß eim ger 
jwungenes Zufommendrängen einiger Hunderte von Studie 
renden, den Lehrern und Lernenden jenen Geift nicht einzus 
Hauchen vermöge, welchem eine Achte- immer vorwärts jehreir 
tende Kultur fo gerne zuſagt — daß der Beſuch von 
Fremden, welcher im Hepreffalien Wege entiveder eben 
falls ganz eingeboten,, oder nur in fehr beihränttem Mache 
ſtatt haben wird, der Pandesanftalt jene Celebrität allein 
zu verschaffen fühig fey, welche man doch fo fehr beabſichti— 
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get, da nur die Gegenwart von Fremden, nicht von den 
eingebannten Söhnen des Vaterlandes, jenen Funken ber 
Rivalität bei den Lehrern anzufachen und zu unterhalten 
vermag, welche ihrem berufsmäßigen Wirken erft Kraft und 
Lebendigkeit ertheilt ; und daß daher friihe oder fpat, der 
"Zuftand der Mittelmäßigkeit unausbleiblich eintreten 
werde. Sich berühre den trivialen Einwurf nicht, daß bet 
diefer Maaßregel doch immerhin das Geld im Lande behals 
ten werde ; denn wenn auch anderfeits einige Taufende dem 
Lande erhaiten werden follten, fo entgehen ihm dadurch wier 
der um fo mehrere, daß nun auch Fremde, in gleichem 
Wechſelverhältniſſe, eine Anftalt: zu befuchen aufhören wers 
den, welche durch ihr Veto auch andere Staaten veranlaffen 
wird, eben fo ſelbſtgenügſam gegen ſie ſich abzuſchließen; 
und fo wird der Schaden durch die verminderte Frequenz 
weit bedeutender , als der Gewinn rd den ſecheieairten 
Meinlichen Zwang. “ 2 

Aber Heften wir unfere Blicke if ‘die neueſte rhein⸗ 
bundiſche Verfaſſung, von welcher Deutſchland ſeine Wieder⸗ 
geburt erwartet, welche Anſicht wird ſich uns unter dieſem 
Standpunkte aufdrängen? — Was man immer über den 
Zweck des Rheinbundes diskutiren mag, fo dürfte vielleicht 
doch ſo vieles richtig ſeyn, daß durch denſelben die vorhin 
getheilten Kräfte, deren Zerſtückelung Ohnmacht und Gering⸗ 
ſchätzung der deutſchen Nation herbeigeführt hatte, zu einem 
Centralpunkt vereiniget, daß das einzelne zur Einheit, 
das getheilte zum Ganzen durch die große DER 
gefteigert werden ſolle. 

Die Deutſchen, welche aufgehört hatten, ein gemein— 
fames Vaterland, ein ungetheiltes National-In— 
tereffe zu haben, follten beides wieder erhalten, follten als 
eine fraftvolle Nation aus den Triimmern einer morſch -ges 
mwordenen in fich ſelbſt zuſammengeſtürzten Verfaſſung, wie 
der Phönix aus der Afche emporfeigen. Einheit war der 
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Talisman, welcher alle dieſe Wunderdinge hervorrufen ſollte, 
feſte innige Verbindung der zuſammen verbundenen Staaten, 
weiche nur einen einzigen Staat, gleichſam das gemeins 
fchaftlihe und allgemeine Vaterland aller Bürger der konfds 
derirten Staaten ausmachen follten. Wortrefflich bemerkt 
der ‚geiftvolle Freiherr von Eggers *) » Bor allen Din 
gen follte man bei allen Unterthanen der Fürften des vheis 
nifhen Bundes, die idee der Einheit des Staates zu 
erwecken und zu’nähren fuchen. Sie ift von der gröften 
Wichtigkeit für die Macht des Landes, fir die Kultur-der 
Nation, für den Wohlſtand der Einzelnen. In einem gu 
wiſſen Sinne liegt fie ſelbſt in der Natur, wie fehr oft auch polls 
tische Einrichtungen davon abziehen. Baiern, Sachſen, Franken, 
Schwaben, Rheinländer, Weſtphälinger — ſie reden und 
ſchreiben doch, alle deusfich, haben doch viele gemeinſchaftliche 
Sitten, Bedürfniſſe, Verbindungen. Jetzt umfchlinge fie alle 
ein politifches Band, das ihnen gegen Auswärtige die Eins 
heit des Staats wieder giebt, , welche Deutſchland ſchon feit 
drei hundert Sjahren verloren hatte. 

- Ale diefe Staaten haben von nun an nur ein gemein 
fchaftliches Sintereffe gegen Auswärtige; fie haben unter fih 
nur das der Eintracht, des Genuffes. Laßt fih eine glüdı 
lichere Bundesfefte denken? Was follte nun diefe Völker ads 
halten, fich als Zweige eines Stammes zu betrachten? als 
wiedergebohrne Deutfche»? **) 





*) Deutſchland's Erwartungen vom rheinifhen Bunde ©. 

53 — 34. e 
. *) Gegen die Stantdeinheit, in rechtlicher Hinſicht, 
fiege vorzüglich des Herrn Mofs und Kanzleiraths don Ders 
zu Hannover, »Abhandlungen zur Erläuterung der 
cheinifhen Bundesaftex I Th. S. 2. und folg. wel 
chem ic) für feine erefflichen Bemerkungen: »U eber die Greny 
beſtimmung zwifhen bober und niederer Polizei.s 
(Rheiniſcher Bund Heft 29. Nr. 5.) hiermit öffenelich danle. 
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Was kann aber wohl das Band der Einheit fefter 
fhlingen, was uns mehr zu einem 'felbftftändigen großen 
Volke machen, als unfere Rulturs und Bildungsan) 
ftalten, bei denen wir anerfanntermafßen wohl keiner Nas 
tion nachfiehen ? — « 

»Deutfchland eriftire nicht mehr, doch das Volk der 
Deutfhen ift noch vorhanden,« fagt Brandes überaus 
treffend *) ; ja, es ift vorhanden in feiner eben fo vielfeitis 
gen, als gründlichen Kultur, es iſt vorhanden in feinen 
Univerfitäten , den herrlichften Denkmälern deutfcher 
Bildung, welche von jeher, nad) ihrer individuellen Beſchaf— 
fenheit, auf den Stanz und den Ruhm des Landes hinwirk— 
ten, den Wohlftand der Länder und Städte, wo fie blühe— 
ten, beförderten, und das — der — 
begünſtigten. 

Aber eine ganz unerlaßliche Bedingniß zur en 
diefer deutfchen Selbftftändigkeit und Einheit, diirfte es ohne 
alte MWiderrede ſeyn, daß vor allem der kleinliche Geiſt des 
Ifſolirens hochherzigern Ideen weiche, daß volle uneinges 
ſchränkte Freiheit herrſche im Verkehre dieſer Anſtalten, wel 
che nunmehr nicht ſich allein, ſondern dem gemeinſchaftlichen 
durch den Bund konſtituirten Vaterlande angehören. Dem 
jungen Bürger ſtehe es frei, ſeine Bildung im Bundesvater— 
lande zu ſuchen, wo er es feinen individnellen Bedürfniſſen 
gemäß für zuträglich findet; fein »Veto« banne ihn mehr 
an die eigene Landesanſtalt; und dieſe große Anſicht, diefe 
fhöne Idee der Bundeseinheit wird fih im Gebiete 
der Wiffenfchaften zuerft am herrlichften verwirklichen, mird 
in den Regionen höherer Kultur und Bildung, wo feine 
beengende Sceidewand mehr wahrnehmbar feyn wird, den 





*) Betrachtungen über den Zeitgeift in Deutfchland in der 
legten Decennien des vorigen Jahrhunderts 9. 4. 
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ſchönen Zunfen des Nationalı®innes wieder anfachen, 
‚weicher ſchon fo lange als eriofchen betrachtet werden fonnte, 

Mögen dann die patriotifchen Kerzensergiefungen jenes 
trefflichen Staatsmannes nur noch einen hiſtoriſchen 
Werth behalten, welcher im lebendigen überfließenden Ges 
fühle diefes großen Mißftandes unferer Zeit eben fo wahr, 
als eindringlich fagt: »Selbſt die Gelehrten, die Pfleger der 
Bildung, werden eingezwängt; eine freie Bildung, wie ihr 
Geiſt, ihre Individualität fle verlangt, dürfen fie nicht fus 
chen. Deutfchland Hat in feiner . Zerriffenhelt gemeinfame 
Lehranftatten gehabt, wo Jünglinge aus allen Gegenden zu: 
fammenfloffen, wo fie im allgemeinen Reiben den Stempel: 
ihres Ländchens und Städtchens wenigftens in fofern vers 
wifchten, daß fie zu einer allgemeinen Bildung fahig wurs 
den. Es ift wahr, diefe Bildung war mehr fosmopolitifch, 
als deutſch, und das hat beigetragen, die edle Nation fo zu 
entwürdigen, als fie der Nachwelt entwiirdigs erfcheinen wird. 
Das war vielleicht ein Fehler. Aber, dag man nicht einmal 
innerhalb des Bundes dem Jünglinge erlaubt, feine Bits 
dung zu fuchen, wo er will, das fcheint ein noch größerer 
Fehler. — — — 

Wo ſoll der Bundesverwandte die Liebe zum Bun— 
de lernen, wenn man ihn von den Bundeogenoſſen zu ents 
fernent, abzufchneiden, und zu unterſcheiden fucht? wenn man 
felöft dem Sünglinge das legte Mittel, die fremde Unis 
verfität verfoge? Und welche Hoffnung mögen fie auf 
dieſes Verfahren für Wiffenfchaft und Kultur gründen ? 
Das Verhältniß der Lehrer und Schiller wird ein gezwun— 
genes ; das Mißtrauen, man fürchte die Rivalität, wird ali⸗ 
gemein, die Lehrer, wenig geehrt durch die Anzahl zuſam— 
mengezwängter Studenten, ſind dieſer Anzahl gewiß, und es 
giebt eine dulcedo inertiae.« *) 


”) Anfichten des Rheinbundes — Briefe zweier Staatsmän— 
ner ©. 55 — 57, (Göttingen bei Dankwerts, 2806.) 
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Wahr iſt's, und man kann es fich nicht verbergen, daß 
bisher noch fehr wenig gefihehen tft, welches diefe Bundes 
einheit beurkundet; im Gegentheile fpringe Überall die Tens 
deng hervor, ſich in ſich ſelbſt abzurunden und abzufchließen, 
fo daß es faft fcheinen möchte, daß nicht ſowohl von vers 
biindeten, als von ganz fremden Staaten die Rede ſeyn 
könne, wovon ein jeder fein eigenes Intereſſe unverviickt 
verfolgt, und es feinem Nachbar ͤberläßt, ſich ebenfalls für 
fih einzuric;ten, wie es ihm gut dünket. Wer erinnere ſich 
hier nicht jener zahliofen Barrieren »Abgaben« genannt, 
deren Dame, mit allen direkten und indirekten Abarten, 
Legion heiße, wodurch man dieſem Syſteme von Iſolirung 
und Abgeſchloſſenheit erft feine eigentliche Haltung zu geben 
bemühen it? Länger wird man daher noch mit dem trefflis 
chen ſtaatswirthſchaftlichen Schriftjieller, Dr. Kart Mur— 
Hard zu Caſſel in den patriotifchen Wunſch einftimmen 
tönnen, daß wir doch einmal an die Stelle ber unzähligen 
Verordnungen, wodurd der Verkehr der Staaten untereins 
ander gehemmt wird , andere treten fehen möchten, die fie, 
ftatt zu trennen, vielmehr verbinden, und alle wie ein ge? 
meinfhaftlihes Vaterland umfaflen. Dann wilrde 
der Weberfluß des einen Staats den Mangel des andern er: 
fegen ; jeder wiirde nur das treiben, nur das hervorzubrins 
gen fuchen, wozu Natur und Umftände offenbar binführen: 
jeder würde daher den möglich größten Werch erzeugen; 
alles würde gewinnen, und mit raſchen Schritten wiirde der 
Nationalreichthum wachſen Die fpäte Nachwelt wilrs 
de noch die Weisheit folcher Gefege fegnen, unter deren 
Aegide ihe Wohlftend aufblühtes. *) 


*) Erörterung der ſtaatswirthſchaftlichen Aufgabe: Iſt es 
rathſam, dag fich die Regierungen mit fünftlicher Leitung der 
National» Indujtrie, befonderd zum Vortheile der Fabriken, bes 


faſſen? J | 


248 

Aber auch Hier muß es, wie ih hoffe, beſſer werden; 
es muß die Zeit kommen, wo das große Werk auch im 
Innern zur Vollendung gebracht wird; es muß die Zeit 
fommen, wo man nicht mehr fagen wird, der Bund eriffire 
nur erft noch in der Konföderationsafte, aber noch nicht in 
den Bundesftatuten, er exiſtire mehr im Berhältniffe gegen 
das Ausland, als zum gemeinfchaftlichen innern Wohle 
Deutſchlands, er eriftire mehr durch Napoleon, und deffen 
großen Plan, als durch Deutfchlands Fürften und deren 
Beſtreben, in Deutfchland von neuem ein gemeinfhaft: 
lihes Vaterland aller Deutfchen zu gründen — 
und daß fie bald komme, diefe Zeit, welcher patriotifche 
Deutfche wird es nicht mit Inbrunſt winfchen ? 2 


| 19. | 
Ueber die bürgerliche Verbefferung der 
| Juden, Fortfegung einer Abhandlung in der 
Juſtiz— — PolizeiFama Jahrgang 
1807. Nro. 82, 83 und 84). 





Bon dem Finanzratb Emmermann in Fulda, 


—9 meiner Abhandlung »über die bürgerliche Vers 
beiferung der Schukjuden« bemühte ich mich zu zeis 
gen, wie nothwendig es fey, eine Reform derfelben baldigfk 
vorzubereiten; weil tibereilte Neuerungen und augenbliclis 
es Ertheilen des Bürgerrechts den Zweck, hierdurch dem 
Staate zu nutzen, gewiß verfehlen würde. Ich bewies es 
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ferner, daß die Art der bisherigen Juden s Erziehung und 
Anweifung zum Schachern die jeßt erwachfene Generation 
der Juden größtentheils unfähig mache, an den Wohlthaten 
und Laften des aktiven Birgerrechts gleich Theil zu nehmen, 
und daß man zu biefem Ende, das auffeimende Geſchlecht 
durch öffentlichen Unterricht Hierzu empfänglich machen und 
ausbilden, auch durch Abfchaffung aller eignen Polizeis und 
Einifgefege das mächtigfte Hinderniß der Kultur hinwegräus 
men milffe. Jene Abhandlung fehloß ich daher mit der Bes 
hauptung, daß ungeachtet eine lange Entwöhnung von allen 
förperlichen Anftrengungen, die Unbekanntſchaft mit bitrgers 
lichen Erwerbsmitteln und ihren Fortfchritten die meiften 
der erwachfenen Juden zum Eintritt in den gefellfchaftlichen 
Bereinlunfähig machten ; dennoch diefes Hinderniß bei der jugend 
feicht aus dem Wege geräumt werden könne. Da diefe, 
ohne Ziveifel, bürgerliche Gewerbe zu erlernen fähig ift, und 
durch eine gut geleitete Erziehung, weiche etwa anfänglich 
mit einem gemwiffen Ziwange zu verknüpfen wäre, dazu vors 
bereitet werden kann; fo that ich den Vorfchlag: zur Ber 
fhräntung der übermäßigen Menge der Schacherer von den 
Molizeibehörden vorerft die Anzahl der jüdifchen Handels 
leute, nach den Pofalumftänden in jedem Staate für bie 
Folge, mit dem Anhange feftfeßen zu laffen, daß die jest 
lebenden auf diefe Anzahl ausfterben, deren Kinder aber 
von einem gewiffen etwas weit hinauszuſetzenden Normals 
Fahr an nur allein bürgerlihe Gewerbe und Ackerbau treis 
ben dürften. Es verficht fich zugleich von feldft, daß den 
jeßt erwachfenen Juden, fobald fie, mit Uebernahme aller 
perſönlichen Staatsbürgerpflichten, ein blirgerliches Gewerbe 
gleich ergreifen und felbft mit jüdifhen Gehülfen und 
Knechten arbeiten wollen, hierzu die Erlaubniß augenblicklich 
ertheilt werben könne und mülfe, 

In einer Abhandlung Über die Judenreform im frans 
zöfifchen Reiche wird behauptet, daß bei Zufammenberufung 
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des Sanhedring Fein politifcher, fondern nur ein moralifcher 
Zweck zum Grunde gelegen habe. *) Diefer Behauptung 
kann ich aber nicht Beipflichten, weil fpäterhin von der höch—⸗ 
fien Gewalt ein organifches Statut über die bürgerliche 
Verfaſſung erlaffen worden iſt, welches als Folge jener velis 
glöſen Reform betrachtet werden fann. Es ſcheint mir „viel 
mehr gewiß zu feyn, daß durch die in dem Sanhedrin fell 
Hefeßten Glaubenslehren und Grundſätze der politifchen Res 
form der Weg gebahne und vorzüglich der bei den Juden 
vprherrfchenden und jede Verbeſſerung BHindernden idee 
»daß Bott den Iſraeliten als feiner auserwähl 
ten Nation die Herrfhaft über alle andere 
Völker verfhaffen wolle,« Eräftigft entgegen gearbeis 
tet werden follte, Diefes Dogma feßte eine Sceidemand 
zwifchen Suden und Chriften, welche Auftiärung und Kub 
tur unter jenen mächtig verhinderte. Ehe man an eine po, 
litifche Neform denken darf, muß dieſe moralifhe Auftläs 
rung voraus feft begriindet ſeyn. Will man mit diefer ans 
fangen, ohne fih um jene zu bekümmern, fo wird man 
Gräber übertünchen. 

»Ueberhaupt iſt es eine Lacherlichkeie erfter Klaſſe, fagt 
der Verfaſſer jener citirten Abhandlung, darüber zu ſtreiten, 
ob der Jude ein ehrlicher Mann, ein moraliſches Weſen u. 
ſ. w. ſeyn könne; denn die Sache iſt in ſich unmöglich, for 
bald man bedenkt, daß das moſaiſche Geſetz, dem er ſich mit 
Leib und. Seele unterwarf, ihn zwar in Beziehung auf den 
idealen Judenſtaat, welcher nirgends vorhanden war, moras 
fifiete, dafür ihn aber auch in Beziehung auf die Gefells 





*) Europäifhe Annalen Yahrgang 1707, 4tes Stüf 
©. 66. | | 

S. auch gefammelte Aktenſtücke und öffentliche Verhandlun⸗ 
gen über die Berbefferung der Juden in Franfreidr 
herausgegeben von Alexander Bran. Hamburg 1807. 
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fchaft, in welcher er ſich wirklich befand, auf das vollkom⸗ 
wi“ demoralifiete, und zum entfcheidentften Egoiften mad), 

vft von dem Augenblicke an, wo der Jude fein Blut 
für das Vaterland verfprißt, wird er anfangen, ein morali; 
ſches Wefen zu werden, in eben dem Srade wird er aber 
auch aufhören, Jude zu feyn.« 

Weit entfernt, dasjenige zu billigen, was blinde Leidens 
haft gegen die Juden diktirte, kann ich doc) unmöglich der 
Behauptung beitreten, daß die Chriften allein die Inden in 
den Zuftand verfegt hätten, in welchem fie fid) wirklich be, 
finden. Beide Theile haben gleich viel dazu beigetragen, 
die Kluft zu erweitern. 

Da fih die Juden durch frühes Heurathen und durch 
die ihnen ertheilte perſönliche Sicherheit auf eine unbeſchreib⸗ 
fiche Art vermehrten, während dem ununterbrochene Kriege 
große Schaaren rüftiger Chriften wegrafften, fo muß es Die 


‚orfte Pflicht der Regenten ſeyn, dieſe zahlreiche Kiaffe ihrer 


Schützlinge zu nüglihen Bürgern auszubilden, und, hiers 
durch die. Stärke des Staats zu vermehren. 

Eine moralifch:religiöje Neform kann zwar nur durch 
Ueberzeugung entfichen, Doch ift es nicht ſchwer, diefe durch 
Erziehung und Beifpiel herbeizuführen. 

Mit der politifchen Verbefferung hat es aber eine an, 
dere Bewandniß. Diefe darf man in feinem Falle den Zu 
den überlaſſen. Es iſt vielmehr Pflicht der Negenten, von 
ihrer Souverainität hier Gebrauch zu machen, und dur 
Aufpebung aller politischen, bürgerlichen und polizeilichen 
Geſetze und der Jurisdiktions Befugniß dem Judenſtaate mit 
einmal ein Ende zu machen. Niemand wird dieſes hart 
oder ungerecht finden, da jeder Bürger im Staate dem all: 
gemeinen Gefege gehorchen muß, und fein Grund gedacht 
werden kann, diefem fich zu entziehen. Betrachten aud) die 
Juden viele diefer Geſetze als görtliche, und glauben fie, daß 
folche fo innig mit ihrer Religion verwebt feyen, daß man 
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ohne Auflöſung biefer jene nicht aufheben könne; fo ift dieß eine 
offenbar unrichtige und alberne Anficht, welche keine er 
allenfalls der Schwachen wegen, eine Belehrung verdient, 

Nach diefer meiner vorausgeſchickten Anficht wollen wir 
jeßt fehen, was vor und nad Haltung des großen Sandy 
drins — als Anfangeepoche der moralifhen Aufklärung — 
in den civilifirten Staaten Europens zur politifchen DVerbefr 
ferung der Juden gefchehen ift, wobei es} mir erlaubt feyn 
wird, einige der in dieſer Hinſicht ertheilten organifchen 
Statute einer befcheidenen Prüfung zu unterwerfen. *) 

‚Hier finden wir, daß in dem preuffifhen Staate zuerft 
an eine politifche Verbeſſerung der Juden ernftlid gedacht 
worden if. Unter Friedrih Wilhelm IT. wurde zu 
diefem Ende eine eigene Kommiffion niedergefeßt, welche 
- nad) einer ihr ertheilten Inſtruktion vom 10. Dez. 1787 
ein Gutachten den 10, July 1789 ertheilte, 

In diefem wurde gleich anfangs fehr richtig behaupte, 
daß die Juden ald Menfchen, welche die Natur mit eben 
denfelden Fähigkeiten wie andere Erdenfühne begabte , jeder 
bürgerlichen Verbeſſerung fähig ſeyen. 

Als bisherige Hinderniffe diefer Reform fahen bie 
Kommiffaire an: | 

ı. Die foltdarifche Verbindung in Bezahlung der Ab 
gaben, deven Aufhebung fie anrierhen. Daß bei Aufhebung die 
fes von der Sjudenfchaft zu bezahlenden Averſional:Quantums 
die Staatskaſſe nichts einbüße, wurde mit einer Aengfelichkeit 
Haufulirt, welche nur von Finanziers herrühren konnte. **) 





*) Um nicht die Erzählung deffen , was gefihah durch Zwi— 
fhenbemerfungen zu flören und den Baden der Gefchichte öfters 
zu zerreiffen, habe ich mein Urtheil über diefe öffenclichen Ber 
befferungsverfuche in untergefegten Noten niedergelegt. 

*) Man muß fich wundern, daß Kegenten diefer in der Re 
gel tadelnswerthen Einrichtung fpäterhin ihren Beifall gaben und 
folhe in ihren Staaten einführen wollten. Ich nenne fie tadelns— 
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2) In allen Öffentlihen Schulen fey den Jubden der 
Eintritt verwehrt gewefen. Ihre jugend wäre nur von 
odfcuren Menjchen in unnützen Dingen unterrichtet und in 
der Landesſprache fremd gelaffen worden. I 

5) Auſſer dem Handel habe man ihnen .alle andere Er⸗ 
werbsarten verfpertt. Diefe ihnen zu öffnen, werde den 
größten Schwierigkeiten unterliegen, weil diefe Erlaubniß 
von den. chriftiichen Bürgern' größern Widerfpruch, als von 
den Juden felbft erregen werde. Haß und Verachtung der 
Juden habe zu. fehr eingewurzelt, der Zunftgeift ſey befons 
ders zu unbiegfam, um ihn zum’ Vortheil diefes unterdrück⸗ 
ten, Volks ausvorten zu können. Es fen fogar zu beforgen, 
daß viele Städte ihr Privilegium: feine Juden aufnehmen 
zu ‚brauchen, geltend machen wilden. *) 





werth, weil hierdurch die Zudenfchaft als ein befonderer Stand 
im Staate Fonftituire wurde, weil man ferner die reiche und 
fleifige Klaffe zwang für die Faulen und Armen den Landesfhug 
zu bezahlen, und- weil man endlih, um nicht ungerecht zu fcheis 
nen, die Repartition diefes Averſional-Quantums größtentheils 
den Juden felbft überlaffen mußte, woraus dann Bedrückungen 
und Parteilichkeiten unausbleiblich folaten. 

*) Man wird bier, ohne mein Erinnern, einſehen, daß diefe 
Herren Reformatoren fich. die höchfte Gewalt als fehr ohnmächtig 
dachten. Daß unvernünftige, aus den Zeiten der Barbarei und 
des Fanatismus herrührende, Privilegien von jedem Souverain 
um fo eher zurüfgenommen werden fönnen, als hierdurch wohls 
erworbene Rechte nicht gekauft werden, daran zweifelt gewiß jebt 
Niemand mehr. Iſt auch blinder Religionshaß und DVorurtheil, 
wie man leider nicht leugnen fann, zwifchen beiden Konfeflionen 
eingewurzelt; fo kann man es doch einer aufgeflärten Regierung 
nicht zum Gefeg machen, diefe Kinder des moralifchen Orkus zu 
refpefriren. Was Unfinn, und Aberglaube heiligten, muß der Ges 
nius des philofophifhen Jahrhunderts zertrümmern. Man räume 
alſo nur das hinweg, mas. den Haſſe gegen Abrahams Enfer 
den Zündftoff gab, und jene Fleinlichen Hindernifle werden als 
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Daß die Schacherei der Sfraeliten ihre Immoralität 
vermehre und dem Ötaate den größten Schaden zufilne, 
hiervon waren die Kommiſſaire überzeugt und trugen si 
darauf an: 

a) daß von den damals Tebenden Inden bis auf ihre 
Enkel einſchließlich Feiner in einer großen Stadt ohne 15,000 
Rihfr., in einer mitteln ohne, 5000 und in einer Meinen 
Stadt ohne 1500 Rthlr. Vermögen sum Handel zugelaffen 
werde. *) 

b) daß die Juden alsdann den Handel vorfchriftsmäßig 
mehrere Jahre in dem Land, oder wenn bie chriftlichen 
Kaufleute fie nicht auſnehmen wollen, im Ausland HER 
müßten. 

Als ungleich nüßlicher für ben Staat wurden folgende 
Gewerbe der Sjuden_anerfannt: \ 

1. Ackerbau, jedoch mit der Einſchränkung, daß 
man den Juden nur allein die Anſiedelung auf neuen oder 
wüſten Stellen erlaubte, und ſie von dem Erwerb alter oder 
angebauter ausſchlöſſe, daß man ferner den Armen Gelegen⸗ 
heit verfchaffe, als Taglöhner etwas zu verdienen. **) 





bald,verfchwinden. Wollte man aber auch Privilegien hier unan 
getaſtet laſſen, ſo mußte man doch erlauben, daß Juden ſich an 
dieſen Orten niederließen, welche dem Handel entſagend, irgend 
ein anderes bürgerliches Erwerbsmittel erwählt hatten. 

Ich ſehe nicht ein, wie ein größeres Vermögen vor dem 
Uebel des Schachers ſchützen könne. Dieſes ſtreitet gegen alle Er; 
fahrung, und viel beſſer wäre es daher gewefer , neben dieſem 
auch Moralitätsbeſcheinigungen zu verlangen, und darauf zit 16 
hen, daß diefe nicht erfauft oder erfchlichen würden. 

») Den Borfchlag: den Juden die Anfiedfung auf neuen 
Stellen nur gu aeftatten, halte ich für fehr unzweckmäßig. Nicht 
zu gedenken, daß ſoſche neue Koloniſten auſſer einer gänzlichen 
Abgabenreiheit wenigſtens 10 Jahre lang vom Staat unterhal⸗ 
ten werden müſſen, wird dieſe Vergünſtigung für die Juden 
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e. BZünftige Brofeffionen. Die Kommiffaire 
behaupteten, daß alle Geſetze es nicht hätten erzwingen kön— 
nen, gewiffe alte Meinungen und Gebräuche, worunter auch 
die gehörten, Feine Zuden als Iinnungsgenoffen unter fich zu 
dulden, auszurotten. Sie befürchteten, daß die Verbindung 
aller Handwerker mit den Neichständern hier im Wege ftehe, 
fo daß, wollte man die inländiſchen Zünfte zwingen, Juden 
in die Lehre zu nehmen, alle fremden Gefellen auswandern 
würden. e 

Sie trugen alfo darauf an, es dem freien Willen der 
Zünfte zu überlaſſen, ob fie Juden in die Lehre, dann zu 
Geſellen und endlich als Meifter anfnehmen wollten. Bet 
der gewiß; eintretenden Weigerung den Juden hierzu Gele⸗ 
genheit zu verfchaffen, glaubten fie, daß man diefe als Uns 
ziinftige oder Freimeifter anfegen müſſe, jedoch mit Berück—⸗ 
fihtigung der überſetzten Innungen, und derer, melde auf 
Rommerz arbeiteten. ») Am leichteften würde es feyn, ihnen 
den Eintritt in unzünftige Handwerke zu geftatten, wie auch 
überhaupt denfelben den Weg zu Erlernung wiflenfchaftlicher 





nicht Anlockendes enthalten, vielmehr folche von der Yandwirchr 
fchaft zurückſchrecken. Ich begreife überhaupt nicht, warum man 
ihnen den Erwerb von urbaren Pündereien verfagen will, wenn 
ihnen nämlich die Hülfe chriftlicher Arbeiter verfagt wird. 

In einem großen Staate, wie Preußen war, fonnte man 
derifremden Handwerksgeſellen leicht entbebren, Folglich den Ins 
nungen — welche ich ganz aufgelöjt wünfhe — zur Pflicht aufs 
legen, Juden aufzunehmen. Es wre lächerlich in der That, eine 
Regierung als abhängig von Zünften zu erffären. Noch fonders 
barer aber war der Vorſchlag, Juden zu Freimeiftern anzufeßen, 
wenn es ihnen vorher unmöglich gemache wurde, irgend em 
Handwerf im In: oder Auslande funftimäßig zu erlernen. Man 
erinnert fich hier nicht jenes MWeifen, welcher in Gefahr zu er, 
trinfen, das Gelübde ablegte, nicht eher wieder ins Wafler zu 
gehen, bis er vollfommen das Schwimmen erlernt habe. 
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Kenntniſſe auf Schulen und Akademien zu öffnen , ſo deß 
fie ſogar Privatdocenten werden könnten. *) 

Sollten den Juden gleiche Rechte mit den — 
Staatsbürgern verwilliget werden; ſo müßten ſie auch, wie 
dieſe, alle perſönlichen Dienſte und Pflichten, welche der 
Staat fordert, übernehmen und in Perſon dieſen unvertret⸗ 
bar vertheidigen helfen. Das Stellen von Mannſchaft und 
das Bezahlen von Rekrutengeldern könne als Erſatz für die— 
fe höchſt perſönliche Pflicht nicht betrachtet werden. Da je— 
doch die erwachjenen Juden zum Militairdienft völlig unge 
ſchickt ſeyen — wiel unter Joſeph II. in Oeſtreich ‚die 
Probe gemacht worden —; fo wäre es rathſam, erſt deren 
Söhne und Enkel dazu zu ziehen. 

Dei den als wirklichen Staatsbürgern anzuſetzenden 
Juden follten nad) dem weitern Antrage der Kommiffion, 

1. auf deren Vereingelung Bedacht genommen werden, 
damit fie in Anfehung der Sprache, Gebräuche, Denkungss 
und Lebensart gefchwinder zur Gleichheit mit Chriften ges 
wöhnt wilrden. 

- 2. Man folle das Tragen der langen Bärte verbieten. **) 

3. Ihnen anbefehlen, ordentliche Geſchlechtsnamen zu 
führen. *) 

4 Sn ihren Schulen durchaus deutſche Sprache und 
Bel Sn 

*) Warum nicht auch Profefloren und Staatödiener? Verbeſ— 
ferungen follten nie halb ſeyn.“ 

) Noch zweckmäßiger dürfte es — das Tragen der fans 
gen Bärte oder einer abentheuerlichen QJudentleidung mit einer 
ftarfen Abgabe zu befteuern. 

**) Sehr'paffend hat die franzöfifche Regierung in einer Vers 
ordnung vom 20. Juli 1, J. die Annahme von ftändigen Fami— 
liennamen vorgefchrieben: und die Bedingung feſtgeſetzt, daß fol: 
che weder aus dem alten Teſtamente, noch von Geburtiftidten 
entlehne werden dürfen. Schon früher batte diefes der König 
von Weſtphalen verordnet und bereits ins Werk fegen laflen. 
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Schrift allein einführen und zu verordnen, daß alle Kon: 
trafte unter ihnen nur dann gültig feyn fünnten, wenn fie 
in deutfcher Sprache abgefaßt feyen. 

5. Dean folle überhaupt ihre Kandlungen genau bes 
obachten, 

6. dem Wucher mit Geldansteihen fteuern, und dem 
nicht zum Handel privilegirten Juden folchen aufs fErengfte 
verbieten. Ueberhaupt aber folle man als Regel feſtſetzen, 
daß das Geldausleihen vor Gericht gefchehe. 

7. Die Juden gegen aa und — 
gen zu ſchützen. 

8. Den Namen der — abzuſchaffen und m bios 
nach ihrem Gewerbe zu charakterifiren. 

9 Den Juden zwar an chriftlichen Feiertagen und 
Sonntagen lärmende oder öffentliche Handthierungen zu vers 
bieten, in ihren Wohnungen aber ſtile Arbeiten zu ers 
lauben. | 

10, Keine Fremden, es feyen dann reiche Juden oder 
Koloniften aufzunehmen. *) 

Nicht minder merkwürdig ift, was in Rußland zur 
Verbefferung der Juden verordnet worden if. Da in den 
neuacquirirten Provinzen diefes Reichs Juden in Menge 
fi) fanden, Yo feßte die Regierung - eine befondere Kommifs 
fion nieder, die eine Werordnung für die bitegerliche Ver—⸗ 
befferung der Juden entwarf, weicher der Kaifer am gten 
Dezember 1805 feine Beftätigung' ertheilte. Dieſe Ukaſe 
beruhte auf dem Grundfage, daß der nachtheilige Einfluß, 
den die Juden auf das allgemeine > des Staats — — 
durch folgende uUrſachen veranlaßt werde. 





) Es iſt fein Wunder, daß diefes Gutachten bloßes Projekt 
blieb, weil darin zu viele (leicht zu befeitigende). Schwierigkeiten 
als unüberfteiglich gefchildere wurden. Auch bin ich überzeugt, 
dag eine folche Reform, eben meil fie nur unvollkommen blieb/ 
wenigen Nuden gewährt daben würde. 

17. 
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1. Durch Dier Abfouberung : von: der. —— * 


waltung li... Kine , {U 1YU Bee 
2. Durch die Rerfibenge ibter Edrnde ‚Beigion) 
und ihres Atuſſern.. 


3. Durch den Mangel an Aufkiärung und Kultur. 
: 4 Durch die Abneigung gegen. den: Ackerbau, die ER 
werbe (und- den A ‚denen, ne den — vor⸗ 
ziehen. Rn nun u 

zut Abſtellung dieſer — — man eſt 
ups Die Ja den, ſollen sin. der Wahl dern Mittel, ſich ih⸗ 
ven rechtlichen Unterhalt zu verſchaffen, auf alle Art begün— 
ſtiget, und. gemiſſer mahen anfänglich. senäsbiger mwerden, ſich 
— Mittel zu bedienen, ieutuin.is a Piss 7 Be 

+ a Die eigent hümliche Rerfaung der - Faden: uf mög⸗ 
hr ‚aufgehoben und‘ mit der uw — 
in, Uebereinſtimmung gebracht werden ee, 

3. Man muß ſie zur Erlernung der idemeinen Lant 
des ſprache anhalten und dahin ſehen/ 

4. daß ſie ſtatt dem BEN ku ich). —* —* und ben 


Handwerken widmen: © er 
2,3 But, Befünderung, ihrer. Kuärung eines daher der 
valſer mt n 2 282 38143 9 


ar Dig, Kinder dp Duden, Können. in allen Bortefehnten, 
— und, Uniperſuäten aufgenommen werden. Man, 
darf, fie, aufsteine Art von ihrer Religion abtriinnig „machen 
oder ınöthigen, «was zu lernen, was mit dieſer unvereinbar 
ifbu.r. In den höhern Bildungsanſtalten dürfen ſie ihre Na 
tionaltracht nieht beibthalten und können in «der Medizin 
promoviren. Wollen „die Juden ihre Kinder in den Volks⸗ 
ſchulen nicht unterrichten laſſen, ſo ſollen auf. ihre Koſten 
eigene eg werden; in. — — 
giehrt wird. ax ER ; 
PN Auſſer demg. Im WERNER —*5 „den 
guden feine ne Schulen aeſtattet werden dg Linke ſchwerer 
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%. Nach Verlauf von fechs. Jahren muiſſen alle ihre 
Handelsbücher und Nechnungen in der Landesſprache geführt 
werden und nach einem Jahr alle andere Urkunden. 

3. Die jüdifhen Rabbiner, fo wie alle Juden, welche 
zu Magiftratsperfonen erwählt werden - wollen, milfen die 
Sandesfprache reden und’ fchreiben und En 19 der Landes⸗ 
28 gemäß : leiden: am 


„Alle im Reich befindliche ade werden m „ner 
a) Ackerleute one 
b} Fabrifanten: ru ee s 37315 DWLLe 
22%) Kaufleute und Handwerker und “ u © J 
A) Bürger geeheilt. °C mar min a nn Tal 


) Die Ackerleute können unbeſetzte Ländereien erwer⸗ 
ben: und darüber frei ‚difponiren and pachten. Bei neuen 
Anfiedelungen genießen fie eine »zehenjährige «Freiheit von 
Abgaben. *) 

b) "Die Juden können alle Arten von Fabriken errichs 
ten, erhalten gegen Sicherheit Vorſchüſſe dazu, amd; find 
alsdann. von den doppelten Rronarbeitennbefreit, und dürfen 
durch die Zünfte darin nicht beſchräukt werden. .. rum 

ce) Der allgemein zuläßige Handel iſt ihnen etlaubtn 
q) Sie müſſen einen dieſer Stände erwählen , weit * 
ſonſt als Vagabunden behandeit werden. 

0) Sie genießen den Schutz ‚der Geſetze "wie, ahbere 
Untert hanen, und haben, wenn ſie ſich durch Keuntniſſe und 
dem ‚Staat geleiſtete Dienſte auszeichnen Belohnungen zu 
erwarten: Ihr Gerichtsſtand — der — wie den: def 


andern ——— | —R 
Id du —— EEE — TER ine 


ft 









? En‘ 


1 Ä 
| unter. Auffiht zu — ei und in jenen. * vidans der Iw 
den beffer dirigirt werden kann. 

*) Ueber ‚die Unzweckmäßigkeit wo ‚Berfügung habe id 
mich bereits oben erklärt und kann daher bierauf verweiſen. 
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Die Rabbiner haben nur in Glaubensjachen zu ſpre⸗ 
hen, dürfen aber nicht firafen- *) 

Sch komme jebt auf eine organifche Verordnung, welde 
von den bisherigen Grundſätzen abweichend, mit dem Zeit 
geifte im Miderfpruch zu fiehen ſcheint. Sie hat daher in 
Deutfchland große Senfation erregt; und bei denen Tadel 
erweckt, welche von der Idee ausgehen, daß man ein Geſetz, 
welches für ein beftimmtes Volt fehr zweckmäßig gefunden 
wurde, bei allen andern des civilifirten Erdbodens ohne Ein 
ſchränkung einführen könne. Sch rede bier von der neuen 
Stättigkeits- und Schußordnung der Zudenfchaft zu Frank 
furt am Main vom Zu. November 1807. 

— Diefe hiet im Auszug. einzuriicken, halte ich überflüßig, 
indem fie erft neulich in die gelefenften Zeitfchriften wörtlich 
eingerückt, auch befonders abgedruckt worden ift. **) 


6.) YSo viel Vortreffliches dieſe Ukaſe auch enthält, ſo ſcheint 
mir doch ein großer Fehler darin zu liegen, daß den Juden eine 
uneingefhränfte Handelsfreiheit und die Wahl ihres Standes 
vergönnt wird. Es läßt fich daher nicht Erwarten, daß die Abs 
ſicht des Kaiſers, die Juden zum Betrieb des Landbaues, der 
Fabriken und Handwerke” zu ermuntern, erreicht werde. Dieſes 
kann, nad meiner feften Veberzeugung, nur dann möglich wer 
den, wenn man die Zahl der jüdifchen Mandelsleute, wie oben 
bemerfe worden, auf eine Fleine Anzahl befchränft, und durch 
die Unmöglichkeit fi vom Schachern zu ernähren, die übrigen 
Juden nörhiget, ızu den eigentlichen bürgerlichen Gemwerben ihre 
Zuflucht zu nehmen. 

Neue Stättigfeitds und Erden der 
Judenſchaft zu Franffurt am Main, deren Berfaffung, 
Berwaltung, Rechte und Verbindlichfeiren betreffend , mie folde 
von Er. jetzt glörreich reaierenden Hoheit, des fouverainen Für 
ften Primas des Rheiniſchen Bundes feftgefegt und fanftionirt 
worden iſt. Frankfurt am vn bei DBarrentrapp und Wenner 
2600, 40 S. 4. 
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Nach diefer ift den Juden zu Frankfurt das alte Lokal 
mit einer Erweiterung zur Wohnftraße angemwieien , ihre 
kirchliche Verfaffung beſtimmt, und wegen des Schutzes und 
Handels manche Einfhräntung verfügt worden. Indeſſen 
diefelben auch hiernach nur als fchußverwandte Unterthanen 
ohne Bürgerrecht betrachtet werden, und ihr politifcher Zus 
ftand nicht verbeffert worden ift; fo muß man doch, nach 
Berückſichtigung aller örtlichen Umſtände, beſonders des hier 
blühenden Kommerzes bekennen, daß fie feine andere Ber 
ſtimmung erhalten dürfte, wenn nicht die Eriftenz des zahl 
reihen Handelsſtandes und der Handwerker gefährdet bleis 
ben follte. Es wäre graufam und ungerecht gewefen dieſe 
der Judenſchaft aufzuopfern, welches aber gewiß gefchehen 
wäre, wenn man den Juden duch unbedingte Ertheilung 
des Bürgerrechts die gefährliche Freiheit ertheilt hätte, den 
Handel Diefer bedeutenden Stadt allein an fih zu reißen 
und den ihrer chriftlihen Mitbürger, wo nicht ganz, doch 
größtenteils zu vernichten. Wie fehr fchon feit Einäſche⸗ 
tung. der alten Sjudenftraße die Erlaubniß, in allen Quars 
tieren der Stadt zu wohnen, von den Juden mißbraudt 
worden iſt, wird Niemand fremd geblieben feyn. Es war 
daher durchaus nothwendig, bei Zeiten eine vernünftige Eins 
ſchränkung eintreten zu laffen. Mögen daher Andere diefes 
organifche Statut tadeln, weil es mit ihrem Weltverbeffer 
rungs. Syſteme nicht übereinftimmt; ich muß darin bie 
Weisheit des Geſetzzebers verehren und hier nochmals wie 
derholen, daß, nach meiner Ueberzeugung , eine Reform der 
Suden erft allmählig vorbereitet werden müſſe, wenn fie 
nicht nachtheilig und nußlos werden fol. Mufterhaft und 
nahahmungswerth find daher die Vorfchriften, welche Se. 
Hoheit der Fürft Primas in diefer Verordnung, wegen Ab: 
fhaffung der eigenen Jurisdiktion, der frühen Beerdigung, 
Annahme beftändiger Familiennamen und insbefondere wer 
gen des Unterrichts der Jugend, ertheilt Bat. Diefe,- dem 
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liberalen - Genius der Zeit angemeffene, Anftaiten find von 

der Art, daß. bei, gehöriger Ausführung derſelben allmählig 
ber; Charakter der Juden fich verwiſchen und fie. den chriftlis 
hen Bürgern auf einen Grad näher gerückt werden, ſo daß 
man ohne. Gefahr ihnen das aktive Bürgerrecht wird ew 
theilen können. ‚Einftwellen hat der Gefengeber ihnen den 
Eintritt in die Zünfte und die Errichtung von Fabriken mit 
jüdifchen Arbeitern geſtattet, daher ihnen der Weg zur poli: 
tifhen Negeneration -auf feine Weiſe — vielmehr er⸗ 
weitert worden ift.- | 

Einen ganz andern Plan bat. man bei der Verbeſſe⸗ 
rung der Juden tim Könlgreiche Weſtphalen erwählt, mo 
nach einem Dekret vom-a7. Jänner 1856 die, jüdiſchen Ein 
wohner dieſelben Rechte und Freiheiten, wie bie übrigen Uns 
gerthanen ‚genießen follen. *) Zu diefem Ende find. alle Abs 
gaben, welche die Juden, allein als Solche zu entrichten hat 
ten,; völlig im ganzen Umfange des Reichs aufgehoben. Man 
bat ihnen erlaubt, ohne daß es mie vormals einer befondern 
Konzefiion bedarf, fich zu verheurathen, für die, Erziehung 
und das Etabliſſement ihrer Kinder zu. forgen, ihnen ihre 
Güter abzutreren, wobei fie fich jedoch nad) den Vorſchriften 
des Koder Napoleon richten müſſen. Ferner fol es ihnen 
frei, ftehen, in jeder Gemeinde fich niederzulaffen und ihren 
Kandel einzurichten, vorausgeſetzt, daß fie der Ortsobrigkeit 
davon die gehörige Anzeige machen, und die Vorfchriften. der 
Korporationen und Innungen beobachten, worin: * wün⸗ 
ſchen aufgenommen zu werden. 

So ſehr dieſe Verordnung bei denen, welche ee 
oder unmittelbar Wortheil davon zogen, Beifall, gefunden 
bat; fo kann ich doc in diefes Lob nicht einftimmen, 

Welche — eine unvorbereite Hin: a 





> Areinifden Bund — Heft 1808, Seite ya 
Benphälifher Moyjsgur von 1808. Mr iß. 
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Vorkehrungen gegen ben gewiſſeit Mißbrauch, haben wird, 
dieß läßt fih mit Gewißheit aus der. Kisherigen Erfahrung 
vorausbeftinnmen. Ich bin überzeugt, daß die Juden, weis 
entfernt diefe Emancipation zu benutzen, um nützliche bür⸗ 
gerliche Gewerbe zu eylernen und Auszuüben, jene vielmehr 
mißbrauchen und den Alleinhandel an fidy “reißen werden: 
Liegt nicht das Beiſpiel Frankreichs: zunächſt vor unfern Au⸗ 
gen, wiſſen wir nicht, weiche - Wirkung es nach fid) zog, als 
man ihnen zu voreilig mit einmal, durch Zertrimmerung 
aller bisherigen Feſſeln, welche dem Schachern Einhalt thun 
follten, das: Ati Bürgerrechte ſchenkte? Es iſt daher mit 
Gewißheit voraus zu fagen, daß man im Verfolge der Zeit 
in dem Königreiche Weftphaten eben die Einfchränkungen 
erlaffen wird und muß, welche in‘ Frankreich fiir nothwendig 
erachtet wurden, um die Folgen dieſer aneingeſchränkten 
Schacherfreiheit zu verhindern, und den 7— has —— 
hen Staatsbürger abzuwenden. * 

Dieſe Behauptung wird dadurch zur — erho⸗ 
ben, wenn man in den Geiſt der Verordnung eindringt, 
welche Se. Majeſtät der Kaiſer von Frankreich am-wy. 
März 1808 in Betreff der Juden au ala ſich BR 
get fahe. 

Ich übergehe, was ber Geſehgeber zur Verhücung⸗ de⸗ 
allgemein verbreiteten und ſyſtematiſch ausgeübten Juden: 
wuchers und der Schacherei ſehr zweckmäßig — und 
begnüge mich anzuführen, daß. 

»von dem ıftlen Julh 1809 an fein Jude irgend einen 
Handel treiben darf, ohne von dem Präfekten ein Patent 
zu haben. Diefes Patent darf nur nad) einer ftrengen Un— 
terfuchung und auf: das des Konfiftoriums ber Synagoge, 
in der er wohnt, das fein gutes Betragen und feine Ehr— 
lichkeit verbürgt, ertheilt werden. ($. 7.) Diefes — 
muß jedes Jahr erneuert werden. ($. 8.) — 2 — 
Die General⸗Prokuratoren dei den Gerichtshöſen ‚find 
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befonders beauftragt, biefe Patente durch eine befondere Ents 
fcheidung des Gerichtshofs zurücknehmen zu laffen, wenn fie 
erfahren, daß ein patentifirter Jude Wucher oder einen bes 
trügeriſchen Handel treibt. ($. 9.) 

Sjeder Handelsakt und jede Hypothek von nichtpatentis 
ſfirten Juden, wenn bdiefe von einem auf den Handel Bezug 
habenden Geſchäfte herrührt, iſt nichtig ($. 10. und 11.) 

Kein Jude, der gegenwärtig nicht in den Departements 
des Ober/ und Niederrheins anfäßig if, foll in Zukunft ſich 
daſelbſt niederlaffen können. Auch darf keiner, der gegens 
wärtig nicht anfäßig if, fih in den übrigen Departements 
des Reichs niederlaffen, wenn er nicht ein Landeigenthum. ers 
worden hat und Aderbau treibt, ohne fi in irgend einen 
Handel zu mifchen. ($. 16.) . 

Sämmtliche Juden des Reichs dürfen ſich bei der Kons 
flription nicht erſetzen laffen; fondern find zum perfönlichen 
Dienfte verpflichtet. ($. 17.) 

Die in dieſem kaiferlichen Dekret enthaltenen Verfü—⸗ 
gungen — wovon die Juden zu Bordeaux und der Depars 
tements Gironde und Landes, welche zu keiner Klage Anlaß 
gabens ausgenommen find? — follen zehen Jahre lang in 
Vollzug bleiben, in der Hoffnung, daß nach diefer Frift, zu 
Folge verfchiedener in Betreff der Juden genommener 
Maafregeln, dann fein Unterſchied mehr zwifchen ihnen und 
ben übrigen Untertanen des Meichs ftatt finden wird, je 
doc mit dem Vorbehalte, die Vollziehung derſelben auf 
eine Zeit weiter hinauszufeßen, wenn der Kaiſer in diefer 
Hoffnung getäufcht werden follte.« ($. 18. und ı9.) 

So fireng auch diefe Verordnung fcheinen mag, fo 
wird doch jeder, welchem der empörende Mißbrauch der jüs 
diſchen KHandelsfreiheit in Frankreich bekannt ift, dieſelbe als 
eine durchaus. nothwendige Maaßregel anerkennen müſſen. 
So wahr es ift, daß nur durch Erziehung und fiufenmweife 
Bildung Menfchen gebildee werden können, wofür das frans 
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zöffche Gouvernement bei ben Juden gewiß forgen wird, 
damit daffelbe fich nicht nach Verlauf diefer gehen Jahre in feis 
nen Hoffnungen betrogen. findet; fo kann dennoch bis zu einer 
fo entfernten Epoche dem Wucher urd der Schacherei nicht 
ruhig nachgefehen und nur ‘Palliativmittel dagegen anges 
wendet werden. Das Wohl und die Sicherheit der übris 
gen Staatsblirger erheifchte, daß von diefem Augenblice an 
firenge Maafiregein gegen diefen Judenwucher ergriffen wur, 
den, und daß man durch Erfchwerung des Handels den 
Juden feinen andern Meg offen ließ, fich redlich zu ernähs 
ven, als entweder diefen Handel auf eine gefeßliche und ers 
faubte Art zu treiben, oder durch Ausübung des Ackerbaues 
oder irgend eines Handwerks ihre Subfiftenz zu fuchen. 
Daß der weitſehende franzöſiſche Kaifer die Abſicht hege, 
durch den firengen Vollzug dieſer Verordnung die Juden 
zur Ergreifung beider lebten Ermwerbsarten zu nöthigen, 
ſcheint mir auffer allem Zweifel zu liegen. 

Freilich mögen dadurch mehrere Individuen , denen die 
Sandelspatente verfagt werben, anfänglich in einige DVerle: 
genheit gerathen ; allein ein ſolcher individueller Druck konns 
te ein zum Wohle des Ganzen und der Juden felbft hers 
beigeführtes Staatspofizeigefeß in feiner Wirkſamkeit nicht 
hemmen. Schade nur, daß die hohen Souveraine des rheis 
nifhen Bundes auf diefes organifche Geſetz des franzöfifchen 
Kaifers noch nicht diejenige Rückſicht nahmen , welche daffel: 
be gewiß; verdient. Das Syntereffe Deutfchlands erheifcht es, 
bierin gleichen Schritt zum halten, und es dadurch zu verhins 
dern, daß unmoralifhe Subjekte, welche der Schacherei in 
Frankreich nicht entfagen wollen, ihr Vaterland verlaffen 
und fi bei uns anflebeln. 

Wir wollen hoffen, daß zum Wohle bes Vaterlandes bald ges 
meinfchaftliche Hand an diefe politifche Verbefferung gelegt und fo 
der Wunſch jedes wahren Patrioten erfüllt werden möge. 
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20. 


Organiſches Edikt die Gerichtsberfaſſung im Könige 
reiche Baiern Ban. Ä 





Lör Zr 2 


Bir Maisimilian Sofeph, von Sottes Su 
König von Balern. 


Zur Vollziehung des V. Titels der Konfitution, und um 
in Unferm Köntgreiche eine gleichförmige, den Verhältniſſen 
und der Geſetzgebung entfprechende. Gerichtsverfaffung. zu 
bilden, haben Wir die näheren organifchen Verordnungen zu 
treffen befchloffen, und a wie folgt: | 
Titel Ä 

Algemeine Beh der, Gerichte 

$. 1. Es follen-in jedem Kreife, ‚Unferes Königreiches 
Untergerichte als erfte Inſtanzen in Zivilrechtsſachen, dann 
als infteuivende Behörden in peinlichen Prozeffen. für die 
ihnen angemwiefenen.. Bezirke befichen. . 

$. 2. Es werden. Xppellotionsgerichte, i in der Kegel je 
für zwei Kreiſe, als. zweite Inſtanzen in flreitigen Zivil: 
rechtsſachen und als erfte entſcheidende Stellen in peinlichen 
Nechtsfällen errichtet. 

$. 3. In Unferer Reſi denjſtadt, ſoll ein Dberappellas 
tionsgericht als letzte Inſtanz in Zivil und ‚peinlichen 
Rechtsfällen für Unjer ganzes Königreich angeordnet werden. 

II, Titel, 
Bon den Untergerichten 

$. 4. Die Untergerichte, welche in jedem Kreife Sefter 
hen, theilen fih in Stadtgerichte, in — und in 
Patrimonialgerichte. 

$.5. Die Siadtgerichte beſtehen ans einem Siadt⸗ 
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richter und mehreren: Stadtgerichtss Belfigern. Die Zahl 
der letzteren wird nad dem Merhältniffe der Population 
beftimmt. 

6.6. Die Untergerichte auf dem Lande beſtehen aus 
einem Richter und zwei Bis drei der Rechte kundigen und 
geprüften Pandgerichtsbeifigern, aus welchen Einer befondere 
Beweiſe über theoretiſche und praktiſche Kenntniſſe in der 
peinlichen Rechtswiſſenſchaft abgelegt haben muß. 

§. 7. Für bie Patrimonialgerichte, welche Wir als 
künftig zu beſtehende Untergerichte beſtätigen werben, wird 
rückſichtlich ihrer Beſetzung ſowohl, als ihres künftigen Bes 
ſtandes eine eigene Verordnung folgen. | 

$. 8. Die Gerichte erfter Inſtanz der Unferer Sour 
verainttät untergebenen mediatiſirten Firften und Grafen 
nehmen gleiche Verfaſſung, wie Unfere Untergerichte an. 

$. g. Wir werden ein Verzeichniß aller in jedem 
Kreife beſtehenden Lntergerichte, mit genauer Semerkung 
ihres Bezirkes, öffentlich bekannte machen. 

$. 10: Die Kompetenz der Untergerichte erſtreckt fichs 
auf alle in ihrem Bezirke. angebrachte Neal; und Perfonat 
Klagen, ohne Rückſicht auf die bisher beftandenen PN 
chen Privilegien und Eremtionen. 

21. Nur den Unſerer Souverainität — 
giicften und Grafen, welche in dem wirklichen Befitze der 
Patrimonialgüter fich befinden, fo wie jenen, welche Wir 
ihnen gleich zu flellen etwa für gut finden werden, bleibt 
das erftere nach Unſerer Deklaration vom ıgten März 
1807 in allen fie betreffenden Real⸗ und Perfonals Klagen 
eingeräumte privilegirte. Forum erſter Inſtanz bei den Ap⸗ 
pellationsgerichten. 

Die übrigen Glieder dieſer Familien ſind dem ordentli⸗ 
chen Gerichtsſtande unterworfen. 

$. ı2. In Anſehung der Klagen in Wechfel⸗ und 
Merkantilſachen bleibt es bei der ſchon beſtehenden Verfaſ⸗ 
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fung, nach welcher fie in erfter Inſtanz zu dem Wechſelge⸗ 
richten gehören. 

$. 15. Die Stadtgerichte üben in ihrem Bezirke die 
Zivitgerichtsbarkeit in Pollegialifher Form, nah den ihnen 
bei ihrer Organifation fchon ertheilten, oder noch zu ertheis 
lenden Borfchriften aus. 


Die Inſtruktion der peinlichen Prozeffe iiber die in den 
Sefängniffen der Stadtgerichte verwahrten Webelthäter, und 
die übrigen in die peinliche Gerichtspflege ihres Bezirkes 
einichlagenden Geſchäfte werden durch den Stadtrichter felbft, 
oder aus deffen Auftrag von einem oder mehreren Stadt 
gerichtsbeifigern beforgt. 

Sie fenden die inftruirten Akten zur Entfcheidung an 
bie Appellationsgerichte, vollziehen die Urtheile diefer Juftiy 
höfe, und haben ihre Aufträge zu befolgen. 

Sie wachen liber die in ihren Gefängniffen befindlichen 
Inquiſiten, über ihre Verwahrung, Nahrung, Behandlung. 

$. 14. Bei den Landgerichten können jene Zivilftreitig, 

keiten, wobei nach der Gerichtsordnung fein Schriftenwechfel 
ftate finder, von dem Landrichter allein, mit Beiziehung 
eines Protokollführers, oder nach Auftrag deffelben von einem 
Landgerichtsbeifiger, mit gleicher Beiziehung des Protokoll: 
führers, vorgenommen und geſchlichtet werden. 
Dieſe Befugniß kömmt auch dem Landrichter, oder den 
Randgerichtsbeifigern in jenen Handlungen zu, welche blos 
die Inſtruktion der übrigen Zivitprogeffe betreffen, z. B. 
Zeugenverhöre, Produktionen, Kommiffionen :c. 

Dekrete und Beſcheide hierin, welche nicht definitiv find, 
erläßt der Landrichter allein; bei denjenigen aber, die eine 
definitive Kraft Haben, treten die Gerichtsmitglieder zufam 
men, und entfcheiden nach der Stimmenmehrheit. — Bei 
Stimmengleichheit entfcheidet der Richter. 

Die oben $. 13. erwähnten Gefchäfte: der peinlichen 
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Serichtspflege liegen dem Lanbrichter , : ober nad) deffen Aufs 
trag einem der Landgerichtsbeifiger ob. 

Sin Abwefenheit, oder im Berhinderungsfalle des Lands 
richters, vertritt deffen ‚Stelle der Altefte Beiſitzer. 


$. 15. Bei jenen mediatifirten Fürſten und Grafen, 
weiche fih in dem Beſitze der peinlichen Gerichtsbarkeit ber 
finden, haben die Juſtizkanzleien die Obliegenheiten und Ber 
fugniffe der Untergerichte. Sie fenden auch, mie diefe, die 
infteuirten Prozeſſe an die Appellationsgerichte zur Entfcheis 
dung ein, | 

$. 16. Den Patrimonialgerichten kömmt nur die Ers 
greifung und Verwahrung der in ihrem Bezirke betretenen, 
eines Verbrechens verdächtigen, Perfonen zu; fie liefern bie 
Berhafteten längftens binnen 48 Stunden an das nächfte 
Landgericht aus. 


$. 17. Von den Untergerichten geht in den durch die 
Serihtsordnung zu beftimmenden Zivilfällen die Berufung 
an die Appellationsgerichte. 


$. 18. Bon den Gerichten erfier — der mediati⸗ 
ſirten Fürſten und Grafen geht die Appellation an en 
Juſtizkanzleien. 

$. 19. Im. nicht. ſtreitigen Zivilrechtsſachen find- von 
dert Untergerichten jene Geſchüfte zu beforgen, welche ihnen 
durch das. nr und bie — — zugetheilt 
— 

$. 20. Wir werden deu —— überhaupt über 
ihre Geſchäftszweige und Serhäftefüßrung aaa In⸗ 
ſtruktionen ertheilen. 

$. 21. Ueber die Gehalte der —— 
wird bei⸗ihrer Organiſation die Beſtimmung folgen. 

$. 22. Die Landrichter behalten. bis auf weitere Ber 
| ſtimmung ihren dermaligen Gehalt. | 
Die SGerichtsbeifiger erhalten bis auf weitere Verorb⸗ 
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nung den bisher fiir - die‘ AR ze 
nen BR: . 
III. ⁊ itel. 
Von den Appellations s Gerichten, 

6.23. File. zwei Kreife Unfers Königreichs ‚fol in der 
Kegel ein Appellationsgericht: als zweite Inſtanz in Zivil⸗ 
Rechtsſachen, und als erſte entfcheidende mr in — 
Fällen errichtet werden: 5 - 

Daſſelbe iſt zugleich die erfte Snftany für die meblasifie 
ten Fürften und Grafen, und diejenigen, weihe Wir ‚diefen 
zu aſſimiliren für. gut finden werden. . 

Es werden au), ale Ausnahmen : für eipjeine Kreife 
Anpellationggerichte beſtehen. 

$. 24. Die, zu errichtenden Appelationeerichue m 
daher folgende: ; RN 
1. Bür, ben, Mainkreis ı ein Apretlnggeiä — 


—— Bamberg. 

2, Für "ven pen uhid Nabtreid ei E | 
pellationsgericht in . . - Bi Amber, 

+3’ Ble den Rejatkreis ein Aniaromn 8* 

5 richt in’. He 2, gan, ee a Anebaq⸗ 


4 Für den Oberdonaus und Altmühlkreis 
ein Appellationsgericht in una. Neuburg. 
—* den — — ein Appel wi... "5 
lationsgericht inꝰ —et— wenningen 
6. Für den Regen: os nerdonautee ein li 
‚Appellationsgerihetetn.t 21... Onausie 


Ä * Für den Iſar⸗ und Srlzachtrei⸗ as tech ET; 
pellationgsgeriht in . . . .. mir  Müngeni 
"Bus Flie den ab. a — ein ann 
lationsgericht im st. 2% Innsbruk. 
9. Für den Etſchkreis ein Appellationggericht 
in u era 1 oh 


$..05. Wo; wel Kreiſe einem Appellationsgerichte 
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untergeordnet ſind, beſteht daſſelbe ans i Präfidenten, 2 Di— 
rektoren, 16 Räthen, 4 Seeretaiven, 1 Expediter, 2 Regi⸗ 
ſtratoren, 83 Kanzelliſten, Rathsdiener, 2 Boten: 


$. 26. "me Appellationsgerichte, welche nur einen 
Kreis zu ihrem Bezirke erhalten, beſtehen aus i Präfidens 
ten, ı Direttor, 8 Räthen, ⸗ Sekrenicen, 1 Erpeditor, E 
dienſten zu gebrauchen find‘, 4 Kanyelifen, j rs Vathdiener 
a Boten. 
5. 27. Das Appellationegericht, welches für ® Kreiſe 
beſteht, theilt ſich alle Rathtage in Senate, bei welchen nicht 
unter Du und. in peinfichen Fällen nicht unter, 7 Mitglieder, 
mit Einſchluſſe des. Vorſtandes anweſend feyn dürfen. 


— 89 . 28. ‚Der Peäfidens kann abwechlelnd allen Senaten 
beiwohnen. Er hat in den Seſſionen die Direktion, hält 
das Präſenz ⸗Protokoll und. die, Umfrage, und giebt, wenn 
Stimmengleichheit vorhanden iſt, die Entſcheidung. 
Die Geſchäfts und Disziplinaraufficht ſteht dem Präs 
fidenten zu, welcher. in u BR den NN der au 
rektoren, zu erholen hat. u f = 


6. a: Wenn: ——— — oder — 
J vertritt ber‘ älteſte Direknor ſowohl in, als außer dem 
Rathe ſeine Stelle, in: dem — ber Direktor 
ven kommt die: Reihe an den Atteften Rath. 

- 9 30. E86’ follen wenigſtens dret Seſſionen des Appel⸗ 
—— im jeder Woche gehalten werden. Bei. grofr- 
fem Drange der Geſchäfte find: nebſt dieſen — — 
* Sitzungen zu veranſtalten. 

6. 31. Die Appellationsgerichte ——8 als Mrella⸗ 
— Inſtanzen in allen jenem ſtreitigen Zivilſachrn, welche 
"nad. der Gerichtsordnung bon den Untergerichten ihrer Be; 
zirke im Wege ders Berufung an fie gelangen können, und 
gelangen, ſind in erſter Inſtanz bei den Zivilſtreitigkelten der 
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Mediatiſirten und derjenigen, welche Wir — gleich zu 
ftellen für gut finden werden. 

$. 32. Sie erkennen auch in zweiter und feßter In⸗ 
ſtanz in ſtreitigen Mechjels und Merkantilſachen, welche von 
den Wechſelgerichten erſter Inſtanz durch Appellation an ſie 
kommen. | 

$. 33. Sie entfcheiden alle durch die inquirirenden 
Behörden ihrer Kreife inftruirten peinlichen Prozeſſe, und 
ſchicken die Akten mit dem Urtheile zur Erekution dahin 
zurück. 

Sie ordnen die vor der Entſcheidung allenfalls noch nö⸗ 
thigen Erſetzungen und Inſtruktionen an. 

$. 34. Den wirklichen Beſitzern der mediatiſirten Fürs 
ſtenthümer und Grafſchaften bleibt künftig das beſtimmte 
Auſträgalgericht, fo wie es in der Deklaration vom ıgten 
März 1807 ausgefprochen fi. 

$. 35. Wenn ein Untergericht von einem ftreitenden 
Theile aus Verdachtsgründen, oder anderer Urſache rekuſirt 
wird, entfcheider Über den Beſtand, oder Unbeſtand der Res 
tufation die Appellationgftelle, und verweifer im erſten Falle 
den Streit an ein anderes, nahe gelegenes Untergericht. 
6. 36. Wenn zwifchen Untergerichten, welche unter 
demfelben Appellationsgerichte ſtehen, Kompetenzkonflikte ſich 
ergeben, ſo hat das Appellationsgericht Bericht darüber zu 
erſtatten und Unſere allerhöchſte Entſcheidung zu erholen. 

$. 37. Die Appellationsgerichte haben die unmittelbare 
Aufficht ſowohl im Zivil s als peinlichen Fache über die Uns 
tergerichte ihres Bezirkes, fie erhalten ihre Arbeitstabellen, 
weiche fie alle Quartale mit ihren Erinnerungen an das 
Minifterial  Zuftigdepartement einzufenden, und bie allenfalls 
daſelbſt entftandene Gebrechen anzuzeigen haben. 

$. 38. Diefe Gerichtshöfe find übrigens an bie beftes 
hende Rathsordnung in Hinſicht auf ihre Geſchaſtsführung 


angewieſen. 
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$. 39. Der Präfident hat m Gehalt 4000 fl. 
der ältefte Direftor . . . . 00.28. 5000 — 
der een. 200 — 
die 4 Älteften Räthe — BE a Te ar Le 2000 — 
die nachfolgenden 6 jeder - > > 22 2... 1800 — 
die 6 jüngften jeder 2 2 2 ee eine. 1600 — 
der erfte Sekret . 2 0 22 0 ee. 1000 
ar 1. 1 6696990 
DE PU Eee Ma 
ber vierteee. 800 — 
dev Erpeditor 2 2 2 2 2. 1000 — 
der erſte NRegiftvator ee. 90 — 
ber wie - - > 2 rer 2 rn. Bo — 
die 4 erfien Kangelliften jeder -» 2 2 600 — 
die folgenden jeder = 2 2 nn. dba 
dev Rathdiener = » > 2 “2 00 5600 
bee Botte. 400 — 

$. 40. Bei den Appellationsgerichten, welche nur einen 
Kreis zum Bezirke haben, hat der —* dent. 4000 fl. 
der Dirctor . . 2 20. eier nn. 8000 — 
von den 2 älteſten Nüthen — 800 
von den 3 jüngſten jedeer.... 1600 — 
der erſte Sekretale 2 2 2 2 2 2 1000 — 
dee zweite 2 rennen Bo 
der Erpeditor - > 2 2 ee ee. 2000 — 
der erſte Regiſtrator ee a 
der weite = - "- » or 9500 — 
von den © älteften Kanzelliften jeder .... 600 — 
von den © lebten jeder - 2 > 2 2 6550 — 
der Rathsdiene.. 6500 — 
der Bote...ææ 400 — 

IV. Titel. 
Von dem Oberappellationsgerichte. 
'$. 41. Das Oberappellationsgericht befteht aus.a Prä⸗ 
168. 
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fidenten, 3. Direktoren, 50 Räthen, 4: Sekretairen, ı Rath, 
diener, & Boten. 

$. 42. Es theilt fih in 3 Senate; doch ſteht dem 
Präſidenten frei, wenn die Zahl der Geſchäfte es erheiſcht, 
auch 4 Seyate zu bilden, bei welchen aber nicht weniger, 
als 6 Näthe und ein Vorſtand, bei Todesurcheilen aber 9 
Räthe, mit Einfchluffe des Vorſtandes, anweſend feyn müffen. 

$. 45. Der Präfidene kann abwechfelnd jedem Senate 
beimohnen. — 

Er hat in den Seffionen die Direktion, hält das Präs 
ſenz Protofoll , die Umfrage, und giebt, wenn Stimmens 
gleichheit vorhanden ift, die entfcheidende Stimme. Außer 
der Verſammlung gebührt ihm die Eröffnung des Einlaufes, 
die Vertheilung der Arbeiten. | 

Die Geihäftsn und Disziplinaraufficht fiehe dem Präs 
fidenten zu, welcher in wichtigen Fallen den Rath der Dis 
veftoren zu erholen hat. 

$. 44. In Abmwefenheit des Präfidenten vertritt der 
ältefte Direktor deffen Stelle. 

$. 45. Es follen alle Wochen wenigſtens 5 Seſſionen 
der Senate ftatt finden, in dringenden Fallen werden aufers 
ordentliche Situngen gehalten. 

$. 46. Jährlich treten aus jedem Senate 3 Räthe nah 
dem Dienftalter aus, und gehen in einen anderen über, und 
fo durchgehen fie alle Senate. 

Die Direktoren können nach Sutbefinden des Präfldens 
ten von Zeit zu Zeit in den Senaten gewechfelt werden. 

$. 47. Wir werden bei Befeßung der fich fünftig er: 
ledigenden Stellen der DOberappellationg ı Gerichtsräche diefe 
Stelle mit ihrem Gutachten vernehmen. 

$. 48. Das DOberappellationsgericht erfennt in letzter 
Inſtanz über ſtreitige Zivils und fiber peinliche Nechtsfälle 
des ganzen Königreiche. 
$. 49. Ueber welche Zivilrechtsſtreite die Berufung 
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von ben Appellationsgerichten an biefes Tribunal ergriffen 
werden könne, wird die Gerichtsordnung angeben. 


$. 50. Wenn ein Appellationsgericht von einem fireitens 
den Theile aus Gründen eines rechtmäßigen ‚Verdachts, oder 
aus einer andern Urfache refufi rt wird, entfcheider über die 
Statthaftigkeit der Rekuſation, das Oberappellationsgericht. 


F. 5ı. Wenn zwiſchen Appellationsgerichten unter ſich, 
oder zwiſchen Untergerichten, welche nicht unter einem und 
demſelben Appellationsgerichte ſtehen, Kompetenzkonflikte ſich 
ergeben, fo bat das Oberappellationsgericht Bericht zu ers 
ftatten, und Unſere allechöchfte Entfcheidung zu erholen. 

$. 52. Sn peinlihen Progeffen fteht dem Oberappellas 
tionsgerichte die Revifton, oder das Appellationgertenntniß in 
den durch befondere Verordnungen von Uns gefeßlich zu bes 
flimmenden Fällen zu. 

$. 535. Es kann in peinlihen Fällen die Urtheile der 
Appellationsgerichte nur beftätigen, oder zum reine der 
Angeichuldigten reformiren. 

. 54. Diefem Obergerichte ſtehet die Auffiht über die 
ſämmtlichen Appellationsgerichte Unfers Reiches zu. 

Es kann Uns, wenn es Vifitationen derſelben nothwen⸗ 
dig findet, feinen Anfragsbericht hierüber erftatten, und nach 
erfolgter Genehmigung diefelben abordnen, und Einfiht von 
dem Gange der Gefchäfte nehmen, und Uns fodann mit 
Anlegung der Protokolle und Beifügung feiner Erinneruns 
gen berichtliche Anzeige über den Befund machen. 
855 Wir werden durch Unfer Juſtizminiſterium die 
Vifitatoren Unſers Oberappellationsgerichts anordnen laffen. 

$. 56. Der Präfldene diefes Obertribunais hat zum 
jährlichen Schalte . -» © © 380oo fl. 
der Ältefte Direltor - = 2 0 44000 — 
der Bee 2 0 eine BB 
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der dritte... o -2 2 0 2 en. a,» 8000 fl. 
von den 15 älteren Mäthen jder : . . . . 2500 — 
von den folgenden jedır 2 2 2 2 2 2 2.2 2200 — 
die Älteren 2 Sekretaire dr 2 2 32 2 22.80 — 
die folgenden jeder . 0 a 2 2 0 0» 1200 — 
ber Rathdine . oa 2 6090 — 
der Bottee. 400 — 


V. Titel 


— Verfügungen. 


$. 57%. Den Definisivureheifen in Zivil⸗ und peinlichen 
Prozeffen müſſen von allen Gerichten künftig die Entſchei— 
dungsgriünde beigefügt werden. 

$. 58. Mit dem ıflen Jänner 18309 treten ſämmtliche 
nen organifirte Gerichtshöfe und Gerichtsfiellen ihre Berufss 
gefchäfte an, und die bei den nicht mehr beftchenden Gerichs 
ten noch vorhandenen Akten, Dokumente, Depofiten, Bücher, 
ſ. a. werden an die betreffenden Gerichtsbehörden ausgelic: 
fert. Es muß zu diefem Ende von den erften ein Verzeich— 
niß aller oben genannten Segenftände bis zur Auslieferung 
gefertiget werden. 

5. 69. Die Juſtiz kann in Unferm ganzen Königreiche 
nur von den von Ins neu organifirten , oder beftätigten 
Gerichtshöfen in Unferm Namen, nad Unſeren Geſetzen 
und Vorſchriften verwaltet werden. 

Vom ıften Jänner des fünftigen Yahres Hören daher 

die Geſchäfte aller jener Gerichtsbehörden auf, welde von 
Uns nicht als künftig beftchend üffentlich- befanne gemacht 
worden find. 
Diejenigen, welche nach obigem feſtgeſetzten Termine 
fi) einer ferneren Gerichtsharfeit anmaßen, follen als Ver— 
letzer Unſerer Hoheitsrechte beſtraft, und ihre Rn 
als nichtig angefehen werden. 


f 


| 77. 
Unfer Juſtizminiſter ift beauftragt, mit Anfange des 
künftigen jahres gegenwärtige Organffation in Vollzug brin⸗ 


‚ gen anlaffen. | er se 
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nach RR abgeſandte Deputirte. *) 





V ergebens ſchmeichelte ſich der Ortenauiſche Adel, der mit 
der geſammten Reichsritterſchaft um den gemeinſchaftlichen 
Verluſt feiner landeshoheitlichen Gerechtſamen, feiner fo ber 
neideten ganzen politifchen Eriftenz tief trauret und noch 
iiberdies fat durchgängig fhon im Elſaß die empfindfichften 
Rechtsſchmälerungen und die zum Theil noch nicht aufgehos 
bene Sequeftration feines ererbren Eigenthums erlitten Bat; 
von dem Abkömmling des Stifters feines Urvereins, der als 
Mitglied und gefegliher Schutzherr, auf feine Erhaltung 
doppelt verpflichtet war, mit mehrerer Schonung und Billig, 
keit behandelt zu werden als feine andere Unglücksbrüder. 





*) Man fehe bierüber die im a2ften Hefte unter Nro, 11. abgedrudt 
Vorfteffung. W. 
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Früher ſchon entwich ihm bie Ausfiht einer ftändifchen 
Verfaffung die. allein feinen unermeßlichen Verluſt vernars 
ben, die Steichheit der eingefeffenen Nitrerfchaft allein geſetz⸗ 
lih und zu allgemeiner Zufriedenheit herftellen konnte; ges 
täufcht wurden aber vollends jene tröftlihe Hoffnungen, 
zernichtet alle Würde und Annehmlichkeit ihres Standpunks 
tes, wann ihre Verhältniffe nad) den den igten Februar *) 
jüngft publizirten Grundſätzen beftimme ; die Gränzfinie 
zwiſchen den der Souverainität weſentlich anflebenden, und 
den zufälligen Regalien, von welchen letzteren ihr keines wer 
der Ganz nod) zur Hälfte ohne vollftändige Entfhädigung 
entfremdet werden kann, nach willkührlichen Forderungen 
einer neuen Theorie der Staatsgewalt gezogen werden ſollte. 

Verzweiflung, geſetzlicher Widerſtand und bloßes Weichen 
phyſiſcher Uetzermacht wäre das traurige Loos des fo herabs 
gewittdigten Drtenauifhen Adels, den Mapoleon erhalten 
wollte, den Karl Friedrich beſchützen follte; wenn nicht ber 
beftimmte Wille bes erftern und das Herz des neuen Sous 
verains; an melches man fi getroft berufet, Milderung 
jener fo harten und mit den in ganz ähnlichem Fall ertheil 
ten, und ſelbſt nach der Neuerung des Stifters des theinis 
ſchen Bundes zum Typo dienen follenden. Lettres patentes 
der Elſaßiſchen Nitterfchaft in fo auffallendem Kontraft fies 
henden Kapitulationspunkten zuverfichtlich hoffen ließen. 

Der Schluß. des großherzoglichen Erlaffes, der jene 
Grundlagen nur als Skizze zu weiteren Unterhandlungen 
Darftellt, berechtigte auch zu jenen feohen Ausfihten und die 





*) Wir gedachten derfelben im fechflen ‚Hefte unter Neo. 41., und der 
Barianten von der eigentlihen Konftitusion im ı4ten KHefte Nro. 19., Os 
bin wir den Leſer zur Bergleihung verweifen. Wir werden aber bei jedem 
einzelnen $. noch befonders auf bie Seite jund den $. des ıgteg Heftes in 
Noten hinweifen. Ä W. 
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Drtenauifhe bisher unmittelbare Ritterſchaft ertheilt ihren 
zwei duch Stimmenmehrheit anheute gewählten Deputitten 
folgende Weifungen als Leitfaden ihrer patriotifhen Bemir’ 
hungen zu Erringung eines erträglichern, ihr fo unmider 
fprechlich gebührenden Standpunftes. 

zertrümmert ift zwar die ehrwiirdige alte Verfaſſung 
und mitten unter ben vaterländifchen Ruinen ſteht der 
fhuldlofe Reichsadel unerfchiittere und feines Bewuſtſeyns 
ftar da; allein, zermichtet ift doch moch nicht fo alle Kraft 
der Geſetze, daß Willtühr an den Platz rechtlicher Verhält: 
niffe treten, fiscalifche Rüdfihten das Eigenthum von allen 
Seiten beengen, die Dberauffiht der Staatsgewalt in eine 
Eonfolidation aller ihr untergeordneten Gewalten ausarten, 
und die fo diskreditirte Bleiwage der Niveleurs den Adel 
in die Klaffe der Bürger heradfegen ſollte. Diefe Tendenz, 
die als NRefultat des ganzen Entwurfs fo ziemlich hervor 
leuchtet, würde mehr Contraſt mit den benachbarten 
Staaten, felbft mehrere bedenflihe Reibung im 
Innern, weiche doch bei der Verjchiedenheit des früher ums 
ter franzöfiihe Souverainität getretenen Ober Elſaßiſchen 
Adels mit dem privilegirteren Loos des Nieder⸗ Elſaßiſchen 
nie fihtbar wurde — erzeugen, als eine gemäßigtere Der: 
faſſung für jenen unmittelbaren Adel, der auch noch in Un 
terordnung unter einem Souverain jenen Vorzug ohnſchäd 
fich, felbft mie Würde und Nutzen fir den Staat behaup 
ten kann, und welcher von der Gerechtigkeit und Milde Sr 
königlichen Hoheit, Höchftwelche gewiß die legte Periode ei 
ner ruhmvollen beglückten Regierung nicht durch den Ruin 
ſo vieler ſchuldloſen edlen Familien werden verdunklen wol 
len, in ehrerbietigſter Zuverſicht und mit innigſtem Dank 
für die aus feinem Kerzen gefloſſene edle Auszeichnung 
einer weiteren Unterhandlung über feine künftige Verhält: 
niffe erwartet. 
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Ad Introitum. 5. 32 
Zum Vorañs nur die allgemeine Bemerkung: Unter 
den Gerechijamen der, ein und eben der Souverainität uns 
terworfenen Fürſten und - Grafen und des unmittelbaren 
Adels kann fein Unterſchied ſeyn: nachdem der einzige Vor— 
zug, der erftern ehemals augzeichnete, die Reichsſtand— 
ſchaft weggefallen iſt, und beide gleihe Mechte zu Aus— 
übung der ihnen verliehenen Regalien hatten. Wann alfo 
ber Konföderationsakt dem neuen Souverain bloß die lans 
desherrliche Geſetzgebung, die oberſte Juſtitzpflege, die höhere 
Landespolizei, die Konſcription, die Beſteurung und das 
Recht der Oberaufſicht als Ausflüffe ihrer ausgedehnteren 
Staatsgewalt anerkannte, und der Stifter des Bundes aus 
drücklich wollte, daß ale andere Vorzüge dem geopferten ges 
laffen und ihnen nichts an ihren Einkünften entzogen wer— 
de; fo mitffen die mediatifirten Reichsritter den vollgultigften 
Anfprud) auf den Schuß dis neuen Staates in allen und 
jeden bisher von ihnen ausgeiibten echten haben, die nicht 
unmittelbar und nothwendig aus dem. Begriff der Staates 
gewalt fließen, und von Privaten als Eigenthumsrechte bes 
feffen werden können: letztere anzutaften, fiihrte zur Auflös 
fung des gefellihafclichen Bandes unmittelbar... Im Grund 
follten alle auf deutſchem Eigenthum ruhende Kegalien , des 
ren Dafeyn meiftens fihon felbft über die Bildung der Lan, 
deshoheit hinaus reicher mit und neben der neuen Souve— 
vainität, welcher fie jederzeit untergeordnet bleiben, auf eben 
die Weife beftehen können, wie fie vorher mit und neben 
der deutfchen Reichs Souverainität beftanden hatten. 
Nicht neue aus der Luft gegriffene Theorien, wodurch 
Machiaveld Trugſchlüſſe vergegenwärtige werden, ſondern 





*) Diefe Einleitung ffebt im angeführten Hefte S. ı9r. Wir bemerken jes 
doch dabei, daß die Worte von „damit jedoch — bis zu I im Ausſchreiben 
vom 12. Febr., mie fid) von felbft verfteht, fehlen. W. 


oda 


allgemeines. veines Staatsrecht, und wenigſtens subsidiatie 
das antiquirte deutſche Staatsrecht, ſo wie-analogie ‚anderer 
mohlorganifirter Staaten müſſen alfo . die. Entfcheidgriihde 
abgeben. 

Ad Nro. ı. 

In Anfehang des sub Nro. a. beftimmten perfönlichen 
Serichtsftandes des Ortenauiſchen Adels: wird die Verfügung 
Sr. königlihen Hoheit, Kraft welcher derſelbe den 
Dbdberämtern auf feinen Fal fubordinirt, ſon— 
dern unter den Hofgerihten "und Provinzials 
Kollegien unmittelbar ftehen: folk; mit umterthänt 
gem Dank angenömmen, und derſelben nur die zwet folgens 
de ‘in ber Natur unjerer EEE liegende wire une 
Vorſchläge andefchloffen. ee 3 

2) Daß nach dem altdeutſchen Reichs Axiom par pa⸗ 
rem: judicat, welches durch das verſchwundene meteor der 
politiſchen Gteichheit feine. Rechtskraft noch nicht verloren 
hat, es Sr. königlichen Hoheit gnädigſt gefallen möge, die 
Hälfte der Provinzial⸗Dikaſterien mit adelichen Räthen, 
weiche die hiezu nach den Landesgeſetzen erforderliche Eigen⸗ 
ſchaften haben, und den vorgeſchriebenen Prüfungen ſich uns 
terwerſen müſſen, zu: beſetzen; dadurch allein. kann ein Höchſt⸗ 
deroſelben Souperainität zugefallener zahlreicher Adel dem 
mehrere Erwerbungs quellen verſchloſſen find, und fo viel ars 
dere. ihm, eigenthümliche unwiderruflich verſtegen mußten, 
ſich feiner Erhaltung und eines annehmlichen Stande 
punfts erfreuen. 

2) Daß in dem unverhofften Fall, warn ja erftere Bits 
te nicht gewährt. werden follte, wenigſtens in peinlichen Un; 
terfuchungen nad): dem Geiſt der: neuen Geſetzgebung und 
der Analogie des $. ad. des Bundesvertrags dem ehemaligen 
unmittelbaren Adel der Badiſchen Lande ein judicium pa- 
rium delegatum 'verwilligt und unter Vorfiß und Referat 
adelicher Hofgerichtsräthe eine gewiſſe Anzahl adelicher Sins 
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foffen in Form eines Tue" oder Auſtregal⸗ Inſtanz als Rich⸗ 
ger niebergeſetzt werde; als worauf die Herren Deputirten 
subsidiarie mit Nachdruck zu beftehen haben. werden. *) 


Ad Nro. 2. 


Der Reichsadel hatte die unmiderfprechliche Befugnif 
unmittelbare Güterfin den drei Neichsbreifen, die nun unter 
die Souverainität von = Fürften geordnet worden find, 
zu beſitzen. I 

Diefe Verhältniſſe And ohne fein Verfchulden und wis 
der feinen Willen aufgehoben worden; : es wäre alfo Fu 
Sraufamfeit und Mißbrauch der Souverainengewalt , 
man ihn noch in Anfehung des von ihm frei zu a 
MWohnfiges auf ein oder dem andern feiner Güter befchräns 
fen, oder gar nöthigen wollte, diefelben um geringen Preiß 
zu verkaufen; er muß in diefem Fall von dem &ouverain 
in deſſen Land er nicht wohnt, nah den bisher angenoms 
menen Grundſätzen als bloßer forensis angefehen werden. 

Se. königliche Hoheit huldigen zum innigften Danfge 

fühl des Neichsadels der geſetzlichen Billigkeit diefer Forde 
rung, nur behalten ſich KHöchfidiefelbe die beunruhigende 
Klaufel einer immer gehäffigen Retorfion. bevor. 
Es hegt aber jener zu Höchſtderoſelben bekannten Ge 
finnungen das zuverfichtfihe Zutrauen, daß diefer Vorbehalt 
werde gnädigft zuriisfgenommen, und * ala ae unbe⸗ 
dingt anerkannt werden. **) | 


Ad Nro.3 


Sri Bewandniß hat es mit — Dienſtannahme. 
Es war von jeher einer: der wichtigſten Vorzüge des deut 


a . 





. „ Welche Beränderungen das Ausfireiben ——* bat, finder man 
am angeführten Orte ©, 192. W. 
*) S. hierüber S. 198, 
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fhen Adels an den verfchiebenen fouverainen und beutfchen 
Höfen anfiändige Verforgung zu finden, und dieß Bedürfniß 
ift durch feine fo fehr verengte Ausfichten noch erhöhet wors 
den. Er Hoffe alfo zuverfichelich, daß Se. königliche Hoheit, 
wann auch andere Souverains diefe feine natürliche und 
unverjährliche Freiheit beſchränken wollten, folches widrige 
Beifpiel fi nie eigen. machen, fondern. der Ritterſchaft feis 
ner Lande die ohnklaufulirte Befugniß anerkennen merde, 
fremde Dienfte blos nach vorheriger fchuldiger Anfrage, die 
aber nie ohne wichtige Gründe und eine vollftändige Ent 
fhädigung, fowohl. in Anfehung des Rangs als der Eins 
fünften — werden kann, anzunehmen. *) 


dd Mo. 4. 


Ueberläßt die Ritterſchaft die Anordnung über Uniform 
und Orden gänzlih Sr. Löniglichen Hoheit und bittet blos, 
daß ſolches mit möglichfter Koſten Erſparniß gefchehe: erſtere, 
wenigftens die Pleinere, ganz einfach und von allen jungen 
Cavaliers, die das ı4te Jahr erreicht Haben, getragen wers 
den könne; leßterer aber den dermalen mit dem Drben bes 
gabten Kitten, die feine, — wuͤnſchen, ohne meis 
tere Taxen ertheilt werde. Ä 


Ad Nro. 5. 


Dieſer zu Erhaltung des Adels ſo nöthige Artikel wird 
mit ſchuldigem Dank von der Ritterſchaft angenommen, und 
nur die Erläuterung beigefügt, daß Falls man ſich je über 
die bereits errichtete Fideicommiſſen durch rückwirkende Ans 
wendung der fpäter eingetretenen Souverainität eine landess 
herrliche Beftätigung vorbehalten wollte, ‚folche ohne einige 





—9 Diefer $. hat eine gänzliche Abänderung erhalten, mie in angeführten 
defte ©. 193. 194. ju erſehen. Ww. 
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Taxen und für die Fakunft, wo dieſelbe allergnädigſt nicht 
ohnentgeldlich ertheilt wenden ſollte, wenigſtens die Gebühe 
mäßig und nicht nach dem Werth des Vermögens, worden 
in a — werden ur. KL 
4b, — Vro. 74 Mr 
TEEN —— 
Der Haß gegen alle Körperſchaft des Adels iſt ſo tief in dem 
Geiſt der meiften Rheinischen Souverains eingewurzelt, daß man 
ſich um fo weniger fchmeicheln darf, noch zur - Zeit, wo. die 
Erinnerung: an die duch ſie ſo lang bewürkte Erhaltung 
unſerer ſo beneideten Exiſtenz, noch lebhaft würkt, darüber 
eine gedeihliche Vorſtellung zu machen, als durch Nieder— 
ſchlagung aller ſtändiſchen Verfaſſung, die gerechte Hoffnun— 
gen idee Adeis ohmehingefcheitert ſind. Gewiß iſt da, wo 
Feind Rörperfchaft geduldet wird, wo das privilegirte Indivi⸗ 
dumm wahrlos da ſtehen muß, eine minder wohl organiſirte 
Staatsgewalt ſichtbar, und jene ſo geprieſene Einheit md 
— artet leicht in Despotismus aus. Zu BE 

' Traurig iſt das Loos des Adels, dem man Feine abe 
perſchaft anerkennen will, während als doch Bürget und 
Handwerker ſogar in Commerzkollegien und Zünften jenes 
geſellſchaftliche Recht ausüben, und gemeinſchaftliches Im 
tereſſe berathen und betreiben können. 

Hier bleibt den Unterdrückten nur das Gefühl erlitter 
nen Unrechts und Hoffnung beſſerer Zeiten fibrig. Da je 
doch Se. königliche Hoheit: einen Orden für die Cavaliers 
beibehalten wollen, ind man auch noch hie und da zu: Hof 
bienften und den: noch beftehenden Kapiteln und Ritterorden 
Adelsproben erfordert, und dazu gefehlicher Arteftaten benö⸗ 
thigt iſt; fo überläßt man der Klugheit der Herren Depu 
tirten Sr. Pöniglihen Hoheit bei ſchicklicher Gelegenheit die 





*) ©, das angeführte Heft ©. 194. 198. W. 
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Miederfehung eines Kommiſſion zu ſolchem Ziel und Ente 
‚entweder fir das gefammte Großherzogthum oder. fiir jede 
einzelne Provinz ans Herz zu legen, und dariiber in Ver⸗ 
bindung mit der für ung noch ſerner beſtehen ſollenden Col⸗ 
lection der ritterſchaftlichen genealogiſchen Nachrichten eine 
Note nöthigenfalls zu entwerfen. *) 


Ad Nro.B. 

Perſönliche BDefreiungen des Adele. 

1) In Anſehung der unentgeldlichen Dienftleiftungen . 
wünſcht die Ortenauiſche Ritterſchaft, daß, obgleich bei den 
gnädigſten Geſinnungen Sr. königlichen Hoheit gegen 
den Adel die Befürchtniß einer Konſcriptions zumuthung, die 
in Franken vor einigen Jahren lauter wurde, nie eintreten 
fann, doc, bei dem einteijenden genio seculi und der all 
mähligen Adoption aller franzöfiichen Verordnungen , folgens 
der Artikel dem neuen Staatsvertrag eingerlickt werde. »So 
»wie es ſich von ſelbſt verficht und ſchon in dem Urbegriff 
»des Adels liegt, daß die Söhne der Cavaliers zu keiner alls 
» gemeinen Konfcription gezogen werden, fondern den Kriegs⸗ 
»dienft nur freiwillig wählen können; alfo hofft der Reiches 
»adel zu Sr. königlichen Hoheit Gnade und Billigfeit, daß 
»auch den Söhnen: ihrer Beamten gleihe Befreiung wie 
»den großherzoglichen Beamten zu allen Zeiten werde gefta:s 
»tet und diefelben überhaupt wie den landesherrlichen Bes 
» amten gleich geftellt und ebenfalls als BE werden 
»erflart werden. | 
2) Derreffend die Klaufel, auffer was etwa der 
Lehensverband ihnen auflegt, wäre folgende Ber 
merkung zu benußgen und ihr Eingang: in. die Haupturkunde 
zu verfchaffen: » Da bei dem Kanton Ortenau durchaus und 











.) Die Urt, 5 und 7 haben einige Abänderung erhalten, wie am a. D. 
©. 195 zu erſehen if. w. 
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»nie einige andere Lehendienfte als KHofdienfte bei Trauer 
und Verehelihungs:Ceremonien, und auch dieſe höchft felten 
»abgefordert, niemals aber weder Lehenpferde , noch fonft eis 
»nige andere befchwerliche Dienfte zugemurhet wurden, es 
»auh dabei fein unabänderlihes Merbleiben um da mehr 
»je und zu allen Zeiten haben werde, als ohnehin ſich die 
»Neichsritterfchaft der Hoffnung überlaffen durfte, daß, nach— 
»dem die Zernichtung der alten Feudalverfaffung zum Grund 
»der Schmälerung bdieffeitiger beft Hergebrachter Gerechtſame 
» angegeben werden will, fie auch in ihten für den Adel lüs 
»fligen Folgen als antignire würde erklärt und alle ohnehin 
»nun unter Badiſcher Landeshoheit geordnete Lehen in 
» Stammgüter ohne Eoftfpielige Muthungen, Belehnun 
»gen, Konfensfcheine und KHeimfallsbefürchenig verwandelt 
» werden. « 

3) Die Vermögensfteuer ift fowohl wegen der 
‚ Durdwühlung der häuslichen geheimften Verhältniſſe der 
Staatsbürger, als den Nachrechnungen bei Werlaffenfchaften, 
wo erft die Verumtreuungen zur Sprache kommen können, 
. eine Aufferft gehäffige Art der Beſteurung, den reichsftädtis 
ſchen Anlagen ähnlich, gegen die man in verfloffenen Zeiten 
fo laute und allgemeine Klagen erhub; gewiß mird fi ein 
mit der ökonomiſchen Politik fo innigft vertrauter Souverain 
und feine durchlauchtigfte Nachfolger dieſes Beſteurungs⸗ 
mittel nie oder doch nur Aufferft felten bedienen , es wird 
aber, wann auch der Adel zu einer folchen UniverfalBefteu: 
rung gezogen werden wollte, als wo wider die Herren Der 
putirten fih aus allen Kräften fegen, ‚und eine totale Be 
freiung, mwenigftens Beſchränkung auf immobilien zu erhal 
ten fuchen follen, doch auf folhen unerwarteten Fall aus 
drücklich ſtipulirt werden müſſen, daß alles auffer Land lie 
gende Vermögen nie in Computum , und auch) die Schul: 
den und Penſionen der nachgebornen Familienglieder in Abs 
zug gebracht werden können. | 
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4) In Anfehung des Abzugs verehrt man zwar mit 
Dank die Verzihtung auf die bie und da angefprochene 
Ausdehnung auf Fahrniß; allein gegen die Beſchränkung 
deffelben in Anfehung des liegenden Vermögens auf 2o 
Jahre, fo fehr auch diefelbe fih dem wahren Geſichtspunkt 
nähert, aus weichem diefe Anfprache beurtheilt werben muß, 
und liberalere Grundfäße athmet, als anderwärts je zumeis 
fen aufgeftellt werden wollten, jo werden doc die Herren 
Deputivten fi Aufferft bemühen, eine immermährende Abs 
zugsfreiheit, wenigſtens für die dermaligen Familien, die 
mit ihren unmittelbaren Gittern unter Badifhe Souverainis 
tät nun gezogen werden, aus dem Hauptgrund zu erwür⸗ 
ten, weil diefelbe nicht in den Staaten des neuen Souve⸗ 
rains erworben, fondern von ihren Ahnherrn, die mit aller 
Staatsgewalt darüber zu verfügen Hatten, ererbt werden, 
übrigens ganz Deutfchland das Waterland des Neichsritters 
war und er frei da wohnen, tourniren und dienen, auch 
wieder eben fo frei heimziehen konnte, wo und wie er 
wollte. . | 

Bei den verengten DVerhältniffen des Adele, da man 
fi an dem Großherzoglihen Hof fhon wirklich über die 
Menge der Dienftfuchenden befchweret, bei, der fortdaurens 
ben Nothwendigkeit, die adelihe Töchter auch in andern 
Landen unter zu bringen, ift eine immerwährende Abzugss 
freiheit um da mejentliher, als anfonft fein fchon fo ges 
fehmälertes Erbe noch mehr verringert würde, um da uns 
fhädlicher, als ja ohnehin der Souverain mit den meiften 
benachbarten Staaten für feine gefammte Unterthanen ber 
reits wechfelfeitige Abzugsbefreiungen flipulict hat. 

5) In Anfehung der Zoll; und Accisfreiheit, fd 
verficht fih die Drtenauifche Ritterfchaft zu der von Sr. 
königlichen Hoheit ihr ſchon in früheren Zeiten bewiefenen 
höchften Gnade, daß ihr diefelhe auf die nämlihe Arc noch 
ferner werde. belaffen werden, als fie deren bisher gegen 
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Ausſtellung der erforderlichen Scheine ſich zu erfreuen hatte: 
demzufolge wünſcht fie, daß diefe Befreiung dahin ausge 
dehnt iverden möge, daß alles, was ein adelicher Staatsbüt- 
ger von Erzeugniß eigener Gitter an feinen Wohnort brin- 
gen läßt, oder and was er zu feiner eigemen Nothwendig— 
keit und Gebrauch nicht um damit Handel zu treiben — an 
Speiß und Trank, Kleider oder Banmaterialien erfauft oder 
von feinen eigenen Ergeugniffen pro 'comiparando victu 
et amictu zu Geid macht, und anderwärts hinbringen läßt, 
fo wie es bisher beſtanden, Zols und Weggeld frei 
unter Beobachtung der zu Verhütung aller auch nur mögli— 
eher Defraudationen feſt zu feßenden Formalien belaſſen 
werde. 

Insbeſondere hofft der Drtenauifche Adel, daß, da er 
auf feine Koften. die Straßen in feinem: Bezirk Hergeftellt 
und bisher unterhalten hat, er. auch wenigftens in dem ganr 
zen: Bezirk der Ortenau weggeldfrei werde befaffen werden. *) 


De 
 Begüterungsftand der Nitter. 


Ad Nro. 10. 
Quartiers Freiheit. 

Die Ritterfchaft wünfcht vorzüglich, daß Se. ‚königliche 
Hoheit den eigentlichen Nitterfisen, die von den Gutsheren 
feloft bewohnt werden, die völlige Quarticrfreiheit, der fie 
aud) in andern Staaten als mittelbarer Adel immer genofi, 
um da. mehr gnädigft zufihern mögen, als anſonſten der 
Cavalier Gefahr lief, von feinen Unterthanen und Dorfes 
Vorgefesten willlührlih und fogar leidenfchaftlih zur Mit⸗ 
leidenheit diefer mehr perſönlichen als dinglichen Laſt gejos 
gen zu werden, und diefe geringe Schonung doch den Drtsr 
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*) Diefer Artikel hat wie &. 195 und 195 am Bee At zu erfehen, 
fehr weſentliche Abanderungen erhalten, “. AV 
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herrn in: voller Maße und um da mehr gebühret, als ja in. 
aufjerordentlihen Fällen fremden Kriegsvolts ohnehin fich 
derſelbe von felbft Heicheiden ‚wird, die allgemeine Laft aus 
eigener Bewegung mittragen zu helfen, ‘welches aber fo une 
nöthig als bedenklich wäre gefeßlich auszudrücken, um allen 
willtührlihen Ausdehnungen vorzubeugen. Die nämliche 
Beihaffenheit hat es mir Natural Requifitionen zum Behuf 
der Einquartierungen, welche als perfönliche Dienfkleiftungen 
zu betrachten find, und dem Adel nicht — — 
können. 
Ad Nro. 11. 

 Befteurung ber Domainen des Adels. 

- Die ritterfchaftlichen Deputirten werden alles anftrens 
gen, um die Abänderung diefer für fie Aufferft drückenden 
Verfügungen, die ihre Gitter zu Bauerngütern herabwürdi— 
gen und ihnen einen’ beträchtlichen" Theil ihres innern Werths 
entziehen würden, zu erwürken, die Steuerfreiheit der ades 
lichen Güter gehört zu ihrer Weſenheit, fo wie fie der, ber 
landesherrlichen Gewalt nicht entgegen tft, und mit dem Lands 
faffiet wohl beftehen Fann, welches das Erempel der vorigen: 
Jahrhunderte und befonders die noch im Norden und Sü— 
den Deutfchlands ſelbſt im einem ber verbiindeten rheinifchen 
Staaten, der ficy fonft am menigften durch liberale Grund— 
fäße en beftehenden —— der Dinge — 
a beweiſen . 

Es wäre — Grauſamk ceit, — zu —— Bir 
— zum Schutz des Staats nöthigen zu wollen, der ihn 
verlaſſen, ihn dem fo. drückenden 10jährigen Kriege in: 
Uebermaaße blosgegeben, und noch jetzt ihn von allen Seiten: 
befchneidet , und ihm. die edelfte — eine — der 
andern entziehet. 

Es wird alſo ‚oe puneto. zu — — 

2) daß bis zu einer allgemeinen.: Steuerratifikation⸗ der 
geſammten Badiſchen Lande, es bei dem blos freiwillig im 
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Urfprung übernommenen, jedoch durch den Beſitz mehrerer 
Sjahrhunderte geheitigten Cataſtro der Drtenauifchen- Ritters 
fchaft belaffen werde ımd dem zufolge die Güter derfelben 
nur in ordinario wie bieher höchſtens mit 6 Simpten bei 
legt; in extra ordinario fiir Kriegsbedirfniffe aber nur 
eine meitere nämliche Anzahl derfelben, und zwar in äuſt 
ferftem Fall niemals mehr als zweimal des Jahrs auf fie 
ausgeschrieben, und dieſe Verwilligumgsgelder nie von ben 
örtlihen Steuermeiftern erhoben, fondern von den Cavaliers 
direft an eine ihnen angemwiejene Dbereinnehmerei entrichtet 
werden können. 

2) Daß auf den Fall, wann Se. königliche Hoheit die 
fem gerechteften Begehren ihrer treugehorfamfien Ritterſchaft 
wider alles Verhoffen nicht willfährig entiprechen wollten, 
wenigftend die Steuer der adelichen Güter nach dem eige— 
nen Vorfchlag des $. 11. nur zum deſſen, um mas nad) 
dem hergebrahten Steuerfuß jedes Orts das Gurt in bir 
gerlicher Umlage angefebt würde, ausgefchrieben und auch 
die Befißer alsdann file . * Rechtsſchmälerung entſchädigt 
werden mögen. 

5) Daß auf den widrigen Fall, warn Steuern auf bie 
abdeliche Güter verlegt werden follten, folche der Pachter mer 
nigftens zur Hälfte übernehmen, oder der Verlöhner im 
Weigerungsfall berechtigt ſeyn fol, den Pacht aufzuheben 
und in Anfehung der Erbpachte, die ohnehin in äfteren Zeir 
ten um einen ganz unverhältnißmäßigen Canon _verlichen 
worden, ein gleiches beobachtet werde, wann die Erblehnleu— 
te die neue ermäßiste Steuer nicht ganz übernehmen 
wollen. 

4) Daß maffen nach der Faffung diefes etwas undentli‘ 
hen $. 11. auch die Waldungen in die Kategorie der ſteuer⸗ 
baren Liegenfchaften könnten gezogen werden wollen, dawider 
fih aus allen Kräften und um da mehr zu verwahren ſeyn 
werde, als bei einigen Familien der größte Theil ihres Der: 
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mögens in Waldungen, die den fürſtlichen Domainen in als 
ler Hinſicht gleich zu achten find, beftehet, und die Adminis 
ftrationsbehörden Sr. königlichen Hoheit doch fo viel Eins 
fihten den Cavaliers zutrauen werden, um den feichten und 
faft deriforifhen Grund zu fihten, daß ja auch die fürftlis 
hen Domainen zur Steuer gezogen werden follen, da bei 
der Willkühr des Ausfchreibens und Unterdrückung aller 
ftändifhen Verfaſſung, die allein eine Controlle über den 
Statum exigentiae, fo wie die Verwendung der erhobenen 
Steuern führen konnte, jener Beitrag nur Täufchung und 
leere Lockfpeife für. die neu beigegogenen freye en 
wäre. 
Ad Nro, ı2. 

Die Beftimmung des auch allenfalls gänzlich frei zu sw 
faffenden Edelhofs, — Ueberbleidfel der urfprünglichen Gü— 
fervertheilungen unter den Siegern — muß genauer bezeichs 
net, und alles, was in uno contigno umzäunt, oder mwenigs 
ftens alles das, was, ohne von einem andern Eigenthum 
unterbrochen zu werden, um den Hof herum liegt, fo wie 
alle Luſt⸗ und Obſtgärten von aller Befteurung auf immer 
frei belaffen werden. 

Anbei aber verſieht fich auch der Ortenauifche Adel zu 
allerhöchſter Billigkeit, daß ſo wie bei ferneren Theilungen 
adelichen Erbs oft auf befreitem, ehemals unmittelbarem, 
Grund und Boden neue Edelhöfe und Wohnſitze der Cavas 
liers errichtet werden müffen, auch deren Sinnhabern fi dars 
anf gleicher Immunität wie bei älteren Edelhöfen immer 
zu erfrenen haben werden. *) 

Der Befhlus im nädften'Hefte). 
| — RESET 


*) Diefer ganze Abſchnitt hat mehrere Abänderungen erlitten. ©. d. a 
Heft ®. 195. 197. ı98. W. 
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22. 


Verordnung die Freiheit der Ehen der drei chrift: 
fichen Religionsverwandten und die Religion der 
Kinder aus denfelben im ganzen Herzogthum 

NMaſſau betreffend. 


& 





Friedrich Auguft, von Gottes Önaden, —— 
rainer Herzog zu Naffau ıc ꝛc. | 
und 
Friedrich Wilhelm, von Gottes Snaben, fon; 

verainer Surf zu Naffau ıc. ꝛc. 


Sn der Ueberzeugung, daß alles, was zur ungeſtörten Aus 
iibung der Neligion beiträgt, und den Keim zu Zwiftigkeiten 
unter verfchiedenen Religionsverwandten entfernt, die Zus 
friedenheit und alfo auch das Glück unfrer getreuen- Unter⸗ 
thanen vorzüglich befördert, Haben Wir Uns bewogen .gefes 
hen, zu verordnen, daß die Freiheit der Ehen zwifchen deu 
Verwandten der Römiſch-Katholiſchen — der. Lurherifchen 
und der Neformirten Religion in Unſerem vereinten Ken 
zogthum auf feine Art beſchränkt feyn folle, und daß aus 
ſolchen gemifchten Ehen erzeugte Kinder zur Beſeitigung aller 
entftehentönnenden Ehes und Familien ;Zwiftigfeiten- ohne 
Ausnahme und in allen Fällen in der Religion des Vaters 
erzogen werden follen, jedoch denfelben nad) erreichtem ı4ten 
Lebens; jahr, welches hiermit zur Lnterfcheidungs : Zeit bei 
ſtimmt wird, frei ftehen ſoll, eine andere Religion als in 
weicher fie erzogen find zu wählen, wenn fie von dem Orts 
geiftlihen ein Atteftat über Hinlängliche Kenntniffe der Re, 
ligion, worinn fie bis dahin Unterricht genoffen haben, bei: 
bringen können. Don bdiefer Verordnung fol weder vor nod 
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während der Ehe, und weder durch mündliche Abrede, noch 
ſchriftlichen Vertrag abgegangen, vielmehr alle Verträge oder’ 
Verabredungen folder: Art als gefeßwidrig und null und 


nichtig in Zukunft angeſehen werden; wobei jedoch es fich 
von‘: felbft verftehen: wird., daß diefe Verordnung nicht auf 
dermalen beftehende :gemifchte Ehen, wo über dieſen Gegens 
ftand bereits —— aa tionen ER, zu ertendis 
sen ifl. s 

Wir befehlen * wollen ferner, daß die machticha 
Kinder, der Vater mag bekannt — oder nicht bekannt ſeyn, 
eben jo in. der Religion der Mutter erzogen werden jollen. 
Diefe DBerordnung iſt zu Jedermanns Darnachachtung en" 
Druck zu befördern und gehörig zu publiziren. 

Urkundlich Unſerer eigenhandigen Unserfchrift und ba⸗ 
gedruckten Geheimen⸗Kabinetsinſiegeln. 

Gegeben Biebrich den zaten und ——. den n a6 
März 1808. 


| (L.$) | er S.) | 
Sriedrih Auguft, grichtich Wilhelm, 
“Herzog zu Naffan. - | . Fürſt zu Naſſau. 





37* 


05, 


Machtrag zu den Bemerkungen über die Bemerkun⸗ 
gen Heft 18. Nro. 40. ' 


* 





—— 


Nach bereits abgedruckten *) Bemerkungen über die Bes 
merkungen im 16. Heft, Neo. 40. lefe ich in Nro. 65. der 





4 Nämlich im arten Hefte Nro. 14. S. a423. w. 


. 
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Ergänzungsbfätter zur Halliſchen allgemeinen Litteratur : Zeir 
tung die Nezenfion der Gedanken Heft 16. Nro. 22. Diefe 
Rezenfion bat das Eigene, daß faft alle Worte des Tadels 
auf Herrn Nezenienten paffen — denn folcher verräth, daß 
er den Gegenſtand, worüber er rezenſiren will, felbft nicht 
fennet, ja daß er fich nicht einmal die Mühe genommen, die 
Zeitſchriſt, weiche er fich zu beurtheilen anmaßet, mit Aufs 
merkſamkeit zu leſen. Fürſt Primas wünſcht zwar, in. feinen 
Seherzigungen vom ı6ten; September. 1806, dag großmüthis 
ge Fürften die Kammerzieler auf einige Jahre in erhöh⸗— 
tem Beitrage bewilligen mögten, allein fein Wort finder 
man bierinn von. einem Vorſchlag, die Kammerzieler um 4 
zu erhöhen (Heft ı. ps 155.) nur unter dem ten Oktober 
erfläres diefer Fürſt von den feiner Souverainität unterwors 
fenen Landen °/; mehr zu bezahlen. (Heft 3. p. 408.) 
Herr Rezenfent hat. gute Gabe ins Verborgene zu fer 
den — er will fogar wiffen, daß ich ignorire, daß die Kam— 
merzieler eine fiehende Ausgabe deutſcher Unterthanen find — 
moher er. biefe Kenntniß meiner Ignoranz bat? — iſt ein 
Problem — aus Neo. 22. ohnmöglich — denn hier findet 
er S. 152. u 

» Billig ſteht auch zu berückſichtigen, daß zu diefen Kam⸗ 
»mergiütern viele beitragen, welche die größte Armuth drük⸗ 
»fet, und an den nothiwendigften Bedürfniſſen Mangel leis 
»den. — ft es nicht auch eine der heiligften Pflichten der 
»Spouveraine, die Staatslaften möglichft zu beichränten, und 
»das Elend ihrer Unterthamen zu erleichtern ?« 

Die Note des Herrn Hofkammerrath Winfopp muß 
Herr Rezenſent entweder micht vecht gelefen, oder unrichtig 
verftanden haben, 

Daf die Reihstammergerichts: Profuratoren fein gröſ—⸗ 
feres Recht, als andere Staatdiener Haben können , ift ohns 
bezweifelt; allein erftens ift es gegen die Bundesafte, daß 
fih Staatsdiener unter Beibehaltung Ihrer Verhält— 
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niffe trandlogiren laſſen müffen — Art. 33. der Hundes 
afte fagt : — 

‘ Que le souverain ne jugeroit a propos de con- 
server dans leurs N jouiront d’une pension de 
retraite etc. | 

Alſo nach diefem Bundesftatut muß der Staatsdiener 
— in feinem Amte gelaſſen, oder penfloniret werden, 
ſich transloziren zu laſſen, iſt er ae ea Bat nicht 
ſchuldig. 

Zweitens iſt es gegen alle — — daß 8: 
Serichtsprofuratoren hinlänglich entſchädiget ſeyn wür—⸗ 
den, wenn ſie ihre Praxis an andern Gerichten fortſetzten? 

Weiß Herr Rezenſent nicht, was bereits ein Rezenſent 
der von Kampz und von Steinſchen Abhandlung. über Ent— 
fhädigungs : Berechtigung ber Staatsdipner gejagt hat, daß 
der Gedanke, die R. 8. G. Drofuratoren dusch Seftattung 
der Advokatur an Provinzialgerichten zu entfchädigen , mr 
mit dem paralel wäre, die. Reichstammergerichts s Affefforen 
mit Affefforatftellen an ſolchen Provinziafgerichten zu indem: 
nifiren. — Wäre dieſes Beibehaltung der vorigen 
Werhältniffen? —  Neichslammergerichtss Profuratoren 
waren Männer von nicht geringen "Anfehen — Größere 
Neichsftände ernannten mehrere zu Geheimen  Mäthen ‚. und 
feldft ein Here Prokurator von Zwierlein gab die vom 
Oberſächſiſchen Kreife erhaltene Präfentation zur Kammer; 
gerichts  Affefforftelle zuriick, welche nachher der würdige ‚Herr 
Rammergerichts » Affeffor von Neurath jun. erhielt. 

Here Rezenſent Hätte nad) feiner eignen Regel billig 
bedenfen mögen, daß auch der, welcher fich berufen glaubt, 
über Schriften , die von öffentlihen Gegenftänden. handlen, 
ein Urtheil der gelehrten Welt vorzulegen, folhe zuvor in 
allen ihren Verhältniffen beffer kennen lernen ſollte; — dann 
wiirde Er z. B. wiſſen, daß fo lange Kammergericht und 
Kammergerichts s Affefforen eriftiven, auch Kammergerichts; 
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Profuratoren .eriftiven mußten‘, daß dieſe nicht weniger Im 
amovibilität und Eonftitutionelle Lebenslänglichkeit — Spra— 
he des Herrn Rezenſenten — als jene hatten — daß es 
jest nach Aufhebung des Neichsfammergerichts eine ber 
größten Siinden wäre, jene im leberfluß leben, und diefe 
Hungers fterdben zu: laffen — er würde angegeben haben, 
woher er wiffe, daß der Kammerrichteri nur auf eine 
fuürze’Zeir: den: Sten Theil: feiner: Beſoldung abgetreten, 
er würde felbft die Dauer diefer kurzen Zeit nicht vergeffen 
haben, In deu: Mote des Fürſten Primas, : Heft 7. p. 169., 
und des Herrn von Mulzer, Heft 8. p. 285. kommt voh 
einer kurzen Zeit nichts vor, auch unterm ıöten May d. J. 
iſt diefe cedirte Quote noch verrechnet, Heft 19. p. 152. 
5 Alles, was Herr Rezenſent vorbringt, fcheint er ander 
warts gelefen, übel verdauet, und blind nachgebetet zu haben. 
#0 ..:Da der große Napoleon den — durch die Verminde⸗ 
rımg der Zahl; der Pariſer Advokaten auf 160 — außer 
Thätigkeit geſetzten Advokaten, eine Entſchädigung zugeſichertt, 
da noch kein Souverain den proviſoriſchen Verfügungen des 
edlen Fürſt Primas wegen Unterſtützung der Kammergerichts— 
Advokaten und: Prokuratoren widerſprochen, fo darf man 
fiher hoffen, daß auch für die Zukunft dieſe würdige Mäns 
ner en ohne Verſorgung bleiben werben. 


1 # ‚1 S; 


Rullmann, 


———— — Heſſiſcher Hofrath. 
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24. 
Zuſatz su) der im breisehnten Hefte unter Nro. 2. abs 


gedruckten Großherzoglich Heſſiſchen Deklara⸗ 
tion. 





Zu den Verfügungen, wodurch die Großherzoglich Heffifche 
Deklaration an die Standesherrn erläutert mid, ‚gehört auch 
folgendes Ausfchreiben an die neuen ſtandesherrlichen Juſtiz⸗ 
Kanzleien: 

»Da nach dem Geiſte der an die Standesherren erlafs 
fenen allerhöchſten Deklaration die in Zivilfällen propter 
temerarium litigium etc. angeſetzten Geldſtrafen, wohin 
denn auch verifallene Succumbenzgelder gehös 
"ren, den Standesherren eben fo belaſſen werden ſollen, wie 
fotches in Hinſicht der Strafgelder in Kriminalfällen durch 
den $. 19 beſagten Edikts bereits ausdriicklich vorgefchrieben 
worden iſt, fo wirp ſolches ‚auf. höchſten Befehl hiemit bes 
fannt gemach. 


Gießen den 2. Irniue Bob. 


* H. Heſſiſche Drganifationss 
Kommiſſion. 
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29. 


Edikt über die Aufhebung der. keibeigenſchaft im 
Konigreiche Baiern. 





Wir Maximilian Jofeph, von Gottes en 
König von Baiern. 


Durch die Unſerm Reiche gegebene Konſtitution J. Tit. 
5. 3. haben Wir die Leibeigenſchaft, wo fie noch befteht, für 
aufgehoben erklärt. 
um über die Anwendung dieſer Könftitutionellen Ders 
ordnung alle möglichen Streitigkeiten und Anſtände zu bes 
feitigen, und die Wirkungen der Reibeigenfchaft, welche da; 
durch aufgeldjet werden, genauer zu bezeichnen, treffen Wie 
nachfolgende nähere, Sefimmungen : : 

$. 1. Unter der’ Reibeigenfchaft, welche dur die Kon: 
ftitution aufgehoben iſt, wird das Verhältniß verftanden, 
nah welchem der Unterthan feinem Herrn auf ſolche Weife 
bienftdar und unterwürfig war, daß ihm und feinen Kindern 
entweder fein, oder nur ein ſehr beſchränktes — über 
ihren Stand und Erwerb zuſtund. 

$. 2. Durch die. Lonftitutionele Aufhebung diefes Vers 
häftniffes werden nicht nur alle Geſetze, welche diefen Zuftand 
bisher noch zugelaffen haben, und die Reibeigenfchaftsverträs 
ge, wo fie noch beftanden Haben , aufgehoben, fondern auch) 
die Beflimmung gegeben , daß auch in der Folge Niemand, 
wider durch Vertrag, ‚noch durch Geburt, noch durch Ders 
jährung das Recht der Leibherrfchaft Über einen Unterthan 
erwerben, noch auch Jemand fi in den Stand ber Leib 
eigenfchaft begeben könne. 

§. 3. Die Auflöjung diefed Bandes tritt nicht blos bei 
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ber perfönlichen Leibeigenfchaft ein, fondern fie erftreckt ſich 
auch auf die Leibeigenfchaft, welche mit dem Beſitze eines 
Gutes verbunden iſt, und daher von vermifhter Natur ans 
gejehen wird. 

$.4. Sn. dem erften Falle der blos perfönlichen Leib— 
eigenſchaft, hören alle Wirkungen derſelben, ſie mögen in 
Dienſten, Abgaben, oder in anderen Verbindlichkeiten beſte⸗ 
hen, ohne Unterſchied und ohne Entſchädigung auf, und der 
Leibeigene tritt aus dem bisherigen Unterthänigkeitsverhält⸗ 
niſſe gegen ſeinen Herrn in den freien, bürgerlichen m. 
mit Unterordnung unter die Geſetze, über. 

$. 5. Mit diefer Veränderung erlöfchen baher von 
Seite des Leibeigenen aller Dienſtzwang, die Entrichtung 
des Leibzinſes, dag Martuarium , die Abzugs- und andere 
ähnliche Gebühren, er kann von feinem vorigen Leibheren 
nicht. mehr verdußert oder avozirt werden; feine Standesr 
Veränderung hängt nicht ‚mehr von deffen Bewilligung ab} 
dagegen. hören auch von Seite des Leibherrn alle Verbind— 
tichfeiten auf, welche berfelbe gegen den Leibeigenen * 
Geſetzen, oder Herkommen getragen hat. 

59. 6. Iſt die Leibeigenſchaft mit dem Beſitze — 
Gutes verbunden, ſo ſind die Verbindlichkeiten, welche aus 
der. Leibeigenſchaft fließen, von denen, welche auf dem Gute hafı 
ten, und fonft dem Geſetze nicht widerfprechen, zu unterfcheiden 

6. 7. Sind diefe Verbindlichkeiten fhon durch Geſetz, 
Vertrag, oder Herkommen ausgefchieden, und fteht die Leib: 
eigenfchaft mit dem Befibe des Gutes blos in zufälliger 
Merbindung, fo, daß der Leibeigene beſondere Verbindlichkei⸗ 
ten in diefer Eigenfchaft zu leiften, und andere Dienfte und 
Abgaben von dem Gute zu entrichten hat, fo werden jene 
Berbindlichkeiten anfgeldfer, die Grundpräftationen aber wer; 
den in Folge des I. Tit. $. 5. der Konftitution, welche die 
geundherrlihen Nechte garantirt, nicht verändert, 

$. 8. Wenn aber dieſe Laften nicht durch eine ber 
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fiimmte Norm unterſchieden find, und die Präftationen bed 
Leibeigenen mit dem Befiße des Gutes felbft in unzertrenn⸗ 
barer Verbindung ftehen, fo wird zwar dem Leibeigenen 
ebenfalls feine Freiheit wieder gegeben, fein Verhältniß gegen 
den Grundhertn muß aber nah den Gefetzen ‘über das * 
bare Eigenthum gerichtet werden. 

Dem Gutsherrn ftehen- über die freigelaſſene Perſon 
ferner feine andere Rechte zu, als welche die Geſetze den 
Grundherrn rückſichtlich der Hinterſaſſen, einräumen; — 
er verliert die Anfprüche an ſeine Verlaſſenſchaft, oder das 
Mortuarium, dieAbzuggelder bei der Verheurathung des 
Grundholden, und andere gleichartige Abgaben. 

6. 9. Dagegen verbleibt ihm das dominium diree- 
tum, — die jährlichen Abgaben nehmen die Natur und den 
Namen einer jährlichen Grundabgabe, oder Canon an, — 
die bedungenen Dienſte werden wie andere Gilt- oder Grund 
frohnen beurtheilt, und unterliegen gleichen Beſtimmungen; — 
und dürfen die Güter, welche bisher kein Laudemium, 
Handlohn, Lehenreich, Antrittgebühr, oder-ähnliche Leiſtungen 
entrichtet haben, in Zukunft nicht damit beſchwert werden. 

. 10. Da das in verfchiedenen Provinzen Unſers Rei⸗ 
ches noch beſtehende Recht, oder Herkommen, nach welchein 
die Unterthanen, oder ihre Kinder auf gewiſſe Zeit den 
Srunds oder Gerichtsherrn zu dienen angehalten werden, 
nur eine Art von Leibeigenſchaft iſt, ſo ſoll mit der Leibei⸗ 
genſchaft auch dieſer GeſindeDienſtzwang ilberall ohne Ent 
ſchädigung aufgehoben ſeyn, und Feine perſönliche Dienſtbar— 
keit dieſer Art in Unſerm Königreiche mehr geſetzlichen Schuß 
finden. München den Sıten Auguſt 1600. 

Mar Joſeph.“ 
J Frhr. v. Montgelas. 
Gr. Morawitzky. 
ER Sehr. v. Hompefd. 


se 
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26. | . 


Ueber die Lage der Finanzen im Sroßherzogthum 
Baden. 





! 


Bir Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Großs 
herzog von Baden, Herzog zu Zährins 
gen, ⁊c. ꝛc. | | 


Haben Uns in Unſerem Staatsrathe über die Lage der 
Finanzen Unſeres Großherzogthums ausführlichen Vortrag 
erſtatten laffın, und aus demſelben die Ueberzeugung ges 
ſchöpft, daß das duch fo viele widrige Verhältniffe anges 
wachiene Kurrent/-Deficit und die öffentliche Staatsſchuld 
die ichnellefte Hilfe in dem Augenblicke erheifchen, in - weis 
chem Unjer Bundestontingent von neuem unter die Waffen 
zu treten aufgefordert iſt. 

Je angelegener Unfere Hegentenforge ftetö gemefen ift, 
durch druckloſe Vermehrung der Staatseinnahme, duch Bes 
ſchränkung der Staatsausgabe und durch Anftrengung eines 
reinen ftaatsiwirthfchaftlichen Geiſtes Unferen Finanzen innere 
Stärke und äußere Achtung zu gewährens defto ſchmerzlicher 
fühlen Wir nun die Laft der angehäuften: Schulden und den 
Drang der. Bedlirfniffe,, zu deren Befriedigung die Staates 
einnahme durchaus nicht hinreicht. 

Noch tiefer würden Wir diefen Schmerz fühlen, fünns 
ten Wir nicht mit innerer "Beruhigung auf die Jahre des 
Friedens zurückblicken, in welchen Wir den Wohlftand Unfes 
ver lieben Unterthanen auf eine feltene Höhe gehoben hatten; 
und wirde nicht der Finanz Etat, überzeugend darlegen, daß 
nur widrige Zeitereigniffe, - fortdauvende Kriege und. die 
x fihweren Laften der auf. den zugewachſenen Landen gelegenen 
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Schulden von beiläufig gehen Millionen Gulden, 
dann der noh Siebenmal Hundert Neun und 
Bierzigtaufend Gulden betragenden ‘Penfionen, welche 
Wir vertragsmäßig zu übernehmen hatten, die gegenwärtige 
Lage der Finanzen herbeigeführt haben. | 

Mit der Uns eigenen Offenheit, geben Wir Unfern lies 
ben Unterchanen in der Anlage eine Ueberſicht der Staats: 
einnahme und Ausgabe. Lit. A, 

Die Einnahme ift das Produft der Finanzkräfte, in wie 
weit Wir fie feit dem Anfall der Lande, in denen fie liegen, 
zu Eultiviren und zu erhöhen vermochten. 

Die Ausgabe dofumentirt in ihren Rubriken, theils den 
Beift der Sparfamkeit, mit weihem Wir nicht nur die 
Staatsverwaltung , fondern auch Unfern Hofhalt gleichwohl 
mit Anftand geführt; theils die Liberalität, mit welcher Wir 
Wiffenfhaften und Künfte, Kultur und Kandel unterftüßt 
und belebt haben. 

So wie aus diefer Vorlage die Ueberzeugung hervorge 
bet, daß das wegen des jebt eingetretenen Militatraufgebots 
auf Eine Million Zweimal Kunderttaufend 
Gulden berechnete Defizit bis zu ungefehr Einem Drit: 
theil der reinen Staatseinnahme fleigt ; fo haben Wir 
Uns angelegen feyn faffen, die Mittel zur Deckung diefer 
großen Summe aufzufuchen. | 

Da Anleihen in dem gegenwärtigen Augenblicke für den 
Staat zu koſtbar find, hierinn alfo die nörhige Hülfe ſich 
nicht auffinden läßt; fo bleiben neben der Auferften Befchräns 
fung der Ausgaben und der möglichſten Erhöhung der Eins 
nahmen nur auferordentliche Mittel fiir das auggezeichnete 
außerordentliche Bedürfniß übrig. 

Mit Eriparniffen an Unferem Hof wollen Wir. den An: 
fang machen. Wir haben dazu die gemeffenften Befehle ges 
geben, und fordern noch einmal jeden Unſerer Diener in 
feinem Verhältniß dazu auf. Nebft diefem wollen Wir nad 
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seinen Grundfäßen der  fortfhreitenden Staatswirthfchaft 
und nach einer weifen Defonomie alle. bi a ge⸗ 
leitet wiſſen. 

Zur Beförderung der Landeskultur, folglich zur Wohl 
fahrt des Landes, follen die Domanialgüter nach und nad) 
in Privateigenehum übergehen. Wir wollen den daraus ers 
löſenden Kauffchilling, in wie weit diefer zum Erſatz der 
bisherigen Domanialgefälle erforderlich ift, zu allgemein ans 
erfannt befferen Staatszwecken verwenden. 

Nebſt diefer Domanialveräufferung wollen Wir die 
Allodifitation der Lehen, fo wie den Lostauf der Erbbeftäns 
de, der Gülten und Zinfen, nad einem noch auszumittelns 
den Maafftabe zu einem a in eis 
heben. 

Wir wollen Unſere — beſteuerte Landestheile 
in die möglichſte Steuergleichheit geſetzt wiſſen. 

Durch eine ſolche zweckmäßige Verwaltungsgflege wollen 
Wir mit der Beförderung des allgemeinen Wohlſtandes zu, 

gleich die Finanzkräſte erhöhen, ein regelmäßiges feſtes Fis 

nanzfyftem begründen, und dieſes duch eine pragmatifche 
Sanktion über Staatsfhulden und unzweckmäßige Veräufes 
rung ꝛc. fo wie Wir folhe nah Anhörung Unferes Staatss 
raths befhloffen und in Druck zu legen verordnet haben, 
gegen unglücliche Ereigniffe verwahren. 

Der Zukunft allein find indeffen die Früchte einer ſol⸗ 
chen Verwaltungsordnung vorbehalten. 

Die Gegenwart erheiſcht gleich greifbare Mittel. 

ı. Um das Defizit der Adminiſtration mit 500,000 fl. 
zu deden. 

2. Die zur Generalfaffe noch nicht einges 
wiefene Zinszahlungen und Schuldentilgungss 
geider von obngefäht >» > 2 2 2 0%. 800,008 — 
zu übernehmen und 
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35. Die Gelder für den Ausmarſch und 
Unterhalt der Truppen ME . =» x... 400,000 — 
aufzubringen. / 


1,200,000 fl. 

Die hieraus fich ergebende Summe von 1,200,000 fl. 
ift fo bedeutend, daß nur aufferordentliche Mittel dazu hin, 
reihen. Wir haben Uns nun hierüber mehrere Vorſchläge 
von Unſerem Finanzminifterium vortragen laffen, unter wel: 
chen dann, nebft der bereits ausgeichriebenen Erhöhung der 
Salzfteuer- 

a) eine Maffifizirte Vermögensſteuer. 

b) eine erhöhte Stempeltare. 

| c) die Befteuerung der noch nicht in die Schakung ges 
legten Waldungen. 

d) Der Anzug der Gefreiten zu einem Drittheile, 
und die | 

0) Erhöhung des Poftregals, als die geeignetften aus 

gehoben worden. find. 
Auf dieſen ausführlichen Bericht Unſers Finanzmini⸗ 
ſters und nach Anhörung Unſers Staatsraths haben Wir 
nun verordnet und verordnen wie folgt: 


I. J 
Nach dem Beiſpiel mehrerer andern Bundesſtaaten ſoll 

eine nach ſteigender Ordnung in Klaſſen getheilte Vermö— 
gensſteuer vom 235. Juli d. J. angerechnet, und den 25. 
Okt. d. J. das erſte Quartal eingezogen welden. Das deß⸗ 
fallſige Patent haben Wir in der Anlage beſonders ausfers 
tigen laffen. Lit. B. 2. 

II. 


Auf alle einen beſtimmten Geldwerth ausdrückende Urs 
Eunden eine Stempeltare zu legen, haben Wir nur auf den 
Tall befchloffen, wenn die Vermögensſteuer ergiebig genug 
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nicht ausfallen, und daher durch diefe Stempeltare das Abs 
gängige einzubringen, durchaus nothwendig werden follte. 

Das dießfalliige Patent foll daher noch nicht abgedruckt 
werden, und zur Schonung Unſerer lieben Unterrhanen, 
welche Wir nie über Noch belaften werden, die Ausführung 
diefer Stempeltare noch ſuſpendirt feyn. 

II. 

Die noch nicht befteuerten Waldungen follen nach dem 
bereits angenommenen Maaßſtabe vom 23. Dt. an ebens 
falls befteuert und _ 

IV. 
von demfelben Termin an follen die Gefreiten mit einem 
Drittheile der Steuer in extraordinario angelegt werden. 
V. 

Dieſe auſſerordentliche Steuern ſollen in ſo lange, bis 
eine Steuerperäquation Unſers ganzen Großherzogthums, zu 
welch weitgreifendem Geſchäfte wenigftens 2 bis 5 Jahre 
erforderlich ſeyn mögen, hergeſtellt ſeyn wird; alſo, wenn 
es nothwendig wäre, nur proviſoriſch 3 Jahre lang erhoben 
werden. Wir ernennen zu dieſem Ende 

VI. 

Eine Peräquationskommiſſion, welche nach den in dem 
Patente (Lit. C.) ausgeſprochenen Grundſätzen zu verfah— 
ven hat. *) So wie Wir übrigens 

VII. 

Zur Richtigſtellung der bis jetzt wegen manchen Diffes 
venzien noch nicht vollftändig liquidirten Staatsſchulden eine 
befondere Liquidationsfommiffion nad) der weiters, anliegens 


— — — — — — r — — G — —— 


*) Diefe Beilage enthält die Vorſchriften für die Kommiſſion. Der Zweck 
ihrer Arveit ift: a) alle direkte Steuern zu radieiren 1) anf Grund 2) auf 
Hausſteuer 3) auf Grundgefällen und Doninikalftener 4) auf Gewerbfteuer, 
DB) Aue indirekte Auflagen zu vereinigch, auf: 1) Zölle 2, Confumtionsftener 
8) Stempeltare bei dem jirkulitenden Vermögen, Der Liegenfhaften und Ka— 
pitalien 4) Chauffeegeld. 

20, 
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den Sufteußtion (Lit. D.) hiemit anordnen, *) errichten 
Wir zugleich 
VIII. 

Zu Defung des kurrent⸗Defizits und Tilgung der 
Schulden nad der Anlage (Lit. E.) eine Amortifationgkaffe, 
in welche der Ertrag aus den Salz⸗, Pot: und Bergrega— 
lien, dann die Vermögensſteuer fliegen, und zu welcher aus 
der Gencvaltaffe das zu Ergänzung ded Bedürfniſſes derſel 
ben Nöthige zugefchoffen werden fol. Der ganze Erlös aus 
den Domainen foll in diefe Kaffe fließen. Non diefem aber 
der Domainenertrag mit 5 Prozent berechnet, als Erfaß des 
Staatsvermögens, der Generallaffe gutgefchrieben ‚werden. 
Zu diefem Ende ertheilen Wir der Amortifationskaffe die 
Ermächtigung fir fehs Millionen Gulden zu 4% Prozent 
nebft einem Prämium verzinflihe Obligationen zu creiven, 
und diefe auf Verlangen gegen die verfchiedene Staatsſchul⸗ 
den umzutaufchen, und die ganze Staatsſchuldenmaſſe, melde 
Wir auf die Sefammtheit Lnferer Lande fundiren, nad und 
nad) zu tilgen. 

Auf diefe Weife glauben Wir nun das Defizit Linferer 
Staatskaffe gedeckt und der Staatsjchuld ausreichende Til 
gungsmittel angewiejen zu haben. 

Wir wiederhofen die Berheurung Unferer fchmerzlichen 
Gefühle, indem Wir Uns in dem dringenden Kalle fehen, 
Unfere lieben Unterthanen, welhe Wir feit Lnferer 6ojähı 
rigen Regierung väterlih zu fchonen ſtets bedacht gemefen 
find, mit ſolch aufferordentlihen Steuern und Abgaben be 
legen zu müſſen. 

Unferem landesväterlichen Herzen wird nichts erwünſch— 
ter feyn, als nach getilgten Schulden diefelbe wieder erleihı 
tern und Unjerem Hange nah Wohlthun Uns wieder üben 
laffen zu fünnen. 


*) Mir haben diefe Bellgge, worin genau beftimmt wird, was Staat 
ſchuld fen, zur Sparung des Raums nicht mis abdrusten laffen. 
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Dieſe Verordnung foll duech das Regierungsblatt und 
die Provinzialblätter zu jedermanns MWiffenfchaft und Nachs 
achtung verkündet, die Anlagen aber follen noch beſonders 
abgedruckt und darnach foll in allem von Unierem Ainanzs 
minifterium, welhem Wir den Vollzug des Ganzen überges 
ben, pünktlich verfahren werden. 

Hieran gefchieht Unfer Wille. Gegeben — den 
dıften Auguſt 1808. 
Karl Friedrich. 
vi, Schr. von Gemmingen. 
auf Sr. königlichen Hoheit befondern Befehl 
vt. Boucınk. 


Beilage Lit. A. 
Neberfiht der Großherzoglich Badiſchen Generalfaffe 
Einnahme und Ausgaben nah dem laufenden 
Etatjahre 1808. 





Die Central-Einnahme. 
| En fl. kr. 
a) Aus der Provinz des Obers — auf 745,356. 3 
— — — Mittel —2 — 1,158 366 49% 
— — — Nee — — 480,072 * 
b) Aus den Oberhoheitsianden . . - — 244 161 8ı 


Summa 2,607,956 45 Ys 


In diefer Summe find die 
Militairs und Landkaffegelder 

begriffen 
<) Aus unmittelbaren Zufüffen 
in die Generallaffe, als: 
Kapitalginfen - » =» » + 12,000 fl. 
Poltiegal 2 2 2 09. 24,000 >» 
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Galzregal vor&rhöhung a5 kr, fl. kfr. 
pt. Pf. . s . ... + . 259,000 fl. 
 Eifenfaltorin - 2 . . . 60,000 > 





Summa 246,000 » 

Beide Summen, geben eine | 

GentralEinnahme ion . . 2. . 2,958,956 45% 
Die Central» Ausgabe. 

I. Eivillifte. fl. kt. 
a) für die Deputäten %) . 2 2. 2 471,604 — 
b) — den Hofflat 0. 2 02. 353,78, — 

Zu 825,595 — 
In diefem Etat find alle Hofbefoldungen, 

die Pagerie, der Aufwand auf dem Lande, 

das Landgeſtüt Mit 112 Pferden aufge 
nommen. 


1. Für die Staatsverwaltung. 
a) Militairetat in Friedenszeiten *) . 804,000 — 





Anmerftungen. 
*) Diefe zerfallen größtentheils in folgende 
Summen? 
je die Großherzogliche Handkafle . . . . 175,000 fl. 
die einverftändlich mit dem Bundes; Pros 
teftor vegulirten Deputaten: 
ı) Sr. Hoheit des Herrn Erbarofßherzogs . 200,000 » 
2) Ihro Hoheit der Frau Markgräfin . . 120,000 » 
ferner: 
ı) Der beeden Herren Markgrafen Friedrich 
und Ladwig Do 2 0 en ne 45,000 » 
2) Der Frau Prinzeffin Amalie S. . . » 6000 » 
3) Der Frau Meichsaräfin von Hochberg Ex— 
zellen; das beftimmre Nadelged . » .. . 3500 » 
4) Der Gräflih Hochbergiichen Familie circa 10,000 » 
**) Nach dem Bundesversrag muß ein Kontingent von 
Sooo Mann gehalten werden. 


b) Befoldungsetat in Geld und Natus 
valien des Minifteriums der auswärti— 
gen Angelegenheiten und der Gefandts 
ſchaſtennn 

des Suftigminifteriumd . . 2... 0° 

— Minifteriums des Innen . . «» 

der Finanen . . » 

— Dberhofgerihtd - 2 0. « 

— Archivs 

der General Forſtkommiſſion... 

des Oberkirchenraths und zwar 

an 14,168fl. 
der General⸗Staats⸗Anſtalten⸗Kommiſſion 
des Baus und Ingenieur⸗-Departements 

der Müngtommiffion 2. 2... 

ec) fonftige Negiekoften . . « x» » 

III. Für öffentliche Anftalten. 

a) fir das Bauwefen . . x... 
b) für Künſte und Wiffenfchaften . . 
Wieran fallen 56,000 fl. auf die Univer— 
fität Heidelberg und 20,000 fl. in bie 
Mannheimer Theaterkaffe. 
IV. Für KultursVerbefferung . 
V. Für Snadengehalte und Unten 
ſtützungen und zwar a) verlichene 
Penfionen fir Wittwen und Waifen 
b) Vertragsmäßige übernommene Pens 
fion der Provinz dee 

Dber: > . 261,900 fl. 24 ft. 

Mittel: ' Rheins . 301,149 > 47 — 

Unter 186.408 » 34 — 


* * * [2 “ ”».  » * 


+ * “ * 





749,495 » 45 — 


98,862 20 
55,479 30 
19,707 15 
50,254 — 
35,562 ı5 
112 15 
6276 — 
8718 — 
ı205 30 
16,508 — 
5247 — 
22,400 — 


60,000 — 
121,190 47 


14,068 2e 


52,084 9 


749,453 45 
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fl. kr. 
Gratialien und Almofen „0. 18,535 — 
Fundationen . . » » Se er 2Lı60 — 


VI. Fir Kapitalzinſen ' „20. 460,588 38 
VI. Für die Reſervekaſſe aufum 
vorhergefehene Fälle : . . 100,000 — 
ad für aupferordentlihe Miffionen, Ge | 
ſchenke, Entfchädigungen. 
Summe der ganzen Ausgabe 3,472,755 44 
— — Einnahme 2,958, 956 45 % 


Defijit 518,808 58 %, 








Beilage Lit B 


Bon diefer fehr weitläufigen Verordnung feßen wir hier 
nur dasjenige her, was für das große nicht badifche Publis 
fum Intereſſe haben könnte. » - 

Zu den Bedürfniſſen des Staats foll von dem jährli 
chen reinen Einfommen aller Unterthanen und Staatsange: 
hörigen eine verhältnißmäßige Klaſſenſteuer nah folgender 
Sradation, jedoch nur auf fo lang erhoben werden, big die 
bereits angeordnete Steuer: Peräquationstommiffion einen 
gleich durchgehenden Maaßſtab, fowohl in der direkten als 
indirefren Befteurung fir alle Theile des Pandes zur Ges 
nehmigung vorgelegt haben, und folder zur Ausführung ger 
bracht ſeyn wird. 

Jährliches Einkommen oder Verdienft, die 300 fl. nicht 
üiberfteigen, z. B. der Taglöhner oder geringeren Handwer⸗ 
fer beiderlei Geſchlechts zahle jährlich 45 kr. 

Ein jährliches Einkommen oder Verdienſt von: 

301— 500 fl. jährl. zpCt.] 12000 — 16000 fl. jährl. ze 


501ı— doo » 16001 — 20000 9 — 


BAR TR 
8ot— 12009 — ı — | 20001 — 25000 + — 33 — 
1201 — 1600 — 3—45001 — 30000 — 4 — 
160:— 2000 2%» — —30001 — 57000 — 44 — 
2091 — 5000 9 — 15 — | 37001 — > »— 44 — 
300: - Soon » — 2 — | 45001 — 60000 — 44 — 
5o0ı— 6500 — 24 — 0001 — — »— 5. — 
650 — Lono » — 2+ — | 80001 — 10000000 — 53 — 
Booı— 10000 » — 23 — ER Re vv 5 — 
10001 — 12000 » — 5 — 150001 und darüber 6 — 
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Von dieſer Einkommenſteuer iſt niemand, ſelbſt nicht 
die Glieder der Großherzoglichen Familie ausgenommen, nur 
Militairperſonen bis auf den Unterlieutenant ausfchließlich, 
jedoch nur rückſichtlich des Zolls; ſerner alle Perſonen, die 
von Allmoſen leben, oder in Spitälern auf öffentliche Ko— 
ſten unterhalten werden, überhaupt alle notoriſche Armen, 
oder ſolche, welche wegen Alter, Krankheiten, Leibesgebrer 
hen, auch etwa allyugroßen Kinderlaften fich und die ihrigen 
ohne ihre Schuld nicht ernähren fünnen, find davon befreit. 
Dienftboten, deren Dienfteintommen an Koft, Quartier und 
Lohn die Summe von 300 fl. nicht überſteigt, und die fonft 
kein rentbares Vermögen befisen, geben in der Stadt, und 
zwar ein männlicher 40, ein weiblicher 20 fr., auf dem 
Lande die Hälfte. Appanagen, Deputaten, Leibrenten, Pens 
fionen und Befoldungen, welche von Inn- und Ausländern 
bezogen werden, zahlen die Steuer vom Eintommen nur 


zur Hälfte. 


Unlage Li.E. 
Bir Karl Friedrich ꝛc. ıc. a 


Mir errichten zur Befchaltung, Derzinfung und fuccefs 
fiven Adtragung der Großherzoglich Badiſchen Staatsfihuld 
eine eigne von der Generalkaſſe getrennte Amortiſationskaſſe. 
Eine eigne dazu ernannte Liquidationekommiſſion hat ihre 
Auseinanderfeßung und ihren Betrag zu bearbeiten. Mac) 
der dariiber gemachten annäherenden Berechnung, deren Bes 
endigung der Auseinanderfegung der angefalienen Schulden 
der einzelnen Landestheile unterliegt, kann diefe Schuld die 
Summe von ahtzehn Millionen betragen. Wir befehlen 
johin | 

ı) daß die liquidirte Landesfchuld in das Hauptſchul— 
denduch nach ihren einzelnen Beträgen eingetragen und auf 
das ganze Großherzogthum und im specie auf deſſen 
Steuerberrag radizirt fey. 

2) Diefe Haupefchuld wird nach Innhalt der, der 
Schuldenliquidations:Rommiffion gegebenen und öffentlich 
bekannt gemachten Inſtruktion liquidirt und nach den Anleis 
hungsbedingniffen nach und nad) getilgt. 

5) Die Bücher über den nanzen Betrag der Schuld, 
die Zinfenzahlung, fo wie die Abtragung werden in kauf— 
männifcher Form geführt, und die Einficht davon fteht je— 
dem, der fi) als vechtmäßiger Befiker von Obligationen im 
Werth von 25000 Gulden legitimirt, frei. 
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4) Da bdiefe Kaffe nah ihrer Natur und Beftimmung 
blos der Schuldenza lung und der Verichtigung der davon 
verfallenden Zinien gewidmet ift, fo können darauf von feis 
ner Seite, von weicher es auch ſeyn möchte, andere Zahlun: 
gen angenommen werden und find desfalls fowohl der Fis 
nanıminıfter und Miniſterialdirektor und Kaffentommilfaie 
als der KRaffirer ſelbſt verantwortlich. 

5, Zur Deckung der Zinfen, der Prämien, der Obliga⸗ 
tionen und der Amortifation beflimmen Wir nach dem 
maximum ihres Bedürfniſſes den Ertrag a) des Salzre— 
gaıs b) des Poftregais c) die Berg: und Kifenwerkseins 
künfte, d) Erlös aus verkauft werdenden Domainen, von 
weichen fogleich fir die. Summe von vier Millionen Sul 
den nach den öffenzlich befanue gu machenden Bedingniffen 
verſteigt werden follen. e) Allodifitation der Lehen und 
Ablöſang von Zinfen. f) Den Ertrag der Vermögensftener 
oder unmittelbaren Zufchuß aus den Provinzialkaſſen. 


Die Amortifationstaffe wird authorifire, ein Anleihen 
von fehs Millionen unter den Bedingniſſen zu eröffnen, wie 
das desfajliige Patent befonders nachweißt, und es if ihrer 
Verantwortlichkeit untergeben, daß fie die darüber ausgeftellt 
werdenden Obligationen und ihren Betrag nur zur Schulds 
Kapitalzahlung oder zur Einwechjelung derfelben verwenden 
darf. 

Es foll jährlih die fucceffive Liquidirung der Staats 
fh ld, ſo wie ihre Amsrtifation öffentlich durch das Negier 
rungsblare befannt gemacht werden. 


6) Auf die Fefthaltung diefer Unſerer Vorfchriften wer— 
den der Finanzminifter, der Direktor und der Kaffefommifs 
fair deſer Amortiſationskaſſe, der Vuchhalter und Kaſſirer 
beſonders beeidigt. 


7) Die Abhör der jährlichen Rechnung und die Anfftels 
fung Be jährlihen Bilance gefchieht unter dem unmittelbas 
ren Borfis Unſers Suftisminifterii, die Bilanz wird ſodann 
dem veriammelren Staatsrathe vorgetragen und dem Publis 
tum befannt gemacht. 


Unser der Peitung des Finanzminifteriums ernennen 
ir sum Direktor den Finanzrath, Heinrich Vierordt, als 
‚ Raf-ntonm file den geheimen Meferendair von. Pamezan, 

zum Haup-bishhafter und Kaſſirer den Handelsmann Fries 
drich Ziever.. Die Annahme der erfordertichn Commis um 
terliegt der Wahl und Entſcheidung des Direktorium, fo 
wie der Termin der Eröffnung der Amortifarionstaffe öf— 
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fentlih durch das Regierungsblatt näher beftimmt werden 
wird· Dieſet wird zu Jedermanns Wiſſenſchaft andurch bes 
‘ tanne gemacht. Gegeben Carlsruhe den 31. Auguſt 1808. 
Carl Friedrich. 
Vdt. Fr. von Gemmingen. 
Auf Sr. königl. Hoheit beſondern Befehl. 


dt. BoucınE. 


1 
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27. 

Schreiben des K. Würtembergiſchen Kammerherrn 
und Kreishauptmanns Freiherrn von Liebenſtein 
an Ihro Durchlaucht die Frau Fürſtin von 
Solms-Braunfels, Auguſta Francisca geborne 
Rheingräfin von Salm-Grumbach. 


Den Tufenthalt der Söhne derſelben außerhalb des 
Königreichs betreffend. 





Vorbemerkung. 


I, der Srafihaft Limburg, von welcher wir in einem der 
folgenden Hefte genauere Machrichten geben werden, befißt 
unter K. Wiirembergifcher Souverainisä:, die Frau Fürſtin 
von Zolmed; Braunfels, melde zu Braunfels (unter Nafs 
faxiccher Douvera nicit) vefidirt, nach dem Witrtembergifchen 
S:aarstatender 7/6, und zwar in ungetheilter Gemeinfchaft 
mir dem Auge den Togenannten Wr mbrandifchen Antheif 
oder des Land Dbervogrciam’ Gritdorf; welches zum Neffore 
des D erame Gaildorf im Ellwanger Kreiſe gehört. 

Barnes im Tin Hefte S. 182. haben wir ein königl. 
MiniſterialuReſtript mitgeiheilt, in welchem ale Vafallen und 
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Unterthanen aufgefobert werden, ihren Wohnſitz in die kdr 
niglihen Staaten zu verlegen. Auf dieſes Reſtript fheint 
nachfichendes Schreiben des Kreichauptmanns des Ellwanger 
Kreifes Bezug zu haben. 


Uaterzeichneter iſt durch ein von der königlichen Oberregies 
rung Negiminal: Departement ad mandatum sacrae re- 
giae majestatis proprium unterm °%%, d. M. erlaffenes 
allerhöchſtes Reſtript beauftragt, Ihrer Durchlaucht der Frau 
Fürſtin von Braunfels zu eröffnen, daß den Söhnen derjels 
ben bis fie das ı7te Jahr erreicht haben, der Aufenthalt 
außerhalb der königlich Würtembergiſchen Staaten bewillis 
get ift. 

Da aber unterzeichneter zugleich angemiefen iſt, fobald 
der Heltefte von den Herrn Söhnen der gedachten Fran 
Fürſtin Durchlaucht das 17te Jahr zurückgelegt hat, hier— 
über Bericht zu erſtatten; ſo ſieht er ſich veranlaßt, Hoch— 
dieſelbe gehorſamſt zu erſuchen, ihm nicht nur den Empfang 
des gegenwärtigen Schreibens gefälligſt zu beſcheinigen; fons 
dern auch feiner Zeit, wenn ber Xeltefte von Hochdero 
. Söhnen das beftimmte Alter erreicht Haben wird, hievon 
die Anzeige zu machen. 

Unterzeichneter benußt diefe Veranlaffung, Ihrer der 
Frau Fürſtin von Solms-Braunfels Durchlaucht ſeine tiefe 
Verehrunng zu bezeugen. 

Ellwangen den <6. Januar 
1808, 
Kammerherr Kreishauptmann 
Baron von Liebenfeim. 


| A En —— ——— — 
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20. 


Verordnung, die Form der Gefchaftöbehandlung 
zwifchen den Hoheit: und Standegherrlichen, auch 
Patrimonialgerichtöherrlichen Beamten im Groß 

herzogthum Heffen betreffend. 





Um in Beziehung auf den 6. 50. der an die Standes 
herrn erlaffenen Deklaration, die Form der Sefhäftsbehands 
lung zwifchen den Hoheits- und Standesherrlichen, auch 
Patrimonialgerichtsherrfihen Beamten näher zu reguliren, 
ift höchſten Dres befohlen worden, daß, bis auf andermeite 
höchſte Verordnung , fi einftweilen nach folgenden Vor⸗ 
fchriften bemeffen werden folle: 

a) Da die Beamten der Standesheren und Abdelichen in 
feinem untergeordneten Verhältniß gegen die Hoheit⸗ 
beamten fich befinden , fo folget von felöft, daß feine 
Befehle, Berichtserforderungen und dergleichen von dies 
fen an jene ftatt finden können, und daher 

b) die mit einander zu verhandelnde Geſchäfte fommunis 
fationds und erfuchungsweiie beſorgt werden milffen, 
dergeftalt, daß fie in den mwechfelfeitigen Ertaffen feine 
SKurialien, wohl aber ein humanes und anftändiges Ber 
nehmen zu beobachten, der Standes; oder Gerichtsherrs 
liche Beamte dasjenige, worüber er von dem Hoheit 
beamten erſucht wird, mit möglichfter Beförderung und 
ohne alle Kritik leifte, im Fall er aber hinlängliche 
Verweigerungegriinde zu haben vermeinet, foldhe mit 

der gehörigen Achtung und Befcheidenheit anführe. 

ec) Der Hoheitsbeamte hat ſodann an die einſchlägige lan— 
desherrliche Stelle Bericht zu erſtatten und weitere 
Verfügung abzuwarten. 
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All vorſtehendes wird demnach den verſchiedenen Behör⸗ 
den zu ihrer Inkumbenz hierdurch bekannt gemacht. 
Gießen den a6ten September 1808. 
Großherzogl. Heſſiſche Organifationss 
Kommiſſion daſelbſt. 


—ñ——— WLAN LS TO 
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20. 
Herzoglih Sacfen : Koburg : Saalfeldifche Veroid: 
nung die Aufhebung des Oberappellationsgerichts 
betreffend. 





Wir Ernft ıc ꝛc. 


Hasen befchloffen, das feit Kurzem in Unſern Panden be 
ftandene Dberappellationg s und NMevifionsgericht wieder aufs 
zuheben, umd dagegen die zeither *) unterfagte Verfendung 
der Alten an auswärtige Juriſtenfakultäten oder Schöppens 
fühle bis auf meitere von Uns zu treffende Anordnung in 
nadftehender Maafe zu geftatten: 

1) Es follen in erſter Inſtanz alle Anters und Ober 
gerichte felbft fpwechen, und die verhandelten Akten weder 
aus eigener Bewegung, noch auf Verlangen der Partheien, 
an auswärtige Sjuriftenfatultäten oder Schöppenftühle zum 
Spruch NRechtens verfenden ; 

2) Wenn ein Rechtsſtreit im erfter Inſtanz vor einem 
Untergericht verhandelt und entfdieden worden ift, und es 
will fih ein Theil bei dem eröffneten Beſcheid oder bei der 
ſonſt erhaltenen vichterlihen Verfügung nicht beruhigen; fo 
hat derſelbe das geeignete Nechtsmittel einzuwenden, und 





*) Das Kretſchmaunſche Minijterium hatte in eben dem Mor 
nafe, wo der deutſche Kaiſer die Krone niederlegte, alle Akten 
berfendungen unterfagt. u 
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findet alsdann dabei folgende Beſtimmung flatt: Wenn Leu: . 
terung eingewendet und derfelben deferirt worden ift, jo fol 
es ven Partheien freigelaffen ſeyn, entweder die Akten nad) 
auswärtigem Rechtsſpruch verſchicken, oder an die Regierung 
als Zuftizkollegium zur Abfaffung eines Erkenntniſſes einfens 
ben zu laſſen. 

Glaubt ſich aber 

5) eın Theil durch das in zweiter Inſtanz erlangte Er—⸗ 
fenntuiß vefchwerer, ſo tritt folgender Unterfchied ein: Liegt 
in der zwetten Inſtanz ein ausmwärtiges Erkenntniß vor, fo 
ift gegen dajjelbe das treffende Rechtsmittel bei dem Juſtiz⸗ 
follegio in Gemäßheit der Prozefordnung einzumenden, und 
dieſes Kollegium ſpricht alsdann in der dritten und lebten 
Inſtanz; Iſt aber ein Devolutivs Rechtsmittel an das Juſtiz— 
tollentum eingewendet, und von diejer Behörde in zweiter 
Inſtanz erkannt worden, jo ijt alsdann gegen diefes Erfennts 
niß das zuläßige Nechtsmittel bei eben diefer Behörde eins 
zulegen und entiweder auf Beftellung eines andern Referenten 
zur Abfaffung eines rechtlichen Erkenntniffes, oder auf Ders 
fendung der Akten zum auswärtigen Spruche Rechtens ans 
zutragen. 

4) In ſolchen Fällen, wo der Rechtsſtreit in erſter 
Inſtanz vor Unſerm Juſtizkollegium geführt, und von einem 
oder dem andern Theil gegen das in der Sache ertheilte 
Erkenniniß ein Rechtsmittel eingewendet wird, ſoll demjenis 
gen nachgegangen werden , was $. 5. auf dem Fall, wenn 
das Inſtizkollegium geiprochen hat, verordnet worden ift: 

Wenn aber and gegen das in diejer zweiten Inſtanz 
entweder ſelbſt abgefaßte, oder eingeholte Erkenntnif, noch 
ein Nechtemirtel eingelegt, und fomit in dritter Inſtanz ges 
fprochen werden muß, fo finder folaender Unterſchied ſtatt: 
Mill der Lenterant gegen die Confirmatoriam ein Rechts— 
mitrel einwenden,, jo har ſich derjeibe der Dverleuterung zu 
bedienen, und es find alsdann die Akten nad abgeicktem 
Verfahren, oder erfolgter Submiffion, ad acta priora zum 
auswärtigen Spruche Rechtens zu verfenden; will aber der 
vorige Leuterat ein Rechtsmittel gegen eine reformatoriam 
sententiam einwenden,, fo gejchieht dies mirteift dev Lentes 
rung , und ift alsdann wieder entiweder auf die Beftellung 
eines andern Meferenten beim Juſtizkollegio oder auf gleichs 
mäßige Verfendung der Aften anzutragen. 

5) Mehr als drei Definitiv Erfenniniffe follen aber 
überhaupt in einer Nechtfache nicht ſtatt finden, und es voll 
daher gegen das ſetzte Erkenntniß, es mag folches von Un— 
ſerm Juſtizkollegio, oder von einem auswärtigen Sprucr 
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kollegio ertheilt worden ſeyn, kein weiteres Rechtsmittel gu 
ſtattet werden * 

6) In Kriminalunterſuchungen, es mögen dieſe vor 
Unſern Aemtern oder vor Patrimonialgerichten anhängig 
ſeyn, hat, wenn auf eine Leibes- oder Lebensſtrafe, oder auf 
eine dieſer gleichſtehenden Geldſtrafe zu erkennen iſt, Unſer 
Juſtizkollegium nicht nur die Direktion der Unterſuchung, 
ſondern es ſind auch an dieſe Behörde die Akten nach be— 
endigter Unterſuchung zur Abfaſſung eines Urtheils einzufens 
den; wogegen jedoch dem Inquiſiten die Führung weiterer 
Defenfion und die Einholung auswärtigen Erkenntniffes nicht 
abgeichnitten feyn fol. 

Wir befehlen allen in Unfern Landen gefeffenen Zuftizs 
behörden ſich hiernach zu achten. 

Koburg zur Ehrenburg, den 1. Juni 1808. 

(LS) Ernſt, H. z.S. 


a a a a a WU u 


90. 


Fortſetzuug der Nachrichten: Ueber die Unterhaltung 
des Reichskammergerichts. 








a — a 0, 





Sit dem ıdten Mai diefes Jahrs, mit welchem das les 
tere Verzeichniß der zum lnterhalte des bejotdeten Perſonals 
des vormaligen Rammergerichts eingegangenen Beiträge fich 
endiget, ift diefer Artikel im Rheinischen Bunde nicht weiter 
fortgefeßt worden. In der Anlage Ziff. I., erfolgt daher eine 
Ueberficht von denjenigen Rammerzielern, welche vom ı6ten 
Mai an bis zum ıÖdten Okt. incl. eingegangen find. 

Zum erftenmale finden ſich auf diefem Verzeichniſſe das 
Großherzogthum Berg und das Herzogthum Hollftein. 
Don erfterm wurden, da die Piquidarion der Rückſtände, fo 
wie der künftig laufenden Zieler nicht ohne Sci. rigfeit 
und Zweifel war, einftweilen 1600 Rthlr. Bergifihe Minze 
a compte bezahle, und wie gewiß die Kaffe auf weitere Zu— 
ſchüſſe von diefen Landen hätte rechnen dilrfen, wenn fie uns 





*) Es finder alfo fein Nechtsmitrel jtart, wenn dies letzte Ers 
fennmiß, die zwei vorhandenen gleichlautenden rerormirt und der 
welcher zwei Erfenneniffe tür fich, harte, verliere feinen Rechts— 
fireic, indeß der, welder eines für fich bar, ibn gewinnt, was 
ziemlich allgemein für unbillig geha ren wird und auch mur, bet 
dei der betannten Geneigtheit mander Sprugfollegien, zu refors 
wiren, ſehr hart zu feyn febeint. 

; Anm des Einſenders. 
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ter dem Szepter ihres bermaligen Negenten geblieben wären, 
beweißt die Menichenliche, mir welcher diefer Monarch eg 
zum erften Geſchäfte feiner neuen Regieruug gemacht hat, 
die Zahlung der rückſtändigen Denjionen in dem Königreiche 
Neapel reguliren zu laßen. 

Die wichtigen Poften, welche vom SKönigreiche Baiern 
bezahle find , erithalten feine laufende Zieler, da dieſe durch 
die Anftellung des vormaligen Hrn. Kammerrichters und 
mehrerer H. H. Affefforen, dann dur die Penfionirung der 
H. H. Affelforen von Hueber und Freih. von Cramer, und 
endlich durch die dem Vernehmen nad geichehene Uebernahme 
des Jfennigmeifters auf die Centraikaffe in München, beis 
nahe ganz abjorbirt werden. Sie beftehen vielmehr aus Rück⸗ 
ftänden, wovon nach einem fönigl. Befehle vom 4ten März 
d. 5. die ſchuldenden Yandestheile jährlich ein Ziel bezahlen 
‚ mitfen. Dieſe allerhöchſte Verordnung it aud jo pünktlich 
befolgt worden, daß, von jenem Termine an, die große Sums 
me von 6479 Rthir. 5ı fr. an die Kaffe eingegangen ift, 
und nur wenige Landestheile mic der Zahlung zurückgeblies 
ben find. 

Leider find auf diefem Verzeichniffe das Königreich Werts 
phalen, ınd die Großherzogthümer Baden und Heſſen nicht 
anzutreffen, und auch von den mediatifirten Landesherrn, die 
fonft gewöhnlich richfig bezahlten, findet man nur zwei dars 
auf, die Fürften Aucrsberg und Schwarzenberg, indem fie 
gegenwärtig ihre Beiträge an die Generalkaffen der Souves 
rainitätslande einfenden müſſen. Die Rückſtände diefer Pänder 
find nach Verhältniß nicht weniger groß, als die vom Königs 
reih Baiern, allein es iſt zu Hoffen, daß deren Bezahlung 
eben fo wie dort auf eine die Landesfaffen nicht drückende 
Weiſe'wird vegulirt werden, da bei jebigen Zeitumfkinden eine 
Zahlung des Sanzen weder zu verlangen noch zu erwarten ift. 

Die Summe der fämmtlichen Rammerzieler die ın dem bes 
merkten Zeitraume eingegangen find, beträgt 17,888 Rthlr. 85 Er... 
Davon haben jedod vorerft die rückſtändigen Diftributionen 
vom 30. März und 15. Mai bezahie werden müſſen. Nach 
der Herbſtmeſſe waren wiederum die Difiributionen vom 30. 
Jun. 15. Aug. und 0. Sept, rückſtändig, wovon bis jetzt 
nur die erftere has abgeführt werden können. Da inzwifchen 
noch mehrere Zahlungen, unter andern die K. Sächſiſchen 
Zieler zu erwarten find, fo wird aud die Diftribution vom 
15. Aug. erfelgen fönnen. Zu der vom 30. Sept. ift aber 
nur eine entfernte, fo wie zu den folgenden big zur Oftermefle 
1809 beinahe gar feine Hoffnung vorhanden. | 


—, 





Der | 
Rheiniſche Bund, 


Vier und zwanzigſtes Heft. 
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91. 
Beſchluß der im 23ften Hefte unter Nro. 21. abge: 
brochenen Inſtruktion der Ortenauifchen Ritter: 


fhaft für die nach Karlsruhe abgefandte De: 
putirte. 





IIL 
Rechte der Grundherrlichkeit. 


Der empfindlichſte Eingriff in das Eigenthum des ſchon 
ſo unglücklichen Reichsritters iſt die bedrohete Beraubung 

feiner Patrimonialgerichtsbarkeit; wozu die Staatsgewalt nie 
berechtigen kann: da fie ſich auf die Oberaufſicht der Juſtiz⸗ 
verwaltung der Unterndehörden, und ihr Wirkungsfreis auf 
Prüfung der anzuftellenden Beamten und allenfallfige Viſi— 
tation ihrer Amtsverrichtungen befchränft, auch in allen 
Landen, wo der Adel noch nicht wie zu Zeiten der Schreckens⸗ 
Epoche geächtet worden, ſelbſt in allen andern rheinifchen 
Bundesſtaaten ſich diefe aus der alten Reiheigenfchaft, der 
herrlihen Gewalt und dem vollen Eigenthum fließende Ges 
rechtfame wirklich nie zugeeignet hat. Es erfcheint hier die 
anfonft fo verehrlihe Badiſche Geſetzgebung im ihrem uns 


günftigften Licht: 
21. 


Jo6 ee 


Man will dem Cavalier nicht weniger als 
ı) Criminal i Gerichtsbarkeit, : 

« 9) selbft die ganze Contentiose Ciyil-Jdrisdietion; 

und fogar 

3) aus dem Wirkungsfreis der Amtſchreiberei, Inventa—⸗ 

rien, Theilungen und Steigerungen, das heifit, den gefamms 
ten lucrativen Theil der Jurisdietionis voluntariae gegen 
die wahre Sränzlinie der beiden Gewalten der obern Staates 
gewalt und der niedern Patrimonialgewalt, entreiffen und ſo 
das durch rechtmäßigen Beſitzſtand mehrerer Jahrhunderte 
geheiligte Band zwiſchen ihm und ſeinen Unterthanen ohne 
Noth zerreiſſen. 

Er wird auch daher immer nur in der Skizze vom 
12. Febr. Grundherrſchaft genannt, während er fih 
doch berechtigt hält auf dem Namen Patrimonial— 
Obrigkeit, oder eines adelihen Guts- und Gerichtsheren 
zu beftehen, der feinen wer "en Berhältniffen und Befugniffen 
fo wie den Sprachgebrauch volllommener entfpricht. 

Immer mögen die pfälzifchen Vogtei: Suntern, älterer 
Bedrückungen müde, die Verwaltung der Gott gefälligen 
Juſtiz als eine blos läſtige und minder einträgliche Auszeich⸗ 
nung gerne hingeben; der Ortenauiſche Cavalier legt auf 
das Gerechtigkeitsprieſterthum ſeiner Angehörigen und deſſen 
wohlthätige Pflege großen Werth, und wird ſein volles 
Recht bis auf das äußerſte muthig vertheidigen. Freilich 
fällt das jus aggratiandi bei der peinlichen Gerichtbarkeit 
weg, und der Cavalier wird auch auf die hohe peinliche 
Gerichtbarkeit überhaupt nach ſo veränderten Anſichten keinen 
großen Werth legen, und nur ſeinem Amt die Captur und 
erſte Unterſuchung ohne Koſtenbeitrag vorbehalten wollen: 
‚allein Patrimonial-Gerichtbarkeit in Civil; Streits 
ſachen und die gerichtliche Rechtspolizei können und 
milffen ihm und feinen Beamten die er ohne Hinficht ob es 
Landeskinder oder wie oft der Fall Fremde und Söhne feir 
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ner auswärtigen Beamten, die — von dem Sandesheren ges 
prüft, fih nad den Landesgefegen genau richten müffen, 
find, frei wählen und nur beftätigen laſſen foll, verbleiben. 

Sollte nicht hier die Gerechtigkeit der Badiſchen Unter: 
beamten und ihre importune Bewerbungen, mehr, als öffent⸗ 
liche Wohlfahrt die Triebfeder dieſes unedlen Verſuchs gewe—⸗ 
fen ſeyn? vergebens, faſt nur beleidigend und wider die tägs 
liche Erfahrung ſtreitend wird hier unterſtellt »daß dev Bes 
»trag der Gerichtbarkeit von wenig einzelnen Ortſchaften 
»keine gute Beſorgung derſelben m ö glich laſſe.« 

Die eigentliche Gerichtsſporteln, die von unſern immer 
väterlich behandelten Gerichtsſchulden mit ungleich größerer 
Schonung erhoben wurden, als von den fürſtlichen Beamten, | 
welche feine Feder ohne reichliche taxmäßige Zahlung an 
ſetzen, beſonders aber die damit meiſtens und innigſt verbuns ⸗ 

dene Amiſchreibereigeſchäften, verſchafften den ritterſchaftlichen 
Beamten ſchon einen genügſamen Verdienſt, der durch die 
damit gewöhnlich gepaarte Kameralverwaltung ‚ fo wie bei 
vielen kleineren fürftlichen Aemtern und Kellereien, noch vers 
mehre wurde. - 

Zur Beforgung Diefer —* letzteren, ſo wie für die 
andere Attributen der fogenannten Grundherrfchaft müßten 
die Serihtsheren und auf ihre Koften eigene Beamten ans 
fellen , denen ihrer bisherigen Emolumenten befter Antheit 
entzogen würde. | « 

Man beruft ſich kühn auf die Öffentlihe Stimme, ob 
nicht Juſtiz in, unferm Bezirk gerecht und ohne Druck, fo 
wie ohne Advokaten und ſtarke Sporteln verwaltet, ob nicht 
die Amtsfchreibereigefchäften pünftfiher und gefchwinder er⸗ 
ledigt wurden, als von den fogenannten Badifchen Theilungs⸗ 
kommiſſairs, die im Grund nicht mehr und nicht weniger 
als Oberamtsſcribenten ſind, und von unſern Amtsſchreibern 
nur darinn ſich auszeichnen, daß man bei ihren vielfältigen 
Arbeiten erſtere mit Mühe und nach langen Sollicitationen 
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haben Fann, auch fie mit Pferden abholen muß, während 
leßtere im Drt wohnen und zu allen Zeiten die Gefchäften 
mit minderen Koften beforgen können. Da aber die Aus: 
übung der Patrimonialgerichtsbarkeit ein Theil unfers Pa- 
trimonii, unfers vechtmäßigen Eigenthums iſt, auch ohne 
Nachtheil des Staats noch ferner von ung verwaltet werden 
fann , weil die befiicchteren Bejorgniffe nicht Fehler der 
Sache, der Patrimonialjuftiz , fondern einzelner Menfchen 
find, fo wie fie felöft von Seiten der großherzoglichen Bes 
amten begangen werden können und nur zu oft werden: 
umd weil jene, ja der oberften Staatsgewalt in all ihren 
Zweigen huldige, der Geſetzgebenden durch die Vers 
pflihtung nach den beftehenden Geſetzen zu richten, der 
Oberſten-Juſtizgewalt durd) Anerkennung höherer Ins 
fangen, der Dbderauffehenden duch Prüfung ihrer 
Gerichtshalter und Unterwerfung al ihrer Verrihtungen an 
die einfchlagenden Staatsbehörden: fo glaubt fich der Drs 
tenauifche Adel berechtigt, den edelften Ausfluß feiner Pas 
trimonialobrigkeie ritterlich zu vertheidigen, das Beftehende 
Gute gegen ein blos mögliches befferes, nicht zu vertaus 
fchen und feinen Deputirten aufzutragen, auf Belaſſung der 
ihm von Gott und Rechts wegen zuſtehenden vollen Civil—⸗ 
gerichtbarkeit, die er ferner unter Badiſcher Oberaufſicht nach 
Pflicht und Gewiſſen verwalten will, deren Entziehung ihn 
auf ſeinen Gütern iſolire, ſeine Unterthanen ihm vollends 
entflemden würde, ohnabweichlich zu beſtehen. 

Gern würde er den zwar willkührlichen Forderungen 
einer auch alle Nebens felbft Untergemwalten fo eifers 
fiichtigen Souverainität, auf diefes Opfer gegen hinlängliche 
obgleich ſchwer zu arbitrirende Entſchädigung und die fich 
von ſelbſt verftehende Bedingniß anftändiger Verforgung für 
feine bisherige treuen Beamten bringen; allein es überſteigt 
daffelbe feine Kräften, und würde ihn zu fehr zum bloßen 
erften Bauern herabwürdigen und den großherzoglihen Bes 
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amten an feine Stelle in der Hierarchie der öffentlichen Ges 
malten zu eigenem größten Nachtheil fegen *). 


Ad Nro. 14. 


Attributen der Grundherrlichkeit. 


In Anſehung dieſer ohnehin der Patrimonialobrigkeit 
unſtrittig zuſtehenden Gerechtſame, die einsweilen in wiefern 
nöthig utiliter angenommen werben, bemerkt man nur mis 
derholt, daß zu derem Ergänzung nicht nur der ganze ges 
fammte Umfang der Zivilgerichtöarfeit, der gegen alle feits 
herige Stantsbegriffe davon bios aus Willführ und Haab⸗ 
fucht getrennt werden will, erfordert werde, fondern auch 
insbeſondere alle Schwängerungen und Baſtartfälle; das 
volle Pfändungsrecht ohne andern Vorbehalt, als den der 
Berufung an das Patrimonialgericht, da had) eigenem Ges 
ftändniß des Entwurfs die Ortsherrſchaft nicht von einem 
ihr fremden Beamten abhängen fann, fo wie die ohndes 
fchränkte Ortspolizei, die aber nicht unter Vorwand ber fo 
Ausdehnungsfähigens, und von ihr getr ennten Kiehen, Schub, 
Sanitäts: und Weg; und Steg: Polizei auf nichts reduzirt 
werden darf: dieſe Zweige der Landespolizei müſſen der 
Drtsobrigkeit unter der einzigen Bedingniß genauer Befol⸗ 
gung der landesherrlichen Verordnungen a ‚vers 
bleiben. 

Als Auffallend und den Zweck der angefochtenen Attris 
Guten fo fehr verrathend, muß hier nur bemerkt werden, 
wie man dann die Bevormundungen dem Drtsbeamten laffen 
und ihm Inventuren und Theilungen beftreiten könnte, 
warn das Ergiebige letzterer Taxen nicht den Schlüffel zu 
diefem Näthfel enthielte? **) 





) Diefer $. ift in der Konftitution ganz anderft als im erften Entwurf 
abgefaßt worden. &. das angeführte Heft ©. 199. 

H Die Vergleichung der großen Abänderungen Dies $- — man a. 
a. D. ©. 200. 
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J | Add Nro. 13. 
Befteutungstecht der Unterthbanen. i 
In Anfehung der Befteutung , fo iſt diefelbe nach dem 


Sinn des Bundesvertrags eigentlih den Souverainen nur 


in fo fern ercheilt worden, als fie zuvor an Kaiſer und 
Neich entrichtet und zu allgemeinen Staatsbedürfniffen vers 
wendet wurden; alle Nitterfteuren, die der Ortsvorftand bie; 
her ausfchrieb, gehören alfo dem Landesheren unmiderfprechr 
lich: was aber der Netchsritter bisher unter dem Namen 
von Beeten, ordinatre Steuer, Herrengelder, Atzung ıc. 
bezog; muß ihm ohne einigen Abbruch auch fernerhin und 
um da mehr verbleiben: als fih mehrere damit ſelbſt von 
dem Lehenhofe belehnt Befinden, worüber der Souverain 
niche willkührlich zu ſeinem Privatnutzen verfiigen kann. 


Man bemerkt anbei nur noch, daß zwar an den meiſten 


Orten dieſe Steuer ſtändig und unwandelbar beſtimmt war; 
an andern aber, wo der Steuerfuß auf beſſeren Grundſätzen 
ruhete die Unterthanen der Herrſchaft einen gewiſſen Theil 
der Steuer überlaſſen hatten, die ſie zur Beſtreitung der 
Ritters Simplen und anderer Gemeindsausgaben, jährlich 
unter berrfchaftliher Oberaufſicht umlegen. Will der Sow 
verain je die gefammte Grundſteuer anfprechen, fo müßte 
derfelbe wenigftens die pactirte Grundſteuer oder Beet der 
Patrimonial: Herrfchaft fir immer firtren und übernehmen. 

Es wäre alfo diefer Artikel alſo in calce zu berichtis 
gen: »zu forgen haben, und diejenige Herrfchaften, web 
»che eine Siterfteuer bisher von ihren Gemeinden recht— 
lich Hergebracht Haben , entiveder bis zu einem Allgemeinen 
»neuen Cataſtro dabei belaffen ; oder aber dafiir nach ber 
»Evaluation der Zehen legten Jahre ihres Genuffes durch 
»eine ftändige Rente in Geld oder Giülten und Zinfen oder 
»auch das Kapital davon zu 3 prCt. zu entfchädigen ung 
soerpflichten.« Schlleßlichen macht man die Kern Depw 
firten noch auf die Landesfrohnden aller Arc in fo fern auf 
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merffam , daß doch unferen armen Unterthanen die Erhal— 
tung der Chauffeen nicht werde zugemuthet werden wollen, 
wann fie nicht noch gleich Fremden dad Barrieregeld bezahs 
len follen *). 
Ad Nro. 16. 
Sogenannte hohe Herrlichkeiten oder regalia 
majora. 

Befremdend file die Heichsritter mufite bei der fonft fo 
aufgefläuge Theorie der Badifchen Staats wirthſchaft die 
Annahme der fo zweideutigen Eintheilung der Regalien in 
majora und minora feyn. Die Gränzlinie derjenigen Kos 
heitsrechte, die nicht in gehöriger Subordination gegen bie 
Staatsgewalt auch von Privaten ausgelibt werden können: 
iſt Außerft ſchwer zu ziehen, und faft verfchmwindet fie bei 
näherer Beleuchtung ; wenigftens liefern uns das Aanalogifche 
Beijpiel der Sciefifhen Standesherefchaften, der unter 
Preußiſch, und Sächfiicher Hoheit ftehenden ehemaligen 
Reichsſtände im Oberfähfifhen Kreis, befonders aber die 
Lettres patentes der Niederelſaſiſchen Ritterſchaft, die ſelbſt 
der. Fürſt von Benevent ald analogifches Vorurtheil empfahl, 
den Beweis, daß alle in dieſem $. namentlich angeführte fos 
gar die Minggerechtfame, befonders aber auch Bergwerk 
und Salinen, das Salpeterrecht, der Stempelertrag, Beſal— 
zungsrecht, und die Taren der Privilegien von mediaten 
Cavaliers, ohne Verlegung der Souverainität beſeſſen, alfo 
auch den dermaligen Befikern ohne hinlängliche Entfchädis 
gung, und in deren Entftehung Befchwerdeführung bei dem 
Stifter des vheinifhen Bundes, der den Genuß aller bis; 
herigen Einkünften, befonders in fo fern fie fi auf die 
Analogie jener Lettres patentes gründen, dem ſchon fo 





*) Daß hierauf überhaupt große Müdficht genommen worden fey, erhellt 
aus ©. 203. am a. D. in 14. und Mote *, 
2 5 ) * W. 
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fehr gedrückten Adel feierlich zugefagt Hat, nicht entzogen 
werden können. Das Recht Steintohlen und Torf zu gras 
ben, gehört ferner namentlich den Grundherrichaften, befons 
ders wann fie feither mit allen Regalien ‚verfehen waren, 
fo gut und unmiderfprechlich als Ziegelhütten. 

Das Baftarts Erbe ift fo wie alle jura fisci, die do 
ber neue Souverain dem bisher. unmittelbaren Gerichtsher⸗ 
ven nicht wird beftreiten wollen, von den letzteren Immer 
angefprochen , felten aber bezogen, fondern ad pi causas 
obgleih nur freiwillig verwender werden: es bleiben alfo 
dieſe Befugniß, fo wie bie Taren der Verleihungen von 
Rechtswegen den Patrimonialherrfchaften. 

Beſonders aber wird ben Deputirten empfohlen, auf 
folgende zwei Regalien namentlich ihre Aufmerkſamkeit zu 
heften. 

ı) Sind die Bedrückungen der Salpetergräber ohnerach⸗ 
ter aller Wachtſamkeit der Oberpolizei bekannt, und des 
wegen biefes Regale von wohldentenden vitterfchaftlichen 
Drtsherrichaften, ohnerachtet des angebotenen Canonis 
zu Schonung ihrer Unterthanen größtentheils abgelehnt 
und nicht ausgeübt worden. Wäre es nicht möglich, 
diefe drückende Landplage von unfern „Serichtsholden, 
denen fie bisher fremd war, gänzlich abzumenden, fo 
erachtet man doc, zals eine mwefentliche Vorſicht zu bes 
gehren, daß die Salpetergräber nicht befugt fenn follen, 
in den Schlöffern und Käufern des Adels, ohne ihre 
ausdrückliche Einwilligung zu graben, 

2) Iſt der Salzhandel eigentlich kein Regale, und wird 
mit dem Salinerecht vermengt, fondern er iſt eine Vers 
leihung eines der Ortsherrſchaft auch in mediaten Lanı 
den zuftehenden ‘Privilegii, das den Elſaßiſchen Cavaliers, 
wo doch der Souverain auf den Debit feiner Salinen 
fo eiferfüchtig war, unbeftritten zuftund, und den Or; 
tenanifchen wenigftens micht ohne Hinlängliche Entfhäs 
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digung entzogen und auf beglinftigte Juden, die fchon 
wirklich fo fchlechte Waaren liefern, Be wer⸗ 
den kann. 
Ad Nro. ı7. 
Niedere Herrlichkeiten. 

Ohne ſich in die ſchon oben gerügte Eintheilung der 
Regalien und die etwas pompose Aufzählung der ſogenann— 
ten niedern einzulaffen, wären die dieffeittge Anerkenntniſſe 
einsweilen mit ſchuldigem Dank und der einzigen aber auch 
wichtigen Bemerkung anzunehmen, daß die den Judenſchutz— 
geldern beigefügte Beſchränkung, die nur auf einige wenige 
- Drte paffet, gnädigft nach dem Beiſpiel anderer Souveraine 
aus dem Grund wegzulaffen wäre, weil in ſolchem Fall der 
Landesherr ja die Gemeinden ermächtigen kann, da wo es 
noch nicht gefchehen,, die Juden in die Schakung zu legen, 
und dieſen, wann fie ſich etwa alsdann doppelt befchwert ers 
achten und der Beſteuerung nicht unterwerfen wollten, ob 
fie gleich nur einer zeitigen Vergünftigung dadurch verluftigt 
würden, die Auswanderung von den Ortsherren nicht wohl 

würde erſchwert werben *). 
Ad Nro. 18. 
Dermifchte oder zweideutige Rechte. 

Eine weitere Folge der wo nicht fehlerhaften, doch Auf: 
ferft fchlüpfrigen Eintheilung der Regalien ift die Qualifika⸗ 
tion zweideutiger Herrlichkeiten, worunter mehrere 
geordnet werden, die theils unbezweifelte Ausflüſſe der 
Grundherrlichkeit ſind, theils ſelbſt von ſolchen Privatis be— 
ſeſſen und ausgeübt werden können, die nicht einmal 
Grundherren ſind. 

Dies bemüßigt eine weitere Erörterung und mehrere 
höchſt wichtige Vorſtellungen, deren Erfolg deſtoweniger be— 


——— ——— —— —— — — — — — 


*) Die Abänderungen dieſer beiden 159. find a. a. O. ©. 204. und 
ferner in den Noten bemerkt. W. 
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zweifelt werden darf, als die Reichsritter dadurch anſonſt 
auf das Empfindlichſte an ihren klareſten Einkünften gekrünkt 
würden. 

Ueberhaupt fo berechtigt das ſchwankende der neu aufı 
geftellten Theorie über Staatsgewalt zu der edlen Erwar— 
tung, daß alles, was felbft von einem der neuen Souveraine 
als unbezmweifelte Befugniß des Patrimonialherrn anerkannt 
wird, und alfo nicht in dem Gebiete der Tandesherrlichen 
Anfprühe unmwiderfproden liegt, von feinem andern 
ohne illiberal und felbft unbillig zu handlen fih angemaft 
werden könne, da den unmittelbaren Gutsherren zuvor 
Alles, und den neu eingetretenen Nichts zuflund, und 
nur dasjenige fehteren eingeräumt worden, was der Sonve 
rainität wefentlih und unwiderfprocen anklebt, 
und ohne die öffentliche Wohlfahrt zu verlegen, dem uvı 
fprünglihen Eigenthümer nicht ferner belaffen werden kann, 

Ad Nro. 1.) Das Patronatreche ift fo ohnbeſtritten 
fein Aucfluß der Souverainität, daß es vielmehr urſprüng— 
ih Patrimonialbefugnig der Stifter und derer, fo er 
und nad) in ihre Rechte eingetreten find, war. 

Es konnte vererbt und verkauft werden, und war p 
wenig jemals als Ausfluß der Souverainität behandelt, daß 
durch Schluß des Parlements von Paris ſogar ein Jude, 
der es mit einer Herrfchaft erkauft hatte, es in feinem Na— 
men ausüben konnte. Man ſieht nicht ein, aus weldem 
Srund es der Souverain an fih ziehen könnte, als weil 
feine Difafterien gern alle Nechten, felbft die einzelnen 
jura privatorum ausüben möchten. Wann man aser nicht 
muthwillig das fo nüslihe Band zwifhen Herrſchaft und 
Unterthanen zerreiffen mwollte: fo würde man fich mit den 
zum allgemeinen Wohl Hinlänglihen Oberauſſichtsrechten be; 
gnügen, und jedem Cavalier und Ortsherren, der es herges 
bracht hat, oder auch nur dazu qualifiziert ift, das Patronats 
recht unter der einzigen Reſtriktion anerkennen, beftätigen, 


315 


und fogar einräumen, daß er nur einem von dem Dberfons 
fiftorio der beiden Religionen tüchtig befundenen Subjekt, 
es mag nun einheimifch oder fremd feyn, in welch letzterm 
Fall ja der Staat einen fchaßbaren Bürger erwirbt, bie 
GSeeljorge der Seinigen, die doch Ihm beſonders, warn er 
in loeo wohnt, mehr angelegen feyn muß, als dem entferns 
ten Oberkonſiſtorio zu Bruchſat und Karlsruhe anvertrauen 
könne. 

Noch mehr berechtigt iſt jede Ortsherrſchaft den Schul— 
meiſter ihrer Gemeinde, wie bisher zu ernennen: und die 
Staatsgewalt überſchreitet auch hier wieder ſichtbar ihrer 
Attribution Schranken; wann ſie mehr fordert als Oberauf— 
ſicht, daß ein von der Oberſchulkommiſſion tüchtig befundenes 
Subjekt gewählt und feine Amtverrichtungen der Viſitation 
der Oberbehörde unterliegen: alle weitere Anmaßung könnte 
nur abfihtliche Schmälerung alles herrſchaftlichen Anſehens 
und ihres gefeßlichen Einflufes auf Bildung und Leitung 
ihrer Unterthanen bezielen. | 

Auf Beibehaltung beider unläugbaren Ausflüffe der 
Patrimonials und Patronatreh'en, wäre von den ‚Herren 
Deputirten um da mehr zu beftehen, als die Beraubung 
dieſer Zuftändigfeit, die fih von Seiner königlichen 
Hoheit bekannten Gerechtigkeit nicht erivarten läßt, feiner 
Entfhädigungsberehnung fo leicht empfänglich wäre *). 

Ad Nro. 2.) Das Zehendredht: Die Verfügung 
diefes $. erheifchet bei feiner minder deutlichen Faffung die 
billige Erfäuterung , daß, falls derfelße wider Verhoffen fo 
gemeint feyn follte, daB wann ein Neichsritter bisher in feis 
nem Drt, two ein anderer Zehendherr ift, den: Neubruch 
traft feiner Landeshoheit bezogen, leßterer ihn entfhädigen 
müßte, wenn er den Novalzehenden in Gemäßheit diefes 6. 





*, Die hierauf erfolgte Abänderumgen ſ. a. a.D. ©. 205. und Note * 
8. 206, , gr 4 j j 2 W. 
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anfprechen wollte, da ja die großherzogliche Verordnungen, 
fo wie alle gerechten Geſetze, blos für die Zukunft ercheift 
find, und keine Rückwirkung Haben können. 

So werden aud) die Herrn Deputirten fih bemühen, die 
großherzoglihen Herrn Kommifjaires zu vermögen, auf den 
Anhang des Vorbehalts einer neuen Hofanlage aus unzehnds 
Barem Feld zu Gunften des Patrimonialherren großgiinftigft 
zu verzichten. *) | 

Ad Nro. 3.) Das Zoll; Regale. Hier entdeckt der 
unglückfiche Reichsritter ungern eine drückende Abneigung 
gegen feine Senofjenfchaft, die doch in den bisherigen Reiches 
gefeßen den Ständen des Reichs immer an die Seite gefrät 
war. Warum foll der fih im rechtmäßigen Beſitz befindens 
de Unmittelbare pejoris conditionis ſeyn, als der früher 
Mediatifirte, das Heißt, der feinen Nechten freiwillig oder 
doch nach langer Verjährung ſchon entfagt har. Man ruft 
alfo die Gerechtigkeit des Souverains auf, um alle vechtlich, 
befichende Zölle, entweder fort beftehen zu laſſen, oder durch) 
hinlängliche Vergütung des Ertrags einzulöfen, und jene 
kränkende Klaufel um da mehr gnädigft aufzuheben; als ja, 
wann der Souverain ſelbſt Lehenshere ift und in feinem 
Namen der Zoll verliehen worden, er gegen feinen Vaſall 
eine nicht denkbare wahre Ungerechtigkeit begienge. **) 

Ad Nro. 4.) Das Abzugsreht. Wird zwar den 
Reichsrittern, jedoch mit folchen Beſchränkungen belaffen, 
daß es ſtatt eines hie und da bisher fehr ergiebigen Negals 
ganz unbedeutend wiirde, und doch fließt es größtentheils aus 
dem Necht der Leibeigenfchaft, womit faft alle unfre Nitters 
orte entweder durch die Lehendriefe oder durch die Erwers 
bungsurkunde ihrer angehuldigten Herrſchaft verftricker find. 





*) Die wichtige Abänderung fteht S. 206, und Note * a. a. O. 
W. 


*) S. a. a. O. S. 208. c. and Note *, Ww. 
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Dean wünſcht diesorts und bittet Seine kbnigl. Hoheit 
gehorfamft, den Ortenauifchen Herrſchaften wenigſtens das 
zu verwilligen, weffen der Breisganifche Adel fih im Beſitz 
befindet, daß nämlich bei Leberfiedlungen innerhalb der großs 
herzoglichen Lande fünf pro Cent, bei eigentlichen Auswans 
derungen aber die hergebrachten pro Cente, bie ſich meiftens 
auf wechfelfeitiges Betragen gründen, bezogen werden füns 
nen: immer iſt der Verluſt noch fehr fühlbar und die be; 
teoffenen Cavaliers hoffen auch für diefe Rechtsſchmäleruug 
Entfchädigung zu erhalten. 

Sollten fih wider Verhoffen Seine Fönigliche Hoheit 
nicht gnädigſt entfchließen, den Abzug mwenigftens auf diejen 
Fuß den Drtenauifchen Cavaliers zu belaffen; fo ermächtigen 
wir die Kern Deputirten das Dpfer des Abzugs gegen Vers 
gütung des ermwiefenen Ertrags in den lebten zehn oder 
zwanzig Jahren, entweder sin gleichen Renten oder Kapital 
zu 5 pro Cent anzubieten. *) > 

Ad Nro. 5.) Ohmgeld und Accis. Hier ftößt der 
Keichsritter, mit traurigem Gefühl auf einen der kränkendſten 
Eingriffe in feine Patrimoniafrehte, und kann den Grund 
zu der vorgefchlagenen illiberalen Theilung des Ohmgelds 
nur in der Vermifchung, diefes herrlichen Rechts mit der 
nordifchen allgemeinen Trankſteuer auffinden, die nad) 
und nach in den fränkifchen Fürftenthümern einheimifch ger 
worden, und nun auch zum erſtenmal am Nheinftrom natus 
ralifive werden will. Das Ohmgeld ift fo unbeftrittener 
Ausfluß der Grundherrlichkeit, daß es fogar von Mediarftäds 
ten und felbft in unferm Bezirk von einigen Dörfern zur 
Hälfte mit der Herrſchaft beſeſſen wurde und noch wird. 
Einen untrüglichen Beweis, daß diefes Recht durch deffen 
Theilung den Drtenauiichen Neichsrittern mehrere taufend 





7) 8.4.0.0. S, 207. d. und Mote *. 
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Gulden jäsrlich entzogen würden, ihnen gebühre, liefert die 
vaterländifche Geſchichte. 

Der ehemals vereinigte Tandftändifhe und landfaßige 
Adel des Breisgau und Sundgaues bezog das Ohmgeld 
allein; und auf einem Landtag, wo die Erzherzoge von 
Defterreih um Hülſe und Unterſtützung im XVI. Jahr— 
hundert baten, vertwilligte der Adel dem Landesheren ans 
fänglich auf eine beffimmte, nachher auf längere Zeit das 
halbe Ohmaeld : es war aljo zuverläßig nie ein der Lans 
deshoheit tweientlich anhangendes Regale, und es fonnte von 
dem landſäßigen Adel je und immer ohne Belaftung ber 
Souverainität bezogen werden. | 

Steihe Befchaffenheit har es mit dem Accis: und Pfunds 
zoll: es können alfo diefe ohnzmeideutige Rechte mit dem 
Souverain nicht geiheilt werden, . fondern, es verficht fi 
das Drtenauijche Ritter- Corpus” zu Seiner Föniglichen Kos 
heit Gerechtigkeit, daß auch diefe Anjprache großmüthig werde 
verzichtet und dem Adel nicht alle Mittel abgefchnitten wer— 
den wollen, in feinen Landen jenes Wohlftandes zu genießen, 
wozu ihn feine Geburt und wohlhergebrachtes Eigenthum 
befähigen. ) 

Ad Nro. 6,) Jagd. Wann von einer Seite der 
Ritterbezirk mit unterthänigftem Dank die in diefem $. ihm 
fo lang in Hinſicht des Gerolſeckiſchen Wildbanng , deffen 
angeblicher Grund ohnehin mit den vernichteten Neichsgefezs 
zen gleichmäßig zerfallen mußte, beftrittene, nun ohne weite 
ven Widsripruh und Bedrückung der Sjagdbeamten übers 
laffene Sagdbarkeit froh annimmt, und fich gern der Ber 
dinanif der Kuppeljagd fiir die Perfon des Souverains uns 
terwirft, anbei nur wünſcht, daß die ſich ohnehin verftchende 


m 
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") Das Ohmgeld iſt den Grundherren ganz, Accids und Pfundzoll aber 
dem Souverain geblieben. ©. a. a. D. ©. 207. e. und Note **, 
W. 


349 


Befolgung der Yagborbuung, fo wie aller anderer Ausflüſſe 
der landesherrlichen Geſetzgebung etwas. glimpflicher ausge⸗ 
drückt werde: ſo kann man doch von einer andern Seite ſich 
nicht entbrechen, die unterthänigſte Vorſtellung zu machen, 
daß durch dieſen Artikel, ſo wie er geſaßt iſt, zwar viele 
Cavaliers eine ruhigere Ausübung des Jagdregals dankwie⸗ 
rig gewinnen: aber von einer andern Seite einige andere, 
die ein volles Recht auf Jagden in fremden Gebieten, theils 
durch eigene großherzogliche Lehenbriefe, theils durch Kauf, 
alſo zitulo oneroso erworben haben, derſelben verluſtigt zu 
werden bedroher , umd doc dem zufolge zu einer Entfchädis 
gung berechtigt find. In erfterem Fall befinden fih ber 
tanntlich die Freiherrn von Röder, die eines fehr ausgedehns 
ten Jagdbezirks genießen, in leßterem die Freiheren von 
Knebel und von Ritz, wovon jener in mehreren Bezirken 
im Neuweyrer Thal, deſſen befondere Eigenfchaft felbft von 
den Hohen Haus Baden nie verfannt worden; letzterer aber 
in den Freiftädterbann die Jagd beſten⸗ hergebracht Has 
ben. *) 

Ad Nro. 7.) Beförſterung. Dieſe Beſchränkung 
der natürlichen Eigenthumsrechte unmmittelbarer Reichsritter, 
die noch vor kurzem auf ihrem Gebiet die nämliche Rechte 
ausübten, wie Baden in ſeinen größeren Landen; die Be— 
vormundung großjähriger Cavaliers unter eine immer weiter 
um ſich greifende, ihnen fremde forftteiliche Gewalt, hat bei 
mehreren Cavaliers die unangenehmfte Empfindungen vege 
machen müffen. Eine Oberforſtgewalt läßt fih doch im 
Staat iiber privilegirte Eigenthiimer, die nur unter der Be; 
dingniß der ungefchmälerten Erhaltung ihrer Vorzüge und 
Eigenthumsrechten einer fremden Souverainität unterworfen 





", Diefer Abfak ift ganz anders im Edikte als im Ausfchreiben abgefaßt 
worden. S. 0.0. D. ©. 207. u. f. f. und die Note *. ©. 208, 
| w. 
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werden, wicht wohl anders denken, als daß fie ihre Walduns 
gen nicht degradiren, Holz ohne Erlaubniß nicht außer Pans 
des verführen, allgemeine Forftvorfchriften befolgen follen; . 
alles weitere ift Eingriff in die heiligen Eigenthumsrechte, 
und bald würden alle Ideen von freier Benußung eigener 
Haase von ‚einem neu gebildeten Ddereigenthumsrecht vers 
drängt werden. 

Die Elſaßiſche Nitterfhaft wurde in dieſer Befugniß 
bis auf die letzten Zeiten nie geftört, und felbft Würs 
temberg und Baiern beſchränken die landesherrliche Gerecht⸗ 
fame bios auf Befolgung ihrer Forftordnungen. 

Die Ortenauiſchen Deputirten werden alfo in fo gerechs 
tefter als kräftigſter Vertretung ihrer bedrängten Mitbrüder, 
die nachdrüclichften Vorſtellungen gegen dieſen Eingriff in 
ihr Eigenthum machen, der doch nicht wohl von Webelgefinns 
ten Uinterbehörden erfonnen feyn kann, um allen Sinn für 
Eigentdum zu erfticken, und den Eigenthümer aus Mißmuth 
und Verzweiflung zur Weberlaffung an den Landesheren 
gleichſam zu nöthigen. 

Sie werden alfo ehrerbietigft begehren, daß 

1) jedem Eigenthümer die Verwaltung und Benutzung 
feiner Waldungen unter Befolgung der allgemeinen Forfts 
ordnungen unangetaftet verblibe, 

2) Ihm dem zufolge die freie Wahl eines Förfters ohne 
Rückſicht auf approbirte Landestinder, die hier nicht, wie 
bei der Wahl eines Seelforgers oder Juſtizbeamten, 
eintreten Bann, fih gar nicht denken läßt, ohne Beftätis 
gung einer Dberbehörde, die bei einem bloßen Kamerak 
diener eben fo wenig ftatt haben kann; desgleichen 
eigene Waldart; und Beſtrafung der Wald: und Forfks 
frevel vor feinen Gerichten nie befiritten werde. 

5) Die Gemeindswaldungen unter vormundſchaftlicher Leis 
tung der Herrfhaft und genauer Befolgung aller lans 
desherrlichen Forftverordnungen durch einen approbirten 
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Görfter unter bloßer Oberauffiht der Oberforftbehörden 

verwaltet werden. *) 

Ad Nro. 9.) Polize i⸗Gefalle. Die Staatsgewalt 
der Souverains beſchränkt ſich in Anſehung der Polizei auf 
Geſetzgebung und Oberaufſicht, alle davon abfallende Utilien 
aber müſſen der Patrimonialherrſchaft ohngetheilt zufallen, 
und können von dem Souverain unter keinem Vorwand ſich 
zugeeignet werden. Es iſt hierüber keine Zweideutigkeit denk⸗ 
bar. Man kenne zwar in unſerm Bezirk die fo feierlich 
angefündete Herrliche Monopolien von Bannbadofen, 
gebannten Saitenfpiel und dergleichen nicht; allein - 
von undenflihen Zeiten her iſt der Reichsritter im Befiß 
von allen Arten von Konzeffionen , Diepenfationdtaren und 
Strafen, und da diefer $. eine Theilung nah Bes 
rehtigung der Polizeigemwult, aufſtellt, die nicht 
aur unfern wohlhergebrachten Rechten äußerſt nachtheilig 
werden könnte; fondern auch unfere fchon fo empfindfich bes . 
ſchnittene Gerechtſame alltägichen Kollifionen und Neckereien 
der großherzoglichen dem Adel fo gehäßigen Beamten auss 
fegen würden, fo fieht man füh gemöthigt, einige der vorzügs 
fichften, deren man unmwiderfprechlich in Befig iſt, namentlich 
anzuführen, und auf deren Einführung in dem demnächſt zu 
entiwerfenden Staatsvertrag ehrerbietigft zu dringen. 

Die Kerrfchaften find im Befiß nicht nur Wirchey: und 
Schildgerechtigkeiten, ſo wie. andre Induſtrial Konzeſſionen, 
als für Krämer, Schmidte und andern Handwerkern, auch 
den Kirchweihſchutz ꝛc. zu ertheilen, ſondern auch den Waſen, 
Lumpenſammlung, Steinbrüche, Eiſenhandel, Spenglerarbeit, 
Scheerenſchleifer und dergleichen zu verpachten, die Zunfts 
gefälle zu beziehen, wovon kein Wort in dem projektirten 
Staatsvertrag enthalten iſt, und doch ad 19. geſagt wird, 
»daß ihre Grundherrlichkeit ſich auf nichts künftig ausdeh⸗ 





*) S. a. a. O. &, 208; € und Mote BP, a er — W. t 
22. 
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ven eönne, worauf fie. nicht —— die neue Konſtitution ber 
»zogen werde.« 

Im Dispenfationsfach hat fie Bisher beſonders die Pros 
amationäfcpeine, Erlaubniß zu Heyrathen und zu tefliven, 
veniam aetatis ertheilt ; fie hat Erlaubniß zu tanzen und 
‚andern DVolkstuftbarkeiten gegeben ; fie hat Herbſtordnungen 
erlaffen, die Zeit der Erndte beſtimmt, anderer aus der vol 
len Polizeigewalt fließenden Verfügungen nicht zu gebenten, 
wobei fie um da mehr gefchlige werden muß, als ſolches 
reiner Ausfluß der Patrimonialgerichtbarkeit und der alten 
Leibeigenfchaft ihrer Srundholden ift, und die Einmifchung 
des Souverains nur durch willkührliche und mißbräuchliche 
Ausdehnung der -Staatsgewalt über die heril- Verhältniffe 
fratt Haben könnte. Strafen aller Art und ohne Unterſchied 
geblihren der DOrtsherrfchaft und fie find in derfelben recht—⸗ 
mäßigen Befitz; es werden alfo die Bezirksdeputirten ernſt— 
(ic) erinnert, darauf aus allen Kräften und einverftändlich 
mit den andern. Kantonen zu beftehen: und überhaupt wegen 
der fo verfänglihen Faffung diefes 19. $. darauf zu. deins 
gen, daß alle von dem Landesheren in dem Grundvertrag 
nicht namentlich in Anfpruch genommene und bieffeits am 
erkannte Gerechtfame, wenn ſich deren noch weitere vorfinden 
follten, deren namentliche Anführung vergeffen worden, ber 
Patrimonialherrichaften unbeftritten verbleiben und in dubio 
die rechtliche Vermuthung nicht für die Neferpatrechte des 
Souverains, fondern der Patrimoniafgerichtbarkeit des Guts 
und Serichtsheren immer feyn follen: demnach fo erfordert 
auch die Billigfeit, daf wann auch ein oder andere Cavalier 
ein einzelnes zum complexu der Patrimonials Surisdiftion 
gehöriges Recht nicht wirklich ausgeübt hätte, ſolches als 
res merae facultatis, das ift ein. foldhes, wozu ev.auc ber 
fugt gewefen wäre, und wovon ihn der Nichts Gehrauch für 
die Zukunft nicht auszujchließen vermag , angefehen und er 
zu deffen Ausiibung ex jure noro zugelaffen werden müſſe. 
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So muß man endlich annoch hauptſächlich bemerken , daß 
ohnerachtet die Konftitutionsurktunde dovon nichts befage, 
dennoch die nähere Ortsobrigkeit von ihren angehuldigten 
Unterthanen noch ferner, wie ſelbſt viele andere mittelbare 
Obrigkeiten, den Kuldigungseid nach und neben dem, dem 
Souverain zu leiftenden Subjeltionseid empfangen können 
und ihnen auch fernerhin das Kirchengebet und bei ihrem 
Abfterben das Trauergeläut ‚geftattet werden follte. *) 


IV. 
Ad Nro. 20.\ 
Die Lehenfhaften betreffend 

Beſchränkt man fih unter Bezug auf den vorhin ſchon 
gedufßerten Wunſch, daß die Zernichtung der alten Feudal⸗ 
verfaffung auch durch Aufhebung des Lehensverbands möge 
vollendee werden, auf die Bemerkung, daß da mehrere der 
angefochtenen Gerechtſamen auf ausdrückliche Konzeffion des 
Lehenherrn berufen, und in dem Feudalkontraft, fo wie ir 
allen wechfelfeitigen Uebereinkünften die jura reciproca 
feyn müſſen: nach den Lehenrechten durch den neuen Sons 
verain, wann er feinen Vaſallen etwas von den ihnen zu 
Lehen übertragenen Rechten entzöge, eben fo gut eine felonie 
oder Lehensfehler begangen werde, der zur Aufhebung de# 
Lehensverbande berechtige: Ohne je aus fchuldiger Ehrſurcht 
dieſes Recht in Anregung bringen zu wollen, ſo hofft man 
doch, daß Seine königliche Hoheit in diefeh feinen eigenen 
Verbindlichkeiten einen neuen Beweggrund zu ‚gnäbdigfter 
Verwilligung der nachgefuchten Erleichterungen für feine uns 
glückliche Vafallen allergerechteſt auffinden werden. Bir, 
— mm —— — 
“, Welche viele und merkwürdige Veränderungen die hier angeführte Säge 
erhalten haben, finder man im anaeführten Heft S. 209. 18: i. und 19. 20, 
21. 22. nebft Noten ©. 209. 810. 211. w. . 
**) Die Nummer 20. im Ausſchreiben ift, weil im Abfch. III. die $, 20. a1. 


a3. in der Konfiturion hinzugekommen * und * dieſer Nro. 28. geworden. 
.& a. a. O. IV Saum... ©. We: on +. 
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Und follten wider alles Verhoffen unfere nothdedrunge⸗ 
ne Reklamationen feinen gedeihlichen Eingang finden, und 
der Ruin des an Würde, Vermögen und Einkünften fo 
tief gekränkten ehemaligen Neichsadels in Badiſchen Landen 
beichloffen ſeyn: fo dürfte zu Rettung zahlreicher Familien 
wohl nichts als der Wunſch mehr übrig bleiben, für alle 
herrſchaftliche Rechte, deren man ihm fo wenig, und dazu 
blos die unbedeutenfte laffen und fein fo fehr verkiimmertes 
Erbe noh mit ihm theilen will: in Grundeigen— 
thum aber auh vollffändig, oder in Kapital, mach ger 
wiſſenhaftem Anſchlag im Durchſchnitt von 10 oder 20 Jah—⸗ 
ven zu hundert Gulden für jede drei Gulden in baarem 
Geld nicht in Staatsobligationen und zwar bis zu völliger 
Zahlungeleiſtung die jährigen landläufigen Zinſen ebenfalls 
in elingender Münze zahlbar dafür entjchädige zu werden, 
um entweder unbeneidet und ruhig auf ihren Gütern beffes 
ver Zeiten zu harten, oder des beneficii flebilis der Aus— 
wanderung fi zu bedienen und unter einem liberalen 
Himmelsſtrich als freie edle Teutſche zu leben und zu 
ſterben. 

Unterdeffen werben die Herrn Deputirten fich eifrigft 
angelegen ſeyn laffen, in Einverftändniß mit anderen Kans 
tonen aus dem fo unverfchuldeten Schiffbruch, unfer und 
und unferer Nachkommen Eigenthumsrechte und Patrimo— 
niajgerichtbarfeit zu retten, dem wefentlichen ihrer Inſtruk— 
tionen ohnabweichlich anzuhängen und durch Führung einer 
beſcheidenen aber edlen und männlichen Sprache auf das 
große Ziel einer deutlicheren allgemein verſtändlichen ohn⸗ 
zweideutigen Redaktion der neuen Bewilligungsurkunde, deren 
erſte Skizze von der Kurbaieriſchen an Klaͤrheit und Be; 
ſtimmtheit . weit übertroffen wird, ohnabläßlich hinzu 
würken. | | Ze 

Segnet die Vorfehung ihre Bemühungen, fo wisd aufs 
fer dem fo wonnevollen Selbftgefühl, der Dank ihrer Mit: 
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genoffen und ber kommendem befferen Zeit fie reichlich beloh⸗ 
nen; ift es aber im Buch der Schicfiale verzeichnet, daß die 
Ritterfhaft nach fo vielen Yahrhunderten von Ruhm und 
Wohlthun fallen fol, fo falle fle wenigftens mit Ehre und 
Ruhm, nicht wie feige Opfer des Zeitgeiftes. 

Wir ermächtigen demnach unfere Deputirten auf. biefen 
Fall, nach ihrem Gutbefinden, entweder mit oder ohne Vers 
wahrund den Drt der linterhandlungen zu verlaffen, und der 
Uebergewalt zu weichen, um nicht durch abgedrungene Lin 
terzeihnung unferer Schande und Verderbens ſich gegen die 
Nahkommenfchaft verantwortlich zu machen, und das Ges 
fühl. unfers Nothftandes annody zu vermehren, 
Obſtehende Bemerkungen und Weifungen werden duch 
unfere Unterfchriften gebilligt und die beiden von ung ers 
wählten Kern Deputirten, dem Freiherrn Philipp Jakob 
Reinhard. von Berftett und. Sofeph Rudolf Freiheren von 
der Schleyß als Leitfaden. ihrer Ilnterhandlungen am Badi; 
fhen Hof mit der weiteren Erläuterung. empfohlen , daß 
Falls unfere Verhältniſſe gegen den Staat. nad) den allges 
- meinen Wünfchen der Nitterfchaft berichtige werben folltem, 
fie fih bemühen mögen zu erwürken, daß der erſte Jenner 
fünftigen Jahrs als terminus a quo fowohl zur Einfühs 
rung der neuen Ordnung der Dinge .als der uns zu verwils 
ligenden Entfhädigungen angenommen werden möge. 

So gefhehen Offenburg den 24. April 1807. 


Ba ⸗ 
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| Abwechſelnde Schickſale der Jurisdiktions-Verhält—⸗ 


niſſe der mediatiſirten Fürſten und Grafen in dem 
Königreich Würtemberg. 





©, deutfih auch der $. 27. der rheinifhen Bundesakte 
den medtatifirten Fürften und Grafen die jurisdietion 
hasse et moyenne ohne alle Einfhränktung vorbe 
hätt, ſo hat es doch" einigen der neuen Souverains nöthig 
und thunlich gefchienen, dieſer Dispofltion der Bundesakte 
Auslegungen zu geben, wie fie es ihrem Intereſſe für zus 
träglich hielten; feine dieſer Auslegungen ift aber der ans 
dern volllommen gleich, wie uns bie in diefem journal ab, 
gedruckte mehrere Deklararionen der künftigen Rechtsverhält⸗ 
niffe der Mediatifirten belehren, und wir merden dadurch 
aufs neue überzeuget, daß Paulus die menfchliche Weisheit 
richtig gewürdigt habe, wenn er ſchon vor mehreren Jahr⸗ 
hunderten gefagt hat: Unfer Wiffen ift Stuckwerk. 
Diefe Verfchiedenheit der Produfte der Auslegungss 
kunſt zeige fich aber nicht blos in den Akten verfchiede, 
ner Negierungen, fondern wir haben fogar auch Beifpiele, 
wo eine und diefelbe Regierung aus einem und demfelben 
Satz der rheinischen Bundesafte von Zeit zu Zeit verichiede: 
ne Nefultate hervorbringe. So wurde z. B. in dem Kö— 
nigreih Würtemberg im Oktober 1806 den unter die 
dortige Souverainität gekommenen Neichsftänden befannt 
gemadt: 
»daf den Patrimonialgerichten und Juſtitiarien eben biefels 
»ben Rechte liberlaffen bleiben follen, welche in dem sub 
»Lit. A. abfchriftlich anliegenden königlichen Organifationss 
> Manifeft vom ıdten März 1806 $. 51 und 52. den ade 
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27 
»lihen Pateimonialgerihten und Juſtitiarien eingeräumet 
»iworden, und dafs in. Abficht auf die Appellationen von ders 
»gleihen fürftlihen und: gräflichen Parrimonial;Serichtsber 
» hörden eben dieſelben Beftimmungen ſtatt finden ſollen, 
» welche in ben $$. 59 und 47. ua Manifeftes ercheuuet 
» worden find. « 

Dieſe Beftimmung: wurde auch durch die im Anfang: . 

des jahres ıBo7 erfolgte Aufhebung der in den mebiatifirs 
ten Landen beftandenen Negierungs » und Juſtizkollegien und 
Unterordnung der patrimontalherrlihen Juſtizbeamten unter 
die königlichen Kollegien zum Vollzug gebracht, . jedoch 
den. Patrimonialherrfchaften freigelaffen : 
» den ihnen: zuftehenden Theil der Gerichtsbarkeit befondern 
» Juſtizkollegien zu übertragen, jedoch daß deren innere Eins 
»richtung zur allerhöchften Approbation vorzulegen feye, und 
»dieſe Kollegien, wie überhaupt: im Allgemeinen alle Patris 
»monialgerichte in Civilſachen unter dem zweiten 
»Senat des Ober-Juſtizkollegii, wohin von ihnen 
»bder Appellationszug gehet, fo wie in Kriminalfahen 
»unter dem erfien Senat, an welchen fie die geeigne⸗ 
»jdten Falle zu bringen haben, zu. ſtehen kommen.« 

Kaum war diefe Verfügung bekannte gemacht, fo ers 

fhien im Februar vorigen Jahres eine andere ungefähr * 
genden Innhalts: 
»daß Se. königliche Majeſtät in Betreff der Juris— 
» diktion der mediatifirten Fürften und Grafen Sich allers 
»gnädigft entfhloffen haben, daß denenfelden nah dem 
»Innhalte der Bundesakte und des königlichen DOrs 
» ganifationsmanifeftes überlaffen Bleiben folle, die Civil: 
»Jurisdiktion in erfter Inſtanz entweder durch ihre 
» Beamte oder durch Szuftizkollegien auszuüben, von welchen 
»fodann wie von den unterften Inſtanzen in Civils 
»ſachen nad der fefigefesten Appellationsfumme zu appel⸗ 
» liven iſt. x 
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»Wo Hingegen Se. königliche Majeſſtät den me 
» diatiſirten Herren Fürſten und Grafen in Kriminal— 
»Fällen die ganze Jurisdiktion blos mit Aug‘ 
»nahme des Konfirmations,: und Begnadi— 
»gungsrechts bei Feftungs:, Zuhthauss und 
»Todesftrafen, welche beide Rechte fih Allerhöhft 
»diejelbe vorbehalten, überlaffen. haben wollen. 

Allein auch diefer Verfügung wurde wiederum nur ein 
ephemeres ‚Leben geftattet, indem unter dem ten. März 1807 
die sub Lit. B. abgedruckte Verfügung erfchien, womit den 
mediarifirteg Fürſten und Grafen eine zweite Inſtanz geftats 
tet, und feldige dem königlichen DOberappellationgs 
Tribunal als drister Inſtanz untergeordnet, :in Hinſicht 
jener Parrimonialderrfihaften ‚hingegen, welche von dem 
Rechte der zweiten Inſtanz feinen Gebrauch machen wollen, 
verordnet wird, daß von ihren Parrimontalgerichten zunächſt 
an den. zweiten Senat des königlichen Juſtizkollegii und 
dann von diefem erft an das königliche ———— 
bunal appellirt werden ſolle. 

Weil dieſe Verfügung Monate lang — bliebe, 
und auf ihre Vollziehung in Hinſicht der Einrichtung der 
zweiten Inſtanz von königlicher Seite gedrungen wurde, 
und weil ſelbige auch bei der in unſerm 16. Hefte Nr; 47. 
abgedruckten Inſtruktion in Beziehung auf die Surisdikr 
tionsgefälle zue Richtſchur genommen worden zu fepn 
ſchien, fo hielten die Mediarifirten fih nun: in dem Befiß 
der ihnen nach der rheinifchen Bundesakte $. 27. konſervir⸗ 
ten jurisdiction basse et moyenne vollfommen gefichert, 
und machten auch ihre Einrichtungen darnad. 

Sn Hinſicht der zweiten Inſtanz wollte fih zwar 
der König nicht entichließen , das dießfallſige Zugeftändniß 
auch auf diejenige Gebiete aus ubehnen, wo er mit den 
Parrimonialherrfchaften im Kondominium ſtehet; allein die 
Mediatiſirten hofften no) immer, daß ihre dießfallſigen auf 
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die innere, buch die rheinifche Bundesakte keineswegs 
aufgehobene, Verfaffungen der einzelen Gebiete und Famis 
lin gegriindete Vorftellungen noch Gehör finden, und ihnen 
der zufällige Umftand, daß fich die würtembergiſche Regen⸗ 
sen hie und da durch. erfi in neueren Zeiten gefchehene 
Kauftontrakte das Kondominium in diefem und jenem Ger 
biete erworben Hatten, nicht zum Nachtheile in ihren in der 
theinifhen Bundesafte ohne allen Lnterfchied zwiſchen ges 
mifhten und ungemifchten Gebieten beftätigten Mech‘ 
ten der jurisdiction basse et moyenne gereichen werde; 
auch. war bei diefer Weigerung ‘des Königs nie von der ers 
ften, fondern immer nur von der zweiten Inſtanz die 
Mede, und es ſchien deswegen jene Weigerung mehr auf 
Erzielung einer S——— als andere — 
gegründet. 

Die in dem 18ten Heft sub Nro. 61. — 
Verordnung, wornach die ganze Jurisdiktion in den mit kö— 
niglichen Unterthanen pro diviso oder indiviso gem iſch⸗e 
ten Orten den Patrimonialherrſchaften entzogen, 
und den König zu geeignet wird, war daher für die 
Mediatiſirten ein harter Schlag. 

Wir find noch nicht unterrichtet, ob dieſe Verordnung 
bereits zum Vollzug gekommen, ob dagegen Rorftellungen 
gemacht worden, und welche Wirkungen felbige gehabt ha; 
ben; wir find aber anf dem weiteren Erfolg, und befonders 
auch darauf begierig, auf welche Gegenftände jene Verfligung 
auegedehnt werden wird. Wir haben nämlich das königlich 
würtembergifhe Staatshandbuch für die Jahre 
1807 und 1808 vor und, und erſehen daraus, daß der Kö— 
nig neben mehreren einzelen gemiſchten Orten auch ganze 
Gebietsantheile in üngetheifter Gemeinſchaft mit ans 
bern Patrimonialherrfchaften befike, und man fieht nun mit 
gefpannter Aufmerkſamkeit der Entfcheidung entgegen: ob 
auch dergleichen ganze Gebietsantheife mit in’ Die Kategorie 
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derjenigen Gegenftänden gezogen werden, worauf ber König 
‘die Gerichtsbarkeit ſich ganz allein zueignete. Mehrere Pas 
teimonialherrfchaften würden im bejahenden Falle ganz um 
alle Gerichtsbarkeit gebracht werden. Unter andern Patris 
monialherrfchaften würden insbeſondere die Beſitzer der 
Srafichaft Limpurg, von weicher die Negenten Würtemberge 
feit 1780 mehrere Parzellen erfauft haben, fehr viel leiden; 
namentlich die Fürftin von. Solms: Braunfels, welche die 
eine Hälfte eines Theils der Graffchaft Limpurg:Geildorf 
son ihrer Grosmutter ererbet hat, würde fodann ganz um 
ihre Jurisdiktionsgerechtſame kommen, indem die andere 
Hälfte diefes Ancheils der König von Würtemberg in unge 
theiltee Gemeinſchaft befiget. . Es mußte derfelben diefes Erı 
eigniß defto empfindlicher fallen, weil ihr Lrgrosoheim, der 
Graf von Solms:Affenheim, aus befonderer Rück— 
fihe für den Herzog Karl von Würtemberg nicht nur 
für feine Perſon von dem ihm zugeftandenen Einſtandsrecht 
in den ihn von gedachtem Herzog mit den vormaligen Ber 
figern der obengedachten Hälfte: des in Frage ftehenden Ans 
heile der Srafichaft Limpurg⸗Geildorf gefchloffenen Kauf 
verzichtet, fondern auch die andern Mitherrfchaften zu gleis 
chem Entſchluß bewogen hat, mie ermeldeter Herzog in eis 
nem uns zufällig zur Hand gefommenen Schreiben vom do, 
Aprit 1781 Lit. GC. in ſehr dankbaren Ausdrücken anerkannt, 
und dagegen die Aufrechterhaftung - der bisherigen Bey 
faffung und der gemeinfhaftlihen Verhältniſſe 
auf das feierlichfte zugefichert Hat. Da ähnliche Zufiherum 
gen aud ‚den übrigen Limburgiſchen Herrſchaften ſowohl bei 
jenen als den folgenden Käufern von den Regenten Wür⸗ 
tembergs geſchehen ſind, und der jetzige König nach ſeiner 
ſtrengen Gerechtigkeitsliebe gewohnt iſt, die Handlungen ſei⸗ 
ner Vorfahren pünkilich zu erfüllen, die rheiniſche Bundes— 
akte auch nur die vorigen Verhältniſſe zum ehem a— 
ligen Kaiſer und Reich, keineswegs aber die Werbinds 


951 


lichkeiten, welche auf Privatverträge und innere 
Verhältniffe der verfchiedenen Staaten und ihrer Be 
figer gegründet find, aufgehoben und vernichtet har, fo find 
wir lethaft überzeugt, daß wir bald eine, die in Frage ftes 
hende Lönigliche Entichliefung erläuternde, Verfügung unfern 
Lejern werden mittheilen können. . 

Wenn wir den ganzen Gang und die verfchiedenen 
Epochen, welche die Jurisdiktionsverhältniſſe der Mediatifir: 
ten unferee obigen Erzählung nah im Würtembergiſchen 
bieher gehabt Haben, noch einmal überſchauen, fo finden wir, 
taß die königliche Entfchliefungen ihre erften Abweichungen 
von der rheinifhen Bundesakte successive ‚immer von 
felbft wieder. geringer gemacht, und ſich endlich am Sten 
März 1807 dem wahren Sinne der rheinifchen. Bundesakte 
ganz angenähert haben, und. wir werden daher gewiß nicht 
zu viel wagen, wenn wir einer Meränderung, der neuerlich 
eingetretenen Verfügungen entgegen fehen. 

(Wie würden wir nicht ohnehin die " Belehrung. 
barüber verdanfen), warum auf den Jurisdiktions-Gerecht—⸗ 
famen der Mediatifirten ein fo gar grofes Odium ruher. 
San; abgefehen davon , , daß. bie Mebiatifi rten nir⸗ 
gend etwas gethan haben, was ſie des Verluſtes dieſer Ge⸗ 
rechtſame ſchuldig gemacht hätte, ſo warnet ſchon Montes⸗ 
gnieu in feinem vortrefflichen Werke: De l’Esprit des 
J.oix. L. 2. C..4. gegen die Aufhebung der Patrimoniak 
Surisdittionen. Er fagt uns dafeldft: 
>U y a des gens qui ayoient imagine dans quelques 
»Etats en Europe d’abolir toutes les Justices des 
»Seigneurs, Ils ne voyoient pas qu’ils vouloient faire 
»ce que le Parlement d’Angleterre a fait. Abolisses 
»dans une Monarchie les prerogatives des seig 
»neurs, du Clerge, de la Noblesse et des Villes; vous 
» aures bientöt un Etat populaire, ou bien un Etat 
» despotique. x 
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»Les Tribunaux d'un gränd Etat en Europe frap- 
»pent sans cesse depuis’ plussieurs siecles la jurisdic- 
»tion patrimoniale des seigneurs et sur l’Ecelesiasti- 
»ques. Nous voulons pas censurer des Magistrats si 
»sages; mais nous laissons à decider jusqu’a quel 
» point la constitution peut &etre change. « 

Möchten doch die Gewalthaber der jekigen Zeit dieſem 
 vortrefflihen ‚Lehrer der Politik nicht nur in den hier ber 
rührten, fondern überhaupt. in allen übrigen Verhältniſſen 
mehr Gehör geben, und feine Lehren auf ihre Staatsoperas 
tionen anwenden, fo könnten wir deſto getrofter der Zukunft 
entgegen fehen, und hoffen, daß die Wunden, welche bie 
neuefte Staatsummwälzung unferem deutfchen Vaterlande ga 
ſchlagen hat, bald vernarben werden! 
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Lit. A. 


Wir Friederich, von Gottes Snaden — von 
Würtemberg, ꝛc. ꝛc. 


entbieten Unſern lieben und getreuen Dienern, Vaſallen 
und Unterthanen Unſere Königliche Gnade. 

Mir finden für nöthig, fiir die Geſammtheit Unferer 
gu einem’ Ganzen vereinigtensaften und neuen Staaten eine 
durchaus  gleihförmige ‚Staatänerwaltung anzuordnen und 
feftaufeben, und haben daher beſchloſſen und befchließen wie 


olgt: 
. n - Die oberfte Staatebehörde - im: Königreiche iſt 
das Königliche Staatsminifterium. Es befteht aus 
den Chefs fämmtliher Departements und denjenigen Mits 
—— — Wir auffet diefen noch zu ernetinen für 
ut finden 
: $. 2. Es find 6 Departements: 

ı) das Departement. der ‚auswärtigen Angelegenfeiten, 
0) das Departement des Innern, 5) das Juftizdepartement. 
4) das Kriegsdepartement, 5) bas Binanjdepartement, 6) das 
Geiftliche Departement. 

$. 3. Das Departement ber auswärtigen Angelegens 
heiten, unter der Benennung Cabineteminifterium, hat zu 
beforgen: alle Verhandlungen mit Auswärtigen, die Aufs 
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rechthaltung und genaue Befolgung ber -beftehenden Trakta⸗ 
ten, die Korrefpondenz mit auswärtigen Miniftern, die Auss 
fertigung der öffentlichen Eorrefpondenz des Königs mit an⸗ 
. dern Negenten und Gouvernements, die Angelegenheiten des 
Königlihen Haufes, das Ceremoniel mit Auswärtigen, das 
Ceremoniel im Innern, die Direction des Poftweiens, Or⸗ 
densangelegenheiten, Standeserhöhungen, die Verwendung 
fiir die Königlichen Unterthanen im Auslande, Ausfertigung 
von Päffen und Beurkundung von Documenten, die für 
daffelbe beſtimmt find. 

$. 4. Das Departement des Innern umfaßt das pos 
lizeyliche, Raatswirrhfchaftlihe und Regiminalfach nad) den 
weiter unten folgenden näheren Beftimmungen. 

; Zu dem Meffort des Inſtizdepartements gehöre 
das Juſtizweſen in feinem ganzen Umfange. Es führe die 
Oberaufſicht über ſämmtliche Civil; nnd Criminalt Juſtizſtel⸗ 
len, über Advocaten und Notarien, und beſchäftigt ſich mit 
dem Vortrage neuer Geſetze und Verordnungen, in ſo fern 
en vechtlihe Verhältniſſe und die Juſtizpflege Bezug 
haben. | 
$. 6. Das Kriegsdepartement beforgt alles, was zu 
Militaireinrichtungen im Allgemeinen gehört. 

' ; Das Finanzdepartement begreift unter fih: als 
les, was fih auf Staatseinnahmen, fie mögen Namen has 
ben, welche fie wollen, bezieht, die Dberauffiht über die 
- Haupt: Staatskajfen, iider das Rechnungsweſen, und über alle 
Staatsausgaben nach dem zu beitimmenden Finangplane, 
Verbeiferung der Landesadminiftration in Finanzſachen, die 
Dberauffiht über das Forſtdepartement, Salinen⸗- und 
DHergwerksdepartement, über das Münzs und das Poftwes 
fen, in fo fern in Bezug auf das Leztere von Einnahmen | 
und Ausgaben die Rede ift. —* 

$. 8. Zu dem Geſchäftskreiſe des Geiſtlichen Departes 
ments gehört der Cultus, fowohl der evangelifchen, als fas 
tholifchen Religion, und anderer im Staate tolerirten Ge: 
meinden, das Kuratorium der Univerfität, Schulen, und 
überhaupt gelehrte und Bildungsanftalten. — 
99 Die Chefs der Departements haben Uns den 
‘ Vortrag bey Befebung der darunter begriffenen Stellen zu 
machen, und zwar gemeinfchäftlich, je nachdem ein Amt in 
verfchiedener‘ Beziehung unter mehr als ein Departement 
gehört. — 
$. 10: Die Königlichen Collegien find angewieſen, die 
ihnen von dem Staatsminiſterium zukommenden Befehle 
aufs genaueſte zu befolgen, welche Such dem Chef des Di 
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partementd und zwey andere Mitglieder. des Staatsmini⸗ 
ſteriums Be find. 

$. 11. : Der Chef eines Departements hat im Staates 
arm den Vortrag über die zum obenbemerkten Ges 
ſchäftskreiſe gehörigen Angelegenheiten. 

$. ı2. Es werden fo viele. geheime Sekretairs anges 
ftellt, al$ Departements find. Jeder führt das Protokoll in 
der Seſſion über die in fein Departement einfchlagenden Ge 
genftände, und wird in der Ausarbeitung von den weniger 
befchäftigten unterſtützt. Der erfte geheime Sekretair ems 
pfänge alle eintommende Sachen, führt darüber ein Diar 
rium, numerivt die verfchleffenen, und ftellt die an das 
Staateminifterium, ohne Bezeichnung des Departements, 
adreffirten der geheimen Negiftratur, die fiir einzelne Depars 
tements aehörinen aber den Sekretairs derfelben zu , welche 
fie dem Chef zur Eröffnung urd Zurückgabe, um das Dia⸗ 
rium der Materie nach ſuppliren zu können, übergeben. 
Auſſerdem find bey dem Staatsminifterium angeſtellt: 

2 geheime Archivarii, 2 geheime Negiftratoren,, und 5 
geheime Ganzelliften. 

$. 135. Zu dem Departement der auswärtigen Angeles 
genheiten oder dem Gabinetsminifterium gehören: 

2 Sabinersminifter, der Ober Ceremonienmeiſter, der 
Chef vom Büreau der auswärtigen Angelegenheiten , 3 vor 
tragende Müthe, 9 geheime Legationsſekretairs, 1 geheimer 
Oberarchivar, » geheimer Negiftrator, 3 geheime Canzelliſten. 
G6. 14. Das dem Cabinetsminiſterium untergeordnete 
Ober⸗Poſtdirektorium beſteht aus 

ı Ober⸗Poſtdirektor, 2 Ober Poſträthen, ı Ober-Poſt⸗ 
ſekretair, ı Sekretair, ı Canzelliſten. 

$. 15. Dem Miniſter des Innern iſt ein Genzrals 
Sefretair und ein Ganzellift zugegeben. Der General: Sekres 
tair empfangt die an den Minifter befonders einfommenden 
Sachen, halt ein Diarium dariiber, übergiebt die verichloffer 
nen jenem zur Eröffnung und Vertheilung an die nachgeſetz⸗ 
ten Stellen, und kontraſignirt die Expeditionen, welche von 
dem Minifter unterzeichnet werden, 

$. ı6. Der ganze Umfang der zu dieſem Departement 
gehörigen Sejaäfte theilt fich unter folgende Stellen: 

I) DO bersLandesregierung. - 

Dieſe beſteht aus ı Präſidenten, 8 Närhen ,. 5 Sekre⸗ 
tairs, © Regiſtratoren und 5 Ganzelliften. 

Za ihren. Reſſort gehörtz? das Regiminalfach, beſonders 
die Wahrung der Königlichen Souverainitätsrechte, die fans 
despolizey im allgemeinen, worunter jedoch die Drtspolizey 


335 


son den Q 2 KHanptftädten Stuttgart und Ludwigsburg nicht 
begriffen ift, die Oberaufficht über die Landbeamten in allen 
Fächern, mit Ausfchlufe der Juſtizverwaltung, Betätigung 
der Wahlen zu Magiſtrats- und andern Stellen, Sachen in 
Beziehung auf Auswanderung, Ertbeilung des Unterthanens 
and Bürgerrechts, Bevölkerungstabellen, Sefängniffe, Zucht, 
Arbeits: und Waiſenhäuſer, Armenanſtalten, Zünfte und 
Handwerker, Braͤndaffeuration. 
| $. 17. Den Lehenhof bilden der Minifter des Innern 
als Lehenprobft, und 2 Referenten in Lehensjachen; dazu ges 
hören ı Sekrerair und ı Negiftrator. Die Belehnungen 
ſelbſt aber geichehen vor der Ober Landesregierung in Gegens 
wart des Miniſters des Innern. 

$. 18. Eine befondere Direktion beforgt den Strafs 
fen:, Briden und Wafferbau, Marſch- und Eins 
quartierungsfachen. Sie befteht aus 

ı Direktor, 2 Räthen und 2 KRunftverftändigen in Bes 
ziehung auf den Brücken- und Waſſerbau, ı Sekretair, a 
Caſſier, ı Canzelliſten. 

F. 19. Zu Verſehung der auf die Medizinalans 
falten und das Sanitätswefen überhaupt ſich bezies 
henden Seichäfte befteht eine befondere Direktion in 

2 Märhen, den wirklichen Leibmedicis, 2 Leibchirurgis 
und 2 Thierärzten, welche ı Sefretair und ı Canzelliften 
erhalten. 

$. 20. II) Ober:LandessDetonomiefollegium. 


Es Hat das ſtaatswirthſchaftliche Fach im Allgemeinen 


unter fich, dazu gehören befonders: Commerz und Landess 
kultur, Manufakturen und Fabriken, die über diefe Gegens 


ftände eintommenden periodiihen Tabellen und Berichte, 


Seftüte und Schaafzucht, Delonomie der Communen, pio- 

rum Corporum und Spitäler, das Defonomifche der Unis 

verfität, welches vom Staatsminifterium dahin zu geben ift. 
$. 21. Diefes Collegium befteht aus 

ı Direktor, 6 NRäthen, 6 Nechnungsräthen, 4 Sekre—⸗ 
tairs, ı Regiſtrator, 4 Canzelliften. 

Nah Beichaffenheit der Gegenftände wird der Minifter 
bes Innern oder der Direktor Handlungsverſtändige, die 
Direktoren dir Fabriken und Manufafturen,, und überhaupt 
Sachverſtändige in fonftigen Fächern beyziehen. 

; $. 22. Das Königreich ift in folgende ı= Kreife ges 
theilt: 

1. Kreis, Heilbronn. 2. Kreis, Ludwigsburg. 3. Kreis, 
Stuttgart, 4. Kreis, Maulbronn, 5. Kreis, Schorndorf, 
6. Kreis, Urach. 7. Kreis, Rotenburg. B. Kreis, Calw. 
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. Kreis, Rottweil. 10. Kreis, Tuttlingen. 11. Kreis, 

wiefalten. ı2. Kreis, Ellwangen. 

Die zu jedem Kreiſe gehörigen Aemter und Ortſchaften 

behalten Wir Uns bevor, hienächftens befannt zu machen. 
$. 23. Es wird eine zweckmäßige Eintheilung und 

Vereinigung der Dber: und Stabsämter, Steuereinnehmer 

reyen, Kelleveyen, Verwaltungen u. f. w. nad) und nad) ger 

troffen werden. 

i Die unter der Kreiseintheilung begriffenen, 
bisher zu der ſogenannten Kammerſchreiberey, nun zur Hof— 
und Domainenkammer gehörigen Aemter und Orte ſind nur 
in Beziehung auf Regiminal-, Juſtiz- und Polizeyadmini— 
ftration zu den Kreifen gerechnet. Die Einkünfte davon 
werden nach wie vor unmittelbar an die General Domainens 
kaſſe eingeliefert, und auch dahin die Rechnungen geftelt. 

. 25. Jedem Kreije ift ein Kreishauntmann vorge 
fest. ‚Demieiben wird ein Aktuar zugegeben, der Rechtes 
Benntniffe baden mu, und negen Uns in Pflichten genoms 
men wird. In allen Regiminal:, Polizeys und flaatswirths 
fhafttichen Sachen, alſo mit Ausihluff: von Gegenftändenr, 
die fih auf die Rechtspflege beziehen, fenden die Beamte 
ihre Berichte an den Kreishauptmann, welcher, wenn er 
nichts dabey zu erinnern finder, fie blos mit feinem vidit, 
im entgegengeleßten Kalle aber mit - jeinen Bemerkungen ber 
gleitet, und an die höheren Behörden abgehen läßt. Seine 
Verrihtungen beziehen ſich hauptſächlich auf odgenannte 
Gegenſtände im Umfange des ihm umtergesenen Kreifes. 
Einsbefondere beforgt er Straßenſachen, Feuer:, Löfch:, Ars 
men, Bettels und überhaupt Sicherheitsanftalten. Er dirw 
girt das Marfchwefen und die Eonfeription. Die zu dem 
Kreiſe gehörigen Beamte fliehen unter ihm, über deren 
Amisführung überhaupt ihm eine firenge Aufficht zu fiihren 
obliegt. Ein bedeutender Theil feiner Verrichtungen wird 
in Commiffionen beftehen, weiche ihm von den obern Behörs 
den werden übertragen werden. 

$. 26. Die adelihen Güter gehören zu demjenigen 
Kreife, in dem fie gelegen find, oder an welchen fie mie 
dem größten Umfange anftogen. Von den Beamten, Geifts 
lichen, übrigen Dienern und Hinterfaffen. des Adels wird die 
Huldigung Unſern Königliden Beamten abgelegt. Die 
Rittergutshefißer ſchwören den Eid der Treue uud des Ges 
horſams enrweder zu Stuttgart vor dem Minifter des In— 
nern vder vor dem Kreishauptmanne. Sie ftehen in keiner 
politiihen Verbindung unter fich. 
9827. Die Rittergutsbeſitzer bleiben im Beſitz und 


357 


Senuffe ihrer bisher rechtmäßig bezogenen autsjerrlichen 
und andern Neveniten. Jedoch gebligren Uns alle weient: 
liche Negalien, befonders aud Zoll, Accis, Umgeld , fo wie. 
- Chauffeegeld, Ießteres gegen Uebernahme der Chanffees 
often. 

Wo jeboh das Umgeld aus irgend einem gliltigen 
Nechtstitel oder durch unvordenkliche Verjährung erweislich 
hergebracht ift, wird wegen deffen Bonifikation nah einem 
billigen Durdfihnitt eine Uebereinkunft aetroffen werden. 
Eben fo wird denjenigen Sutsbefigern, welche fonft ein nutz⸗ 
bares Regal, aufler obgedachten, auf eine rechtsbeſtändige 
Weiſe befißen, ſolches unter der Höchſten Aufficht belaffen, 
und im Falle hierinn irgend eine abändernde Maaßregel 
eintreten follte, eine Vergütung des jährlichen nach einer cos 
jährigen Bilance zu berechnenden Ertragg zugefichert. 

i Die Inngeſeſſenen adeliher Büter gießen die 
Rechte und Vorzüge Unferer übrigen Königlichen Unters 
thanen, und find denfelben, Pflichten unterworfen, alles unter 
den in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen. näheren Ber 
flimmungen. In Abſicht der Mititairpflichtigfeit, der Eins 
quartierung und Militairfeohnen find fie den Königlichen 
Unterthanen völlig gleichgeftellt, auch in der Regel der 
Nachſteuer und dem Abzuge unterworfen, jo wie die Ritter⸗ 
gutsbefiger felbft mit ihren Angehörigen, wenn das Vermö— 
ger in einen Staat exportirt wird, mit welchen fein Zreis 
zügigfeitsvertrag befteht. Ä 

$. 29. In Beziehung auf gedachte Güter hängen bie 
Ertheilung des Landes Unterthanenrechts, der Erlaubnif zum 
Auswandern, die Konceffion zu Erbauung heuer Getäude 
und Anfiedlungen, zu neuen Gemerben, Krämereyen, Braus 
häufern, Brannteweinbrennereyen, Wirthshäufern, alle Ein: 
richtungen des Salzverkaufs, fo wie überhaupt der oberften 
Landespoligey gänzlich von Uns ab. 

$. 30. Die Rittergutsbeſitzer felöft nebft ihren. Anges 
hörigen find den Gefegen und Landesftellen eben fo, wie ans 
dere, ohne einen Vorzug unterworfen, auffer daß fie ein 
forum privilegiatum Haben, weldyes meiter unten bes 
ſtimmt iſt. 

6. 31. Wir werden für die Rittergutsbeſitzer, welche 
keine Hof⸗ oder ſonſtige Stellen bekleiden, auf ihr unterthä— 
nigſtes Bitten eine eigene Uniform beſtimmen, auch denjeni— 
gen, welche bisher zu Tragung eines Ritterordens berechtiget 
waren, eine in den Zeichen abgeänderte Decoration ver— 
leiden, | | ! 

— 52. Sämmtliche Rittergutsbeſitzer ir 


von Perſo⸗ 


+ 
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nalftzuern befreyt, Hingegen von fonftigen Abgaben nicht, 
und von den gewöhnlichen Grundſteuern nur in Abficht fols 
her Güter, welche eriviefenermafßen fehon vor 60 jahren 
ein eigentliches adeliches fteuerfreyes Hofgut zufammen bit 
deten ; die Freyheit von Einguartierungen findet fiir Ritters 
gutsbefißer in Zeiten des Kriegs, bey Lagern, und überhaupt 
. Königlihe Truppen zufammen gezogen werden, nicht 
tatt. 

6. 35. Den Nittergutsbefisern wird die Forſt- und 
Jagdagerichtsbarkeit, wo fie folche erweislich hergebracht und 
ungeftört ausgeiist haben, in ihren einenen gefchloffenen 
Jagddiſtrikten, und über ihre eigene fowohl, Als die zum 
Rittergut gehörigen Communmaldungen, zur Ausitbung nad 
den Königlichen allgemeinen Forft: und Jagdgeſetzen, und 
unter Oberaufſicht der Königlichen Oberforſtämter und geeig: 
neten Departehients und Collegien, gelaffen. 


$. 54. Dem Chef des Juſtizdepartements ift, wie dem 
Minifter des Innern, ein Generalſekretair und ein Canzellift 
zugegeben. Jener hat in Abfiche feiner. Funktionen das 
namliche zu beobachten, was dem Generalfefretair von dem 
Departement des Innern in Beziehung auf daſſelbe vorges 
ſchrieben ift. 


$. 35. Der Juſtizminiſter hat bey der Dberauffiht 
über ſämmtliche Eivils und Criminal-Juſtizſtellen befonders 
fein Augenmerk darauf zu richten, daß jede Inſtanz in dem 
a Sange ihrer Gefchäfte und Verrichtungen 
bleibe. 


Ale Klagen Über verzögerte Juſtiz müſſen zuerft an 
ihn gebracht werden, und erſt dann, wann feine Abhülfe 
von feiner Seite gefchieht, darf man fi) deswegen an Uns 
unmittelbar wenden. 


Wenn dergleichen Befchwerden über Verzögerungen oder 
Saumſeligkeit nnd Nachläffigkeit der untergeordneten Stellen 
oder Perjonen vorfonmen, Yo wird der Minifter die Ber 
fchaffenheit der Sache fogleich ernſtlich unterfuchen, und nad 
Umftänden, wenn die Klage gegrlindet ift, entweder Verweiſe 
geben, oder befonders aggravirende Fälle zu Unſerer 
Kenntniß bringen, um mit fchärfern Ayndungen ſtufenweiſe 
von Geldftrafen, weiche bey ſolchen Gelegenheiten ad pios 
usus verwendet werden follen, bis feldft zur Dimiffion vors 
gihen zu können, 

$. 36. Unter dem ZJuftigdepartement fichen folgende 
Collegien: 
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N) Das Ober⸗Appetllations⸗⸗Tribunat. 


Hiezu gehören: 1 Präfident, ı Direktor, 8 Ober: ri 
Bunalsräthe, 2 Sekretairs, @ Sanzelliften, a Pedell, ı Bothe. 
Es entfcheidet als oberfte Juſtizbehörde alle Civil Juſtiz— 
es in letzter Inſtanz und bilder zugleich die Reviſtons/ 
ehörde. 

$. 34. Mündlihe Vorträge der Partheyen finden bey 
dieſem Tribunale nicht Start. Es werden fchrifrliche Appel 
lationslibelle eingereicht, und es dürfen neue Grinde und 
Beweiſe im Appellationsprogeffe gebraucht werden. 

$. 58, Sn — wichtigen und weitläufigen 
Fällen wird dem Meferenten ein Coreferent zugegeben, deſſen 
Wahl von dem Präafivium abhängt, Sin eben foihen Fällen 
zirkuliven die Alten weiter bey dem Prüfidsnten ‚und noch 
einem Rathe, der durch jenen beſtimmt wird: 
| An das Dber:Appellationstribundl wird Yon 
dem zweyten Senate des Dbersjuftizfolleniums in Sachen, 
die mehr als den Werth von 200 Gulden betragen, dder 
welche die Ehre , Gerechtſame, oder das ganze Vermds 
en einer Parthie betreffen, appellirt, In letztgedächten 

ällen, oder wann der Belang der Sache die Summe von 
150» Gulden sberfteigt, darf die Mevifion, nach voradngis 
ger Hinterlegung der Succumbenzfumme von 100 Reichsthas 
fern (den Fall der gerichtlich beurkundeten Unvermögenheit 
ausgenommen, mo Nie Reviſion auch ohne dieſe erlenie 
Summe ftatt finden fann) ergriffen werden, Welche ſodann 
nach angeordneter Veränderung der Meferenten, von eben 
dieſem Tribunale vorgenommen werden wird. ⸗ | 

Nach der auf diefe Art gefällten Sentenz findet nur in 
dem aufferordentlichen Falle eine weitere Verhandlung fkatt, 
wenn Wir Uns nad unmittelbar eingefommener Beſchwer— 
de einer Parthie, nach Befund der Umſtände, bewogen fins 
den, ein befonderes Kaffationstribunal niederzuſetzen, um bie 
Sache in endliher Inſtanz ohne Geftattung fernerer Rechts 
mittel zu enticheiden, 

Wenn ürigens bey dem ergriffenen Rechtemittel der 
Kevifion wegen Unvermögenheit keine Summe hinterlegt 
worden, und die Parthie offenbar als muthwilliger oder 
verwegener Kläger ericheirtt, fo Toll die Strafe einer 14tägi— 
gen, oder nach Beſchaffenheit der Lmftände länger dauren— 
den Incarceration gegen dieſelbe ertannt werden, 


$. 40 II) Ober-Juſtizkollegium. 
Dieſes theilt fih In 5 Senate, Der erfie Senat bes 
forgt das Criminalfach, beſtimmt den Gall, wo Gantprozeſſe 
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ſtatt finden ſollen, und behandelt die dahin gehörigen Straf⸗ 


alle. 

Derfelbe beftehet aus 1 MPräfidenten, 8 Räthen oder 
Affefforen, 2 Sekretairs, ı Negiftrator und 2 Cangelliften. 

$. 41. Bon dem erften Senate werden alle Straffälle, 
bey denen unter und bis auf monatliche Zuchthauss und 
Feftungsftrafe erkannt wird, ohne weiteres Anbringen erler 
dit, eben fo Geldftrafen, welche jedoch fo fparfam wie mög— 
lich zu wählen find, bis inclufive 100 Thaler. 

„ Legalftrafen werden ohne weiters von dieſem Senate 
erkannt, fo wie endiich Commiſſionsberichte, welche höhere 
Straffälle betveffen, zur weiteren Verhandlung dahin vers 
tiefen werden. 

$. 42. Wenn Jemand, gegen welchen der erfte Senat 
eine Strafe erfannt hat, fih darüber befchweren zu fünnen 
glaubt, oder um deren Machlaß, Verminderung oder Ber 
wandlung einkommt: fo ift von Seiten des Senats der 
Fall jedesmat dem Sfuftigminifter vorzulegen, welcher dann 
denfelden zur höheren Entiheidung bringt. 

$. 49. Zu dem Gefchäftsumfange des zwenten Senats 
gehören alle Civil, Appellationsgegenftände , welche von den 
Dberamtey:, Stadt; und Patrimonialgerichten dahin gebracht 
werden, die Leitung der Prozeſſe bey den untern Gerichts: 
ftellen, ferner Ehefahen, Wechfelfahen und Lehensprozefie. 
Fiir die erimirten Perfonen bilder diefer Senat in Abficht 
der Gerichtsbarkeit die erſte Inſtanz. Er befteht aus 

ı Präfidenten, 10 Räthen oder Affefforen, 4 Sekre— 
kairs, ı Negiftrator und 4 Canzelliften. 


44. III) Die Oberaufficht iiber das gefammte Du: 
pillenwejen ift einem befondern Collegium, dem Königlichen 
Tutelarrathe übergeben. Derfelbe befteht aus 

ı Präfidenten, 5 Oberuftizräthen, ı Tutelarrathe, 4 
Nechnungsverftändigen, ı Sekretair und 2 Canzelliften. 

$. 45. Die hienach bemerften LUntergerichte wenden 
fih in Fällen, wo Confilia eingeholt werden, entweder an 
die Juriſtenfacultät in Tübingen, oder an eines der Conſu— 
lentenfollegien, wovon das eine Stuttgart, das andere in 
Tübingen errichtet wird , und jedes aus 7 Juriſten beftehet, 
deren Finem die Direktion übertragen wird. Dagegen ift 
gedachten Gerichten unterfagt, ſich an einzelne Rechtsgelehrte 
oder an auswärtige Facultäten zu Einholung von Gutachten 
zu wenden, 

$. 46. Die Dorf: und Stadtgerichte bleiben vor der 
Hand an denjenigen Orten, wo fie hergebracht find. 
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Wir behalten Uns jedoch vor, dießfalls eine zweckmäßi⸗ 
gere Einrichtung ſeiner Zeit zu treffen. 

$. 47. Die Stadtgerichte entſcheiden alle Angefegenheis 
ten, die fih bis auf 50 Gulden inclufive belaufen, ohne daß 
dieffalls eine weitere Appellation fratt finden kann. Sn 
Sachen aber, fo ſich dariiber belaufen, wie auch in foichen, 
welche Ehre,» Gerechtſame, Gülten und Rechte überhaupt, 
ingleichem das ganze Vermögen einer Parthie betreffen, kann 
an den zweyten Senat des Dber:Zuftizfollegiums appellivt 
werden. Hingegen ceffiren von nun an alle Appellationen 
an die Stadrobergerichte der drey Haupiſtädte Stuttgart, 
Tübingen und Ludwigsburg. 

$. 48. Weber die Stadtgerichte hat der Oberamtmann 
die Führung der Direktion ſich ernfilich angelegen ſeyn zu 
(offen, und ift Uns derfelbe vorzüglich fiir fchleunige und 
wnparthepifche Sjuftigpflege verantwortlich. Um ſchriftliche 
Prozeſſe ſo viel möglich zu vermindern, und Streitigkeiten 
auf dem Wege der Güte zu ſchlichten, wird ſich der Oder— 
amtmann nad) der im folgenden $. enthaltenen, hierauf ſich 
beziehenden Vorſchrift richten. 

49: In Anfchung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit, 
wird in Aemtern, wo feine Stadtgerichte befindfih find, die 
Nechtspflege in erſter Inſtanz von dem DObers oder Stabes 
Amtmanne mit Zuziehung und in Beyſeyn des Amtsid;reis 
bevs als Aktuars, und zweyer Urfundeperfonen, wozu er 
zwey der tauglichften Magiftratsperfonen oder Schultheißen 
zu nehmen hat, an den von ihm an beſtimmten Tagen ab: 
zuhaltenden Amtstagen ausgeübt. 

In fehr bedeutenden Sachen, wo nämlich die Größe 
oder die Wichtigkeit des fireitigen Gegenftandes, oder die 
Anseinanderfegung fehwerer und verwickelter Rechtsfragen es 
nothwendig machen, hat der Beamte nicht felbft zu enticheis 
den, fondern entweder won Amts wegen, oder auf Verlars 
gen der flreitenden Theile, die Akten entweder an die Juri— 
ftenfacultät in Tübingen, oder an eines der oben erwähnten 
Eonfufentenkollegien zum Spruch Rechtens zu fenden. In 
geringern Fällen hingegen 3. B. bey Injurien, Schuldkla⸗ 
gen ıc. in welchen eigentliche Prozeßſchriften nicht gewechſelt 
werden, find die amtlichen Beſcheide zu vollziehen, fo fern 
nicht einer der ftreitenden Theile fogleich oder längſtens in 
drey Tagen um förmliche gerichtlihe Verhaudlung der 
Sache bittet. 

Der Dberamtmann hat die Parthien, welche zu einem 
fchriftlichen Prozeſſe zugelaffen werden wollen, erft vorzube⸗ 
ſcheiden, ihren Streitpunkt genau zu beſtimmen, und ſich 
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Mühe gu geben, den Prozeß durch einen Vergleich abzu⸗ 
ſchneiden. Das hierüber zu führende, und von den Ars 
Fundsperfonen und Parthien zu unterfchreibende Protokoll ift 
den Prozeßakten anzufchließfen. In. allen diefen Fällen bes 
zahlen die Parthien die hergebrachten Sporteln, welche aber 
von dem Dberamte der Herrichaftlichen Caſſe zu verrechnen, 
und wovon die zwey Urfundsperfonen nac) dem vorgeſchrie— 
benen oder in dergleichen Fällen fonft üblichen Maaßſtabe 
au belohnen find, 

Der Gerichtszwang erftveckt fi fiber den ganzen Bes 
L des Ober- oder Stabsamts, und wo, wie gedacht, feine 
Stadts oder Dorfegerichte eingeführt find , hat der Obers 
oder Stabsamtminn das Recht, die actus voluntariae 
Jurisdictionis auszuüben. 

Sn Abſicht der Appellation von diefen Oberamtsgerichs 
sen und der Appellationsfumme gelten die nämlichen Beſtim⸗ 
mungen, wie bey den Stadtgerichten. 


$. 50. Sn Straffällen dürfen die Ober, oder Stabs— 
beamien bis auf 10 Thaler und bis auf 8 Tage Incar cera⸗ 
tion erkennen. 

In Krankheits: oder Abweſenheitsfällen iſt der Ober— 
Amtsaktuar der geſetzliche Amtsverweſer. Derſelbe muß ſich 
aber vor ſeiner Annahme, die ſo wie ſeine Belohnung und 
Entlaſſung dem Beamten üherfaffen bleibt, der weiter unten 
angeordneten Prüfung unterwerfen, und gegen Uns durd 
den Kreishanptmann in Pflichten genommen und Beeidigt 
werden, welchem Teßteren auch jede Veränderung mit dem 
Aktuar zeitig auzuzeigen ift. 

$. 51. Wo adeliche Patrimoniafaerichte beftehen,, üben 
biefe die Civilgerichtsbarkeit in erfter Inſtanz aus. 

Bon denfelben wird, mie von den vorgedachten Unter— 
gerichten, unter gleichen Beflimmungen,, an den zweyten 
Senat des Ober⸗Juſtizkollegiums appellirt. 

Die anzuſtellenden Juſtitiarien müſſen vorher ſich einer 
Prüfung über ihre Kenntniſſe und ſonſtige Qualitäten auf 
bie hienach beſtimmte Art unterwerfen, die höchſte Confir⸗ 
mation abwarten, und beſonders dahin verpflichtet merden, 
in allen ihren Amtshandlungen die Königlichen Geſetze, und 
bie ihnen von den Königlichen Landesſtellen zugehenden Ders 
ordnungen zur alleinigen Nichtfehnur ihres Verfahrens zu 
nehmen. Wer nicht einen eigenen Juſtitiarium dieſer Art 
hält, und die ihm zuſtehende Civil Jurisdiktion ausüben 
will, hat hiezu mit Vorwiſſen des Königlichen Ober Juſtiz⸗ 
Collegiums zweyten Senats einem benachbarten Königlichen 
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Beamten, oder bereits beftätigten Juſtitiario der Auftrag zu 
ertheilen. | 

$. 52. In Straffällen ift die Befugniß der Zuftitias 
rien die nämliche, wie die der ilbrinen Königlichen Beamten, 
es wire denn, dal die Drtsherrihaft ein Mehreres in Bes 
ziehung anf die Criminal-Jurisdiktion hergebracht hätte, in 
welchem alle die Einholung von Conſilien bey den obenges 
nannten Behörden ſtatt finden, und die Akten vor der Pur 
blikation und Vollgiehung der Strafe an den erften Senat 
Unfers DObersSzuftizkollegiums eingeſchickt werden Sollen, 
welcher die höhern Fälle zu Unſe rer Allerhöhften Geneh— 
migung vorlegen wird, | 

$. 55. Sämmtliche Nittergutäbefiger find als Privile: 
giati in Civil: Serisdiktionsfällen dem zwehten Gerate des 
Ober: Zuftizkollegiums in erfter Inſtanz, fo wie in Criminal— 
fällen dem erften Senate deffeldben unterworfen, 

$, 54. Der Kriegeminifter erhält für die Kriegsrächfis 
he und Mititairgefchäfte feine eigene Canzley. 

Das bereits organiſtrte Kriegskollegium beſteht 
aus 1 Präſidenten, dem Kriegsminiſter, dem Vicepräſidenten, 
zugleich General: Intendant, dem jeweiligen Direktor des 
DbersFinanzdepartements, ı DbersKriegsfommiffario, ı Obers 
Ssntendanten, 2 Kriegsräthen, ı Rechnungskontroleur, 2 Ses 
kretairs und 2 Canzelfiften. 


. 55. Unter dem Finanzminifter ſtehen ' nachfolgende 
Behörden, von welchen allen er Präſident iſt. Um die fiete 
Communifation mit diefen vwerfchiedenen Stellen zu unterhals 
ten und zu.erleichtern, find ihm neben dem General Sekre— 
tair und einem Canzelliften, befonders zwey Räthe zugeners 
ben, in Verbindung mit welchen Leßtern ev zugleich die Ges 
neral,Staatsfontrofe bildet, und vierteljährig über alle Zweis 
ge der Finanzadminiftration einen umfafpenden Generalbericht 
erftattet. 

DD Ober: Finanzgdepartement. 


Es beſtehet aus ı Direktor, ı Profurator, 19 Räthen, 
1 Generalkaſſier mit Sitz und Stimme im Collegio, wel 
her 2 Cammerräthe und 2 Buchhalter unter ſich hat. 

Zu der Nechenbant, worüber 4 Nähe befonders die 
Auffiht führen, gehören: 24 Cammerräthe, 4 Zorft Sammer 
räthe, 12 Buchhalter, 

zu dem Sekretariat und Schreißtifh: 8 Sekretairs, 5 
Negiſtratoren für die laufenden Akten, 4 Negiftratoren für 
die Altern Akten, 8 Canzelliſten. 
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I Forts Direktion. 

Hiezu gehören: 2 Forftmänner aus den erften Claſſen 
der Forftbeamten, ı Juſtizrath, 2 Hofräche, 4 Forfträche 
mit Siß und Stimme, fodann 2 Sekretairs, ı Negiftrator, 
2 Canzelliſten. 

111) Bergs, Salinens und Münzdireftion. 

ı Direktor, ı Juſtizrath, 2 Hof: und Finanzräche, 3 
Bergräthe mir Sitz und Stimme, ı Sekretair, ı Canzellift. 
IV) Ober: Steuerdireftion. 

ı Direktor, ı Rath aus dem Dber:Finangdepartement, 
2 D’ersSteuerräthe, fodann 2 Ober⸗Steuereinnehmer, 2 
Commiſſarii oder Cammerräthe, ı Buchhalter, zugleich Ses 
kretair, 3 Canzelliſt. | 

V) gandbausDirektion.) 

Der Finanzminifter führe wie bey den obigen Stellen 
die Oberdirektion. ° 

2 Mitalieder aus dem Hofdepartement, 4 Räthe, unter 
denen dev Ober Wafferbaudireftor und Juſpektor, 1 Hof— 
Baumeifter, und 6 Pandbaumeifter mit Sitz und Stimme, 
fodann 4 Baukontroleurs, 2 Sekretairs, ı Regiſtrator, 3 
Kanzelliften, 

VD Tars, Zoll: und Aceisdirektion, 

welche die Aufſicht und Eontrofe iiber alle Zoll, Xeeier, 

Umgeld-⸗, Stempelpapier:, Tayı, Brücken- und Chauſſeegeld⸗ 
Einnahmen führt, teftehend aus | 

ı Direktor, ı Juſtizrathe, 4 Finanzräthen, ſodann 4 
Cammerräthen, 8 Yuchhaltern, & Sekretairs, ı Canzelliſten, 
8 Zoll⸗ und 2 Aceisſchreibern. Ä 

VII) Renovations:Keviforat. 

ı Renovarionsrath, 4 Unterrenovatoren. 

. 56. Die Hof: und? Domainentammer ficht 
unmittelbar unter Uns, und befteht aus 

ı Direktor, ı Hof: und Domainenrathe, ı Generals 
faffier, fodann 2 Cammerräthen und ı' Buchhalter. 

$. 67. Sn jedem Kreife wird ein Steuerrath aufge 
fiellt, der dem Kreishaupimanne beygegeben iſt. Er führt 
vorzüglich die Aufficht über die Nechnungen der Beamten, 
welche er nach Belieben von Zeit zu Zeit einzufehen hat. 
Aufferdem wird derſelbe auch befonders in Commiffionsias 
chen gebraucht, die in das Nechnungss und Abgabenfad 
einſchlagen. — 

$. 58. Die Inngeſeſſenen von adelichen Gittern ent— 
richten ganz nach dem Maafiftabe, welcher den Königlichen 
Untertanen iiberhaupt vorgeſchrieben ift, fo wie die Ritters 
guts beſitzer felbft, unter den oben feſtgeſetzten Beftimmungen 
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alle allgemeine Landeslaſten, die Grund; und Gemerbfteuer, 
fo wie fämmtliche übrige eingeführte indirekte Abgaben, in 
die innen anzumeifenden Eöniglichen Cameraleinnehmereien. 

Die Steuereimehmer der bisher fogenannten neuen 
Lande, die Keller, Derwalter, und iiberhaupt alle in Diele 
Klaffe gehörige herrſchaftliche Einnehmer befördern die Eins 
nahmen unmittelbar an die fönigliche Generalkaffe des Ober— 
Finanzdepartement zu Stuttgart, oder dahin, wohin fie von 
leistever angemwiefen werden, machen aber jedesmal davon 
dem betreffenden Steuerrathe des Kreifes die Anzeige. 

$. 5g. Der Chef des geiftlichen Departements erhält, 
wie die vorhergehenden zu feinen unmittel:aren Geſchäften 
einen Generalfetretair und einen Canzelliften. 

Bon diefem Departement reffortiren : 

I) Das Dber s Confiftorium. 


Es führe die Auffihe fiber das gefammte evangelifche 
Kirchen⸗ und Schulweſen, fo wie iiber die dabei anaefteliten 
Diener, auf gleiche Art auch über die übrigen im Königreis 
che tolerieten Gemeinden, und. befteht aus ı Präfidenten, 
-T Direktor, 5 weltlichen 3 geifklichen Näthen, 2 Sekretairs, 
ı Negtftrator, 2 Canzelliſten. 

60. Bei Befegung geiftlicher Stellen hat der Mir 
nifter des Departement, wie die jibrigen, Uns den Vortrag 
zu machen. 

Ale Sandidaten werden vor dem DOberkonfiftorium eras 
minirt, und über fie fowohl als iiber ſämmtliche angeftellte 
Dekane, Pfarrer und Vikarien wird jährlich eine Lifte, unter 
gewiffenhafter Angabe ihres moralischen Betragens, Fleißes 
und ihrer Talente vorgelegt. 

61. In Abfihe der vormaligen alten Lande hat es 
vor der Hand bei der Eintheilung in 4 Seneralate fein Vers 
bleiben. In Bezug auf die bisher fogenannten neuen Lande 
ein weiteres Generalat errichtet, unter welchem zunächft die 
Detanate von Heilbronn und Hall ſtehen. Die Dekanate 
Aalen, Eßlingen und Reutlingen , werden unter die übrigen 
Seneralate vertheilt. | 

Die Generals Superintendenten führen den Charakter 
als Prälaten. Ä | 

$. 62. Was die beftehenden evangelifhen Seminarien 
betrifft, fo bleibe das theologische Stift in Tübingen, unter 
einer zu beftimmenden zweckmäßigeren Disciplinar s Einrichs 
tung. Bon den Klofterfchulen werden die zu. Blaubeuren 
und Bebenhanfen aufgehoden, und mit den zu Denkendorf 
und Maulbronn vereinigt. ' 
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$. 63. 11.) In Anſehung der katholiſchen Kirche bes 
ſteht, neben dem Biſchof und deſſen Officialate, ein beſonde— 
rer fogenannter geiftliher Math zu Beſorgung und 
Wahrung der Souverainirätsrechte. Derielbe wird mir 2 
weltlichen und ı geiftlichen katholiſchen Räthen defekt, und 
erhält ı Sekreraiv uns ı Ganzelliften. 

$.64 II) Für die Auffishbe über ſämmtliche Lehr: 
anftaiten, befonders in Beziehung auf die wiffenfchaftlichen 
Fächer, iſt eine eigene Studien-Oberdirektion beſtellt; 
ſolche beſteht aus 1 Präſidenten, 2 weltlichen Räthen, ı 
geiſtlichen Rathe, ı Sekretair und x Canzelliſten. 

$. 65. Die zu adelichen Gütern gehörigen Kirchen 
und Schulen find an alle in Anfehung der fie betreffenden 
Gegenſtände ergebende töniglihe Anordnungen gebunden, 
und den dazu beftellten Behörden in gleicher Maaße unters _ 
Re wie fammeliche Kirchen und Schulen des Königs 
reiche, 

Die Nittergutsbefiger follen nur da, wo fie das Patros 
natrecht hergebracht haben, dieſes friner durch Ernnennung 
der Subjekte zu Pfarreien und Schulen ausüben, die Ev 
nannten aber, welche Landeseingebohrne feyn müſſen, von 
der vorgängigen Priifung, und zwar die evangelifchen vor 
Unierem Oberkonſiſtorium, die Patholifchen aber wor dem 
Bifchofe und deffen Dfficialate unter Unferer Höchſter 
Oberaufſicht, und endlid von Unferer- jedesmaligen Kon: 
firmation abhängen, | 

$. 66. Mer ald Kandidat zu irgend einer Stelle, fey 
es in welchem Fache es wolle, auftritt oder befördert werden 
will, fo wie Juſtitiarien, Advofaten, Notarii, Amtsaktuarii, 
oder Rechnungsſubſtituten, inaleihem alle Commundiener, 
welche Kenntniffe aus dem juriftiichen oder dem Rechnungs— 
fache beſitzen müſſen, find verbunden, fich vorläufig einem 
Eramen zu unterwerfen. Der Kandidat melder fish bei dem 
Minifter des betreffenden Departement, welcher aus demfel 
ben a Räthe wähle, und fle nad Zeit und Umſtänden An 
dert, denen er die Prüfung überträgt, wobei jedoch feine 
Belohnung der’ Eraminatoren fett finden folle. Die nad 
dem Mefultate ausjuftellenden Zeugniffe werden von dem 
Minifter und jenen 2 Räthen unterreichnet, und außerdem 
noch über die eraminirten Subjekte Fiften nad) einem befon 
dern noch zu entwerfenden Schema geführt, und folche bei 
ben Vorträgen in Dienfterfegungsfällen zu Grunde gelegt. 

$. 67. Alle bis jetzt in den feither fogenannten alten 
und neuen Landen beftehende Collegien, Depuraiionen und 
permanente Commiſſionen, die zu der Kanzlei im Algemeis 
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nen gehören , find nach ihrer gegenwärtigen Form aufgehor 
ben, und der Geſchäftsgang richtet füh ganz nach den nies 
dergefeßren Behörden, und zwar vom ı. May dieſes Jahrs 
on. Sämmtliche vorangeführte Stellen baten ihren Sitz 
in Unferer königlichen Reſidenzſtadt Stuttgart, mir Auss 
“nehme des Dberappellationg : Tribunalg, weiches zu Titzins 
sen, und des erfien Senats des Oberjuſtiz Collegiums, wel; 
chir in Eßlingen niedergefeßt wird. 

Die bisher beftandenen adelihen und gelehrten Banken 
finden niche mehr flatt, und die Räthe ſitzen nach ihrer 
Amts Anciennete. 

$. 68. Die geſammte Moffe der vorhandenen Akten 
mird unter den verfchiedenen Stellen nah ihren bBefonderen 
Beſtimmungen vertheilt, nachdem vorher die älteren, auf 
welche nie oder nur felten recnrrirt wird, davon abgeſondert 
ſeyn werden. Auf die Hinwegfchaffırg Per ganz veraiteten 
und entfchieden unbrauchdaren iſt vorzigliche Rückſicht zu 
nehmen; hingegen ift von fammtlichen älteren, etwa noch 
braudybaren Akten ein Hauptdepot zu formiren,, worüber ı 
Archivarius und 2 Regiſtratoren geſetzt werden, 

$. 69. In Abficht der im Geſchäftsgange öfters erfors 
verlihen Communikationen verfchiedener Stellen unter ſich 
wird verfügt, daß nur in wichtigen und weitläufigen Sochen 
die Communikation fchriftlich geichehe. Sin minder wichti— 
aen Angelegenheiten aber wird der Referent derjenigen Örehe, 
wo die Hanptfache verhandelt wird, bei der andern mit 
welcher die Communifation zu pflegen ift, itber den einschlas 
genden Punkte, worüber die Vereinigung erzielt werden fell, 
refetiren, und erft wenn biefe richt zu Stande kommt, trire 
hier der Fall der fihriftlihen Kommunikation zu weiterer 
Discuffion des Gegenſtands ein, 

$. 70. Die Präfidenten und Direktoren der Collegien 
haben ihr vorzügliches Augenmerk darauf zu richten, daß fo 
wenig als möglich Retardate entfiehen.. Zu dieſem Zwecke 
follen die eintommenden Sachen, mit Ausnahme der priviles 
sirten und der ihrer Matur nad unaufichieblichen, nach der 
Folge des Diarit vorgenommen, und wenn. der NMeferent, 
welchen es trifft, zum Vortrag noch nicht vorbereiter iſt, der 
Gegenſtand nicht aus der Acht gelaffen, \ondern die auf fols 
che Art rücdftehenden Angelegenheiten beſonders nachgeführt, 
und nach der Ordnung der Zeit, bis wohin fie zu Folge der 
Eeklärung des Referenten, und Entfcheidung des Präſidiums 
oder Direkroriums in Vortrag geivacht werden fünnten, 
proponirt werden, Außerdem werden fib die Präfidenten 
und Direktoren monatliche Nerzeichniffe Uber die Rückſtände 
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vorfegen Taffen, um immer von dem Gefchäfissange auf das 
genauefte unterrichtet zu fenn, die etwa ſäumigen MNoferenten 
zu Beobachtung ihrer Schuldigfeit anzuhalten, und nöthigens 
falld darüber an den Meinijter zu berichten. 

F. 71. Schließlich behalten Wir Uns vor, jeder 
Stelle nähere und ins Einzelne gehende Vorfchriften, um 
ihren Gefchäftstreis und Befugniffe genauer zu beftimmen, 
zukommen zu laſſen. 

Gegeben unter Unſerer höchſten, eigenhändigen Un— 
terſchrift und beigedrucktem königlichen Innſiegel in Unſe— 
rer königlichen Reſidenz Stuttgart, den ıd. März 1bob. 


(LS) Friedrich. 
Srafvon Normann Ehrenfels. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis, 





proprium, | 
von Vellnagel, 
Lit. B. 
S. Eöniglih Würtembergiſches Staats⸗ und Megierungsblatt 
Nro. 4. 1807, 


Königliches Dekret an die Central : Organifationstommiffion, 
bie Sinftanzienordnung in Beziehung auf die Befikuns 
gen der mediatifirten Fürften und Grafen betreffend. 
d.d. 3ten März 1807. Ä 


Seine königliche Majeftät haben in Bezichung 


auf die Allerhöchſtdero Souverainität unteraeordneten 
Fürſten und Grafen, welchen die Mechte der basse et 
moyenne jurisdiction in der Bundesafte vorbehalten wors 
den find, allergnädigft zu befihließen geruhet, daß denfelben 
freigeftellet werden folle, Juſtizkanzleien beizubehalten, welche 
die zweite Inſtanz bilden, und von welchen ein fernerer 
Appellationszug an das königliche Oberappellations Tribunaf, 
als die dritte Inſtanz ftate hat. Wäre aber der Fall, daß 
die Zürften und Grafen blos die niedere Jurisdiktion in 
erfter Inſtanz durch Juſtitiarien ausüben laſſen, und daher 
zu Eıfparung der Koften von Niederfeßung eigener Juſtiz⸗ 
kanzleien abftrahiren wollten, fo muß von jenen, wie von 
den Patrimonialgerichten der vormaligen titterfchaftlichen 
Mitglieder, zunächſt an den zweiten Senat des Föniglichen 
Zuftizkollegii, und dann von diefem an das königliche Ober⸗ 
appellations s Tribunal appellivet werden. | 
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Hierüber iſt num nah dem allerhödften Befehl von 
fammtlihen Fürften und Strafen, auf welche die Dispofition 
der Bundesatte Anwendung findet, eine beftimmte Erklärung 
abzufordern, welche Einrichtung fie wegen der Juſtizadmini— 
ration in Beziehung auf die ihnen hierüber vorbehaltenen 
Rechte, auf ihren Gittern treffen wollen, um ein fiir allemal 
die vorgefchlagene Anordnung als bleibend zu fanftioniren. 
Bei der. Kompofition jener Syuftigkanzleien aber müſſen 
durchgängig die nämlichen Grundfäße und Formen beobach: 
tet werden , welche bei den königlichen Kollegien eingeführt 
find, die Wahl der Perfonen muß angezeiget werden, und 
diefe find der vorgefchriebenen Prüfung, wie die königlichen 
Diener, fo wie auch eben derſelben Verpflichtung gegen Sets 
ne föniglihe Majeſtät zu unterwerfen : die Juſtitia— 
rien und Juſtizkanzleien, wo diefe eingeführt werden, fpres 
chen nur nah denen im Königreich geltenden Gefeßen und 
Verordnungen, und haben überhaupt alle Anordnungen und 
Verfügungen zu reſpektiren, nach welchen fi die königlichen 
KRollegien und Juſtizbeamten zu achten haben; mie denn 
auch insbefondere ihnen die Vorfchrift wegen den Appellas 
tionsfummen zur Norm bienet. 

Endlich haben die Fürften und Grafen, welche Juſtiz⸗ 
fanzleien beibehalten wollen, auf eine beftimmte und fichere 
Weiſe darzuthun, wie und wovon fie die dabei angeftellten 
Derfonen falariren werden. 

Decretum Stuttgardt im königlichen Staatsminifterio 
den dten März 1807. 

Ad Mandatum Sacr. Reg. Maj. 


Lit. € 


Schreiben vom Herrn Herzog Carl zu Wlirtemberg an 
- Herrn Grafen von Solms: Affenheim. 
Hochwohlgebohrner Graf, 
befonders lieber Oheim! 

Aus des Herrn Grafen Mir fehr angenehmen Antwort 
fchreiben und Erklärung vom Sten hujus habe mit Vergnü— 
gen erſehen, daß der Herr Graf nach gepfloaner Kommunis 
fation mit denen übrigen Limpurg: Solms ; Affenheimifchen 
Mitherrihaften vor fih und im Namen bderfelben fi der 


Ausübung des Vorfaufs: und Auslöfungsrechts in Anfehung 


des vor Mich und Mein berzoglihes Haus acquirirten 
Sachſen-Gotha-Rodaiſchen Antheils an der Sraffchaft Lims 
purg:&aildorf zu begeben, den Entſchluß gefaßt haben. 


. 
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Steihwie Jh nun dieſe Erklärung mit vielem Dank 
annehme, und die Mir dadurch bezeugte Gefälligkeit bei Ge: 
fegenheiten, mo Ich etwas angenehmes zu erzeigen im Stan⸗ 
de bin, mit aller Willfährigkeit zu erwiedern nicht unterlaſ⸗ 
fen werde; | 

Alto zweifele auch feineswegs, daß, da durch das dem 
Herrn Grafen durch die gemeinſchaftliche Regierungskanzlei 
a Gaildorf abſchriftlich fommunizirte Kaufsinftrument der 

räflich Pimpurgifchen Eandesverfaffung fowohl in politieis 
als ecclesiasticis hinlänglich prospieirt iſt, und Sch in 
Meinem vorhergehenden Schreiben die weitere Ver ficherung 
gegeben habe, daß bei allen vorfallenden gemeinichaftlichen 
Geſchäften, ein — wie zum Beften der allerfeitigen Unters 
thanen überhaupt, fo insbefondere auch zu Aufrecht⸗Er— 
Haltung der bisherigen Ver affung und gemein: 
fhaftlihen Serehtfamen a zielendes gute und ver 
traulihe Vernehmen unterhalten werden fole, und Ich ſol— 
des hiermit nochmalen zu wiederholen feinen Arftand habe, 
Diefelbe fih hierbei volltommen beruhigen, und überdieß 
von Mir ſich verſichert halten können, daß Ich mit vorzüg— 
licher Achtung jederzeit feyn werde. 


Des Herrn Grafen 


Hohenheim den 50. April Freundwilliger 
1801. Cart, Herzog zu 
| Würtemberg. 


>. .nan an an 





33. | 
Königlich Baierifches organifched Edikt über die 
Patrimonialgerichtsbarkeit, | 


u 


Wir Marimilian Joſeph von Gottes Gnaden 
König von Baiern. 


J. Erwägung der Konſtitution Unſers Reichs, Titel I. 
$. 8., ſo wie Unſers organiſchen Ediks über die Gerichts 
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verfaſſung, Tit. II. $. 8. und in bifonderer Erwägung, daß 
die Grundfäße der bevorftchenden neuen Geſetzgebung eine 
durch alfe Theile des Stuntsgebiets gleichmäßig durchgeführs 
te Drganifation der Gerichtsverfaffung nothwendig machen, 
haben Wir befchloffen, auch die Patrimonialgerichtsbarkeit 
einer durchgreifenden Nevifion zu unterwerfen, und daher in 
Anfehung der Bildung, des Wirkungskreiſes und der Ners 
waltung derfelben Folgendes zu verorbnen. 
I. Titel, 

Bon den geoaraphifhen Verhäftnifjen, und 
vonder Bildung der Patrimontals 
Gerichte, 

$. 1. Die Patrimonialgerihtsbarkeit kann nur in ge⸗ 
fhloffenen, oder zufammenhängenden Bezirken ausgeübt wers 
den, fiber welche dem Inhaber fehon vorhin dieſe * von 
Gerichtsbarkeit zugeſtanden hat. 

$. 2. Geſchloſſen iſt ein folder Bezirk, wenn keine 
fremde Gerichtsbarkeit derſelben Art darin ſtatt findet. 

Zuſammenhängend iſt er, wenn die Gerichtsgewalt von 
ihrem Sitze zu allen ihr untergebenen Hinterſaſſen gelangen 
kann, ohne einen fremden Gerichtsantheil zu durchfchneiden. 

$. 3. Der Bezirk eines Patrimonialgerichts muß we⸗ 
nigftens fünfzig Familien in ſich begreifen. 

$. 4. Die Größe der Patrimoniafgerichtsbezirke wird 
durch den Grundfaß beftimmt, daß der chiferntefte Gerichts⸗ 
geſeſſene nicht über vier Baieriſche Straßenſtunden von dem 
Serichtefiße entlegen ſeyn ſoll. 

6. 5. Die Familien mehrerer Güter, oder Patrimo— 
nialgerichte , welche von einem und demfelben Gerichtsinhas 
ber abhängen, dürfen zufammengezählt werden, um damit 
die feftgefeßte Zahl von fiinfzig zu bilden, wenn fie inner 
der im vorgehenden $. 4. feftgefegten Abſtände fih bes 
finden. 

$. 6. Die außerhalb des bemerkten Abftandes gelegenen 
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Familien bilden, fo ferne fie die vorgefchricbene Anzahl eis 
reihen, ein eigenes Patrimonialgericht. 

Sind fie hiezu nicht hinreichend, und tritt der Fall der 
Veberlaffung an ein benachbartes Patrimonialgericht nach 
den unten folgenden Beflimmungen nicht ein, fo fällt die 
Gerichtsbarkeit Unferen Untergerichten zu. 

$. 7. Familien, welche forchin verfchiedenen Parrimos 
nialgerichts Inhabern zugethan bleiben, zur Bildung dir 
Normalzahl zufammen zu zählen, fie mögen inner oder auſ— 
fer des feftgefesten Abſtandes angeſeſſen feyn, ift nicht er 
laubt.; - 

$. 8. Dagegen ſteht es jedem Patrimoniafgerichtes 
Inhaber frei, von benahbarten Patrimonialgerichten oder 
vom Staate die unter feiner. Gerichtsbarkeit, und inner des 
feftgefeßten Abftandes von 4 baierifhen Straßenftunden zer 
ftreut liegenden fremden Gerichsiantheite durch Taufch gegen 
eigene Gerichtsgefeffene zu erwerben, ſoſort die Normal— 

Familienzahl zu bilden, und feine Gerichtsbarkeit zu purk 
fiziren. | 

$. 9. Auch durch Kauf fremder Gerichtsantheile unter 
Privat s Serichtsinhabern kann die Bildung der Normal 
Familienzahl und die Purifitation der Patrimoniaigerichtss 
Bezirke bewirkt merden. 

$. 10. Vom Staate hingegen kann duch Kauf feine 
Gerichtsbarkeit, weder über eine, noch über mehrere Fami— 
lien erworben werden. | 

$. 21. An Drten, wo vorhin nur Sißgerichtsbarkeit 
beftanden hat, oder wo niemals Patrimonialgerichtsbarkeit 
ausgeübt wurde, fann fein neues Patrimonialgericht gebil⸗ 
det werden; es findet fohin weder Kauf, noch Taufch von 
Serichteantheifen zu einem folchen Zwecke Statt. 

$. 12. &ogenannte einfichtige Unterthanen können 
von denjenigen Gutsherren, welche an dem Tage der Publis 
kation diefes Edikts fich in dem ruhigen, unangefochtenen 
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Befige der Serichtsbarkeit befinden, zur Bildung der zu eis 
nem. Patrimonialgericht erforderlichen Familienzahl einges 
rechnet werden, wenn fie in der ausgefptochenen Entfernung 
von vier Stunden gelegen find. 


$. 15. Die Bildung der Patrimonial: Gerichtsbezirke — 


nach vorſtehenden Beſtimmungen ſoll bis zu dem ıften Okto⸗ 
ber 1809, als perempiorifcher Termin, vollzogen feyn. 

$. 14. Demnach find alle Patrimonialgerichtbarkeits⸗ 
Inhaber gehalten, bei Verluſt der Gerichtsbarkeit, die Ber 
fhreibung ihrer Gerichtsbezirke, die Nachweiſung der Famis 
lienzahl, nach der Worfchrift mit der Beglaubigung des 
Landgerichts, und die Beweife, daß - ihnen die Gerichtsbars 
keit über diefelben zuftehe,, bei dem einfchlägigen Generals 
Kreistommiffariate bis dahin vorzulegen , durch welches fie, 
nach geeigneter Prüfung, an Unſer Miniflerium der aus 
wärtigen Angelegenheiten, als Koheitsdepartements, mit eis 
nem, den ganzen Kreis umfaſſenden, Berichte zur — 
lung Unſerer Genehmigung eingeſendet werden. 

15. Nah dem Erfolge derfelben werden bie als 
vorſchriſtmäßig gebilder von Uns erklärten Patrimonialges 
richte iin das offiziele Verzeichniß ſämmtlicher Gerichtsbezirke 
Unfers Reichs aufgenommen, "und mit Be. en be⸗ 
kannt gemacht. 

II Titet 
Von dem Wirkungstreife der Patrimanials 
Gerichte. 

6. 16. Das Patrimonialgericht übe in feinem Bezirke 
die nicht ſtreitige Gerichtsbarkeit In ihrem ganzen Umfange 
aus; ihm fteht das Necht der MWerbriefung und der Aufr- : 
nahme allee derjenigen DBerträge und Privatrechtsger 
fehäfte zu, weihe gemäß dem biürgerlichen Gefeßbuche 
eine gerichtlihe Urkunde erfordern, oder da, wo diefes den 
Partheien freigelaffen it, nad Verabredung derſelben ges 
vichelich gefchloffen werden wollen. | 

24. 
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$ 17. Der Patrimonialgerichtsverwalter ift in Fällen, 
wo das. Geſetz einen Familienrath erfordert, bei. Bevormuns 
dungen, Interdiftionen , Prodigalitätserklärungen und ders 
gleichen der Vorftand des Familienraths, und hat in- diefer 

Eigenschaft alle Rechte und Verbindtichfeiten , welche das 
bürgerliche. Sejeßbuch einem Beiſitzer des Untergerichts ,. als 
Borftande des Familienrqths, beilegt. 

In den Fällen, wo das Geſetz eine, Veſtätlgung des 
Beſchluſſes des Famili⸗enraths, ‚oder eine in Anſehung deſſel⸗ 
ben zu erlaſſende richterliche Entſcheidung erfordert, hat das 
Patrimonialgericht denſelben dem. königlichen Untergerichte 
einzuſenden, und von mw: die SEHEN: oder Eutſchen 
dung zu, erwarten. 

“9 16. Desgleichen. er der Verwalter ber — 
nialgerichtsbarkeit die Verrichtung eines Civilſtandesbeamten 
ſowohl was das Aufgebot, als auch die Eingehung der Ehe 
und, die Vollziehung der ‚gerichtlich  ausgefchriebenen Ehe, 
fheidung betrifft. 

Er hat die. Heuratharegiſter dem Geſebe gemäß, * 
pelt zu führen, und ein Exemplar am Schluffe des. Jahres; 
in das Archiv des Patrimonialgerichts niederzulegen, das 
andere zu dem, königlichen Untergerichte ‚einzufenden. 

Das fönigliche Untergeriht hat in Anſehung der richtis‘ 
gen Führung diefer Civilſtandsregiſter die Auffiche und Kons 
trolſe über ‚den Pasrimoniafrichter, und iſt in dieſer Rück 
fiht an die Beobachtung aller in dem bürgerlichen Gefeßs 
buche.enthaltenen Vorſchriften fireng gebunden ©. : 

$. 19. Dem Patrimonialgerichte ſteht in feinem Bes, 
zirke die Führung der Hypothekenbücher zu. j b 

$. 20. Die Gerichtsherren ſind befugt, ihre liquiden 
Gerichte: und Srundgefälle und andere unbeftrittene gutes 
herrliche Präftationen, nicht aber folche, weiche aus Darles 
hen oder anderen perjönlichen Forderungen entfprungen find, 
durch ihre Gerichtshalter beitreiben zu laffen, fo weit der 


. 
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Beinhsntrihen. unter ihrer eigenen Zurisdittibn sei 
fen ift. 

Das dem ſäumigen Gerichteunterthane wegen Zins, 
Suft, Laudemien und anderen dergleichen gutsherrlichen 
Geidpräſtationen abgenommene Pfand, wozu das dem. Pandı 
manne nöthige Adergeräche und ünentbehrliche Vieh nie ges 
Kommen werden darf, foll von dem Gerichtsverwalter, nad) 
vorhergehenden Öffentlichen Bekanntmachungen, an dei 
Meiftbietenden verſteigert, “und nach Abzug der ſchuldigen 
Summe, der — beim Ausgepfändeten zurückgegeben 
werden: 


8.81. Wenn e Gerichts herrſchaft die ia dein vor⸗ 
Seögeheiiden $. beftimmten Grenzen der Selbſtexekution der 
Pfändung überſchritten; wenn fie mehr, oder anderes, als 
ihr geilihete, ‚genommen: wenn bei Gelegenheit der Aus 
bfändund von der Serichtöherrfchaft eine Mifhandlung ber 
Perfon- des Schuldners, oder fonftige unerlaubte Beſchädi 
gung feiner Güter vorgefallen; wenn im’ im, wo dag 
bürgerliche Geſetz zu einem Machlaffe verpflichtet‘, oder dent 
Richter Zahlungsfriſten zu ertheilen erlaubt, die Forderung 
mit undilliger' Strenge beigetrieber worden: f it der Sea 
richtsunterthan berechtiget, ſich mit feiner Befchiberde oder 
. zu dem königlichen Untergerichte zu ivenden: a. 


J 22. In allen ſtreitigen Zivil; oder Peilniſechen 
bleſe mögen den Gutsheren und deſſen Gerichtsinſaſſen h 


bie Serichtsinfaffen unter ſich betreffen, fü nd die — * 


Gerichte die allein zuſtändige Behörde. | 
885, In Reiminatfälen gebühren .den. Patrimöniale 
gerighten nur die Apprehenfion und Detention „der Anger 
ſchuldeten. Sie find gehalten, diefe ſpäteſt binnen acht und 
vierzig Stunden in den Sitz Unſers aAuſchigigen Land⸗ 
Bde Stadigerichts auszuliefern. 


Unier denfeiben Bedingungen iſt (bie zeflatiet ihre 


ı .» 


356 


Dekonomienermalter wegen Veruntreuung in fihere Verwah⸗ 
sung nehmen zu laflen. 

$. 24. Alles weitere Verfahren in Kriminalfällen bleibt 
den Patrimonialgerichten unter was immer für einem. Nas 
men, ohne Unterfchied, ob fie vorhin Kriminalgerichtsbarteis 
ausgeübt haben oder nicht, für immer verboten. 

$. 25. Den Patrimonialgerichtsherren fteht innerhalb 
ihres Bezirkes die niedere Polizei zu, nad) den Beſtimmun— 
gen des organifchen” Edikts iiber die gutsherrlichen Rechte. 

$. 26. Zur Geltendmachung polizeilicher Anordnungen, 
zur Erhaltung der Öffentlichen Ordnung gegen Ruheſtörer 
und Wibderfpenftige find fie befugt, fich der Webertreter zn 
bemächtigen, und  diefelden im Sefängniffe, jedoch nie über 
acht und vierzig Stunden, zu betiniven. 
| $. 27. Sobald. die polizeiliche Uebertretung eine ſchwe— 
vere Ahndung, als die $. 26 beftimmte Strafe nah fih gie 
hen muß, ift der Fall un die einfchlägige Lönigliche Behörde 
zu berichten, welcher alsdann allein die Kognition und Du 
firafung gebühet. | | 

98. Die Gerichtsherren find nicht befugt, polizeili' 

che Uebertretungen mit Geld zu ahnden, wenn nicht Unfere 
Verordnungen ausdrücklich eine folhe Strafe damit verbun 
den haben. 


. 


Wenn mit einem königlichen Poligeiwerbote, weiches eis 


nen in den polizeilichen Wirkungsfreis der Patrimonialges 


richte einfchlagenden Gegenftand betrifft, eine Geldſtrafe vers 
bunden worden, fo find diefelben zu deren Veitreibung er, 
mächtiget, fo ferne die angedrohte Geldbufe die Summe von 
fünf Gulden nicht überſchreitet. | 

Alle mit größeren Geldbufen verpönten Pofizeivergehen 
gehören zur Kognition und Beftrafung der königlichen Be 
hörden. 

$. 29. Wegen auſſereheligen Schwängerungen darf 
künftig weder von einem Patrimonialgerichte, noch von ei 
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nem Föniglichen Gerichte irgend eine Strafe in Geld oder 
an der Ehre, oder fonft auf andere Weife erkannt und in 
Vollzug gefeßt werben. Unſere befondere Verordnungen wer’ 
ben hierüber noch das Nähere beftimmen. 

. 30. Die Patrimonialgerichte find gehalten, alle drei 
Monate ihre Gerefpretstele < an das nun ——— 
riat einzuſenden. 


II. Titel. 
Bon ber Beftellung der Patrimonialgeridte. 


6. 31. Die in dem vorftehenden Titel beftimmten 
echte der Patrimonialgerichtsbarkeit werden durch einen 
von dem Serichtsinhaber erwählten, von Unſerm Generals 
Kreistommiffariate beftätigten, in — Namen beeideten 
Gerichtsverwalter ausgeübt. 

$. 32. Diejenigen Gerichte, welche nebſt dem Gerichts— 
verwalter nicht zugleich mit einem Aktuar - beftellt find, has 
ben die Verbindlichkeit, zu allen denjenigen Serichtshandluns 
gen, bei welchen das Geſetz die Mitwirkung eines beeideten 
Serichtsfchreibers. erfordert, zwei männliche, großjährige 
Beugen, welche lefen und fchreiben können, beizuziehen. 
6. 35. Die Patrimonialgerichts;Werwalter haben bie 
nämlichen Eigenfchaften nachzumeifen, u von Unſern 
Sandrichtern erfordert werden. 

$ 54. Der Yateimenistgreichts s Subaber hat feinen 
Gerichtsverwalter aus der Zahl der für den Staatsdienft 
aus der Mechtswiffenfchaft und der Staatsverwaltung ges 
prüften und zugelaffenen Kandidaten zu erwählen. 

Doch find die Serichtsherren nicht verbunden, bei ihrer 
Wahl die en der Klaſſifikation der Kandidaten zn bes 
folgen. 

$. 355. Nur jene Gerichtsverwalter, welche ‚zugleich 
Delonomieverwalter find, haben dem Serichtsheren eine bes 
fondere Berwaltungspflicht auf Handtreue zu leiften. 
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$. 36. Abvokaten können nicht EN 
n. 
rn * 37. Mehrere Patrimonialgerichts ; Inhaber tunen 
fragen. 

-$. 38. Der Gerichhtsverwalter darf aber nicht vier 
Stunden von ben verſchledenen Gerichtsſitzen entfernt 
wehnen. 

Auch ſoll der Sitz des Amtes an einem ein für allemal 
befiimmren Orte feyn. 

$. 59. Der Gerichtsinhaber kann feine Gerichtsbarkeit 
felöft verwalten; er muß fich aber, wenn er nicht die in 
Unferer Verordnung vom 7. Movember 1807 $. 6. (Regie 
rungsblatt von 1807, @eite 1725 und- 26) bezeichnete Eis 
genfchaft hat, über feine Fähigkeit und Kenntniffe der nams 
lichen Prüfung und anderen Bedingungen unterwerfen, wel 
che den befonderen Gerichtsverwaltern vorgefchrieben find. 

‚Doch kann derfelde diejenigen Rechtsgefchäfte, Kontrakte, 
Teſtamente und dal., welche ihn felbft betreffen, oder bei 
welchen er. betheiliger iſt, und zu ihrer Förmlichkeit die’ ger 
richtliche Genehmigung oder Mitwirkyng erfordern, niemals 
felöft vornehmen, fondern er muß dieſelben bei demjenigen 
Berichte vornehmen laffen, welchem er ſelbſt lür ſeine Per⸗ 
ſon unterworfen iſt. 

IV. Tite l. | 
Don dem Aufhören und der Suspenfion der 
Patrimonialgerichtsbarkeit. 
$. 40. Die Patrimonialgerichtsbarkeit hört gänzlich 
auf, wenn die Normal Familienzaht, gemäß den Beftimmuns 
gen bes J. Titels, nicht gebildet werden ann. 

$. 41. Sie tft nur ſuſpendirt, wenn fie der Inhaber, 
nach Unferer Verordnung vom 7. November 1807 (Regier Ä 
zungsblatt Site 1727) Unferm Untergerichte aufträgt. 

$- 43. Pie Untgrgeriche find ſchuldig, jenen Gutsbeſiz⸗ 
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zern, welche ihre Gerichtsbarkeit ihnen entweder freimillig 
überlaffen haben, oder ‚welche derfelben, gemäß $. 40, vers 
fuftig geworden find, - in Beitreibung ihrer‘ (igwiden grund⸗ 
herrlichen Forderungen, nad den im Beziehung auf die Kas 
meral⸗Grundrenten beftehenden Vorſchriften, auf jedesmaliges 
Anrufen behitfflih zu feyn. 

843. Wenn der Patrimoniagerichtsherr, welcher feine 
‚Gerichtsbarkeit felbft verwaltet, aus Unwiffenheit oder Nach⸗ 
läſſigkeit ſolche zum Nachtheile der Unterthanen ausübt, ſo 
wird er zur Beſtellung eines Gerichtshalters angehalten. 

Wenn der von ihm beſtellte Gerichtshalter auf gleiche 
Weiſe ſich zur Verwaltung dieſes Amtes untauglich zeigt, fo 
wird der Gerichtsherr angehalten, einen andern an feiner 
Statt zu beſtellen. 

Der Gerichtsherr hat überdies für allen, aus Nachläfs 
figfeit oder Unmiffenheit des m. entſte henden 
Schaden zu haften. 

8. 44. Wenn ber Serichteßere die ihm amvertraute 
Gewalt in vechtswidrigem Vorſatze bdergeftalt mißbraucht, 
daß der Mißsrauh in ein in dem Kriminalloder benanntes 
Verbrechen itbergeht, fo ift derſelbe, vorbehaftlich aller übri— 
gen verwirkten Strafen, der Gerichtsbarkeit auf feine Les 
benszeit verluftig unbejchader der echte ſeiner — und 
anderen Rechtsnachfolgern. 

München den 8. September 1808, 


Mayr Joſeph. 
Schr. v. Montgelas. 
Straf Morawitzky. 
Frhr. v. Hompeſch. 


en in, in 
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34. 

Anzeige einer, die Einführung des. Koder Napoleon. 
in den Staaten des Rheinbundes vorbereiterg 
den, Zeitfchrift. 

Auszug aus zwei darin erfchieneren Abhandlungen, 
über die Gefahren der Hbereilten und unvorbereite 
fen Aufnahme der franzöfifchen Civilgefeggebung 
imd Äbder die Mittel, fie zu befeitigen. 





Bom Dberappellatiomsrarh von Almendingen in Hadamar " 





Piss iſt Freilich Leichter, als die Promulgation einer 
neuen Kivilgefeßgebung. Sie koſtet dem Souverain die 
bloſe Unterfchrift feines Namens. Damit hat er aber fer 
nem Volke nur einen todten VBuchftaben, eine leblofe Form 
geſchenkt. Es ift ein in den Schoos der Gegenwart ansger 
fireuter Saame; erft in einer nahen oder fernen Zukunft 
fann er aufleimen, und fih — nachdem das Erdreich gut 
oder fchleht vorbereitet war, — zu einer blühenden und 
üppigen, oder zu einer kümmerlichen Vegetation entfalten. 
Soll die nene Geſetzgebung dem Eigenthum feftere Grenzen, 
dem Kandel und Verkehr einen höheren Schwung, den 
Sitten fchönere Formen geben; fo muß ſie von der gebilde, 
ten Klaffe im Geift und in der Wahrheit aufgefaßt, fie 
muß in die täglichen Bedürfniffe verwebt, fie muß mit den 
Herrfchenden NRechtsbegriffen amalaamirt werden. Mit ber 
Sefeßaebung von oben herunter muß die Kultur von unten 
herauf gleichen Schritt halten. Bei der Einführung des 
Koder Napoleon in den Staaten des Nheinbundes müſſen 
daher nicht blos Mintfterien und Geſetzgebungskommiſſion, 
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ondern vorzüglich und zugleich gebildete Schriftſteller thätig 
feyn. 
Von dieſer Wahrheit ergriffen, hat ſich eine Geſellſchaft 
von Gelehrten zur theoretiſchen Bearbeitung und philoſophi⸗ 
ſchen Kritik aller Zweige der franzöſiſchen Geſetzgebung 
vereinigt. Sie will das Reſultat ihrer Anfichten und Ents 
deckungen in einer Zeitfchrift niederlegen, melche unter den 
jetzigen Umftänden eine der wichtigften und einflußreichften 
‚werden bürfte,, und welche fie deshalb der Aufmerkſamkeit 
deutſcher Minifterien und Regierungen empfiehlt. Sie will 
das Publitum gebildeter Geihäftsmänner an der Hand des 
Bekannten in das Unbekannte, am Leitfaden der deurfchen 
Öffentlichen Organifation, und deutfcher Nechtsbegriffe, in das 
Heiligthum des Staatsorganismus und der Gerichtäverfafs 
fung Frankreichs einführen ; fie will die Vorurtheile fir das 
Alte bekämpfen, und die Erwartungen vom Neuen mäßigen, 
indem fie iiberall jenes diefem gegenüber ftellt; es follen die 
höhern Wahrheiten der Vernunft, aus welchen Deutfchlands 
und Frankreichs Nechtsinftitute gemeinfchaftlich hervorgegans 
gen find, aufgefuht, Frankreichs Nechtsinftitute follen ans 
fpruchlos, aber durchaus gemeinverftändlich bargeftellt, es foll 
ihre Einfluß auf die Kultur der Sitten „ auf Induſtrie und 
Verkehr entwickelt, ihr Verhältniß zu dem, was bei uns 
Vorurtheil und Herkommen geheiligt haben, geprüft, es follen 
vereinigende und ausgleichende Mobdififationen vorgefchlagen 
werden. — Bon biefer Zeitfchrift find unter dem Titel: 


Allgemeine Bibliorhet für Staatskunſt, 
Rechtswiffenfhaft und Eritit, Gieſen und 
Wetzlar 1808. bei Tafhe und Müller. 


die zwei erften Hefte erfchienen. Sie zeigen, daß aus der 
Einführung des C. N. in deurfche Staaten, wenn fie mit 
:  Konfequenz, und Weisheit geleitet wird, die Konftitution des 
Rheinbundes felbft, das Verhältniß der Unterthanen zu den 


f 
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Souverainen, beiber Protektor, und überhaupt eine Palinge 
neſie der deutfchen Staatsverfafiung hervorgehen muß, 

Das erfte Heft enthält eine Abhandlung: über die 
Schwierigkeiten und Gefahren der Übereilten 
und unvorbereiteten Einführung des Koder 
Napoleon in den Staaten des Rheinbundes. 
Ueber den Gegenftand diefer Abhandlung eriftiven ſchon 
wichtige und bedeutende Vorarbeiten. Der’ gelehrte und 
patriotifhe von Kamptz har gegen die Räthlichkeit der 
Einführung des G. N, Bedenklichkeiten zur Sprade ges 
bracht, deren große Wichtigkeit keinem denfenden Geſchäfts— 
mann entgehen kann. Es ift nicht zu billigen, daß der Vers 

faffer der vorliegenden Abhandlung dieſe Vedenklichkeiten 
nicht gekannt, oder wenigſtens nicht berückſichtigt hat. Er 
geht indeſſen bei der Unterſuchung der nämiichen Frage einen 
eigenen und felöftfändigen Gang, Kat er feine Vorgänger 
nicht, wie er es hätte hun follen, benußt, fo hat dadurch 
die Unbefangenheit des -Refultats gewonnen. — 

Dem hohen Zwei und den mohlthätigen Folgen der 
Einführung des C. N. in Frankreich, wird, vor allen Dins 
gen, eine Lobrede gehalten. Sn: einer tiefern Civilrechts⸗ 
anarchie fand fi vor der Revolution m etwa Polen auss 
genommen, fein eurdpäiſcher Staat. indem das droit 
&crit, und das droit coutumier , das römifche und das 
Gewohnheitsrecht fih in Frankreich in geographiſcher Hin⸗ 
ſicht theilten, indem hier das römiſche Necht fubfidiarifch, 
dort als Hauptenticheidungsquelle galt, indem 180 abmeis 
chende coutumes generales neben einer weit größeren 
Menge coutumes logales die politiich vereinigte Mation, 
in privatrechtliher Hinſicht im utizähligen Völkerſchaften 
theilten, bot das Rechtsſtudium und die Rechtspflege ein La— 
birinth ohne Ausgang dar. Die ihrer Beſtimmung nach 
auf bloße Rechtspflege beſchränkten Parlamente übten durch 
dis positions gendräles et reglementaires, geſetzgebende 
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Gewalt in ihren Gerichtöfprengein aus. Was das Parla—⸗ 
- ment von Toulouſe fir Recht erklärt Bätte, konnte vom 
Parlament zu Bordeaug für Unrecht erMärt werden. Der 
Kodey Napoleon ind der.Code de procedure civile (mars 
- um’ hat'der DVerfaffer nicht au; des Code de commerce 
erwähnt) beendigten diefen Zuftand, und ſchenkten allen Das 
Yartenvents der franzöfifchen Monarchie gleiche Rechte, und 
gleiche  Verfahrungsformen. Die Eirführung -derfelben in 
den Staaten des Nheinbundes würde zwar. denfelben eihe 
gleiche Wohlthat gewähren 5; geſchähe fie aber übereilt, 
and unvorbereiter, fo würde dieſe Wohlthat durch 
ſchwere und namenigfe Opfer erfauft werden müſſen. Der 
Verfaſſer wiederhott mehrmals die Verſicherung, daB er Fels 
neswegs die Einführung des C. N. ſelbſt, fondern nur die 
vorſchnelle Raſchheit mißrathe, mit welcher man ſchon in 
mehreren Ländern vorgefehritten if. Es würde ein gar 
nicht zu berechnender Zuftand von Rechtsloſigkeit, und ns 
tkonſequenz entfiehen. Der Verfaſſer entwirft nun ein Ge: 
mälde deffelben. Es würde einmal, fant er, proviforifche 
Kechtsunficherheit an die Stelle feſter Eigenthumsgrenzen 
treten. Jeder Unterthan Sennt- jetzt feine Aniprüce und 
Srwartungen, er überſieht die Folgen feiner Handlungen ; 
Zutrauen befebt den Kredit, Der C N. würde alle Familien 
in ein unbekanntes Element ſchleudern. Richter, Anmwälde, 
und Partheten würden unten die Herrſchaft einer Geſetzge⸗ 
bung verfegt werdet, deren Inhalt niemand kennt. "Denn 
der Kodex Napoleon ift mir der franzöfifhen Gerichtsords 
nung innigft verſchlungen, jener kann ohne diefe nicht zur 
Anwendung kommen; die Mitglieder unferer Gerichtehöfe 
verſtehen vom C. N. wenig, vom Code de procedure 
«ivile verftehen fie gar nichts. Sprache, ————— 
Hauptbegriffe — alles iſt für ſie fremdartig. 

Ein treffliches, aber von dem unſrigen durchaus abwei⸗ 
chendes Hy potheken ſyſtem, eine raſche, aber an völlig 
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frembartige Formalitäten gefeffelte Procedur,- ein für die 
Aufbewahrung und Formalificung der Handlungen des bür⸗ 
gerlichen Lebens höchſt unentbehrlihes Notartatsinftis 
tut würde fih plöslih in den Händen von Männern fin, 
ben welche von allem was fie thun-und laſſen follen, nichts 
verſtehen, auch durch einen bloßen Machtbefehl es nicht lets 
nen fönnen. Das Vertrauen ‚der rechtsbedürfenden Parı 


theien wide feine Zuflucht, die Richterwillkühr keine Grem 


gen finden. Die ganze jebige Generation wiirde durch 
Rechtsloſigkeit, und Chikane gepeitfcht werden. Diefer Zus 
fand würde allerdings durch die Thätigkeit der Regierungen, 
durch den Fleiß der Schriftſteller, durch den Einfluß der 

Lehranftalten vorübergehen, dann würde aber zweitens an 
die Stelle totaler und proviſoriſcher Rechts unſi— 
herheit eine partielle und bleibende Richters 
willkühr treten. 

Der °C. N. dehnt ſich nämlich nicht über alle Zweige 
des Privatrechts, nicht über alle Gefchäfte des bürgerlichen 
Lebens aus, Er enthält lichtvolle und. herrfchende, aber keine 
erichöpfende Prinzipien. Wo er fchweigt, fülle fein Gewohn⸗ 
heitsrecht, fein Statut die Lücke; der Nichter iſt zwar an 
bie Jurisprudenz und an die Vernunft, wie fie im römifchen 
Hecht und in den Bearbeitern deffeiben leuchtet, verwiefen, 
doch fo, daß überall die Individualität feiner Anfichten über 
natürliche Billigkeit, fiber jede, fremde und pofitive Autorität 
fiege: Mit einem Wort — außer dem Code Napoleon 
giebt es noch, über die von ihm umfaßten Gegenftände, eine 
raison écrite, ader ein loi écrite giebt es weiter nicht. 

So mufte es in Frankreich feyn, wenn der große herr⸗ 
ſchende Zweck der Reform, der Einförmigkeit des Rechts in 
allen Departements ſollte erreicht werden. Deutſche Richter 
find einmal an Autorität gewöhnt, Wenn fie diefer nicht 
folgen müffen, fo werden fie einer folhen fubjeftiven 
in unendlihen Schattirungen ımd Nüancen bald ſo bald an⸗ 
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ders fich ausfprechenden , bald würklichen, bald erheuchelten 
Billigkeit, d. h. Willkühr folgen. Im nämlichen Richter 
werden ſich die Ausiprüche der inzern Geſetzgebung nad) den 
Umſtänden Ändern; er- wird heute wegen dreijähriger 
Nichientrihtung des Kanone , den emphyteutifchen Kontrakt 
für erlofchen erflären, und morgen Bedenken tragen, wegen: 
vieljährigem Rückſtand beffelben eine fo harte, und 
willkührliche Strafe zu rea iſtren. Er wird heute die Rechte 
des Dbereigenthlimers und das daraus abgeleitete Necht de® 
Vorkaufs fehr. billig finden, und morgen beide als eine bloße 
Spitzfindigkeit des vömifchen Rechts verwerfen, Bei einer 
feihen Rechtsunftändigkeit wird fich: der Deutfche, nach ſei⸗ 
nem Nationalcharafter, nie glücklich finden. Nie wird bie 
Marthei mit Zutrauen vor einen Richter treten, der, ents 
fiheide er, wie er wolle, immer richtig. entfchieden hat. Nom: 
weit größerer Wichtinfeit ift eine: Dritte, durch die über, 
eilte und unvorbereitete Einführung des ©. N. erzeugte Ber 
Denflichlei. Es würde Dadurch ein unauflößbarer. 
Widerfpruh zwiſchen dem dÖffentlihen und, 
Privatrecht?; zwifhen der DOrganifation und 
Adminiftration begründet werden. Hier zeigt 
fid) nicht blos Gefahr und — — ſondern ganzliche 
Unmöglichkeit. 

Wie man ſie bei der Aufnahme des C. N. im Herzog⸗ 
thum Aremberg hat überſehen können, iſt faſt unbegreiflich. 
Frankreichs öffentliches Recht iſt der Grundpfeiler des Pri⸗ 
vatrechts, auf ſeine Konſtitution iſt die Geſetzgebung gebaut. 
Der Organismus der Gerichte iſt ihr Element. Ohne dieſes 
Element kann fie. nicht in Anwendung gebracht werden. 
Venn es ihr/ entzogen wird, iſt der C. N. ein caput mor- 
tuum. Es ſind vorzüglich drei in der Konſtitution ausge⸗ 
ſprochene Grundſätze, welche der C. N. ſtillſchweigend vor⸗ 
ausſetzt: a) gänzliche Trennung des Staats von 
der Kirche. In unſeren bisherigen Staaten trat der 
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Menſch, an der Hand: ber Kirche, als Bürger im den Staats 
Die Kirche umgab die Ehe mit Weihe, und den Eid mie 
der Sanktion der pofitiven Religion. Ä 

Die kirchlichen Ehegeſetze wurden vom Staat bürgerlich 
geehrt, und verfagte ſchon die Kirche ihren Seegen, da wo 
der. Staat die Ehe unterfagte, fo erkannte doch. der Staat 
nur im Siegel der Firchlichen Trauung, die Exiſtenz dei Ehe 
ant Der Code Napoleon. und der Code-de procedure: - 
eivile jeßen allenthalben die Säkulavifation: der Geburt, di 
Ehe, und des Eides ſtill ſchweigende voraus; "Die kirch⸗ 
liche Trauung als ſolche, bringt gar keine bürgerliche Wür⸗ 
tungen: hervor. Das am Fuße des Altars vereinigte — 

lebt vor. dem Civilgeſetz in Konkubinat. — 
Ein⸗Staat aber, deſſen öffeutliches Recht die — 
ten wenn ſchon in; der Ausübung beſchränkten Rechte der 
Kirche überall anerkennt/ und deſſen Eivilgeſetzgebung fie: 
überall als vernichtet vorausſetzt, widerſpricht ſich feldit: 
Kein menſchlicher Scharffinn kann die Räthſel löſen, wie jenes! 
öffentliche, : und dieſes Privatrecht nebeneinander zu beſtehen 
vermögen: Wie daher. in. einem Staate des Rheinbundes 
‚ohne vorgängige Veränderung der ganzen: kirchlichen Derfaßs; 
fung nad) dem Vorgang: Frankreichs: der Code Napolton! 
eingeführt werden könne, läßt ſich nicht einjehen: 
by. Wird die Vernichtung ber Prerfonals und 

Realvorzüge des befiehenden.Adels vom C. N: 
ebenfalls Kilfhmweigend vorausgefest Frans 
reiche: Civilgeſetzgebung brachte blos die. Srundfäge des öf⸗— 
fentlichen Rechts zur Vollziehung. Daher das Verbot dei’ 
Subſtitution *) die Ablößlichkeit der Grundzinſe, und Zehm 
ten **) die durch die Aufhebung der aktiven Perſonalſervie 
tuten ſanktionirte Vernichtung der Frohnden ***). Das dp‘ 

*) C. N. A. 896. 

=”) C. N. A: 530 u. Hil,; 

a) CN. Art. 686, Ze 
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Fenttihe Recht läßt: in den Staaten des Rheinbundes den 
Adel als erblich ausgezeichneten Stand fortbeftehen. "Die 
Familien der Standesheren haben den Slanz des Thrones, 
die. Unablößlichkeit der Gülten und Zehnten, und felbft die: 
Fortdaner der Patrimonialfrohnden ift tief in das Finanzs 
ſyſtem verwebt. Wie kann man denn den C. N. ohne Vers 
leugnung ſtaatswirthſchaftlicher und publiziftifcher Maximen 
unvorbereitet, unmodifizirt, ungeprüft einführen? 

ec) Hängt der C. V. mit dem Code de proce 
dure civile auf das genaueftegufammen; es fing 
det Sich in jenem kein Titel, der nicht direke) 
oder indirekte in: die Serichtsverfaffung vers 
Schlangen ifl. In der feßteren aber iſt der’ Srundfaß 
vorherrſchend, daß Inſtruktion und Vollgiehung: 
vom Rechtsſprechen getrennt bleiben müffen“ 
Diefer Grundſatz war ſchon die Bafis der Drdonnanze von 

667. Er wurde durch den Geiſt des Zeitafterg, durch eine 
Lieblingsmarime der Metaphufit des allgemeinen Staats— 
rechts, noch tiefer in die Serichtsverfaffung hineingefentt. 

+ Die von Montesquieu theoretiſch, von der 
englifhen Konftitution praktiſch gepredigte Trennung der: 
gefeßgebenden, richterlichen und vollgiehenden Gewalten nahm 
den Organismus des franzöfifhen Eivilprozeffes in Schuß. 
Auf jener Trennung beruht das Inſtitut der Huissiers,: 
das Bureau conseryateur des hypotheques, das Notar: 
riatsinſtitut. Sie bilden nebit anderen Sinftituten 3. B. den 
Familienrath, der Paiferlichen Prokuratur, den Friedens; 
gerichten als bureaux de conciliation, Frankreichs bürger⸗ 
liche Organiſation. Dieſe Ovrganifation ift aber nichts an⸗ 
ders, als die DOrganifation des C. N, felbfl. Aus ihrer’ 
Würkſamkeit gehen die vom C. N. normirten Rechte der 
Einzelnen hervor. Den C. N. ohne die Organifation deffelk‘ 
ben aufzunehmen ift Widerfpruch. Will man jene Inſtitute 
aus dem C. N. berausmodifiziren ; fo iſt dieſer ſelbſt aufger- 
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hoben, und alles; was das wefentliche und den Geiſt 
der franzöfifchen Geſetzgebung konſtituirt, ift vernichtet. Man 
hat bisher von den Modififationen des C. N. nach deutſchen 
gokalitäten geſprochen man follte indeffen umgekehrt von den 
Modififationen. deufcher Lokalitäten nach den Forderungen 
des C. N. reden. Am längften verweilt fich der Verfaffer 
bei einer vierten VBedenklichkeit. Er glaubt, daß durch 
die Folgen einer unvorbereiteten. Einführung 
des C. N, das Studium der römifchen Juris“ 
prudenz untergehen, jene Quelle philofophis 
fher Anfihten verfiegen, und feldft die Hof 
nung einer befferen Zufunft verfhwinden wär: 
de. Der C.N. läßt das römifche Recht nur als gefchriehe, 
ne DBernunft ftehen. Indem er ihm gefebliche Gültigkeit 
raubt, vernichter er feinen Werth für die Praxis. Das 
wiſſenſchaftliche Intereſſe ftirbt nur gar zu bald dahin, wenn 
. ed in gemeinen Bedürfniſſen feine Nahrung mehr findet. 
Der Verfaffer fpriche von der Weisheit und Philofophie des 
römischen Rechts mit einer VBegeifterung , weiche man nur 
noch bei einem Bigot de Preamenue , bei einem Portalis, 
und andern Geſetzgebern Frankreichs, aber weder bei dents 
Then Praktikern noch Rechtsphiloſophen findet. Er ftellt eine 
Unteriuchung über das Verhältniß des: römifchen Rechts 
‚zur Legisiation und zur Doktrin an, welche ſich durd ein 
noch wenig bearbeitetes Gebiet der Rechtsmetaphyſik hindurch 
windet. Sie läßt ſich ungeachtet ihrer großen Wichtigkeit 
in einem Auszug nicht darſtellen. 

Das zweite Heft enthält in umgekehrter Richtung 
die Fortſetzung der nämlichen Abhandlung. Er liefert Ans 
ſichten über die Bedingungen und Vorausſez— 
zungen der Einführung des Coder Napoleon in 
den Staaten des Rheinbundes. Die im erften Heft 
gefchiiderten Schwierigkeiten, und Gefahren der Einführung, 
des C. N, werden mweggeraumt Der Verfaſſer hält die 
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OMmführung für möglich und fogar wohlthätig. Nur ver 
langt er, daß fie mit der Organifation gleichen Schritt halte. 
Er glaubt, daß dieſe Organifation aus dem Verhältniß der 
Staatın des Rheinbundes zu ihrem erhabenen Proteftor 
und aus der Natur der Sache ſelbſt hervorgehen müſſe. Er 
ftellt in dieſer Hinſicht drei Forderungen auf. Vor allen 
Dingen, fagt er, muß 

I.) ein deutſches Civilgeſetzbuch im Geift 
desjenigen gefchaffen werden, deffen verhängs 
nifvojler Name dem Civilgefeßbuh Frankreichs 
‚vorgefeßt wurde. Diefes deurfche Geſetzbuch muß 

II.) mit der bisherigen Privatgefeugebung 
Deutſchlands in Verbindung gefest, die revolu— 
stionairen Kontrafte müſſen ausgeglihen wers 

ben. 

MI.) e8 bedarf einer Organiſation, ober 
einer vorgängigen öffentlichen Einridtung, 
ohne welche feine Eivilgefeßgebung, am wenig: 
fien die Civilgeſetzgebung, Frankreichs würks 
fam werden kann. Diefe Forderungen merden ausges 
führe, und motivirt. | 

I.) Freilich erhielten deutſche Zürften aus Napoleons 
Hand die Souverainität zum Geſchenk. Hiernach konnte jes 
ber die Geſetzgebung feiner Unterthanen nach eigener Will 
kühr, und die Modifitationen des Koder Napoleon nad) eis 
genem Ermeſſen beftimmen. Es giebt indeffen Kräfte deren 
Würkſamkeit in der Natur der Umgebungen verloren geht. 
Eranfreichs Redner, die Organe des Willens und der Ans 
fihten ihres großen Gebieters, kündigten den revidirten frans 
zöfifchen Koder, als den fünftigen Koder des civilifirten Eus 
ropas an. Indem ihm Mapoleon feinen meltherrichenden 
Namen ſchenkte, weihte er ihn ſelbſt zur Herrſchaft der Welt. - 
Er follte, wie Bigot de Preamenue fagte, unter benadhs 
Garten Völkern die Xerfchiedenheit der bürgerlichen Geſetz⸗ 

Ba. 
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gebung aufheben, weiche gleich der MWerfchichenhett der Relt 
gion und der Sprachen benachbarte Völker einander ent 
fremder. Indeſſen würde unter Napoleons mißbrauchtem 
Damen die Einheit des europäifchen Eivilrechts entftellt wer⸗ 
den, wenn Baiern, Würtemberg, Baden, Heſſen, Naffau, 
Würzburg, m. f. w. jeder für ſich einen nach befondes 
ren Prinzipien modifizierten C. N. fchaffen wollten. 
Weicht ſchon Deutfchlands Kultur und Nationalität zu fehr 
vom franzöfifhen Karakter ab , als dafi jenes fich beim uns 
vorbereiten, und unmodifizirten C. N. je glücklich finden 
könnte, fo eriftiet doc zwifchen den Baiern, Würtembergern, 
Badnern, Würzburgern u. f. w. Leine große Verfchiedenheit 
heimifcher Verhältniſſe. Es läßt fi kein Grund angeben, 
aus welchem für alle deutfhe Staaten nicht eben fo ein 
C. N. abgefaßt werden fönnte, wie für alle Departements 
Frankreichs, ein Civilgeſetzbuch, ein Kriminaltoder u. f. w. 
Die unmodifizirte Einführung des C. N. wird Napoleon 
ſelbſt nicht verlangen. Niemand weiß beffer, als er, daß 
die Majeftär eines großen Namens den Karakter der Völker 
und die ewigen Geſetze der Natur nicht Ändert. 

Daß aber jeder Souverain des Nheinbundes den Kor 
der Napoleon auf feine Weile und nach feinem Ermeffen 
modifiziven laffe, das widerfpriht der Grundidee eines 
Univerfalloder. Sollte der erhabene Gedanke einer 
allgemeinen und einförmigen Civilgefeggebung Realität. ers 
Halten, fo müſſen ſich ale Souveraine des Nheinbundes 
Über die einförmige Annahme eines einzigen für alle 
gleihförmig modifizirten Koder Napoleon verfichen. 
Aber wie? Niche im Wege diplomatifcher Vereinigung, wel 
che überhaupt bei Werken des Geiftes nicht möglich iſt. 
Nicht dadurch, daß fie ihrem Protektor jelbft die Aufftellung 
eines gemeinfchaftlihen Civilkodex überlaffen. Dieß wide 
die Souverainität an der empfindlichften Stelle verleßen. 
Auch endlich nicht dadurch, daß ein Souverain für feine 
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Mitfouveraine das groſe Werk unternimmt Denn feiner 
ift der Vormund des andern. Es flieht nur ein möglicher 
Weg offen — er iſt geräufchlos, aber fihder. Es ift der 
Weg wiffenihaftliher Konkurrenz. 
2Man überlaſſe die Abfaſſung eines für fämmtliche 
>» Staaten des NRheinbundes nach dem Koder Napoleon mos 
»bdifizirten Geſetzentwurfs dem gewiß Meinen Haufen deuts 
»ſcher Schriftfteller, die in fih Kraft und Veruf für de 
»ſchwere Arbeit fühlen. Man fordere Niemand durch 
» Preife und Belohnungen auf. Solche Aufforderungen feps 
»zen oft ganz andere Triebfedern,, als reine Liebe für die 
Fgute Sache in Thätigkeit. Auch könnnte feine Regierung 
»ein Aufgebot zum geifligen Kampf erlaffen, ohne ſich 
dadurch Hilfhmweigend eine Wormundfchaft über diejes 
»nigen anzumafen, fiir welche das abzufaffende Geſetzbuch 
> gemeinichaftliches Geſetzbuch werden foll.« 

»Weckt dagegen das Bedürfniß der Zeit nur einige 
» beſſere Seifter, achmen ihre Vorſchläge und Anfichten den 
»Geift der franzöfiihen Gefebgebung, ohne den Charakter 
»deutfcher Jurisprudenz und Individualität zu verleugnen, 
»fprechen fie den Buchſtaben franzöfiiher Geſetze aus, ohne 
»dem am deutiche Töne gewöhnten Ohr unverftändlich zu 
»feyn, find fie auf Frankreichs Drganifationsprinzipien bas 
»firt, ohne die Vernichtung deurfcher Werwaltungsmarimen 
»nothwendig zu machen, traut ihnen das Urtheil erfahrner 
»und aufgeflärter Gefchäftsmänner, Ausführbarkeit und Ans 
»wendbarfeit zu, — dann würdige fie man seiner vorzüglis 
-»chen Aufmerkfamfeit. Sie können die Grundlage der Vers 
»einigung zu einem gemeinfhafrlihen Geſetzbuch für Die 
» Staaten des NRheinbundes werden. — 

II) Das verlangte Civilgefegbuh muß indeffen ein vers 
formirendes, fein vevolutionirendes Syſtem darftellen. Für 
Frankreich führte der Civilkoder und die Gerichtsordnung 
feinen revolutionairen Zuftand ein. Weide würkten umge, 
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kehrt ber Revolution und ihrem excentriſchen Schwung em 
gegen; fie führten die Nation zurück in den Kreis gewohn⸗ 
ter Verhältniſſe. Aus dem Keim der vorrevolutionairen Zus 
risprudenz blühte die nachrevolutionaire hervor, und aus 
dem Schaß alter ————— ſchöpften die neuen Legisla— 
toren. 

Fern daher der Gedanke, daß der für die Staaten des 
Rheinbundes modifizirte GC. N. der Erfahrung, der Einſicht 
der deutfchen Vormwelt, allem, was Gewohnheit und Porurs 
theil heiligen, den Stab breche, und eine ganz neue 
Drdnung der Dinge erzeuge. Er vereinige ſchweſterlich 
den Geiſt deutfher Civilgeſetzgebung mit den Formen der 
franzöſiſchen. Er bewahre rein und forgfältig die beiden 
Legisiationen gemeinfchaftlicher Prinzipien. Wo beide ab 
weichen, verbinde er fie durch ein Mittelglied. Er verfhme; 
ze die Kontrafte in Nitancen und Schattirungen. 

Verweißt der. franzöfifhe Koder Napoleon, um der 
Kirche gar Beine Herrſchaft über den Staat zu geftatten — 
legtere ganz aus dem Staat, fo erreiche der deutſche Keder 
Napoleon den nämlichen Zweck durch ein mit dem bisherts 
gen Zuftand der Dinge vereinbares Mittel. Damit die Kir, 
he nicht über den Staat herrfche, werde fie mit dem Staat 
ſelbſt identifiziet. Verbietet der franzöfiiche Koder Napoleon 
das Adelsinftitut als Regel, unterfagt er deshalb den Wors 
ten nad) die Subftitutionen, hebt er, der Sache nad), alle 
alte Fideikommiſſe auf, verſtattet er dem Kaiſer als Auss 
nahme die Genehmigung neuer Subftitutionen und die 
Schöpfung neuer Familienfideitommiffe, fo erhebe der deut 
ſche Koder Napoleon die Regel zur Ausnahme, die Ausnah— 
me zur Regel, er behalte die bisherigen Stammgüter als 
Ausnahme bei, er fibertrage die Schöpfung neuer Familiens 
namen und Fideifommiffe ald Ausnahme dem Souverain. — 
Bor allen Dingen empfichle der Verfaſſer das forgfältige 
Studium des franzöfifchen Civilprozeffes und die modifizirte 
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Leber ragung deffelden "auf beutfchen Boden. Erſt durch 
ihm wird der deutfche gleich dem franzöſiſchen C. N. orgas 
nifiet werden. Der Verfaffer Hält feinen Fundamentalanfids 
ten eine warme Lobrede. Raſche Evolution, zutrauengebies 
tende, in der Publizität der Audienz ausgeiprochene, Lojali⸗ 
tät, eine das Talent begeiſternde, den Geſchmack des Volks 
veredelnde Plaidorie, find grofe Vorzüge, bei welchen es 
iunbegreiflich bleibt, wie Gönner den frangöfiichen Eivilpros 
zeß mißlungen nennen konnte. Sie kontraftiven gegen. ben 
trägen deutfchen Prozeßgang, und gegen das geheimnißvolle 
Verfahren, dem ſchon lange nur Difafterialdüntel das Wort 
forah. Dagegen ſcheint Einheit und ſtrenge Konfequenz 
dem franzöfifhen Civilprozeß zu fehlen. Man vermiße darin 
einen tiefen und gehaltenen wiffenfchaftlihen Blick; der 
Nichter iſt nicht, wie im deutfchen Civilprogeß die Seele des - 
Dramas. Der das Nechtfprechen von der Nechtsvollziehung 
trennende Mechanismus führe Mißbräuche herbei, fiber wel⸗ 
che das Publikum in Frankreich laut Magt. Der Verfaſſer 
Hält es nicht für unmöglich, in der den deutſchen C. N. 
organiſirenden Gerichtsordnung die Vorzüge der franzöſiſchen 
mit den Eigenheiten der deutſchen Prozeßordnung zu vereis, 
nigen, und die raſche Evolution der erfien mit ber wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Einheit der zweiten zu verbinden. Er ſchließt 
endlich mit Vorſchlägen, wie die durch den franzöſiſchen C. 
N. genehmigte Richterwillkühr aufgehoben, und das Stu— 
dium des römiſchen Rechts vom Untergang gerettet werden. 
kann. Haben ſich die Souveralne des Rheinbundes Über 
Bas vorzüglich einzufiihrende Geſetzesprojekt vereinigt, dann 
fordere man die Weiſen unter dem Volk, Gerichtshöfe und. 
Akademien zur Mittheilung ihrer VBemerfungen auf, das 
Werk eines einzigen werde der Prüfung aller vorgelegt. 
Dem Verfaffer felbft überlaſſe man hiernach die Zeile, und 
Stimmenmehrheit entfcheide über die Annahme oder Ver⸗ 
werfung des Ganzen. 


374 


III. Nun wird. es noch auf.die fihtbare und würkliche 
Einführung des deutihen C. N. ankommen. Ste wird ohne 
eine neue Organlfation der Staaten des Rheinbundes nicht 
möglih ſeyn. Sie muß wiſſenſchaftlich und praktiſch 
erfolgen. | or 

»Durh jene werden bie zur Magiftratur berufenen 
3 Sindividuen mit dem Geiſt und Inhalt der neuen Gefeßr 
»gebung auf das genauefte bekannt gemacht, durch diefe 
»werden die volllommen informirten Behörden eingeführt, 
»welche durch ihr mwechfelfeitiges Zufammenmwürfen, nad den 
» Forderungen der Gefeßgebung, die echte der Eimgelnen. 
Sfchaffen, fanftieniren, erhalten. Die Mäder der Mafchine 
» werben ineinander gefiigt, das Uhrwerk wird aufgezogen. « 

Die wiffenfchäftlihe Organiſation erfordert Unterrichts 
anftalten. Der Verfaſſer widerräth nachdrücklich die Eins 
führung von Rechtsſchulen. Sie würden die Jurisprudenj 
von allen befreunderen Wiffenfchaften hinweg ifoliren. Sie 
würden einfeitige, der höhern Kultur abgeftorbene Geſchäfts⸗ 
männer bilden. Er wünſcht deshalb, daß der Linterricht in, 
der frangöfiihen Sjuriepruden; in den Schoos der Lniverfis 
täten verpflanzt werde. Hiernächſt glaubt er, daß Deutſch 
land einen Kommentar über den C. N. bedürfe im Geift bed 
Höpfneriſchen Inſtitutionenkommentare. Er fchläge vor die 
Ausarbeitung deffelben zum Gegenftand einer Preißaufgabe 
zu machen. Der Verfaffer betaillive nunmehr die praftifche 
Drganifatton. Er Hält fie für weit ſchwieriger als die wif, 
fenfhaftliche. Ste wird das Ledensprinzip der neuen Geſetz 
gebung enthalten. Die wichtigften, auf deutfchen Boden zu 
verpflangenden , vechtfprechenden und nichtrechtfprechenden 
Anftalten werden bargeftell. Zu ben letztern rechnet der 
Verfaſſer 1) das Motariarsinftitut, a) das der Aufbewah 
rung der Hypotheken gemwidmete Bureau conservateur des 
bypotheques et privileges, 3) die fir die Beurkundung 
der Sehurten, Heirathen und Sterbfälle getroffenen Anftalı 
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ten, 4) den Familtenrath, 5) bie allen Gerichtshöfen beige 
ordnete Paiferliche Profuratut , 6) die Diener der Juſtiz, 
(huissiers) nicht grade Diener des Gerichts, 7) die Fries 
densgerichte als bureaux de conciliation. inter den’ 
rechtiprechenden Anftalten detaillivt er 1) die Friedensgerichte, 
2) die Tribunäte erfter Inſtanz, 3) die Appellationshöfe,' 
4) den Kaffationshof, 5) den Hohen Taiferlichen Gerichts⸗ 
Hof. — Es finden fich darunter mehrere, welche in einem’ 
einzelnen Staat des Rheinbundes nicht eingeflihre werden 
können, und an welchen die im fich felbft gefchloffene innere 
Eonverainität nothwendig ſcheitern muß. Schon fir Tri⸗ 
bunäte erfter Inſtanz finder fih in Kleinen Bundesftaaten 
3. ©. im Sfenburgifchen, fein Raum. Appellationshöfe 
können nicht einmal im Geiſt der franzöfifchen Gerichtsver⸗ 


. faffung in deutſchen Großherzogthümern eingeführte werden; 


der Kaffationshof endlich iſt für alle Staaten des Rbeinbuns 
des nur einmal zu etrichten. Was der Code Napoleon 
für die Theorie der Gefeßgebung in Frankreich iſt, iſt der 


Kaſſationshof für die Ausübung. Die duch jenen bezweckte 


Rechtseinheit wird erſt durch diefen organifirt. 

»Soll, fagt der Verfaſſer, — die eine, und nämliche 
»Civilgeſetzgebung alle Völker des Rheinbundes untereinan⸗ 
»der vereinigen, fo dürfen fie auch durch Formen, Prozedus 
»ren und Gerichtsorganifation nicht wieder voneinander ger’ 
»trennt werden. Das Sees muß fih im Recht der Par⸗ 
seheien überall auf gleiche Art ent wickeln. Eine gleiche 
vund identifche Anftalt muß im Herzogthum Naffau, wie im 
Königreich Baiern, eine gleiche Jurisprudenz res alari⸗ 
en « — 

Faſt noch nöthiger als die Errichtuug eines gemein 
fchaftlichen Kaffationshofs wird die Errichtung eines, den 
franzöfifhen kaiſer lichen hohen Gerichtshof nach— 
bildenden Inſtituts in den Staaten des Rheinbundes wers 
den — der Verfaſſer findet in bee Verpflanzung deſſelben 
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auf deutfchen Boden dem Vereinigungspunkt zwifchen: Fürſten 
und Völker, zwifchen dem Beſchützer, und dem Beſchützten, 
die Bafis der künftigen Bundesverfaffung,, und die Garanı 
tie ihres inneren Glückes. 

Diefer Theil der Abhandlung i ber wichtigfte mb aus / 
führlichſte. Er iſt keines Auszugs fähig. Einſender wagt 
es dringend die hier niedergelegte Anſichten denjenigen zu 
enipfehlen, welche zunächſt an der Pforte der Zukunft ſtehen. 
Liebe flr Humanität, und bürgerliche Freiheit ſcheinen den 
Verfaffer befeelt zu haben. »Napoleon hat in Frankreichs 
»Derfafung den deutſchen Völkern das Bild ihres künftigen 
»Draatsorganismus vorgehalten. Nicht auf ihn, fondern 
seinzig und allein auf die Deutfchen kömmt es an, in die 
»fem Bilde ein Todtengerippe, ober die Göttin der Gefunds 
»heit und des Lebens zu umarmen.« — Diefer erhabene 
Gedanke wird von &. 159 bis 180 individualiſirt, und die: 
Abhandlung ſchließt mie einem Ueberblick über Deutfchlands, 
durch den Koder. Napoleon organifirte Berfaffung. Da Eins 
fender mit dem Inſtitut, in welchem die vorliegenden Abs: 
handlungen erfchienen find, in der engften Verbindung ſteht, 
fo hiel: er es für. Pflicht, fi auf eine bloße, Inhaltsanzeige 
derſelben mit Unterdrlickung aller beifälligen,, oder tadeinden 
Bemerkungen zu befchränten. Doch glaubte der Merfaffer 
auf einige Fehler gegen die franzöfifhe Jurisprudenz auf 
merkſam machen zu müffen , über welche übelwollende Re— 
genfenten leicht ein großes Aufichen erregen könnten. ©. 17 
wird unvichtig behauptet, daß der C. N. von der Wieder 
herftelung in den vorigen Stand ſchweige. Der Verfaffer 
wird fich durch die Anficht des Art. 481. 1079. 1313. und 
mehrerer anderen ‚leicht vom Gegentheil überzeugen. Wenn 
er S. 126 aus den Vorzügen des acte authentique den 
rund des 1541. Artikels erflärt, fo überſteht er, daß ſchon 
durch die Didonnance: von Moulins vom Jahr 1566., aller 
Seugenbeweis bei Verträgen deren Gegenſtand 100 Livres 
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Äberfteigt, ausgeſchloſſen wurde. Wenn er S. 75 die Ger‘ 
fahr der Erhehung- einer irrigen Anfiche der Dofrrin zung 
pofitiven Geſetz auseinaniderfegt, und dieſe Theorie durch 
Beifpiele ans dem C. N. belegt, fo Hätte fie vor allem“ 
Dingen duch XArt. 938 und 1585. — nad welchen das 
Eigenthum durch bloße Uebereinkunft nicht durch Tras' 
dition übergeht, wodurch aber der Tinterfchteb zwiſchen 
jus in personam, und jus in rem aufgehoben wird — 
erläutert werden müſſen. 

Es giebt Rezenſenten, welchen die Kraft, fich zu ges 
meinen herrſchenden Anfichtem zu erheben, von der ſtiefmüt⸗ 
terlichen Natur verſagt wurde. Dagegen fehle ihnen keines⸗ 
wegs das Talent, durch fleißlges Nachſchlagen hiſtoriſche 
Fehler dieſer Art ansfindig zu machen. Der Verfaſſer wird: 
wohl thun , auf die Achtung jener Meyenfenten, welche im 
Publikum eine große und wichtige Stimme führen‘, word: 
züglichen Werth zu legen; damit fie nicht in ihrem heiligen 
Eifer für Wahrheit und Wirfenfchaft nur für jene Fehler 
ein fritifches Auge haben, fiber alles felbftgedachte und ger 
meinmwichtige dagegen, was der Verfaſſer fonft noch nebenher 
gejagt: haben was we tiefer und —_. aa 
re 


35. 


Ueber den rechtlichen Vertheilungs⸗ Maaßſtab bei 
Aufhebung der Familien⸗Fideikommiſſe. 











Nie Erfahrung — daß die Neigung zu Errichtung von 
Fideikommiſſen, beſonders in jener Periode der reichsſtädti⸗ 
ſchen Geſchichte, wo die Adels Manie zur Ehre der ariſto⸗ 
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Eratifchen- Verfaffungen allzuſehr überhand nahm , eine über: 
ttiebene Ausdehnung bekam, 

Jenen flädeifhen bürgerlichen Vereinen, deren Wohl⸗ 
fand durch Handlung und Gewerbe einzig entſtanden war, 
und von deren Beförderung die Blüthe des Staats weſent⸗ 
lich abhieng, konnte nichts mehr zuwider ſeyn; — als daß 
man die Progreſſion dieſer Betriebſamkeit grauſam dadurch 
demmte; daß die erworbenen Fonds ‚der freien Cirkulation, 
der unbeſchränkten Dispoſition nach den Bedürfniſſen der 
Zeit, und der thätigen Spekulation entzogen wurden. Die⸗ 
ſer erzwungene Ruheſtand, deſſen Folgen mit keinem Maaß 
ermeſſen werden können, weil er, wie ein ſchleichendes Gift 
die Keime des Wohlſtandes ſchon vor ihrer Entwickelung 
tödtete, — hat num durch die, in den rheiniſchen Bundes⸗ 
ſtaaten allgemein werdende Aufhebung der Fideikommiſſe ſein 
Ende erreicht. — 

Der möglich nützliche, und der vernünftige Zweck, wei 
cher der Idee dieſer Inſtitute zum Grund liegt, iſt zwar 
nicht deſtruirt worden, aber die ſchädlichen Auswüchſe ſind 
dadurch abgeſchnitten, daß die. Geſetzgebung dafür geſorgt 
hat daß der bisher in einer ungeſchickten Willkühr ausgear⸗ 
tete bunte Wille ſolcher Fideikommiß⸗ Stifter in die Gränzen 
eingefchloffen wird, weiche aus dem vernünftigen Zweck dieſer 
Inſtitute nothwendig flleßen. 

Zu allen Zeiten war man überzeugt, daß Fideikommiſſe 
nicht indiſtinkt zu billigen ſind, aber dem gegenwärtigen 
Zeitalter blieb es vorbehalten, die Bedingungen. ihrer Vers 
einbarung mit dem Gemeinwohl, und bie ‚ aus dem Geift 
des Snffituts abzuleitenden weſentlichen Modalitäten, durch 
eine geſetzliche Beſtimmung feſt zu ordnen, und fo die bier 
herige Lücke in der Geſetzgebung auszufiillen *). 

ö— — — — —— 
7 Unvollſtändige Magaßregeln waren es wenn König Victor 
Amadent in Sicilien feineni Adel die rn der Fideifom: 
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Geſetze diefer Art Haben ihrer Natur nach, nothwendig 
eine zurückwirkende Kraft; — es darf von dem Augenblick 
ihrer Ertheilung an, — dasjenige, was durch fie für ges 
meinfchädtich erklärt iſt, micht weiter beſtehen. 

Die Aufhebung der beſtehenden Fideikommiſſe iſt daher 
eine unvermeidliche Forderung. — Aber auch dieſe Auflöſung 
muß auf eine rechtliche Art geſchehen, und für einen Fall, 
weicher nach .der bisherigen. Gefekgebung, in diefer Art, wie 
es jetzt geichieht, für. unmöglich gehalten werden mußte, muß, 
durch eine eigene neue, nach allgemeinen ————— 
bemeſſene Geſetzesvorſchrift geſorgt werden. 

Bevor eine ſolche von der Negierung ſelbſt poſitiv BEN 

geht, wersen fpefulative Erwägungen fiber Me Natur diefes 
Gegenftandes, und deſſen rechtliche. Anfichten e. unwill⸗ 
kommen ſeyn. | 
‚ Der berühmte Herr Prokanzler Gönner *) Sat mit ſel⸗ 
nem gewöhnlichen Scharfſinn bereits den — 
klar hervorgehoben. 

Meine Ueberzeugung von der Richtigkeit ſeiner Anſic⸗ 
ten hindert mich aber nicht, das Detail ber Sache, mit weis 
teren Reflexionen zu verfolgen. 
Die Hauptfrage möchte wohl folgende feyn: »Fällt bei 
„einem aufgehobenen Fideiklommiß, das direkte Eigenthum 
lediglich am die ſich dermalen im Vefiß bes nußbaren Eis. 





miſſe nur bis in den 4ten Grad, nach, dem Beifpiel des römifchen 
Rechts geftattere, oder Franz I. ald Großherzog von Toscana, 
nebft einer gleichen Verfiigung rückſichtlich des Adels blos die ums 
adelihen Fideifommifle gang, — Leopold aber in der Folge gar 
beide durchgängig aufhob. — Das neue königlich Baieriſche Edikt 
über den Adel des Landes d. d. 28, Juli 1808. reichnet fi fi $ aus, 
Inden ed ordnet, anflatt zu bertilgen. 


*) in. feinem Archiv für die Gefeggebung und on des 
juriſtiſchen Studiums 1. B. ates Heft. 
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Sgenthums Hefindenden Fiduciarios, ober an alle vom 
»Stifter unmittelbar Berufenen, welche ſich zur Zeit nur im, 
»spe succedendi befinden, — oder auch an die Subftituier 
sten ? — und in weichem rechtlichen Verhältniß? — & 


L 

Ich fege voraus, daß, wenn Fideikommiſſe, als ſolche 
Inſtitute, weiche mit der Konftitution -unverträglich find, 
erklärt, und folhergeftalt aufgehoben werden, dabei nicht die 
Idee einer Annullicung derſelben nach ihrem Urſprung, ſon⸗ 
bern blos in Anfehung ihrer Fortwirkung ‚zum Grunde lie 
gen könne, 

Was file Schwierigkeiten mwirbe es außerdem haben, 
die Anfprüce der Spnteftars Erbfchaft zu reguliren, welche im 
Fall der Ungültigkeit des leisten Willens einträten, und wie 
kann ein Geſchäft, das zur Zeit feiner Errichtung, geſetzmäſ⸗ 
fig beftehen tonnte, auch rückwärts fire ungültig erklärt were 
ben? Der Geiſt des neuen Geſetzes wirkte, fo wie felbft der 
Bucftabe deſſelben, nur auf Abfchneibung der, aus ber 
Fideikommiß⸗ Stiftung, für jegt und künftig, entfpringenden, 
fir gemeinfchädfich erkannten Folgen. Mithin bleibt der 
Teste Wille des Stifters, als Begünſtigung derer, welchen 
derſelbe fih mild und vorforgend erjeigt hat, allerdings bes 
fiehen, nur die Form, und Mobalität ift es, mas dem Gas 
ſetz zumwiderlauft, und _einer noshmendigen Abänderung. unters 
worfen ift. 

Alle Berufenen haben ein Recht darauf, daß ihnen bie 
vom Stifter ihnen zugedachte Wohlthat wirklich zufließe, 
nur nicht in der Art, welche das nene Geſetz verbietet, 

‚Sola voluntas testatoris lex et norma est ultima- 

rum voluntatum,, ideogue ratione voluntatis @ 

inest clausula rebus sic stantibus. 

Böohmers auserleſene ehenan 1. B. IL. Abıh. 
©. Ber. 
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Das Geſetz hat den Endpunkt, weichen jedes Fideikom⸗ 

miß durch das unvermeidfiche Schickſal doc einſt erlitten 
Haben würde, beichleunigt. 
Dreer Unterſchied, welcher hierdurch hervorgebracht wird, 
beſteht darinnen, daß nun der Ueberlebenden Mehrere ſind, 
anſtatt nach der ehemaligen Ordnung nur Einer, das Eine 
kommiß gewiffermaßen liberleben konnte. 

Es haben fonah nun alle Ueberlebenden ein Rect, an 
der Fideikommißmaſſe, deren bisherige rechtliche Beſchrän⸗ 
kung nun aufgehoben iſt, indem deſſen Transmiſſibilität vers 
boten wird, — zu partizipiren. 

Bermöge einer rechtlichen Fiction, werden die Stämme 
‘der nah oder entferne Berufenen, mit der febenden Senera; 
tion fir erlofchen erachtet. Incapax pro mortuo habetur, 

Alle nondum nati find unfähig ein Recht zu ermwers 
Ben, das nun gefeßmäßig erloſchen iſt. Hier if alfo die 
Sränze des Rechts. 

Alle gegenwärtig Lebenden aber find fchon wirflih Ber 
rechtigte, und da zwifchen gegenwärtigen und fünftigen, bes 
bingten oder unbedingten Mechten, in Anfehung der Gültig: 
keit iiberhaupt, fein Unterfchied Statt findet, — fo müſſen 
diefelden auch ohne Unterfchied veflsftirt werden. *) — 

’ Alle leiten ihe Recht aus Einerlei Quelle ab, mithin 

tönnen auch Alle einerlei Behandlungsart verlangen. Der 
Zufall der temporairen Befiser kann hier feinen Linterfchied 
machen, da alle ex providentia majorum fließenden Rechte, 


Di an ae a 


*) Gleicher Grundfag fcheint auch im Königreich Weſtphalen 
angenommen, indem in dem befannten miniiteriellen Bericht vom 
y. Zuli über die Lage des Königreichs gefagt wird: »Ein bon 
»Seiner Majeität genehmigtes Staattrathd » Gutachten bereinigte 
»die Vortheile des Aufhebens der Subſtitutionen mit der billigen 
vRütfihe für die auf Hoffnung derfelben wirklich 
»Gebernen und Lebenden.« 
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unmittelbar durch die Geburt, und unabhängig von den ins 
termediairen Beſitzern erlangt werden, und der zeitige Bes 
ſitzer weder ein ausfchliefendes, noch überhaupt ein 
‚größeres Recht, als jeder andere Berufene, zur Sache hat, 
hingegen für jedes bereits erworbene Necht, wenn blos die 
Zeit des Anfalls, nicht der Erwerb felbft verfchoben ift, Ans 
erfennung oder Entfhädigung Statt finden muß. — Iſt 
denn blos der Beſitz, nicht auch das Recht heilig vor dem 
Geſetz? 

Es läßt ſich kein vernünftiger Grund denken, warum 
die ſucceſſive Form des Rechts aller Berufenen ;; welche doch 
gu ihrem allerfeitigen Vortheil vom Stifter entworfen ward, 
den Succefforen gerade zum Machtheil gereichen, und die 
Idee erwecken könnte, als ob fie gar fein Recht hätten? 

Nur die Nechte der fünftigen Generationen ertöfhen in 
der Gegenwart, — es iſt bier aleichfam eine umgewandte 
Succeſſion, indem die Nachkommen von der lebenden Gene 
ration beerbt werden. 

Der Rechtsgrund des gegenwärtigen Anfalls ift einzig 
das Erlöfhen aller, in dem Augenblick der Fideitommiß: 
Aufhebung noc nicht erlangten, Rechte, — und in fo ferne 
ſich die Letzteren alle auf die gegenwärtige Generation redus 
giren, — muß dieſe auch in ihrem ganzen Umfang zur 
Merception gelaffen werden. 

Nur das Transmiſſionsrecht iſt den gegenwärtigen 
Staatsbürgern in der bisherigen Art verboten, aber ihre 
aus dem lebten Willen des Stifters für ihre Perfonen flieſt 
fende Arguifition hat nicht das mindefte Anſtößige, und «6 
ift fchlehthin kein Grund vorhanden, ihnen diefelbe zu vamı 
ben. Vielmehr würde es der Politit der Gejebgebung zus 
widerlaufen, wenn die ganze Fideikommißmaſſa auf Eine 
Derfon Bonzentrire würde, — was bei deren Senioratmänis 
gen Form meift der Fall wäre; — es mürde hierdurch, 
felbft gegen den Willen des Geſetzes, eine Art von Majorat, 
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wenigſtens auf die Lebenszeit des Beſttzers, vielleicht auch 
feines Sohnes herbeigeführt, — der Zweck der möglichfts 
freien Cirkulation bliebe unerreiht, — und fo gewiß es ei⸗ 
nem Staate im Allgemeinen nüßlicher ift, viele Wohlhaben⸗ 
de, — als wenige Reihe — zu befisen, fo gewiß ‚wäre 
sine folche Konzentration ſchädlich, — oder würbe wenigftend 
den bezweckten Nuben der Bideilommißaufjebung um eine 
‚Generation verſchieben. 

Diefe Betrachtungen werden es fowohl von — 
als rechtlicher Seite auffer Zweifel ſetzen, daß das Recht an 
die Fideikommißſubſtanz bei der Aufhebung diefes Inſtituts 
keineswegs bloß dem zeitigen Beſitzer zuerkannt werden 
könne, welcher nie in eigenem Namen befeffen hat, und bei 
der Endigung feines fiduciarifchen Beſitzes die’ Nechte der 
Übrigen Berufenen eben fo anerkennen muß, als er fie bier 
her durch Rechnungslegung ꝛc. als bereits eriftivend aners 
Tanne hat. 

II. 

Ich müßte aber infonfequent verfahren, wenn ich niche 
auch das Recht der Subſtituirten eben fo wie das a. 
der unmittelbar Berufenen anerfennen wollte. | 

Die bisher angeführten Grlinde würken in gleicher 
Maafe fir die Subftituirten. — Wern einem Geſetz rück⸗— 
wirkende Kraft, als Ausnahme von der Regel des. Rechts 
eingeränmt werden muß, fo darf doch nur die firengfte In⸗ 
terpretation eintreten, und fie darf ſich nicht Über den Grund 
der Nothwendigkeit hinaus erſtrecken, denn fonft wiirde fie 
in willkührliche Nechtsvernichtung ausarten. Wenn alfo 
auch ſchon keftehende Fideilommiffe in ihrer Fortwirkung 
aufgehoben werden, fo müſſen doch die durch dieſelben ſchon 
erzeugten Rechte vor Vernichtung ficher feyn. | 

Auch bei den Subftituirten zeigt fich die Natur * 
künftigen Rechts. Ob daſſelbe näher oder entfernter iſt, 
thut nichts zur Sache, genug daß die ſubſtituirten Familien 
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‚hätten verlieren können: nun aber. der Fall iſt, daß fie das 
Erlöfchen des Fideikommiſſes erieut haben. 

‚Die Bedingung ihres Eintritis, welche nach dem Wit: 

len des Stifter erwartet werden mußte, darf nicht zu ih: 
rem NMachtheil deftruive werden. Die Zunächftberufenen 
müſſen in Erwägung ziehen, daß dem Willen des Stifters 
sufolge nie das Fideitommiß durch Erlöſchung ihres Stams 
mes Einem von ihnen heimfallen konnte. Sie können an 
der Subftanz nicht mehr Recht fordern , als ihnen an der 
Nusung zuftand. Diefes war duch die Subftituirten bes 
ſchränkt, und die jeßtlebende Generation der Susftituirten 
ann nicht gezwungen werden, die Beſchränkung, welche fie 
jetzt fchon gegen die zumtichft Berufenen geltend gemacht hat, 
aufzugeben. — 

So wie das Recht ber Berufenen nicht aufgehoben, 
fondern blos transformire wird, fo wird auch zu Gunften 
der Subſtituirten gleiche Transformation erkannt werden 
miüſſen. 

Es kann hingegen nicht der Einwurf gemacht werden, 
daß ſolchergeſtalt Manchem, weicher vielleicht nie zur Genufs 
Perzeption gekommen wäre, doch ein Antheil am Grunds 
vermögen zufiele, daß ihm ein Etwas von viel reellerem 
Werth zu Theil würde, als die entfernte, nach menfchlichen 
Berehnungen vielleicht fogar unerreichbar gefchienene, Suc⸗ 
ceffionshoffnung, Man muß bedenken, daß bei der Fidei⸗ 
kommiß⸗Aufhebung durch das Geſetz, — einem jeden etwas 
zufällt, was er anfferdem nicht hätte erhalten können, weil 
die Rechte der Zukunft in die Gegenwart aufgelöfet merden. 
Mer vermag aber das Feld der Zukunft zu ermeffen, und 
wie kann durch eine blofe Disputation ein Eiinftiges Recht 
für null erläre werden, ohne daß man den Fall atwarten 
will? — 

So lange der Will: des Stifters, aus welchem ja 
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auch die-zunächft Berufenen ihren Anſpruch auf die Subs 
ſtanz des Fideitommiffes ableiten, — nicht abfolut deſtruirt 
wird, — fo lange muß er auch in allen feinen Theilen ver 
fpektirt werden, in fo weit es mit den Geſetzen und mit 
dem konſtitutionell geregelten Staatswohl befiehen kann, — 

er muß refpeftire werden zu Gunſten aller Lebenden, welche 
vom Stifter nah oder entfernt erkohren find. — 

Man mwird mir auch von felbft einraumen, daß der 
Stifter nicht die Perfonen im Auge haben fonnte, welche 
zum Genuß feiner wohlwollenden Ausfaat gelangen würden, — 
und weiche damals alle noch im Schoos der Zukunft begras 
ben lagen, — fondern daß er nur die beflimmte Qualität 
firiren konnte und wollte. Alle lebenden Glieder der fubftis 
tuirten und der zunächft berufenen Familien haben aber die 
poftnlirte Qualität. — 

IIT. | 

Aus den bisherigen Bemerkungen. fließt es. von ſelbſt, 
daß bei Auffindung des. rechtlichen Vertheilungsmaaßſtabes 
fiir aufgehobene Fideitommiffe, die. Aufgabe lediglih dahin 
gehe, den vom Stifter intendirten Maafftab der fucceffiven 
Begünſtigung auf den durch das Geſetz nothiwendig gewors 
denen Grundſatz der Simultaneität möglichſt überzutragen. 
Wenn eine pünktliche Willenserfüllung des Stifters nicht 
möglich ift, fo wird zunächſt der präiumtive Wille defjelben 
zu berüchfichtigen feyn. Was iſt aber natürlicher, als daß, 
wenn die weitere Fortpflanzung des Fideifommiffes, die sub- 
stitutio in infinitum für alle diefe Stämme und Famis 
lien, welche der Stifter begünſtigt hat, durch das Geſetz un, 
terfage iſt, — der. Fond den fämmtlichen Lebenden , welche 
die, vom Stifter bezeichneten Qualitäten befigen, anmachje? 
Würde wohl der Stifter ſelbſt, wenn er nun „aufitehen 
könnte, — feinen Willen anders ausfprechen, anders erklä⸗ 
ren können? 

Wäre es nicht vielmeht ki undillig, wenn, ſe 

ab. 
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viele Stämme und Familien, deren Wohl der Stifter fus- 
ceffio hatte befördern wollen, nun ganz ausgefchloffen wür, 
ben, da doch das Geſetz nicht ihre Nutzensbeförderung an 
fih, fondern nur die Art und Weiſe verboten hat, und 
wenn nun Einer oder Einige Alles an ſich zögen, welchen 
das Ganze fchlechterdings nicht zugedacht war? — 

Bei einer Zergliederung der verfchiedenen Anſprüche 
der Intereſſenten an einem aufgehobenen Fideikommiß halte 
ih folgende Theilungsmarimen für die einfachften und 
zweckmäßigſten, durch die Natur der Sache und durd) die 
bisherigen rechtlichen Bemerkungen für gegründet. 

1) Die dermaligen Beſitzzer können fordern, a) Entſchä— 
digung für die aufgehobene Nutznießung; b) den ihnen 
gleih jedem Berufenen anmwachfenden Antheil an der 
durch Erlöſchung des Fideikommiſſes allodifizirten Sub 
ftanz defjelben. 

2) Die Berufenen haben das Recht, Entfchädigung 
für den ihnen bevorgeftandenen Genuß des Fü 

deikommiſſes neben dem Anfpruh auf den Heimfal — 

zu verlangen. 

5) Die Subftituirten Hingegen müſſen ſich mit dem letzte⸗ 
ren Recht begnügen, weil die Nutznießungsrechte mit 
der dermalen lebenden Generation der unmittelbar Be 
rufenen erlöfchen. 

Man theile die Fideitommißfubftang unter die berufenen 
und fubftituirten Stämme oder Familien in ganz gleiche 
Theile, belege aber die Lebtern mit einer jährlichen Rente, 
welche fie, an die unmittelbar Berufenen, fo lange deren von 
der gegenwärtigen Generation Ieben , jährlich abzugeben 
haben , und welche eben fo groß feyn muß, als bisher das 
Quantum des Senuffes für die, nach der Bunbationsurfunde 
in Beſitz ſtehenden, geweſen ift. 

Dieſe Rente bekommen für jetzt, der oder die dermalls 
gen Befiger der Fideilommiß, Nußung, und nach ihnen die 
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ſuccedirenden und erſt mie dem’ Tobe des letzten Succeſſors 
aus der gegenmälhtigen Generation der unmittelbar Berufes 
nen, werden ‘die Subftituirten von Abgabe diefer Rente feel, 
welche fie indeffen hinläng lich kautioniren müſſen. 
Zwiſchen den näher und entfernter fubftituirten Stäm⸗ 
ten kann "aber kein Unterfchieb in der Konkurrenz zur 
Grundtheilung gemacht werden, weil es für die Berechnung 
der Vitalität durchaus keinen Maaßſtab giebt; und das frü⸗ 
dere oder ſpiſtete Ausfterben dieſes ober jenes Stammes 
ftedebin ungewiß bleibt *). 

Die Stärhme: oder Familien der Subfitueten cheilen 
dann ihren Anfall an der Fideikommiß/-Subſtanz, natürlich 
den Köpfen nach; und zwar unter der nämlichen Sicherheitks 
Bedingung , welche durch" Anweifung eiries Immobilis von 
gleihem Nutzungsbetrag, oder einer fonffigen Realkaution 
zu bewerfftelligen iſt; in fo ferne nicht die Berufenen über 
ein Arersional- an mit den Subſtituitten uberein⸗ 
kommen. 

Wenn ein Fideikommiß ale Slulbrat geformt, und die 
Nutzung für den oder die Aelteſten dieſer Familie (ohne 
Subſtitution) beſtimmt war , fo muß, eben fo wie in ‘dem 
Salle, daß alle Familienglieder gewiſſe dem Alter nach be⸗ 
ri progtef five .. viageres ” zu bejiehen 
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Nach meinen ohen entwidelten Anſi chten iſt es hauptſͤch 
lich der Anſpruch auf den Heimfall, welchen die Subſtituirten 
als entfernte Nutzungsberechtigte geltend machen konnen; — 
ſollte aber der Hauptſtamm der Berufenen, gerade auf dem Auss 
ſterben ſtehen, fo fonnte der nächſtſubſtituirte Stamm vor dem 
entfernteren bevorzugt werden; z. B. dadurch, daß nur der ents 
ferntere Stamm mit der Rente onerirt würde. 

*) Wenn es ſtändige Renten find, fo dürfen fie nur zu Ka— 
pital angefchlagen, und alfo gecheilt werden; giebt das Fideifoms 
miß noch einen Heberfhuß, fo würde wieder die obige Regel eins 
treten. 


— 


* 


hatten, — angenommen werden, daß ber, Stiſter, welchet 
alte Familienglieder mit gleicher Liebe umſaßte, vorzüglich 
bie, Erleichterung des höhern Lebensalters Be habe, und 
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ber Pergeption; fo viel Lebensjahre, fo * Theile Der 
- Yüngfte, welcher die entferntefte Augſicht hatte, wird; wenn 
er bei feinen minderen Bebürfniffen und der zeicheren Reſ⸗ 
fource feiner innern Kräfte, den erlangten, Fond forgfältig 
und, verftändig benützt, denſelben durch Die. Ahnüikung yon 
Einem oder mehreren Decennien feicht auf ‚die nämlihe . 
Duantität bringen: können, „welche "der, Jeleeſte no auf Ein 
mal erhält. j 

Nach diefen Grundſatzen wlicden alle bereits — 
Rechte angemeſſen entſchädiget, — der Vortheil des gegen⸗ 
wärtigen Beſitzers bleibt unverletzt, das Recht der Succeſ 
fion, die Anwartfchaft auf den nächſten Beſitz „wird vollfom: 
men, vergütet, und endlich das Recht des Heimfalls, oder die 
Wirkungen der Caducität fallen Allen denjenigen , welde das 
bei intereſſirt find, nach-dem natürlichen. Verhältniß der 
Gleichheit zu, denn, hier können die principaliter Berufe⸗ 
nen um fo. weniger einen Vorzug behaupten, da die Subſti⸗ 
tuton vielmehr den Zmꝛeck hatte, daß jenen die Fideikommiß⸗ 
Sudflanz nicht heimfallen ſolle, — und der durch das Geſetz 
früher, und ih einer andern Form herbeigeführte Zufall der 
Caducität Allen gleich zu Gute kommen muß, indem jeder 
eine, gleiche Möglichkeit für fih hatte, mindeſtens auf keiner 
Si, ein —“ Recht den Heimfall exiſtirt. 
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‚ Primas und Seiner K. K. Hoheit dem Erzherzog 
Broßherzoge ‚son Würzburg/die wegen einiger 
ritterſchaftlichen Beſitzungen im Sinn⸗ amd Ean⸗ 
name — — edlen: a. 
ar" a Are Lilien AT; 
a — | I oı9har ann 
2 Ha % „Baus en? eng 
Sms — der — ER der rheiniſchen —* 
zation; und· DSeine kaiſerlich königtiche Hoheit, der Erzherzog 
Großherzog von Würgbarg beiderſeits vom. dem Wunſche 
beltbte, die wegen einiger Tritterſchafrlichen Beſitzungen im 
Sinn; und Saalgrunde entſtandenen Irrungen ti. Wege der 
Gliite zu: befeitigen, und nach dem Buchſtaben und Geiſte 
der erheiniſchen · Bundesakte Ihre Staaten⸗; mögtichſt zu purifi 
irn’, haben zunihren Bevollmächtigten ernannt ‚und zwar 
Seine Hoheit?, der Fürſt Primas, Ihren Direktorialrauh 
won Itzſtein/ und Seige kalſerlich königliche Hoheit, der Erz⸗ 
herzog Großherzog von Wüſzburg, Ihren Klimmerer ud 
Bandes direktdrialrathMaximilian Freihebrn von Zuchein, 
welche nachfolgeiiden Staals? und eis 
verabredet und geſchloſſen hHabents "= | 
1 1) — — —⸗ leiſten für Sich 
ad Ihre Nachfolger: feierlichen? amdie ewigen Verzicht auf 
ihre Souverainitäts, und andere Anſprüche über nachfolgen 
de Orte, nämlichöt:Burgfinn, Zeitlefs Eckarts Nuppoden, 
Brieshof, — nr Bart, —. 
uni, , ,. ÄAltit st 
on "es iſt ſchon niehrmaten in diefer gdithrift * worden, daß über 
wie zwiſchen beiden+&tmarem Tiegenbe* titterſchaftlicht Otte "einige Arrungen 


entftanden. Und dieſe finde Ab welche duch den. hier — Vertges 
dehoben wurden. 
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Dittlofseothe, Waitzenbach, Weickersgruben, den von Thün⸗ 
genfchen Ancheil an Völkeralehyer und Gräfendorf, den von 
Thüngenſchen Schafhof, Eidenbacher Hof, Greſſelhof, Hölle⸗ 
rich Heßdorf, Bonnlanden, Reuß enters nicht minder auf 
Ihr angeſprochenes Beſteuerungsrecht in Windheim, den 
Juliusſpitäliſchen Antheil an Völkersleyer Schafhof, Heck⸗ 
mühle, Gräfendorf, in Wolfsmünſter, Afchenrorh, Morlesau— 
Ochſenthal, und dem Zuliusuniverſitätiſchen Hof Sodenberg; 
uüͤberlaſſen ſofort alle Ihre Anſprüche und behaupteten Rechte 
an Seine kaiſerlich königliche Hoheit, den Erzherzog Großs 
herzog von Würzburg, dergeſtalt, daß Allerhöchſtdieſelben in 
allen vorgedachtem Optent die volle und ausſchließende Sou⸗ 
verainieät nach dem Buchſtaben zund Sinne der rheiniſchen 
Bundesakte auszuliben wehl befugt ſeyn ſollen. X 

0) Micht minder treten Seine Hoheit, der Fürſt Pri⸗ 
mäs:, an Seine Baiferlichistäntgliche: Hoheit, den Erzherzog 
Großherzog, ab: Ihren Hoheitsantheil an- den-jenfeits der 
Saale gelegenen azur Grafſchaft Rieneck gehörigen Orten? 
Michelau, Schunderfeld a Weyerbfeld, init allen — 
eninkärereheit. er N 

" 3) Seine" kaiſerlich königliche Hoheit, — ⸗ 
Großherzog, leiſten für Sich, Ihre: Erben, amd Regierungs⸗ 
nachfolaer feierlichen: und ewigen Verzicht auf die bisher 
zum Theile angeſprochene Hoheit über Aura, Ober⸗ und 
Mittelſinn, wie auch auf die dem Juliusſpitale bisher dariu 
zugeſtandene Vogteilichkeit, und entſagen ſomit hierdurch 
Namens deſſelben allen davon — — Gerecht⸗ 
ſamen und Gefällen. J— 

4) Die Gutsbeſttzungen bes’ — in gedachten 
Orten verbleiben demſelben, und Seine: Hoheit, der Fürſt 
Primas, bewilligen dieſerwegen fiir Sich. und Ihre Nach—⸗ 
folger die nämlichen Rechte und Freiheiten, welche den pris 
vilegirteſten milden Stiftungen Ihrer eigenen Staaten zu 
ftehen, und verſicheren die ungehinderte Benugung und 
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abgabenfreie Abfuhr der Juliusſpitäliſchen Geld und Na 
turalgefälle, und die nämliche promte Rechtshülfe gegen zah⸗ 
Jungsflüchtige Debenten ‚welche den fürftlich primatifchen 
Rentämtern geleiftet wird. 

:5) Die Juliusſpitäliſchen Befigungen follen zur Etzle⸗ 

fung einer allgemeinen Purifitation der beiderfeitigen Gebie⸗ 
ge ausgetaufcht, und bis dies gefchieht, von allen Steuern 
frei belaſſen, wogegen auch eben fo lange die Befigungen 
fürſtlich primatifher milden Stiftungen in dem Gebiete 
Seiner Paiferlich königlichen Hoheit , des Erzherzogs Groß⸗ 
Herzogs, nicht mit Steuern belegt werden. - 
6) Seine Paiferlich Fönigliche. Hoheit, der Erzherzog 
Großherzog , befreien Seine Hoheit, den Fürſten Primas, 
von aller und jeder Verpflichtung des vormalig Würzburgi⸗ 
fhen Amts Aura zu den Wiirzburgifchen Staatslaften, ale: 
Schulden, Gehalten, und Penfionen jeder Art, fo, daß hier⸗ 
wegen jede Beitragsverbindlichkeit als erlaſſen angeſehen 
wird. 

7) Seine taiſerlich königliche Hoheit , ber Erzherzog 
Großherzog von Würzburg, verbinden Sich, Seiner Hoheit, 
dem Fürſten Primas, zu ihrer gänzlichen Steichftellung we⸗ 
gen der abgetretenen Orte eine Summe baaren Geldes von 
Einmal Hundert fechzig taufend Gulden rheinifher Wähs 
rung, welche Seine Hoheit zum Ankaufe anderer Domainen 
verwenden werden, zu. entrichten. Die Zahlung einer Sum⸗ 
me von 150,000 fl. wird in den nachfolgenden vier Monas 
ten, namlich bis zum ıflen Jänner 1809 bewirkt, und ges 
ſchieht in monatlichen Ratis. Mit Ausmwechlelung der Ras 
tififationen werden zu dem Ende afzeptirte Anweifungen oder 
Wechfel auf. folide Handelshäuſer in Frankfurt übergeben, 
Die Übrigen 10,000 fl. werden in dem folgenden Jahre in 
zwei halbjährigen Terminen entrichtet. 

8) Für die bisher erhobenen oder rücftändigen Steuern, 
und alle Übrigen KHoheitsgefälle wird Seiner Hoheit, dem 


392 


Fürften Primas, bie Summe von dier taufend Gulden als⸗ 
bald entrichtet. In Anfehung der drei halben Orte jenfeits 
ber Saale, nämlich Michelau, Schunderfeld und Weyers— 
feld, fängt der Steuerbezug für das Großherzogthum mit 
dem nach der erfolgten Ratifikation eintretenden erften Quar⸗ 
tale an. 

9) Mit Uebernahme diefer Drtfchaften übernehmen Seine 
Paiferlich Föniglihe Hoheit, der Erzherzog Grefiherzog von 
Würzburg, zugteih auch alle Rechte, Verbindlichkeiten und 
Aniprüche jeder Art, welche darauf haften, oder davon het 
geleitet werden, namentlich aber die Schulden, Befoldungen, 
und Penſionen-Autheile des aufgelößten Nitterfantons Rhön 
und Werra, welche nach dem Maaße des auf den erhaltenen 
Beſitzungen haftenden -Steuerfimplums darauf fallen wer 
den. | 

10) Megen der überlaſſenen drei halben Nienedifchen 
Dite iſt Hedungen, daß die Unterthanen gu ben auf den 
Steuerbetrag der Grafſchaft Rieneck etwa radizirten Schul⸗ 
ben nach dem Verhältniſſe des Steuerſimplums derſelben bis 
zu ihrer Ueberweiſung zu konkurriren haben Tollen. 

11) Die freie und ungehinderte Flöſung auf dem 
Sinnfluffe zum Vehufe des Holzhan dels ſoll beiderſeits ges 
ſtattet werden. 

Man wird die näheren Beſtimmungen hierüber über 
Zeit und Art wechſelſeits noch feſtſetzen; jedoch iſt keiner der 
beiden allerhöchſten Kontrahenten befugt, auf dem unſtritigen 
Gebiete des andern ſich KHolzausladungss eder Aufbewah⸗ 
tungspläße nach Willkühr zu wählen. 

12) Insbeſondere tft man beiderfeits Üibereingefommen, 
die Ausfuhr des eigenthiimlichen Holjes aus den beiberjeitis 
gen Gebieten, und respective die Ducchfuhrdeffelben durch 
die beiderfeitigen Gebiete ungehindert gefchehen zu laſſen. 
 " 15) Seine Hoheit, der Fürft Primas, und Seine kai— 
ſerlich königtiche Hoheit, der Erzherzog Großherzog won 
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Würzburg, verzichten wechſelſeltig auf die in Ihren beider⸗ 
ſeitigen Territorien gelegenen Lehen. 

14) Man iſt endlich übereingekommen, gemeinſam ſc 

zu beſtreben, die noch gemeinſchaftliche Waldungen, der Vier⸗ 
herrenwald genannt, auf eine dem beiderſeitigen Intereſſe 
und der Billigkeit entſprechende Weiſe, im Verhãltniſſe der 
jedem Theile bisher daran zuſtehenden Antheile, zu vers 
theilen; es follen zu dem Ende Sachverftändige an Ort ud 
Stelle abgeſchickt werden, die ſich mit Aufnahme und’ der 
näseren Museinanderfegung abzugeben haben. Sedem Theile 
wird der ihm zufällende Anthiif, fo viel thunfich, in Verbin⸗ 
dung mit deffen Gebiet zugetheilt werden; bis dahin bleiben 
die bisherigen Verhäliniſſe forswährend befiehen. 
35) Die Vollyiehung der wechlelfeitigen Zufagen in Bes 
ziehung auf die "Entlaffung der durch dieſen Vertrag überge⸗ 
henden Unterthanen und anderer Lokalverhältniſſe foll gleich 
nah Nuswechfelung der Ratifitationen durch die —— 
Beamten Statt haben. 
46) Die Ratifikationen der beiden Souveraine ſollen 
eingehvlt, und binnen 14 Tagen oder noch früher, wenn es 
geſchehen kann, zu Aſchaffenburg ausgewechſelt werden. 
s In Urkund deſſen haben beide obenbenannte Bevolls 
miüchtigte diefen Vertrag doppelt ausfertigen laffen, eigens 
Händig unterzeichnet und beflegelt. 

Würzburg den 19. Auquſt 1868. 

LS.) v. Itzſtein. (L.S.) Frethert v. Zurhein. 





An dem ten Artikel des unterm igten Auguſt ı808. 
abgefchloffenen Vertrags wurde mar feſtgeſetzt, daß an der 
Bedungenen Gteichftellungsfumme in diefem Jahre — 
fl. abgezahlt werden follten. 

Nachdem aber Seine Hoheit, der Fürſt Primas, in 
einer nahher eingetroffenen höchſten Entſchlleßung Höchſtihre 
Bereitwilligkeit erklärt haben, gegen Zahlung von 75,000 fl. 


an der bebungenen. Gleichſtellungeſumme den Ueberreſt ver 
sinslih mit 5 pro Cent bis zum iſten Sjänner 1810. fies 
hen zu laſſen, wenn KHöchftdiefeiben hierdurch Seiner faifers 
lic Königlichen Hoheit, dem Erzherzege Grofiherzoge, einen 
Beweis Höchſtihrer vertrauensvollen Anhänglichkeit geben 
Fönnten, und von Seite Seiner fatferlic, königlichen Hoheit, 
bes Erzherzogs Großherzogs, diefe freundfchaftlihen Gefins 
nungen Seiner Hoheit, des Fürften Primas, dankdar anger 
nommen worden find; fo-haben unterzeichnete Kommiſſarien 
obgenannten Artifel des KHauptvertrage dahin abgeändert, 
und rücfihtlih der Zahlungsart Folgendes feftgefest: 
1) Bon ber auf 160,000 fl. bedungenen Gleichſtellungs⸗ 
ſumme werden fiebenzig fünf taufend ‚Gulden rheinifch gleich 
nad) der Matifitation des Vertrags entweder baar oder mit⸗ 
‚ telft acceptirter Wechſel auf folide Handelshäuſer in Frankfurt 
entrichtet. 

2) Die übrigen achtzig fünf taufend Gulden bleiben 
gegen Verzinfung mit fünf vom Hundert. bisi zum ıflen 
Jänner 1810. flehen, an welchem Tage ſolche ebenfalls baab 
‚oder mittelſt Wechfelbriefe in vorbenaunter, Art abgetragen 
werden. on 
” 8) Die Zinfen diefer übrig bleibenden Summe werden 
sierteljährig in Aſchaffenburg bezahlt. 

4) Zur Sicherheit für die fichenbleibende Summe von 
85,000 fl. bleiben Seiner Hoheit, dem Fürften Primas, bis 
zur Abtragung derfelben bie Höchſtdemſelben zuftchende Rech⸗ 
te und Anfprüche auf bie abgetretene Objekte ausdrücklich 
anmit oorbehalten,. 

Zu mehrerer Vefräftigung haben beib Kommiſſarien 
dieſen Nebenvertrag doppelt ausfertigen laſſen, und denſelben 
eigenhändig unterzeichnet und beſiegelt. 

Würzburg den 20. Auguſt 1806. 

(I.8.) v. Itzſtein. (L.s.) Freiherr v. Zurhein— 


— — 
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‚Die Entſchädigungs⸗ Berechtigung des vormaligen 
Reichs⸗ Erbmarſchalls Grafen von — 
und ſeine Anſprüche. 





Angemein und nicht ganz eitel iſt wohl die Hoffnung, daß 
der rheiniſche, ſpäterhin deutſche Bund, deſſen Protektor Na⸗ 
poleon der Sr. fe ‚bisher nur noch feyn wollte, und von defs 
ſen künftigen DOrganijation die Korföderationgafte yon Paris 
den ı2ten und München. den zöten Juiy nur die erften 
Grundzüge darftellet, : nächftens und jest nach bereits vor, 
bei, und nad) dem Tilfiter Frieden durch den Beitritt mehr 
rerer Souverainen Überfommener wichtigen Verftärfung *), 
die endliche nähere, und fefte Beftimmung feiner Verfaffung 
erhaften werde. Allerſeitiges und man mögte von manch 
neueren Ereigniffen abſtrahirt wohl behaupten dürfen, ſelbſt 
das Intereſſe Frankreichs, wenn es nicht zugleich als Buns 
desgenoſſe mit betrachtet werden müßte, erfordere gewiß, daß 
‘wenigftens jene® Gebäude, welches nad dem in diefer Les 
Funde vorgezeichneten: Grundriß der Sanftionirung der wohl 
in fid an die Stelle des ehehinigen Reichstages zu Regens⸗ 
burg getretenen Bundesverſammlung zu Frankfurt überlaſſen 
iſt, bald ſeiner endlichen Ausführung näher gebracht wers 
de **). Selbſt wenn man auch die dee eines mit ber 





J Sammtliche Acceſſionsakten der zum Bunde neu hinzuge⸗ 
kommenen Könige , Grofherzoge, Herzoge und Fürſten ſind in 
der Zeitſchrift nun abgedruckt. 


+) Die Artikel 6. g. 10. 11, 36. nach welchen die Angeles 
genheiten des Bundes in einer zu Frankfurt ihren Sitz haben⸗ 
den, in zwei Kollegien der Könige, und Fürſten beſtehenden Ver⸗ 
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Bundesverfammlung zu vereinigenden, oder befonders zu bes 
ftellenden Bundesgerichts ganz verlaſſen wollte, und ſie ſelbſt 
Für jene Fälle, fir welche wohl in ganz Deutſchland kein 
Richteramt mehr anzutreffen 2 verlaſſen könnte ; 9 auch 


ur ven 
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ſammlung verhandelt, die ſtrittigen Gegenſtände entſchieden, das 
Fundamentalſtatut errichtet, und eben daſelbſt die Anträge zur 
gemeinfamen Armirung gemacht. werden falten , fir ind, zu, befannt, 
als, daß fie einer weiteren Anführung bier bedür en. 


Ein neuerer Schriftielfer druůͤckt fi i in einem an Kaifee 
„Nappleon furz vor dem Tilſi ter Frieden in Volen präfenfirten, 
"und einen mehrere hohe Souberralns Jugleich betreffenden Salt 
Ddarſtellenden Memoire folgendermaßen aus: - 
x” Quelques points, que l’acte de la; nourelle confedera- 
ion du:Rhin sur la question debattue depuis plusieurs sie. 
les jusqu’a nos ‚jours, en France et en Älicmagne sur la 
aatyre ct les droits de la souvgrainété, laissent encore & 
‚desider au futur Congres de Fr ancfort; 30u de quelque force 
‚que, les Souv erains soient ‚ou se eroien revetus dans leurs 
"etäts pour faire” des 'dispositions selon leur volonte, il est 
'cependant certäin;Üque toüte VAhleiibgnie et les’ gouveräe- 
ments memes de tes Souverains confederes: , doivent encore 
ddsirer' la formation. d’une diete ou d'un tribunal supreme 
quelconque soit.par, cux memes, soit par.l’antoritd, et sous 
‚les auspices du ‚fondateur et Proteeteur .de la confedera- 
tion, ne fnt ce — 1. ) pour la realisation des affaires deja 
‚deinitivement deeidees par arrets executoires emands des 
"deux grauds tribunaux germaniques: — a.) pour la diseus- 
vion et la décision des causes exisfänfeß'du A naitre ‚"sölt 
.concernant plusieurs Souverains mémes; — 3.) et_principa- 
‚lement pour tous les cas et tous les ie: ou. ‚Vartig)e de 
Ta confederation. du Rlin a conserve& et sanclionne ‚pour 
norme future les dispositiong du dernier reces de la depu- 
tation de Empire, qui selon le $. 2. du dit acte, coniinue- 
tont d’ötre executies selon tou'e& leur forme‘ ‚et teneur. car enfin 
voilä la loi, qu'ils se ‚sont imposte eux "memes. ' Mehrere 
und in fo manchen⸗neren Zeitſchriften beſonders in Vogts euro⸗ 
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die. von: Freiheren von. Eggers: fo glünzend geſchilderte Er⸗ 
wartungen, als das von Pahl fo heiß gewünſchte Einheit, 
Pringip des rheinischen Bundes nicht zu erlangen wären; *) 
fo darf man doc an der baldigen Befiimmung einer neuen 
deutichen Srundverfaffung nicht mehr zweifeln, ‚wenn auch 
nur. vorzüglich a) zum. Schuß und Sicherheit. der Souves, 
raine, ihrer Staaten, und ihrer Familien ſelbſt. b) Zur: 
Erläuterung und. authentifchen Auslegung jener. auf alle 
Fälle noch allzuſchwach ſkizzirten Grundzüge der Fünftigen 
Bundeskonſtitution, oder des Art. 11. beflimmten Starutr. 
fundamental. c) zur Feſtſetzung und Entfcheidung fo mans 
her in jedem Fall als rückſichtlich der fo manigfaltig vegus 
lirten Verhäftniffe mit den neuen Standesheren, als kon— 
teahirendem Theile zu betrachtenden Bonfüderirten ‚Ständen, 
noch aus dem alten Verband. vorhandenen neu bereits ents 
ftandenen , und gewiß noch erfcheinenden fo zweifelhaft als 
ferittigen . Fällen. 

Es war. wohl die künftige Verſorgung und Ensfchädis 
gung der allgemeinen deutichen Neichediener ein, in der Kons 
föderationsafte gleihfalls nicht namentlich beſtimmter, und 
alſo fiher der künftigen, fchon am ı. Dftober 1806. zufamı 
mentreten follenden Bundesverfammlung vorbehaltener Ges 
genftand. Notoriſch hatte 'gleichwohlen das ehemalige deuts 





päifhen Staatsrelationen, in der Zeitfehrift Germanien von, 
Crome und Zaup, in der Zeitfchfiie , politifch und hiſtoriſche Ans 
fichten und vorzüglich in den meilten Heften des rheinifchen Buns 
des von Winfopp angeführte Abhandlungen, verdienen, was for 
wohl die Fälle, warum ein Bundesgericht nothwendig fey , als 
in’ deren Worfchlägen zu deſſen aan ſelbſt, in iu 
werden. 

2) Deutfchlands Erwartungen vom rheinifchen Bund. von 
Greiheren von Eggers 808. — Mahl über das ae 
in dem Syſtem des rheiniſchen Bundes. aboß. | — 
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ſche Reich allgemeine Reichsſtaatediener, die ihm nur vers 
pflichtet waren, und weiche auch nur von dem aefanimten 
Neiche, theils durch beftimmte Beiträge, theils durch Ueber⸗ 
laſſung ſtändiger und unſtändiger Dienft ⸗Emolumente ihre 
Beſoldung und Unterhalt erhielten, und deren Exiſtenz eben 
ſo, ja noch weit eminenter als jedes andern Staatsdieners 
in dem. allgemeinen Reichsſtaats körper nach gleichem Dienſt⸗ 
vertrag als gegründet angeſehen werden mußte. Dieſe all⸗ 
gemeine Reichsſtaatsdiener haben nun durch Auflöſung des 
Reichſstags zu Regensburg durch Micderlegung der deutfchen 
Kaiferkrone von Seiten des Öfterreichifchen -Kaifers und das 
durch erlofchenen deutſchen, und lateinifchen Reichskanzlei, 
durch erfolgte Aufhebung und Entlaſſung der beiden höchſten 
Reichsgerichte, durch die eben dadurch zu Grabe gegangenen, 
und gleich nach gefchloffenem vheinifchen Bund von mehrer 
ren Souverainen als von felbft mit aufgelößt erklärten deuts 
fchen Kreisverfaffungen und Kreisverſammlungen, ihre polls 
eifche Exiſtenz und Gehalte, fo wie die mit ihrem Dienft 
verfnüpften Emolumenten dem Anfchein nach verloren, wer 
nigftens mußte eine, in manchen Branchen noch — 
de Stockung eintreten. 

Nah ſämmtlich duch den a1. Abſatz des neuen-Buns 
desvertrages außer den dort beſtimmten wenigen Abſähen 
des jüngſten Reichs-Deputationsrezeſſes für nichtig und ohne 
Wirkung erklärten deutfchen Meichsgefeken, hörte nun nicht 
allein das Beſtehen der bisher ftändigen Keichstäge zu Res 
gensburg auf; es ift an eine fonftige, der alten Verfaſſung 
gleiche, oder Ähnliche Reichsverſammlung bermalen andere 
wo nicht mehr zu denken: Nömifche Königs und deutfche 
Koaiferwahlen, und Kırönungen, fo wie Aufnaimen ın dag 
niche mehr eriftirende Eurfürftliche: , fürftlicher, oder ſtädtiſche 
Kollegium können , und follen hiernach eben fo wenig, als 
Paiferliche, und Neichsbelehnungen mehr Statt haben, und 
es wären alfo auch ganz natürlich die damit verbundene 
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Dienft, Emofumente jener bei ſolchen Gelegenheiten zu ein, 
und Anderer Amtsführung angeftellten deutfchen Reichsdiener 
erlojchen. | oo. | 

Bon diefer Ueberzeugung war ſchon der erhabene öfters 
reichiſche Kaifer, ald er fih vom deutfchen Reichskörpor 
trennte, geleitet, denn er lieh durch feine bevollmächtigte Ger 
fandten am 11. Auguſt 1806, nachdem ſchon am ıften deſ⸗ 
ſelben die franzöſiſche Erklärung ſowohl, als jene Losſagungs⸗ 
akte von dem deutſchen Reichsverband übergeben war, zwei 
beſondere öffentliche Erklärungen, jede von demſelben Tag 
den noch anweſenden ſämmtlichen Reichstagsgefandten, und 
allen ehemaligen Reichsſtänden präſentiren. — Die erflere 
enthielt nach ihrem allgemein bekannten Inhalt nichts ande⸗ 
res, als die Niederlegung feiner Reichsober hauptlichen Wür⸗ 
de, und der. damit verbundenen Reichskrone; die zweite das 
hingegen betrifft ganz allein die DVerforgung der allgemeinen 
deutfchen Nrichsftaatsdiener — (mozu dod gewiß ſowohl in 
Perſon, als was dem in Megensburg Bis zur. Auflöfung. ſelbſt 
fortgedauerten Gerichtshof betrifft, und woſelbſt in ähnlicher 
Kathegorie, im Namen des römiſchen und deutſchen Kaiſers- 
denn des Reichs, zu Recht erkannt wurde, das Reichs: Erb⸗ 
marſchallamt mit ſeiner bis zur Stunde noch auf des Erb⸗ 
marſchalls Köſten vorhandene — Archiv, und Regiſtra⸗ 
tur ‚vorzüglich gehört). 

Kaiſer Franz der Ile —— es bei ———— 
der kaiſerlichen Reichsregierung als eine unerläßliche Pflicht, 
und als einen lebten Ausfluß feiner Sorgfalt, - den, billige 
und gerechten Wunfch bier Öffentlich auszudrüden, daß für 
den Unterhalt des gefammten Perfonals bes, 
faiferlihen, und Reichsdiener gehörig geforgt 
werde, weldes bis jet theils zur Pflege. der 
Juſtiz, theils zu Beforgung ber Diplomatis 
fhen und fonffigen Angelegenheiten zum Nuss 
zen des ganzen Reichs, und zum Dienft des . 
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Reichsoberhauptes verwendet worden. Die 
Sorgfalt, welche ſämmtliche Stände des Reichs 
für das Schidfal der, durch das Reichs-Ent— 
fhädigungsgefhäft vom Jahre 1803. um ihre 
Dienfanftellung gefommenen Derjonen fo 
rubmmwürdig getragen hätten, laſſe ihn erwars 
ten, daß das nämlihe Gefühl deutſcher Gerech— 
tigkeit. fih auch auf jene verbreiten werde, die 
fih zum Dienft.des ganzen bis jeßt hätten ges 
brauden lafjen. 


Führte nun gleichwohlen der um die Verſorgung manı 
cher, ja der meiften allgemeinen Reichsffaatsdiener fich aber 
mals fo hoch verdient gemachten Fürft Primas in feiner 
gleih nach Auflöfung des alten Reichskörpers am 14. Sept. 
1806. Öffentlich erlaffenen, unvergeffihen Beherzigung 
über Das Schickſal verdienftvoller Männer, 
welche durch die neuen Ereugnifie in der deuts 
fhen Berfaffung aus ihrem Wirkungstreife 
verſetzt worden find. — dieſes wohl gleiche, und emis 
nentere Beherzigung verdienende allgemeine Neiche: Staats 
und Erbamt in Auflöfung der Stelle ſowohl an ſich, ale 
des im Namen des Kaifers und ganzen Neichs s Sjuftiz ads 
miniftrivenden eigenen erbmarfchallamtlichen Gerichthofes 
nicht namentlih in dem $. a. an ; fo bat derfelbe do 
eines Theils diefe Höheren, und wenigſtens mit den namens: 
lich erwähnten, wie gegenwärtige Darftellung gets 
gen wird, in gleiher Kathegorie fichenden allgemeinen 
Reichsſtaatsdiener in jener Schlußnote $. g. am Ende mit 
verſtanden, und einbegriffen, wo er fagt: 

»Diefe Beherzigungen werden der erfeuchteten Prüfung 
»menſchenfreundlicher Monarchen, Souveraine, Fürften und 
»Herren ehrerbictigft überlaſſen — — | 


; Auf bie günftigen Geflunungen der, hohen Konföderivs 


. 
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zten bes rheiniſchen Bundes kann man mit ehrerbietigem 
xæVertrauen hoffen, — — 

»Der inhalt des Bundesvertrags if von deffen erhabe⸗ 
⸗»nem Protektor kaiſerlich königlicher Majeſtät von Frank⸗ 
»reich verbürgt. Diejenigen Sguldenzahlungen, die in dem 
»Reichsſchluſſe von, ı808. entfchieden worden, find im dieſem 
⸗Vertrage beſtätiget. Dahin gehören nach dem Geiſte dieſer 
»urkunden vorzuglich (wenigſtens nad) aller Billigkeit) ſolche 
»neuere Penſionen verdienter Männer, welche 
⸗2dadurch ihre Alimente erhalten ‚ und ohne 
»Verfhulden ihren Wirkungstreis durch uns 
»vermeidiihe Ereigniffe verloren baben.« . 

Anderentheils. aber hatte ſchon der erhabene Vorſtand 
dieſer künftigen Bundesverſammlung nach der oben Note 2. 
angeführten Beſtimmung der Bundesafte am. ıdten Sept. 
alſo erft Tages vorher, von Aſchaffenburg aus ‚an. Ihre 
Majeftäten, taiferliche and königliche Hoheiten, Durchlauch⸗ 
tigſte Herzogen und Fürſten ale Mitgenoſſen des rheini chen 
Bundes jene Zirkularnote erlaſſen, in welcher er dieſen da⸗ 
mals vorhandenen hohen Konföberirten eröffnet — Daß 
ſein bevollmächtigter Miniſter, Freiherr von Albini, bereits 
zu Anfang Sept. ſich nach Frankfurt begeben habe, um in 
ſeinem Namen die Eröffnung des Bundestages vorzuberei⸗ 
ten, »und da der Bundesvertrag dieſe Friſt zum Vorſchlag 
eines Grundgeſetzes beſtimme, fo werde die Eröffnung der 
»Situngen felbft von der Ankunft ihrer Bevollmächtigteh 
sabhängen« *). Dorten wäre wohl alfo der kompetente 


9) Auf diefe Birfularnote fandten einige der neuen, Souve⸗ 
rains (größtencheils Glieder des neu⸗creirten fürftlichen Kollegiums) 
ihre, Gefandten nad Frankfurt. Einige Bevollmächtigte find alk 
in Frankfurt wohnend , fo wie mande andere, als zugleich bei 
dem dafelbft noch zur Berichtigung der fur+ und oberrheinifchen 
Kreisfchulden verfammelten Konvent mitakkreditirt, dermalen 
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Ort, und der von ailen fo unſchuldig, als höchſt beſchädigten 
allgemeinen Reichsſtaatsdiener ſehnlichſt erwünſchte Zeitpunkt 
ſchon vorhanden geweſen, mo ſie die Rechte zu ihrer Ent⸗ 
ſchädigung, zu anderweiter Verſorgung, minder nicht ihrer 
‚vorhin ‚ und noch bis zur Auflöſung des deutſchen Reichs 
| körhers an fo viele vereinigte neue Bundesglieder"(man will 
‘von den dortmals nody nicht verbunden gewefenen, fo wie 
von jet bis jetzt noch nicht Verbündeten gar nicht reden), 
gehabte Anſprüche und' Rückſtunde hätten’ vorlegen, liquidi⸗ 
Ten,’ und geltend machen ſollen, und‘ mwofelöft fie zu jeder 
"Seit in alle Zukunft, umd mie gleicher Wirkung noch gelterib 

emacht werden Fühhen. "Haben jedoch viele jener allgeme 
nen" gReichsſtaatsdiener bei noch unerbffneter Bundes verſamm⸗ 
tung⸗ cheits mit deleinten Kraften, theils für ſich allein, und 
grbhßtentheils unter kraftigem Mitbeiſtand des die gerechte 
Schadloshaltung der an der Auflöſung der alten Reichsregie⸗ 
zung und ehehinigen MNeichsgefeßgebung ganz unſchuldigen 
Opfer zuerft, und ſelbſt noch in der Kathegorie als Reichb⸗ 
— beherzigenden Cart von Dalbergs 9 ihre — 





nbch aſelbſt anweſend. Sey es nun (ohnerachtet der große Pro⸗ 
Aektor feinen zu Regensburg bevollmächtigten Miniſter ſogleich 
ach Frankfurr an die rheiniſche Konföderation ſandte, und wel⸗ 
cher ſich wirklich dort etablirt befindet), daß manche Höfe das 
mals den Zuſammentritt verzögerten, oder. daß der eingetretene 
xreußiſche Krieg, und andere, wichtige Vorfälle ihn noch verhins 
derten ‚ fo ſprechen doch nicht allein die allerneueſten Friedens⸗ 
Tchfüffe , fondern die in derfelben Gemäßpeit ſpäterhin, und voh 
ſelbſt erfolgte Beiteitte in jenen . von dem großen Protektor un 
tergeichneten Acceſſionsurkunden aller Orten von dem neuen 
Reichstag zu Franffurt, und noch in der jüngſten don dieſem 
Jahr den 18. Febr. 1008. von Mecklenburg-Strelitz Heißt es 
8. A. S. siegera dans le College des king, son — dans 
'ce College sera regle par la Dırez.' 
) Man fehe Carl von Dalbergs Beherzigung bem 14. On 
4806, in Bintopps nn Bund 2, Bam, 


Stundfas ganz gleiche‘, und "nad "jenen Erelgniſſen Nie ſie 
weder vorſehen, noch‘ verhindern konnten "ben fo "segriindete 
Enefhädigungsberethtigung dem’ "großen Weotefidt bis Sim 
des, den neu verbündeten Souverainen f deuntſchen "Köhigen, 
Berzogen, u und "Fürften, eben fo wie den” von det‘ chenalig 
Reicheverſammiung abgetretenen mit der "Auflöfühd Su 
Reichstages und der Relchegericht· anerkannten Ständen mi 
der wohlthätigen Witfüng vorgelegt, daß die Wunden mal 
cher durch beſondere Vergleiche, und getroffene Verfügungen 
einiger Souverains geheilet daß zu Gunſten aller ehehini⸗ 
gen Reichsſtaatsdiener von teinem einzigen der vormäligeh 
deutfchen -Reichsftände— das Recht zur--vollen Schadloshaks 
tung. nicht mißkennt, und endlich von dem meiften. nach "dem 
ſchon am: oaten :Yänner. 1807. wegen dem Kammergevicht 
gegebenen großen Beiſpiel Seiner Majeſtät des Königs in 
Baiern in fb fang” His über die Bertesung eined 
gusteigen en Süftentarionsfonde ı du. Fb Tämmt 
liche dabei, beipeiligte narmakige, Hedenände 
ein DefinitivnBegyulativ. gethnffensawer deu, tdan u) 
das vorgeſchlagene Proniſorium bis ——— ⏑⏑⏑— 
for kann auch! deu nach igegenwärtiger · Darſtellung wenigſtens 
mit dem Heren Kaminerrichter "und Beiſthern in gleichen, 
und eminente? Att “te "äligemetrier" Staatoͤblener des’ anrger 
lößten Reihe u "ete inende Reige /Erb matſchati es 
Vor ſorge von len Kante derasionsgliedern mit Zuverfi ht ‚er 
Marten ;-. $o mie er, vog den. ‚fänımelichen: pormaligen, 5 
ftänden die. Ahtraqung feinen Rürkſtände und Arreragen die 
Guültigkeit feiner Anſprüche, endlich ‚Die nähere Verfügung 
über die Reichs⸗Erbmarſchallamtskanzlei Archiv und Regie 
ſtratur, mit gleichem Vertrauen Aaufn die von jeher ‚betheiligte 
RE und nn. der deutfchen Fürften 
hoffen muß. ern 3 Ara er 

Es handelten —e— bis anher die neue königliche 
und fuürſtlichen Souverains in dieſen und ähnlichen Mater 
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rien, trotz manchen Siderſachern nach ſolchen hutmanen 
Grundſaben, woraus man ſehen kann, in welchem hohen 
Werth fie den Grundſatz der Entſchädigung für unfchuldige 
Staatsopfer halten, wie wenig ſich in den Herzen guter 
Fürſten das Gefühl für Recht und Billigkeit auelöjchen 
laffe, und wie. fehr ſie ‚bei den neueren Staatsveränderungen 
und Hrganifationen felöft den Anſchein vermeiden, als woll⸗ 
ten fie ſich mit dem, Nachtheil dritterer bereicheren. Die 
meiſten und vorzüglich. ‚Seine fönigliche Meajeftät, von 
Baiern *) und Seine Hoheit der Fürft Primas = haben 
ſolches ſchon vor der geäußerten Intention ***) und dem, 





wien die A are Auguſt · 4806; BR Aufloͤſung des 
ö fräntiſchen Kreisverſammlung gegebene konigliche Erklärung, dann 
die in Betreff der aufgelößten Ritterſchaft am 31. Oktober deſſel⸗ 
hen Jahrs erfolgte Deklaration, fernerhin die in Grundſaten ſo 
richtige, und wohl das Original zu manchen ‚Kopien abgegebene 
böcft bi billige Fönigtih baieriſche Souberainitäcd s s Pragmatif über 
die "Werigkieniffe det neuen Gtandesherrn dom ag. Merz 1807. 
CR: B. Heftꝰ6. 8. 808.) find vereint mit der" ſchon am arek 
Janner 1b07. dei’ Reichs kammergerichts⸗ Vorſtänden und Glie⸗ 
dern, als eben ſolche allgemeine Reichsſtaatsdiener betrachtet, ger 
gebenen Verſicherung (R. B. Heft 4. 8.337.) mit den diesfallg 
an ‚den. £öniglichen, Geſandten, Geheimenrath von Zwackh/ am 
50. Mai und g. Juni 1807. erlaſſenen Verſi — 
Oeſterreicher Archiv des R. B. Nr. 6, 7. n. ) liefern den gfän? 
zendften Beweis, in welchen hohen Ber e: Majertäe den 
©rundfaß der Entſchädigung für ſolche Staͤatsopfer, und. vorzütß 
lich für die alte, allgemeine Meicheftaatsdiener Halten. N 
Wir führen ds untern 26. November i806. an den Für) 
flen von Benevent erlaſſene in diefer Zeitſchrift abgedruckte Schrei⸗ 
ben; ſo wie fe viele‘ andere erlaſſene —— und — 
1 as 22 NIT EHER 

* Er noch der Moniteur Nr. 346. vom 12. Dezemb. Bew 
über die Entſchädigungsberechtigung ; diefer ‚allgemeinen Reichs 
fantödiener fi dahin auſdrückte: que l’Empercur Napoleon 
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im Tirfiter Frleben neuerlich gegebenen Beiſpiel &) des groſ⸗ 
fen Protektors, ſo lebhaft bewieſen, daß fie auch die gegen⸗ 
mwärtige Entſchaͤdigungsberechtigung mit voller Serechtigkeit 
und beſonderem Wohlwollen würdigen, die Schadloshaltung 
ſelbſt aber eben ſo hirnach beſtimmen werden. — — * 


Er ſt er Ab ſch niet | R * 


‚Amt, Bürde, und Dienſtverrichtungen eines: 
Ä Reichſs⸗Erbmarſchalles. 


Es würde ‘wohl den eigentlichen Zweck biefer kurzen 
Darftellung verfehlen Heißen, wenn mankhier all jenes wies 
derhofen wollte, was Ältere, und neuere Staatsrechts⸗Ge⸗ 
lehrte , und Schrififteller des deutſchen Staatsrechtes: : (bie 
jetzt von manden rheiniſchen Bundesautoren nur mit den 
übrigen hiſtoriſchen Scriptoren für bloße Geſchichtſchreiber 
gelten ſollen) über Etimologie *) und Urſprung der Mars 





avoit declar& hautement que Il'enttetien de ces ci devant 
fonctionnaires de l’Empire &tait une dette sacr&e pour les 
Souverains de l’Allemagne , hatte fon der erhabene Fürfk 
Primas jene beitimmte Meinung ded großen: Protektors über dies 
fen Gegenftand,. welche er ihm gelegenpeitlich eröffner, den: Kam⸗ 
merrichter und Beifigern des Rammergerichtd mitgetheilt... 7 
) Der sıte Artikel: des gedachten Friedens drüdt ſich dahin 
aus: — „Alle Verbindlichkeiten des Königs von Preußen ſowohl 
»gegen die ehemalige Befiger öffentlicher Stellen, 
»geiftlicher Pfründen, militairifcher. oder bürgerlicher Penftonen, 
»als in Hinſicht der Gläubiger, und-Penfioniften der vormaligen 
»Polnifhen Regierung, bleiben Sr. Majeflät dem Kaifer aller 
»Reuffen, und Sr. Majeftät dem König von Sachſen, in dem 
»Derbältniß der ihnen durch den Artikel 5., undg 
»zufallenden Länder, und werden von ihnen ohne 
irgend eine Einſchränkung, Ausnahme oder Borr 
»behalt, berichtiget werden. . 

2*) Speumauw glossar sub voce 'Maroescallus — Baıv- 
zıus Capitular. pag. 77. Wacurza glossar german. p. 1053.— 
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ſchalle, Reichs ı Erfmarfıhälle ,. von ben, Zeiten, der orientalis 
ſchen, und occidentaliſchen Kaiſerhöſe ®), über, bie erſte Ein⸗ 
führung, dieſes Amtes. ‚unter Conrad dem Ilten. 2144. und 
zaſo · über deſſelben erblichen Verleihung an bie Familie 
deren non. Calatin oder Callentin (die, dermalige von Paps 
penheim) angeführt, und nad den in ihren Schriften anges 
zeigten Urkunden’ höchſt wahrſcheinlich erwieſen haben; man 
begnügt ſich daher einige der vorzüglichſten Werke, und Ab⸗ 
handlungen ***), nebſt den beſonderen Umſtänden zu erwähs 
nen, daß a) nad). von. mehreren Autoren ‚gelieferten kaiſerli⸗ 
a — die Familie der von Poppenhein get: unter 





— Vitriar. — — * —*— Tom. 
83: p- 68. — . Dusazsnz glossar sub: voge Marescallus — 
Cosaıns de origin. jur.. germ. cap. 7. Coccei,.de leg. Salica. 
— Lrıssız de orig, Franc. $. ı8. Rıcnann de Salicorum ori- 
gine et differentiis. "Eccann,commentar. ad leges salicas 
p- 31. et 249. Muraroır Tom. I. p. 434. Farser copp. hist 
Franc. L. II. p. 338.. Pısrorr collect. script. rer. germ. p. 
54. Maısonsı script. T. J. p. 643. Mascov. de orig, offcior. 
$. 3ı. Estor de ministerial cap. J. $. 61. etc. 


3 Bermanmw Notiti:dignit. illust. Diss. ı: FaıtscH de Pa- 
lat. et Domibus Dominis. Huwsrr Praelect.. Tit. de offic. 
Praefect.. praetor. ‚Dswrsten addit. ad Rosyni syntagma an- 
tiquitat. Rom. lib. 7. cap.‘ 33... Hıucwız de Regni et aulo 
zwarchal. — Guruer de .offic. august: lib. 2. cap. 20. 


'*#%) Levarzıo antiquit. Poelderser. | 
Ejusdem Gandersheimenses cap. 25. p. 281. $, 15. — 
 Lüsıss Spioiley Eceles. Part. III. c. 5: sub tit. Corvey. 


en) 'Revssen Bäsilica seu de familiis Regum, Prineipum 
aliorumque Procerum ffti. 1552.— Hund Baieriſches Stamms 
Buch unter dem Wort Pappenheim — Döderlein hiftorifche 
Nachrichten von dem Haufe Pappenheim 1739. I. Theil. Lünig 
loc. eit. T: I. No. 4. Nepertorium des deurfchen Staatds und 
Lehenrechts von Bu der, Scheidemantel und Häberlin 
unter dem Wert erhm arfh lt | 


an 23 BT N heise int 
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Kaiſer Friederich dem J. im gabe 1165; und Au die. 
Marſchallswürde gehabt *), und folches Marfchallamt bis zu 
der von dem dermalen noch lebenden Kaifer Franz dem Ilten 
gefchehenen Niederlegung ber deutſchen Kaiſerwürde unb 
Krone (den 6ten Auguſt 1806.), alſo volle ſechs hundert 
ein und vierzig Jahre unverrückt fort verwaltet, daß b) dies 
fes Reiches Erbmarfchalamt denen Herrn von Pappenheim. 
fhon vor Errid;eung eines der älteften wichtigften. Neichss 
grundgefeße der goldenen Bulle, alfo längft vor dem Jahre 
1356. erblih zugetheilt geweſen *9; daß mithin c). 
diefe Würde eben fo feit Jahrhunderten durch die Konſtitu⸗ 
„tion. Deutſchlandes unwiderruflich für dieſe Familie gegrün⸗ 
det war, als ſchon von den älteren Zeiten her dieſe allein 
als Erbmarſchälle benannten von Pappenheim auf din deut⸗ 
ſchen Reichsverſammlungen ſelbſt Sitz⸗ und Stimmrecht 
ausübten. Man übergehet eben ſo a) die Anführung des 
Urſprungs, ‚ und der Verleihungsurkunden über jene, des. 
- Heil, röm. Reichs Forſt⸗ und Jägermeiftersftelle im Nord⸗ 





*9) Heda Histor. ultraject, p. 323. — Gorvasr Constit. 
imp. T. I. p. 285. Lünig loc. eit. T. II. cap. 4. sub tit. 

Sreyfingen. Eine befondere Nachiveifung des unverrüdten Bes. 
figes dieſer Würde ſogar von dem Jahr 1030. und eine andere, 
von 1409. bis jetzt, ift bei Ludolph Syntag. decis. et consult. 

P. I. Dec. ı. und bei dem angeführten Döderlein p. 433. et 
442. zu finden, ja felbft die goldene Bulle nimmt Tit. 27.. 9. 8, 
und $. 7. im Jahr 1356. in denen von Pappenheim, das dent, 
Erzmarſchallamt von Sachſen weit an Alter vorgehende von den 
alten Kaifern ihnen unmittelbar verliehene Reichs » Erbnarfchalls 
amt, ald eine vorlängft befannte Sache an ‚daher fie fi in er 
sulaturen Kaiferliche, und Reichsmarfchälte nennen. 


— *9 Yußer den oben angeführten Heineccius antiquität. gloss. 
lib. 3. ad annum aM — A. B. Tit. 37. |. 6. 7 es Tit. 29. 


. 
“- oz 
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gau bet Weiffendurg *), und will biefer — Reichs⸗ 
dienſtſtelle hier nur ſo weit gedenken, daß die Reichs Erb⸗ 
marſchalle von Pappenheim ſolche gleichfalls bis zur Stunde 
der Auflöfung des deutſchen Neichstörpers, mithin volle drei 
Hundert ſechs zig zwei Sabre als Kaiferliches und Reichslehen 
getragen, eingehabt, und uneingefchräntt benutzt **), jo wie 
man b) des Urfprungs, Rechtes und Herkommens eines 
fhon im Jahre 1529. mitbeftandenen Reichs⸗Erb marſchall⸗ 
ämtlichen Stellvertreters unter den verſchiedenen, in älteren 
Ulrkunden, und Schriften vorkommenden Benennungen, Uns 
ter s Marfhall, Marſchall, Marſchall Lieutes 
nant, ReihssQuartiermeifter und mie bie lateinis 
hen Urkunden fagen, Metator imperii ***) ‚ weicher iu 





9) Die von verfchiedenen Schriftitellern — Ur⸗ 
kunden beweiſen, daß dieſes kaiſerliche und Reichsſtaattamt von 
Kaiſer Karl ſdem IV. zu Rom den alten Burggrafen zu Nürn⸗ 
berg Johann, und Albert, und ihren Erben 1355. verliehen wor⸗ 
den, und fodann auf die Marggrafen, und Kurfürften von Bram 
denburg gefommen, unter welchen Marggraf Albert ſolches ſchon 
im Jahr 1444. an den Bifchof zu Eihfläde zu einem, und wie 
ih die Urkunde ausdrüdt: an die Gebrüder der Herrn Reicht, 
Erbimarfchalle von Pappenheim , Heinrich, Conrad, Georg, Rus 
dolf und Sigismund, (da fie ſchon zuvor ein befonderes Jagdı, 
Beholzigungs⸗, und Maftrecht in den Waldungen gehabt hätten) 
a anderen Theil abgetreten, und welche Abtretung 2474. von 

aifer Friederich dem III. ihre volle Beftätigung erhalten. Man 
ſehe Falfenftein Cod, antiquit. Nordgau Nro, 345. p. 300. 
Lünig in R, A, T. ı9. Spicileg, Eccles, cont, ı, — 


.*) Durch bie rheinifche Konföderation fiel auch diefer Gegens 
ſtand unter die Gouverainität pon Baiern , und trägt der ders 
malige Neichd+ Erbmarfchall (als ein , rückſichtlich feiner übrigen 
Befigungen königlich Baieriſcher Standesherr) bie Forſthut in 
ben Difieiften_im Nordgau von diefer Krone zu Lehen. 

”*) Wagenfeil de 8. |. J. Summis official. et eorun- 
‚dem subofäcial. cap, II, Lünig Gerechtſamen Europäifcher 
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gleicher Zeit an dem Sitze des Meichstages der Direktor von 
der feit 143 Jahren von den Reichs Erbmarichallen von 
Pappenheim in Regensburg gehaltenen und ſich noch in 
dieſem Augenblick daſelbſt befindlichen Kanzlei, Regiſtratur, 
und Archis geweſen *); "auch die Marſchallamtliche Juris⸗ 
diktion (fiehe Abſchnitt 2.) fort ausgeübt, zu erwähnen uns 
terläßt, genug, daß auch diefes Amt fih mehrere hundert 
Sahre, und abermals bis zum wirklichen Auseinandergehen 
der deutichen Neichöverfammiung (dem ı2. Auguft 1806.) in 
feiner wollen Aktivität erhielt, das Reichs ‚ Erbmarichallamts 
liche Archiv, und die micht unbeträchtliche Regiſtratur der 
Juſtizkanzlei, ſich noch wirklich an dem ehemaligen Sitz des 
Reichstages zu Regenburg auf des dafür immer noch re 
fponfablen Reichs Erbmarfchalls eigene Köften noch befindet, 
und ganz matürlich auch daſelbſt fo lange noch verbleiben 
muß, bis von der in Frankfurt zuſammentretenden Bundess 
verfammfung über Diefes den fämmtlichen ehemaligen hohen 
Reichstagsgliedern zugleich, und einzele mit unter den Frem⸗ 
den, als auswärtigen Geſandtſchaften allein zuftändiges Eis 


—— — — ——— — — — — —— —— 


Potenzen P. II. $, 5i6, — Eſtor kleine Schriften 1. B. 1. Thl. 
Nr. 5. — Ludwig Erläut. der G. B. p. 804. Moszn Biblio- 
theca jur. publ. P, III. N, ag. Fe BEER 


...*) Der legte noch bei ben ® ijlingften Wahl und Krönungen 
des Kaiſers Leopold IL. und des refignieten Kaifer Zranz II. fein 
Amt zu Frankfurt fowohl ald bis zur Trennung des Reichstagẽ 
zu Regensburg verrichtete Reichsquartiermeiſter, Herr von Müller. 
ift wohl allgemein den Leſern biefer Daritellung bekannt. Gicht 
Wedekind Tagkuc der Krönungen der 4 jlingfien Kaifer aus dem 
neu öſterreichiſchen Maus 2792. in Bo. dann die beide Wahl 
und Krönungs-Diaria Kaifer Leopold II. und Franz Il von 
deinfelben mitbearbeitet in Folio. Frankfurt bei Jäger 
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denthum, eine . allgemeine — Berfügung getsaffen 
feyn wird *).. 


4 ⸗ 


Die ——— 





Ueber das Steuerweſen, beſonders in den Landen 
der Mediatiſirten. 





Daß das Beſteuerungsrecht in den Landen der Mes 
diatifirten dem Souverain gehöre, ift nach der deutlichen 
BHeftimmung des Art. 26. der Parifer Akte vom ı@ten 
Juli 1806. ganz feinem Zweifel unterworfen; wie aber dies 
fes Befteuerungsreht nah Recht und Billigkeit ausgeübt 
werden dürfe, ift nirgends beftimmt, fondern der Diskretion 
des Souverains überlaffen, zu weldher Napoleon, der 
Stifter des Rheinbundes das billige Vertrauen geheget hat. 
Eben deswegen wird es uns aber defto gemiffer erlaube 
feyn, unfere unmaßgeblihe Meinung jber- einige dabei in 
beobashtenden Mobalitäten zu Außeren. 

Die Steuern find ein Relatum wor’ den — 
bededürfniſſen, und nur dieſe im ſtrengſten Sinn 
genommen, nicht das Bedürfniß des Regenten allein, noch 
weniger deſſelben Vergnügungen können die durch den Ve⸗ 
hikel - des Veſteuetungorechts berbenufäafene Summe, be⸗ 


ſtimmen. 24 BE " —* 





Man ſehe in ‚Winfopps rheiniſchem Bund Heft 7. die 
Entſchließung des gegenwärtigen Reichs⸗ Erbmarſchalls an. feinen 
dortigen Kanzleiregiftrator. 
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‚Bu den ordentlichen Staatsbedürfniſſen ger. 
häten ohne Zweifel auch, die Zinfen von den zur Bedürfs 
niß des Staats, nit des Regenten oder feiner 
Familie — aufgenommenen Kapitalien. 

Leider! iſt keiner unſerer deutſchen Staaten in dem 
Sal, ſchuldenfrei zu ſeyn; es kann daher nicht fehlen, daß 
ſowohl die alten und eigene Lande der rheiniſchen Bundes⸗ 
fürſten, als auch die unter ihre Souverainität gelommene, 
Schulden in bie neue Societät inferirt haben, in welche fie 
der Wink ‚der obengedachten Parifer Akte zufammen ges 
bracht hat; und es kann eben ſo wenig fehlen, daß dieſe 
Schulden ſowohl in quali, ale auch in quanto von gang 
perfchiedener Art find, und in feiner richtigen Proportion 
mit den wechfelfeitigen Kräften der neuen unter einen 
Souverain vereinigten Länder ftehen. 

Wer nun diefe Schulden insgefammt in eine Maffe zu⸗ 
ſammenwerfen, und den Betrag der Zinſen daraus, oder des 
zur Schuldentilgung beſtimmten Quantums mit unter den 
iibrigen Staatsbedürfniſſen durch die ‚Steuern decken wollte, 
der würde große Wervortheilungen veranlafien. | 

Wie iſt aber diefer Beforgniß abzuhelfen ? Auf eine 
ganz einfache Weife. — Man mahe mit dem Zeitpunkt, 
wo die Souverainitätsrechte eingetreten find, einen Abs 
fchnitt ; feparive Die Kapitalzinfen, und die zur Schulden: 
tilgung beſtimmte Summen von den Übrigen Staatsbedürf⸗ 
niffen; errichte in jedem der verfchiedenen Länder eine 
eigene gandesfhulden s Tilgungstaffe, und laſſe fos 
dann von diefem — an ne Steuer Umlagen 
machen. 

1) Die Eine für die — und die zur Schuß 
dentilgung beffimmten Summen in’ jedem Lande, befons 
ders nach den Erforderniffen der batinnen vorhandenen 

Schulden, 4 
2) die Andere aber für. bie übrigen Staatsbedürfniſſe 


\ 
N 
\ 
\ 
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und bie etwa feit jener Vereinigung in einem Staat 

entftandene eigentliche Landesfhulden und die 

Binfen davon — daß zu diefen Schulden die von den 

Mediatifirten auf die denfelben entzogene Kammer; 

Meveniien in Gemäßpeit Art. 50, der Parifer Akte 

Üübernommene Schulden Raten nicht gehören, verfteht 

fid) wohl von ſelbſt — 
in dem ganzen Umfang des Staats nad gleichem Fuß durch 
bie Central: Steuerbehörde. u | 

Diefe Einrichtung fichert die verfchiedenen Unterthanen 
gegen eine Ungerechtigkeit, welche gegen fie begangen würde, 
wenn man fie zur Tilgung der Schulden in Konkurrenz zie 
hen wollte, welche ſchon vor ihrer Wereinigung in eine und 
biefelbe Staatsgeſellſchaft kontrahirt worden find, 

Es iſt diefe Einrichtung mit defto weniger Bedenklich⸗ 
keiten verknüpft, weil fle nur auf fo lange nöthig ift, als 
die alten Schulden 

— melde ein gewiſſer Mebiatifirter antcdilariana 

nennt — 
unabbezahlt bleiben, und teil unter den Penflonnairs gewiß 
Subjekte genug fi befinden, weiche zu bdiefer Einrichtung 
nüßlich verwendet werden fünnen. 

Wir wiſſen nicht, daß eine folche Einrichtung ſchon irs 
gendwo gemacht fey, wir hoffen aber, daß unfere Vorſchläge 
von gutdenkenden Regierungen werden beherziget, und zu 
ihrer Meife werden befördere werden, 

Bei dieſer Gelegenheit können wir übrigens ein ande⸗ 
res, das Steuerwefen Überhaupt betreffendes pium deside- 
rium nicht unterdrücken. 

In den meiften Staaten haftet auf dem Steuerweſen 
fowoht in Hinſicht der dem Ertrag der Steuern gebenden 
Beſtimmung, als auch in Hinſicht der Grundſatze, nach wel; 
chen die Repartitionen . auf die ‚einzelne Steuerpflichtige ges 
macht werben, noch ein Geheimniß. Wir halten ſolches um 
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ſo mehr für, ‚einen großen Verſtoß gegen eine wahre 
— weil es denjenigen, welche Zutrauen der Un⸗ 
terthanen zu ihren Regenten zu befördern. nicht gewohnt 
find, fehr vielen Anlaß geben kann, den Saamen der Zwie⸗ 
tracht auszuſtreuen, und zum Keimen zu bringen; mo bins 
gegen offene Darlegung der Staatshaushaltung jeden defto 
- mehr aufmunteren wird , durch redliche Beizahlung feiner 
Quote dem guten Zweck feihes Negenten beförderlich zu wers 
den, ‚je mehr ;er ſich überzeugen. kann, daß ihm meber. ig 
Verhaältniß zu (rinen Sraasemirbürgern, au. viel, noch irgend 
etwas angefordert werde, was nicht zum, währen Deren 
Des Staats verwendet wurde. 

Die von mehreren Regierungen dem Publitum von Zeit 
zu Zeit mitgetheilten Comptes rendus beweifen, daß diefe 
unfere Bemerkung en gros bereits „Öffentliche Autorität für 
ſich habe, und wir Iweifeln keineswegs daß, , wenn fie auch 
Ach, fo wie wir fie uns Im Datail formirt haben, überall 
Aufnahme gewinnen ſollte, Negent und — ſich 
fine wohl:dabel befinden. wlͤrden. 

Der Plusmärher würde freilich aus. ‚der öffenttihen 
—— der durch ſeine Einſchiebſel verunſtalteten Liſten 
Ber: Staatsbedurfniſſe, und der. darzu erforderlichen Steuern 
vieles Unheil .peophezeihen, und ſolche widerrathen; allein, 
Das größte Unheil, das daraus entſtehen fönnte, würde, ums 
ſerem Dafürhalten nach, kein anderes ſeyn, als, daß das 
Volk bäte, jene Einſchiebſel bei: der : Steuer limfage in 
Zukunft wegzulaſſen, und daß der gütige Bandesvater bewo⸗ 
gen werden könnte, feinen Finanzetat mehr durch Minus 
Ausgabe, als durch Pius» Einnahme: die erforderlis 
che Solldität zu verfchaffen, und dadurch: die feinen — 
der Plusmacherei überflüßig zu machen. 
de gewiſſer ſolches blos von. dem guten Willen * 
— abhängt, deſto mehrere und deſto ſicherere Mittel 

hat er alſo ſelbſt in Hünden, um die Fantome verachten 
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zu önnen, dur die ihme etwa die Anfklarung be⸗ Vwotc⸗ 
in Beziehung auf die Manipulationen im Sinanzfad fürch⸗ 
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terlich gemacht worden wäre. EIER: 
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Einige Bernerfüingen‘ sum Seh des Revenüen⸗ u 
Schuldentheilungsgeſchäfts ge ben kr 
rains und —— ER 
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Din erſte Fraͤge ‚bei dieſem Geſchäft mochte ſ feyn: — 
— welchem Tag der: Benenüens un. IM 
Souverains anzufangen Habet. 1. ".C 
Aus demjenigen, was‘ S. 480 im Sein "Sand dieſer 
Zeitſchrift vorkommt, erhellet, daß über dieſe Frage getheil⸗ 
te Meinungen beſtehen. Uns ſcheint es unbegreiflich, wie 
man zwei verſchiedene Antworten auf dieſe Fragen ſich nur 
traumen laſſen konnte, da bei der Immiſſion in die Sou⸗ 
verainitätsrechte einestheils'von den franzöſiſchen Kom⸗ 
miſſairs ganz deutlich beſtimmt worden, daß der Genuß die⸗ 
” Rechte vom Tag der Immiſſion an 9.3 Il 
vpour jonir & cömpter de @e: jousen-toute.Bon- 

2 vyerainete« ſagen die proces-verbaux:*).' :.::» 
einzutreten Habezı amd namderent reits! die Kommiſſaits 
der. Souverains⸗ gegen dieſe Beſtimmungen lediglich nichts 
eingewendet haben, mithin als res conventa anzuſehen iſt, 
| daß ber Tag ber. ne ei m Someeind 
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der * abercibrica ober A Aıfang‘ des Shure feiner 
Souverainitätsrechte ſeye. | 
Eine zwo te Frage möchte fepn: — | 

Welches Rihemaaf ift anzulegen, ‚wenn Res 

te und Sefälte vorfommen,.äber. welche 

bie, xrheiniſche Bundes albte nicht — 
drücklich entſchie den hat, und welche 

- a) ber So uverain unter. der in bem 


Art.27. gedachten: essentiellement — 
& la Sowveraindd, an 


.- 
« 


2 B) der Me diatifirte: Dingegenn ame 
den er'nutres'semblables : . 
‚faden wet nu ia TR 


‚Die rheiniſche Bundesatte iſt bekanntlich von —— 
(eon dem großen, unter Veiziehung der betreffenden 
Bunderfürften gefammter Hand einigen deutſchen Staaten 

als Geſeb vorseſchrieben worden; 


Das, mas in diefer Alte noch unbeftimme ik.. m 
hader eine authentifhe. und verbindliche Snterpretas 
tion ‚und. Beſtimmung nur won ‚dem Schöpfer derfelben, 
mithin von. Su: Protekt or und ber Bundesver⸗ 


— 
eh 


2. m 


desfürften halten, ‚Ale. Regeln der Insgrgontatignie am 
thenticae. ſprechen dieſem Satz dae Wort. 

AnDie meiften: eheinifchen Bundesfürſten ſind npwiſchen 
dieſer Interpretation: vorangeeilt, und haben durch die be— 
kannten Deklarationen über die künftige ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Mediatiſirten einen usus fori herzuſtellen ge⸗ 
ſucht, der den Rechtsverhältniſſen der letzteren bald mehr 
bald weniger enge Gränzen geſetztt Hat. 

Eben dieſe Verſchiedenheit in den Gränzbeſtimmungen 
charakteriſirt aber den Werth derſelben von ſelbſt, und leitet 
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ohne allen Zwang ‚auf bie Weberzensung, daß eine auf das 
Uerheil eines Dritten Unpartheiiſchen gegründete Aus 
legung jener Akte unumgänglich erforderlich fey, wenn nicht 
etwa hie und da die Mediariflrten jene Deflarationen freis 
willig zur Richtſchnur annehmen wollten wovon und aber 
noch kein Beiſpiel bekannt iſt. 
Wenn daher· bei dem in Frage ab — 
geſchäft der Medtarifirte: mie dem Sonuverain übe 
Biefes oder jenes Recht oder Gefäll nicht einerlei Meinung 
iſt, fo feine uns der letza e re keineswegs befugt, feine 
Deklaration fiber die Rechte der Mediarifirten dem erſte⸗ 
een als Richtſchnur aufzubringen , oder demſelben in Uns 
guade zu verheben, wenn er auch bie noch zu erwartende 
authbentifche Snterpretation ber Bundesakte, oder etwa 
in subsidium. und, um das Geſchäft nicht aufzuhalten, auf 
die mildere Auslegung eines anderen Gouveraind 
ch beruft, und dieſe auch in feinem Fall anzuwenden ver 
angt. Und diefes um fo gewiſſer, Weil Die Dettarationen 
des Souverains ihrer ganzen Natur und Entftehung nad 
nicht als eigentliche Geſetze, fondern blos ale provifor 
riſche Beſtimmungen oder vielmehr als Poſtulate am 
gefehen werden fünnen, die nur in dem Fall, wenn fie von 
ben Mediatiſtrten gutwillig angenommen worden, in die 
Kategorie von Kontordaten übergehen können, dorten 
aber ; mo diefes gutwillige Anerkenntniß nicht erfolgt iſt, fo 
lange bhoße Poftulare bleiben müſſen, bis fie etwa bie 
Uedereinftimmüung der zu erwartenden authentifchen Inter⸗ 
pretation und "damit Geſetzeskraft gewonnen haben, 

Es wundert uns deswegen auch, mie einige unſerer 
fonft hochgeſchätzten Rechtsgelehrten es haben Über fih gu 
winnen können, auf jene Deftarationen, ſchon jeßo Syſtemt 
eines Staatsrechts des Rheinbundes zu begründen! — 

Eine dritte Frage wird feyn : 
Die iſt die für dieſe oder jene Rechte und Ger 
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rare’ von ben Souverainen ti 1 
Entfhädigung zu leiften? 

Wir willen aus den verfchiedenen Deffarationen, der . 
rheiniſchen Bundesfürften, daß fie für gewiſſe Rechte und 
Gefälle, die fie an fich ziehen wollen, z. B. Acciſe, Umgeld, 
u. f. mw. ven Mediatifirten Entſchädigung verfprochen haben. 

Wir können ung faum irren, wenn wir in diefem Ents 
ſchäd aungsverfprechen das ftillihweigende Anerkenntniß fin⸗ 
den , daß das fragliche Recht eigentliche nicht essentielle- 
ment inherent ä la Souverainete feye , und daß es ber 
Souverain blos zur Kerftellung einer Gleichförmigkeit bet 
Erhebung diefer Gefälle, von feinen — — 
laſſen wolle. 

Iſt aber dieſes, ſo ſcheint uns — zu folgen, daß der 
Souverain beim Bezug dieſer Gefälle in den Landen der 
Mediatiſirten nicht in eigenem, ſondern elgentlich in Dies 
ſer Namen handle, und es verſteht ſich deswegen wohl von 
ſelbſt, daß die Entſchädigungsſumme nach dem Maaßſtab zu 
beſtimmen ſey, welchen die Geſetze des Souverains beim 
Bezug dieſes Gefälls vorſchreiben, und daß alſo nicht eine 
Bilance des Ertrags der rückwärts verfloſſenen Jahre die 
Beſtimmung der Entſchädigung geben könne, ſondern daß 
dieſelbe nach dem jeweiligen Ertrag eines jeden Jahrs aus⸗ 
zumittlen ſeye, indem, wenn die beſondere, — nicht in den 
Zugeſtändniſſen der Bundesakte gegründete Staatsraiſon, 
welche den Souverain veranlaßt, das fragliche Gefäll an ſich 
zu ziehen, nicht eingetreten; mithin dem Mediatiſirten frei 
gelaſſen worden wäre, es ſelbſt unmittelbar zu beziehen, 
wohl keinem Zweifel unterworfen wäre, daß er ſich bei dem 
Bezug deſſelben nach den vorhandenen Landesgeſetzen zu rich⸗ 
ten haben wiirde, ſelbige möchten den Tarif erhöht oder vers 
mindert haben. . 

Eine weitere und vierte Frage könnte auch — 

: Wie die RevenliensAnfäpe zum Behuf der 
oß, 
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Schuldentheilung dorten-zu machen feyen, 
wo die Gefälle der Mediatifirten den öf— 

A fentlihden Abgaben unterworfen werden? 

Die Sicherheit der Gläubiger erfordert fchlechterdingg, 
daf der zu ihrer. Befriedigung beftimmte Fond frei von allen 
anderen Ausgaben feye, und: ohnehin iſt es ganz natürlich, 
daß das, was mir ein Dritter wegnimmt, kein Theil meines 
Vermögens mehr feye, und dafi ich alfo auf felbiges feine 
Laften übernehmen könne; es ift daher von felbft einleuch⸗ 
tend,, daß bei Ausmittelung der zur Schuldentheilung feft 
zu feßenden Proportion,, der Betrag von den Souverainen 
auf die Nevenien;Nate. der Mediatifirten gelegten direkten 
oder indiretten Steuern, und anderen Abgaben in den Etat 
der Patrimonialgefälle in Abzug. zu bringen, und auf den 
Etat der Sonverainitätsgefäle hinüber zu feßen ſeye, weil 
die . Kräfte des einen Schuldners um eben fo viel ges 
fhwädt, die des anderen hingegen um eben fo viel vers 
mehrt worden find, und die Rechte der Gläubiger zu fehr 
auf das Spiel gefeßt ürden, wenn man einen Theil ihrer 
Forderung in die ausgeleerte Ecke des patrimonialherrlichen 
Beuteld verweifen wollte, nicht zu gedenken, daß die Medias 
tifivten auf das, mas ihnen der Souverain entzieht, nad 
dem deutlichen Inhalt der Bundesafte Feine Schulden bei 
halten, fondern fie nah Proportion ihres Verkuftes auf ben 
Souverain überwälzen dürfen. | 

- Eine fünfte Frage ift endlich: 

„Sind die Penfionen oder andere Gehalte der 
Staatsdiener nah gleihem Verhältniß 
wie die Schulden zu theilen? 

Der Art. 52. der Bundesafte fchreibt dem Souvei 
rain das Recht zu , die Staatsdiener in ben mebiatifirten: 
Landen, welche er nicht auf ihrem Poften laffen will, auf 
Ruhegehalte zu feßen, er legt ihm aber zugleich auch die 
Verbindlichkeit auf, folhe Diener. nach dem in feinen 
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alten Landen *) Hergebrachten Fuß zu penfioniren. 
Des Mebiatifirten wird dabei mit feiner Sylbe gedacht, es 
iſt daher wohl keinem Zweifel unterworfen , dafi die Penflor 
nen der Staatsdiener, welche durch die vom Souverain 
verfüigte Aufhebung ihrer Stellen außer Aktivilät gefommen 
find, ganz allein die ſem zur Laft fallen, und daß 
der mediatifirte Neichsftand dabei nicht in Anfpruch genoms 
men werden könne. 

Ein anderes tritt in dem Falle ein, wenn gewiſſe 
Stellen 

a) entweder zum gemeinfchaftlichen Dienft des 

Souverains und des Mebdiatifirten , oder 

b) zum einfeitigen und ausſchließlichen Dienft 

des einen ober des anderen 

noch fortbeftehend gelafien werden, und es iſt wohl ganz 
natürlich, daß 5 
‚ad b) die Gehalte der — lediglich von EIN 
gen für den fie arbeiten, 
: ad a) die Gehalte der erſteren bingegen nach Werhälts 
nig des Nutzen, den ihre Dienfte dem einen oder dem ans 
deren gewähren, zu, beftreiten feyen, und, wenn bei Verthei⸗ 
lung dieſer die bei der Schuldentheilung eintretende Pros 
portion ebenfalls zum Grund gelegt De, fo möchse wohl 
kein Theil viel dabei verlieven. 

Außer den eben - gedachten beiden Gattungen von Dies 
nern ‚giebt es aber noch eine Dritte Klaffe, folhe namlich, 
deren Kauptfunktion vom Souverain aufgehoben 
worden , eine oder mehrere Nebenfunktionen aber in 
gewiffer Art zum Beften des Mediatifirten noch fort⸗ 
beſtehen können. 

So wiſſen wir B., daß das bei den Regierungen 
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2) S. Art. 4. der Bedingungen, unter welchen die Souverainitätslande 
von den franzdfifhen Kommifarien übergeben worden find, 
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angeftellt gewefene Perfonal zwar hauptſächlich zu Bu 
forgung der Regierungsgefhäfte beffimme geweſen, 
nebenher jedoch auch zuPrivartı und Familienanges 
legenheiten ihrer Herrn, dann zur Auffiche über das 
Finanzwefen gebraucht worden feyen, und in leßterer Auas 
lität auch noch ferner gebraucht werden können. 

Wollte der Souverain die Verwendung zu diefen Mes 
benfunftionen für die Zukunft nimmer geftatten, ſo 
verfteht es fi) von. ſelbſt, daß er: fir den Diener ganz 
allein zu forgen habe; wollte er es aber zugeben, und das 
gegen verlangen , daß der Gehalt des Dieners nad Verhälts 
niß der Revenüen getheilt werden folle, fo wiirde er gegen 
den Mediafirten eine große Ungerechtigkeit begehen, weil der 
fragliche Diener feine Befoldung zum größten Theil 
für feine Hauptfunktion, die er dem Mediatifirs 
ten nun nimmer leiften kann, bezogen hat, und die Reve— 
nen, die den Mebdiatifieten zu verbleiben haben, in ganz 
anderen Verhältniffen zu dem Souverain ftehen. 

Ein gütliches Abkommen wird daher in diefem Fall das 
einzige Mittel zu Wermeidung einer Ungerechtigkeit feyn; 
weil aber gar zu. viele individuelle Nückfichten hiebei eintres 
ten, fo ift es ſchwer, eine allgemeine Regel feftzufegen, und 
wir unterdrücken um fo mehr unfere Vorfchläge , weil wie 
von der Billigkeit des Souverains und des Mebiatifirten 
überzeugt find, daß fie fih fo mit einander vereinigen wers 
den, damit die fo ganz unfhuldig in das Gedränge der 
jegigen Staatsrevolution — Staatsdiener nicht 
darunter leiden mögen. | 
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Bevölkerung der Herzogthümer Anhalt: Eöthen und 
Bernburg in den Jahren 1807. und 1805, 





Sn roten Hefte gaben mie Sei Gelegenheit, als wir die 
Anhaltifhe Acceffionsafte mittheilten , die Bevölkerung des 
Herzogthums Anhalt rCöchen auf 54000 Seelen an. Wir 
folgten hierin den bisherigen Angaben. Wir erhielten aber 
alsbald aus dem Lande ſelbſt Nachricht,, daß dieſer Anſatz 
merklih zu hoch feye, ohne daß jedoch die Bevölkerung 
felbft näher beſtimmt worden wäre. Da uns bekannt war, 
daß im Mai 1807. eine Zählung vorgenommen worden fey; 
jo bemühten wir uns die Nefultate davon zu erhalten, um 
entweder die alte Angabe beftätigen, oder die neue mittheis 
len zu können. Unſre Bemühung ift ung gelungen, und det 
Lofer finder in der Anlage die Summarien nach den Aem— 
tern, woraus ſich ergieht, daß die gefammte Volksmenge 
28842 Seelen heträgt, welche in ı25 Städten, Dörfern, 
Vormwerkern , einzelnen’ Mühlen, Wirchshäufern, Schlöfern 
und Jagdhäuſern 1807. lebten. Doch müffen wir bemerken, 
daß unter der Zahl von Cöthen die Schloßbewohner, KHofs 
bediente, Schloßgarde und das Kontingent nicht mit anger 
merkt find, auch bie und da ein einzeles Haus oder Hof 
nicht mie in Anfchlag gekommen feyn mag. Indeſſen ift 
diefe Zahl zu unbeträchtlich, als daß dadurch eine’ bedeutendg 
Vermehrung entfichen könnte, und die höchſte Summe, wels 
he man annehmen darf, feige gewiß nicht über 30000 . 
Seelen. Vergleicht man diefe Summe mit dem zu ftellen: 
den Kontingent von 210 Mann, fo fieht man, daß dey 148te 
Mann geftellt werden muß. | 
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Aus dem dritten Stücke „des Anhalt »Föthenfhen Wor 
chenblatts vom ı6ten Jäuner 1608. ergiebt ſich aus den 
ſpeziellen Kirchenliſten, daß liberhaupe 8321 Paar kopulirt, 
1088 geboren ‚wurden, (worunter Eg uneheliche) und. 1245 
ftarben. Die Zahl der Geftorbenen überſtieg aber jene der 
Gebornen um 155. Im Jahre 1806. wurden zwar 57 
weniger geboren als in 1807., aber doch flarben 315 wenis 
ger als im nämlichen Jahre 1807. Aus mehreren anderen 
Angaben ifcheint zu: erhellen,' daß die, Bevölkerung: eher falle, 
als ſteige Won Diefen beiden Jahren läßt ſich freitich übri⸗ 
gens nichts hierauf ſchließen, da der Krieg auch dort fi 
verbreitete und in feinen: Folgen wirkſam wurde. 
Bei eben dieſer Gelegenheit bemerkten wir auch daß 
die Volksmenge von Anhalt; Bernburg nach einer Zählung 
von 1806. ſich Auf 85199 Seelen belief. Bir wußten aber 
nicht, ob die Stadt Bernburg darunter ſey. 


Run haben wir auch die Anhalt; Bernburgiſche wo⸗ 
Hentlichen Anzeigen Nro. 18. vom oten Mai 1807. erhal⸗ 
ten, worin die Summarien der Volkszählung von 1806. 
enthalten ſind. Wir theilen fie, in der Anlage 2 mit, wos 
durch jener Zweifel gehoben . wird. Vergleicht man die 
Voltsmenge mit dem Kontingent; fo. findet, man, daf von 
14674 Menfhen ein Mann zum Kotzeinent eh wer⸗ 
den muß. 


! 
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- Beilage I. _ 
Bolksliſte des Herzogthums Anhalts Cöthen 
nach der Zählung im Mai 1807. 
RT Sinne ; ünggre  [2Beiber | Führer. leotar 
Stadt Cöthen '. 1274 | 5yı I .854 11358 | 1547 | 5074 
Amt Cöhen . |1074 |. 452 | 798: | 798. | 1170.| 4272 
Herz. Gerichte. | 818 | Sg2 | 7ıı | 917 | 1090 | 3928 
Adel. Gerichte. 464 | 249: 402 486 |. 597... agB 
Mienbug . . | 789 | 408 | 698 | &62 | 1057 | 34 
Wülfen . .. .» ı1 | 125 | 077 | 363 | 358 | 1426 
MWarmedorf . . | 787 | 515 | 732 | ürg | 882 | 8595 


elau . ‚.... 1 97:1 ] 316 9,1626 | „76g, | 2761 
an — 151 a 3:5 ** 


Dornburg.. 57 | 51 | 67 | 64 | 106 | 540 
16345 127,6 :15297 16676 | 7746 [28842 
B aid ga.ge rm on 


Boitstife des Herzogthums Anhalt» Bernburg, 
nach der Zählung vom Jahre 1806. 











Aemter und Gerichte. 


A. unterfürſtenthum. 





ſene 

i. Stadt Bernburg . 837. 
2. Amt —— Dorſſchat⸗ 

ten * u * ' 
5. Amt Plöslau . . — Ki 
5 Amt Mühlingen . . . — 

5. Adeliche Gerichte zu Hohen! z 
Ä errieben und Rathmannsdorf 264 
6. Adeliche Gerichte zu Hecklingen 
and Gänſefurth 821 
7. Adeliche Gerichte zu Schiewin, —— 
—Gröna und Leau . . 466 
B. Amt Coswig . . — 
g. Adeliche Gerichte zu Klieden 299 
10. een) — zu 

u. i — 








I 


13. Amt Güntersberge . J 634 24 783 
— Amt Sernrode . „ . 503 
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Erwach⸗ Totalı 

B. Dberfürftienthum. fene Kinder — 

11. Amt Ballenſtätt... | 5361 | 2846 | 6008 
12. Amt Harzgerode . 


. 1037 


16. Amt Hoym . . » 2 2739 | 124 8 AR. 


Summa dee Oberfürſtenthums 10111 orı | 617 Fr a 16990 ° 
“- -Summa des Unterfürftenehums 12835 18909 








— Summa Summarum —| 22946 | Dr | 35193 








m— un un — — * 


41. 


ame Nachrichten vorm Poftivefen in dem Herzogs 
thümern Anhalt, an 





Bereits im zwangigſten Hefte lieferten wir den Vertrag 


über die Ueberlaſſung der Poſten im Herzogthum Anhalt 
Cöthen an die königliche Weſtphäliſche General -Direktion 
ber. Foften, und bemerkten, daß ähnliche Verträge dem Ders 
nehmen nach auch mit Anhalts Bernburg und Anhalt; Deffau 
getroffen worden feyen. Wir haben nun wirklich eine Abs 
ſchrift jenes. Vertrags erhalten, welcher am gten Junius 
1808. zwiſchen dem königl. Weſtphäliſchen Bevollmächtigten 
Herrn de Neuvier, Poſt-⸗Inſpektor, und Herrn Pauli, 
opt: Direktor zu Magdeburg einer, und dem herzogl. Ans 
halt / Bernburgifchen Bevollmächtigten, dem Herrn geheimen 
Hof: und Regierungsrat Reich, und Herrn Regierungsrath 
Pfau, andern Seits zu VBallenftedt abgefchloffen, und am 
16. Junius zu Caſſel ratifiziet wurde. Er ſtimmt vollkom⸗ 


% 
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men mit dem Anhalt / Eöthenfchen überein. Nur im 2tem 
Artikel finder fih noch folgender Zuſatz: Statt daß es in 
jenem heißt: par ou pour $. A. $. le Duc regriant 
d’Anhalt-Coethen, mais seulement dans le Royaume 
de Westphalie et le Duche d’Anhalt-Coethen. — heißt 
es hier; par ou pour S. A. S. le Duc regnant d’An- 
‘halt - Bernburg et $. A. S. Madame la Duchesse reg- 
nante, mais seulement dans le ae un Westpha- 
lie,\ et les Duchds d’ Anhalt. 


Am Art. 3. ift die Poſtfreiheit — blos pour les 
Chambres administratives wie bei Cöthen, ſondern auch 
pour la regence ſtipulirt. 


Der Art. 8. Hat noch folgenden Zufaß erhalten: Dans 
le cas oü les Entrepreneurs manqueroient des che- 
vaux pour le service des Extrapostes, S. A. S. au- 
torise les autorites de ses Etats ä nommer des bour- 
geois qui fourniront les chevaux necessaires,, et le 
prix leur en sera pay& en argent de convention d'a- 
pres le tarif du Royaume de VVesphalie moyennant 
la retribution attribuee au maitre de poste par ce 
tarif. | | 

Dem Art. 15. ift noch beigefügt: Le tarif des ports 
de leitres, des paquets, des chariots de poste, et 
des Extrapostes se trouvera affiche dans la maison de 
poste. 

Der Vertrag mit Anhalt: Deffau wurde am 3. Iunin⸗ 
abgeſchloſſen. Eine Abſchrift davon iſt uns nicht zugekom— 
men; allein in Nro. 34. der Deſſauiſchen wöchentlichen 
Nachrichten wurde eine Bekanntmachung abgedruckt, die vom 
Dertrage ſelbſt Nachricht giebt, und die wir um deswillen 
bier einrücken, weil derfelbe in einigen Punkten und vorzügs 
ih in Anfehung der Poftfreiheit von den beiden anderen 
Konventionen fehr abzuweichen ſcheint. 
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— Die Bekanntmachung lautet:: 4 

Wir Leopold Friedrich Franz von Gottes Gnaden, dl 
teſter regierender Herzog und Fürſt zu Anhalt ıc. Ritter der 
königl. Preufifchen fchwargen und rorhen»Adfersrden, fügen 
hiermit in Bezug: auf die unterm 5. Juny d.:S. verabtedete 
Konvention, vermöge weicher Wir Die Ausübung des Poſt⸗ 
zegals in unſern herzogl. fürftl.. Landen auf zwanzig Jahre 
der königlichen Weftphälifchen — — 
folgendes zu wiſſen: ter 
a 5. 1.— N .£& 

Da außer der Uns. ‚und, ben, Perfonen, Unferg — 
Hauſes ſtipulirten gänzlichen Portofreiheit im Königreiche 
Weſtphalen und a ro Anhalt, ſowohl auf ankom⸗ 
mende, als abgehe nde Sachen in Hinſicht unferer Regierung 
und Kammer beſtimmt worden, da die an fie eingehenden 
und von ihnen abgehenden Briefe und Akten , wenn fie als 
herrſchaftliche Sachen rubrizirt ſi ind ,, portofrei feyn (ollen ; 
fo haben diejenigen. Behörden , weiche fü ich, ‚zur Beförderung 
ihrer Berichte und Schreiben an unſere Can deskollegien der 
Poſt bedienen, auf der Addreſſe jedesmal zu bemerken, ob 
es eine Dienftfache feye. Sie müffen fi ch ferner RER 
Form bedienen, welche in der königl. weſtphäl. Poſtordnung 
für die Dienſtſachen, welche auf Portofreiheit Anſpruch mas 
chen können, feſtgeſetzt werden wird. Geldeinſendungen an 
eins der obgedachten Kollegien müſſen jedesmal unter Unſter 
Addreſſe geſchehen, und hinzugefügt werden, zu welches Kol⸗ 
Ust Eröffnung die Sache komme. rm | 
Mer‘ $. PR EL BE; 3 

Ein gleiches haben Unſere Lander tolleglen bei — 
Korreſpondenz mit Auswärtigen in RAR zu. beods 
‚achten. 
ng? F 6. 3. — En = 

Da die bei den. Poften in Unſern herzogl. Landen Ans 
—— in Allem, Was nicht blos ihren Dienſt anbetrifft, 
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Unften Hiefigen Behörden eben fo, wie jeder andere Unſerer 
Unterthanen, unterworfen find ; ſo Haben fich ‚bie Gerichte; 
und Polizeibehörden hiernach gehörig zu ‚achten, jedoch. in 
‚Fällen, wo gegen einen. Poftbedienten. ein. Verfahren noth 
wendig werden mögte, wodurch derfelbe in feinen Dienftver: 
richtungen gehindert werden könnte, -davon dem Poftmeifter 
des. Dres, und träfe-die Verfügung den Poftmeijter ſelbſt, 
:anfrer Kammer fehleunigft Anzeige zu geben, damit dte 
Königliche. Geneval s — davon benachricheigt 
werden fönne. i 
$. * 

In den accisbaren Städten müſſen bie: Acciſen die Ders 
fügung treffen, daß die Viſitatoren bey Ankunft der Poſten 
ſich vor dem Poſthauſe einfinden, damit ihnen die Poſtkar⸗ 
ten :gehörig vorgelegt , und die antommenden ſtſtücke ſo 
wie Bun verfiegelt werden können. Ä — 


J 


a: a 

Zur Beförderung des Extrapoſtweſens follen alle, — 
— welche Pferde halten, und mit denſelben ein Lohn: 
gewerbe treiben, fchuldig ſeyn, auf. Verlangen, und nad, 
einer an jedem Orte, wo eine Poftftation iſt, einzurichten 
den Reihe, die Ertrapoften weiter zu fahren. Sie müſſen 
ſich und ihre hierbey zu gebrauchenden Knechte, was das 
Ertrapoftwvefen anbetrifft, genau der Königl. Weſtphäliſchen 
Poſtordnung unterwerfen. Damit dieſem deſto ficherer nach— 
gegangen werden könne, ſoll Niemand, er ſey wer er wolle, 
bloße Frachtfuhrleute allein ausgenommen, berechtigt ſeyn, 
ein Lohngewerbe mit Pferden anzufangen, ohne zuvor folches 
allhier Unſrer Rentkammer, und in Zerbſt für jetzt Unſerm 
Herzogl. Fürſtl. Amte daſelbſt angezeigt zu haben, und in 
das Regiſter der Lohnfuhrleute und in die Reihe der Extra— 
poſtfahrenden eingetragen worden zu ſeyn. Unſre Rentkam 
mer hat in allen Orten Unſrer Lande, wo Poſtſtationen 
find, hiernach ſolche Einrichtungen zu treffen, daß es nie 


| 


⸗ 
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mals an den nöthigen Pferden zur Beförderung der Extra, 
poften mangeln fünne, und da, wo fie die jetzt beftehenden 
Einrichtungen , welche ihr doch aud nah den Drtsverhält 
niffen bis auf Weiteres beizubehalten nachgelaſſen ift, unzu⸗ 
länglich findet, nah Maaßgabe der eben feſtgeſetzten Vers 
bindlichkeit der Lohnfuhrlente anderweite Verfügungen zu 
treffen. Dagegen werden die hen Bürger 
ihre Bezahlung nad dem Pofttarif, und zwar in Conven⸗ 
tionsgelde, empfangen, jedoch davon dem Poftmeifter feine 
Tarifmäßige Gebühr zu entrichten haben. 
6. 6. 

Den Poftdireftoren und Poftmeiftern ift das Recht zus 
geftanden, Dienftvergehungen ihrer Subalternen, zur Erhal— 
tung der nöthigen Subordination , mittelft Arreſts zu be 
ftrafen. Die Poligeibehörde des Orts — in Zerbſt, Unſer 
herzogl. fürftt. Juſtizamt dafeldft — hat auf Requifition des 
Moftdireftors oder Poftmeifters dergleichen Strafen zu eres 
kutiren, jedoh find die Poftdireltoren und Poſtmeiſter vers 
pflichtet , von einer ſolchen verfügten Beſtrafung Unferer 
Kammer mit Anführung der Gründe Bericht gu erftatten. 


| $. 7. 

Streitigkeiten, zwifchen den reſpektiven Poftämtern uad 
biefigen Unterthanen, iiber Lieferungen und Arbeiten zum 
Bedarfe der Poften, werden von den biefigen reſpektiven 
Serichtsbehörden unterfucht und entfchieden, daher denn alle 
dahin einfchlagenden Klagen nur bei diefen angebracht wers 
den dürfen. 

$. 8. 

Die den Poften zugeftandene Befreiung von Zöllen, 
Brücken/ und Fährgelde und anderen Abgaben, erſtreckt fi 
blos auf ordinaire Poften und ihre Beiwagen, Eftaffeten 
und Kouriere, keinesweges aber auf Extrapoften, welche alle 
Zoll⸗ und andere Abgaben, wie jeder andere, zu entrichten 
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haben. Wonach fi jeder, dem folches angeht, gebührend 
zu achten hat. 

Deffau, am 7. Auguft 1808. 


(L.S.) Leopold Friedrid Franz, 
Herzog und Fürſt zu Anhalt. 





u 


Inſtruktion für die großherzoglich Heſſiſchen Hoheits⸗ 


Beamten in den mediatiſtrten Landen. 





Im allgemeinen Hat ein Hoheitsbeamter ſich das landes⸗ 
herrliche Sintereffe und daß die wegen der Standesheren und 
adeliche Gerichtsherrn ergangene und noch ergebende Vers 
prönungen beobachtet werden, angelegen feyn zu laffen, ins 
befondere aber wird ihm zur Pflicht gemacht. 

1) Anzuzeigen, wenn in den ftandeeherrlichen (und mes 
diatifirten adelichen) Familien durch Sterbfälle oder fonften 
bemerkungswürdige Veränderungen vorgehen, oder wenn in 
dem verftatteten Trauergeläute exzedirt — oder gegen die 
$$. 10. 11. oder 21. ratione der Juſtizpflege gehandelt 
würde. | 

2) In Rückſicht der Militairſachen hat er die Prüfung 
der von den flandesherrlichen Behörden gemachten Konſkriptions⸗ 
liften, (menn nicht etwa die höchſte Abſicht wäre, folche 
duch ihm feldft fertigen zu laffen) das Rekrutirungsweſen, 
die Unterfuhung der Erzeffe beurlaubter Soldaten, in fo 
weit fie nicht für die ordinaire Juſtizſtellen geeignet find, die 
Einbringung der Deferteurs oder die Arreſtbeſtrickung ihres 
Bermögens zu beforgen, wegen Beurlaubungen, oder fonftis 
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gen. militairiſchen Sachen die Berichte an das Ober: Krieges 
Eollegium zu erflatten und deffen Befehle, fo. wie auch die 
befugte Requifitionen der Offiziere promt zu befolgen, bei 
Eingnartierungen: “oder Durchmärſchen die möglichfte Vor— 
kehrungen zur Erleichterung der Unterthanen zu treffen, auch 
wenn jemand aus den ftandesherrlichen oder adelihen Fa⸗ 
milter ohnangezeigt fremde Kriegsdienfte annehmen follte, es 

zu berichten. 


3) Hat er die Aufficht fiber die in die höhere Polizei 
einſchlagende Gegenſtände, ſowohl im weltlich, als geiſtlichen 
Farh, und zu beobachten, daß die niedere Polizei nur nach 
Vorſchrift⸗ 9. 15. und. 28..der Verordnung ausgeübt werde, 
dag auch die Standesheren feine Privilegia oder Dispenfas 
tiones gegen $. 17. und 34. noch Dimissoriales in das Auss 
lan» ertdeilen. 


4) Wird ihm die Oberaufſicht über die Unterhaltung der 
KRommunifationsmwege und Stege erteilt, aud Hat. et, wenn 
er in Verwaltung des gemeinen Wefens Mißbräuche wahr 
nimmt, folhes der Regierung zu berichten, ingleichen wenn 
fih Anftände über Landesgränzen ergeben. 


5) Wenn Landes s oder a are nöthig werden, 
bat er folche auszuſchreiben. 


6) Wird ihm die Erhebung, Babrung und Einbrins 
gung aller landesherrlichen Revenüen ohne Unterfchied ans 
vertraut und hat er darüber neben einem Diario über Eins 
nahme und Ausgabe, auch ein nach den Rubriten behörig 
eingerichtetes Manual zu fiihren und jährlich eine mit Ur— 
kunden belegte Rechnung bei großherzogl: Rentkammer ab) 
zulegen. Die Kaffen und Papiere der Lntererheber hat er 
von Zeit zu Zeit unverwarnter Dinge zu vifitiven, und. wenn 
er Unrichtigkeiten oder gar Untreue wahrnehmen follte, fie 
anzuzeigen: im allgemeinen aber fih wegen Verrechnung 
der Revenüen und der Einrichtung der Rechnung lediglich 
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nach der Vorſchrift und der Inſtruktlon des adminiſtrirenden 
Kollegs zu achten. 

7) Die nach und nach erwachſende Akta hat er ordent⸗ 
lich zu regiſtriren, um darüber ein vollſtändiges Repewos 
rium zu halten, damit ein Dritter oder — ſich ai 
daraus Raths un könne. 


VV—— ————— WIR EL —— * 


45. 


Rüge einiger ſehr ſonderbaren Fehler in einer fran: 
söfifchen Ueberfegung von mehreren Auffägen 
aus dem rheinifchen Bunde, 


— * 








Seit einiger Zeit erſcheint bei Schoell in Paris unter dem 
Titel: »Collection des actes, reglemens, ordonnances, 
et autres pieces ofhcielles relatives à la confedera- 
tion du Rhin« eine Sammlung von einzelnen Landesvers 
ordnungen aus den Staaten des rheinifchen Bundes, und 
von‘ Aufjägen publiziftiihen und Biftorifchen Inhalts, größs 
tentheils aus der bekannten -Zeitfchrift »der rheiniſche Bunde 
genommen, in einer franzöſiſchen Weberfeßung. Drei einzels 
ne Hefte machen einen Band aus, und enthalten diejenigen 
Abhandlungen aus jenem Sjournale, oft nur auszugsweife — 
welche dem Ueberſetzer oder dem Redakteur am intereffantes 
ſten fcheinen mogten. 

' Die Idee, auf diefe Art in Frankreich ein Syntereffe für 
Länder zu wecken, deren Verhältniffe mit diefem Kaiſerthum 
immer enger geknüpft werden, und die franzöfifche Nation 
mit der innern Verfaffung, und den Juſtituten dicfer vers 
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bündeten Provinzen befannt zu machen, fann wefentlichen 
Nutzen fliften, und eben fo verdient die Auswahl der mehr 
ſten Aufſätze, und die BEER Ueberſetzung derſelben größten, 
theils Lob. 

Allein gerade bei einem Werke dieſer Art ſollte der 
Ueberſetzer mit den nöthigen Sprachkenntniſſen auch Kennt 
niſſe der Sache und des Lokals verbinden, oder der Redak— 
teur follte im Stande ſeyn, ihm auszuhelfen, fonft müſſen 
nothwendig fo auffallende zum Theil lächerlihe Fehler zum 
Vorfchein kommen, wie man fie hin und wieder in diejer 
franzöſiſchen Zeitfchrift finder. 

Holgende Stellen daraus mögen als Beleg für diefe 
Behauptung dienen. 

Sin dem zten Hefte find unter 10 Nummern einzeine 
Abhandlungen aus dem ıten bis ıoten ‚Hefte des rheinis 
fhen Bundes enthalten, und darunter findet fih Neo. 2. 
eine Ueberſetzung der bekannten und durch ihren erhabenen 
Verfaffer ſehr ſchätzbaren Schrift: »Beherzigungen über das 
Schickſal verdienftvolleer Männer ıc.« (ıte Heft Nro. 17.) 
zu diefen Männern, deren Wirkungskreis durch die Auflös 
fung der teutfhen Neichsverfaffung vernichtet ward, findet 
man im gten $. des teutfchen Aufſatzes unter Nro. 3. und 
4. Die Mitglieder des kaiſerl. Reichskammergerichts und. 
die Kammergerichtsfangleis Perfonen in Wetzlar gerechnet. 

Diefe Benennungen mogten dem Ueberſetzer nicht ges 
käufig, und in einem Diktionnaire fo leicht nicht aufzufinden 
feyn; er wußte fih aber zu helfen, und gab fie bonnement 
durch: »les membres du tribunal imperiale de la cham- 
bre des finances d’Empire« und »les personnes attz- 
»chees au tribunal de la chambre des finances à 
Wetzlar. — Ein ſchöner Würkungskreis die Verwaltung 
der ftets leeren Finanztaffe des vormaligen heiligen römis 
fhen Reichs ! dazu follte ein Perfonale von einem Kammerrich⸗ 
ter, 2 Präfidenten, und a5 Räthen erforderlich geweſen ſeyn!! 
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Der nämlie Fehler iſt im Hten $. wiederholt, und 
hoch Hätte der Leberfoger ihn leicht vermeiden können, wenn 
er mit Weglaffung feines eigenmächtigen Zuſatzes » des 
Finances« fid nur fireng an dem teutſchen Tert gehalten, 
"und, — wie weiter unten in dem nämlichen Paragraphen — 
ihn allenfalls durch »le tribunal de la chambre etc.€ 
gegeben hätte. 

Doch diefe Sünde fey ihm — da ſelbſt mancher 
Teutſcher fh bei dem Worte »Kammer« nichts anders 
als ein Finanzfollegium zu denken w-iß *), es mag ihm 
ferner feine untreue Weberfegung in dem nämlichen 6ten $., 
wo er aus dem Kammerrichter — le grand juge — meh— 
rere Nichter »les jugess macht, hingehen. 

Aber konſequent mußte er- in feinen Irrthümern Bleis 
Gen, und hatte er einmal das Kammergericht zu einem 
Binanztollegium gemacht, fo mußte er auch dabei beharren. 

Wie wenig er dieſes thut, zeige No. g. in demfelden 
Hefte, eine Ueberſetzung der »Ideen zur Orgarifation eines 
rheiniſchen Bundesgerichts« (7ten Heft Nro. 8.). Dort legt 
er dem »savant Mr. Hampz , Vicepresident à Stutt- 
gard« in einer Abhand'ung die er »rdminiscences sugge- 
rees par labolition du tribunal imperial de la cham- 
bre des financess ſoll betitelt haben, die Worte in. den 
Mund cette Cour superieure de: justice a dans le 
eours de cing siecles agrandi, (ausgebildet) les idees 
que nous avions du droit.s Das hat aber Herr von 
Rampk fo wenig geſagt, ats er jemals behauptet hat, daß 
bas in ie ai in — als oberſtes Finanzkollegium 





*) So kam einſt in 1790ger — ein Oeſterreichiſcher Of⸗ 
ſtzier nach Wetzlar, und verlangte einen Vorſchuß zu militairi⸗ 
ſchen Ausgaben, weil dort eine kaiſerliche Kammer, mithin auch 
eine kaiſerliche Kaffe ſey t.Er überzeugte ſich jedoch bald, obsleich 
ungern, von feinem RNrthume. 
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gur Ausbildung Bes. Finanzſyſtems für Frankteich -beigetras 
gen Habe, daß er es aber auch nicht fagen konnte, mußte 
ber Ueberſetzer aus dem Zufammenhange fühlen, und. fih 
felbft überzeugen, daß er auf falfchem Wege fey. 

Um aber das Publitum von dem Geſchäftskreiſe diefes 
höchſten Finanzjuftizhofes. gehörig zu unterrichten, erzählt der 
Ueberſetzer im 2ten Hefte Nro. XI. (einem Auszuge aus 
dem Auffage Nro. 58. im Gten Hefte des rheinifhen Bun 
des), daß die Strafen von-Lömwenftein: Werrheim einen wich 
tigen Prozeß gegen -den Herzog von Ahremberg bei dem 
tribunal de la chambre. des finances gehabt hätten, daß 
diefes. nämliche Finangkollegium mehrere Interlocute in 
Sachen Manderfcheid : Blankenheim. gegen den Herzog von 
Ahremberg abgegeben habe; und endlich foll fogar ein ges 
wiffer Geheimerrath Ling von Coblenz ein Mandatum $.C, . 
an daffelbe gebracht, oder ihm inſinuirt haben, denn das 
seutfch : Lateinifche, — freilich nur als Kunſtausdruck verftänds 
liche — Wort »extrahirte« iſt duch »il porta au 
tribunal un Mandatum S. C.s überfeßt. 

Doch das aufgelößte Kammergericht bat ſich in manches 
harte Schickſal finden müſſen, und fo mag es auch die Son⸗ 
derbarkeit leicht ertragen, daß es unter der Feder diejes 
Ueberfeßers jeden Augenblic in einem neuen Coftum die 
Bühne betreten muß. - Denn in dem. nämlichen Aufſatze 
Nro. 9. des 4. Heftes, wo feine DVerdienfte um ‚Ausbildung 
der NRechtswiffenfchaft erhoben werden, erfcheint.es plötzlich 
S. ı5ı. als eine Handelsfocierät, welche ihre Aſſociitte hat, 
Der bekannte ehemalige. Affeffor von Ullheimer . wird dort 
l’associe du tribunal de, la chambre des finances, ges 
nannt. 

"Genug von diefen Sonderbarkeiten. Zum Glück kön 
nen gerade bei den genannten Aufſätzen jene Ueberſetzungs/ 
fehler im Weſentlichen nicht viel ſchaden, da es ziemlich 
gleichgültig iſt, wofür man das aufgelößte Kammergericht 
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in. Frankreich felbft anſteht, und der ‚fachkundige Teutfche der 
etwa. jene Ueberſetzunz leſen ſollte, dieſe faljchen Desuife 
er rettifiziren wird. - 





Te 
Nechtöbelehrung ad’$. 23 und 24 des großherzoglich 
Badiſchen Standesherrlichfeits : Berfaflungsedikts 
die Ausübung der Gerichtebarfeit über großhers 
zogliche Eigenthumsunterthanen, die in ſtandes— 


-- herrlichen Gebieten Verträge fchließen oder Vers 
brechen begehen. 





— 


| J. dem — Konfiturions / Edteten die —— 
keits ⸗Verfaſſung betreffend iſt im $. 23 die Stelle enthalten: 
»jedoh ann fich in der Regel der Wirkungskreis der flans 
»desherrlichen Aemter rückſichtlich der Jurisdiktion in bürs 
»gerlichen- Rechts: ‚und, Mplizei Strafiashen ‚nie weitere al& 
sauf den Umfang der Standesgebiete , und in ſoichen nur 
»auf ihre Angehörige und Fremde, nicht aber auf. unfere 
„Diener und Angehörige erftveden.« " 

Dieſe vorfiehende Ausdrücke in: — Satz ſi find, nun, 
bem richtigen Zufammenhang gemäß, von; Fällen, wo bes 
ordentliche auf dem Wohnſitz begründ:te Gerichtoſtand in 
Frage iſt, zu verſtehen dahingegen muß in Gemäßheit des 
Satzes 24 des Edikts UÜber die. Standeshernlichkeits DVerfafs 
fung, welche den ftandesnerrlihen Gerichtsftellen gleichen 
Serihtsvarkeitsumfang „ wie den großherzoglichen innerhalb 
ihree Sphäre zuſpricht,, in allen Fällen, wo allein, das bes 
gangene Verbrechen, oder der geſchloſſene Vertrag zu Des 
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gründung der’ Gerichtsbarkeit in Frage iſt, den ſtandecherrll⸗ 
den Gerichten die gleiche Gerichtsbarkeit Über die außer 
ihrem Standesgebiet gefeffene großherzogfiche Eigenthums⸗ 
unterthanen, wie über die Auständifche, verbleiben, als weh 
dies daher- den landes, und flandesherrlichen Gerichtebehr⸗ 
den zur Nachricht und Nachachtung hiemit bekannt gemacht 
wird. 
Carleruhe den 13. Oktober 1808. 
Juſtiz / Minifterium 
Frhr. von Gayling. 
Var. Beiden. 





43. 
Edikt über die künftigen Veehãltniſſe des Adels im 
Königreiche Baiern. 





Bir Marimitian Joſeph von Gottes Guaden 
König von Satern. 


We haben in Semäppeit des 1. Titels $. 5. der Konſtü 
tution Unſers Königreich fiber die künftigen Verhältniſſe 
bes Adels befchloffen und verordnet, wie folgt: 


L. Tieren 
Bon dem Adel uͤberhaupt. 
J 1. Kapitel. 
Von Erlangung des Adels 
$. 2. Der Adel kann nur Au eine königliche Kom 
geffion erlange werden. : - 
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9 . 8. Deſſen volltiſche Werhältniffe ſind durch die 
Konſtitution beſtimmt. 

$. 5. Die Befugniß; Majorate zu errichten, Aeperigm 
unsihließlih zu. 

6. 4. Den mebiatifirten Fürſten, Grafen und Herren 
verbleiben die Rechte, welche Wir ihnen in Unſerer Erklä— 
‚zung vom ıgten März 1807. zugefihert Haben, in fo weit 
fie den ausdrücklichen Beſtimmungen ber Konſtitutiensalte 
Titel I. 6. 5. nicht widerſprechen. 

$. 5. Denjenigen Majoratsbeſitzern, welche Wir mit 
biefem Rechte für ihre Perfon allein, :oder. ihre Erben zu 
‚segünftigen für gut finden werden, gebührt der priwilegirte 
‚Serichtsftand, wie er in dem $. 9. erften Abfag und. $. 11. 
‚ber erwähnten Deklaration enthalten iſt. 


2 Rapitel 


| Bon der Vererbung bes Geburts- und Adop⸗ 
tions s Adels. , 
-6. 6. Der Adel: wird. durh bie rechtmäßige eheliche 
‚Geburt von adelihen Aeltern, oder durch Adoption vererbt. 
$. 7. Alle, die in Unferem Königreihe als Adelihe 
anerfannt find, behalten für ſich und ihre ehelich ‚geborne 
Kinder ihre bisherigen Adels s Titel. 
$. 8. In den Fällen, in welchen bie Adoption nad 
den Geſetzen ftatt hat, kann auch mit Unferer Genehmigutig 
der Adels/ Titel auf den adoptirten Sohn vererbt werben. 
nenn Kapitel. Eur 
Bon der num des Adels durch Snadens 
22 Briefe: 
$. 9. Derjenige Unſerer Unterthanen, ‚welcher : einen 
Adels» Titel durch einen Gnadenbrief von Ans erwerben 
will, muß in einer an Uns gerichteten, und bei Unſerm 
Minifierium der auswärtigen Angelegenheiten Übergebenen 
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mdtivirten Vorfteflähg-surd stanbertbige" Beuguiffe, oder 
Urkunden darthun: 
1) Nebſt Namen, Vornamen, Alter, Wohnort, ſeine bie⸗ 
herige Dienſtes/ oder ſonſtige Funttionen; 
9) ſeine und ſeiner Familie Verdienſte ur den Er 
J die Zahl feiner Kinder beiderlei Geſchiechts; 
— ein hinlãngliches ſchuldenfreies Vermögen. 
$. 10. Genäfintes -Minifterium ptüft die in ber Vor⸗ 
ftellung enthaltenen Angaben, und erſtattet an Uns ‚darüber 
einen aue fühtlichen motifieten Antrag. > 
"gr. Wem’ das Geſuch Unſere derhöce Genehmi⸗ 
gung hierauf erhält, fo: wird durch das nämliche Miniſte⸗ 
Film‘ der Adelsbrief/ mit der Beſchreibung des bewilligten 
Wappens, in der hergebrachten“Form ausgefertiget, und 
nach erlegter Taxe in das hierüber zu führende beſondere 
Regiſt r eingeſchrieben, dem Supplikanten ſodann u eſtellt, 
und ih dag —E Dh: f 


’b33 fl. ee SicE ., 

en u Beruf bes. Adére 

9 4 a%: Der, Verluſt der. „Bürgerlichen Recte hat zu⸗ 
gleich den Verluſt des Adels zur Folge; jedoch nur für die 
Perſon des Titulaire, ‚und. ei ‚für, deſſen rechtmäßige 
FErben. te G. 


643. ‚Die enenerung „bes Annie, Titels; if, eine neue 
Verleihung, und muß unter den nämlichen Bedingungen, 


wie — bu 3. Rapitef‘ vorgeſcht ieben iſt, geſchehen. 
‚a3 — F3 Kunden md 496 nal 
\ 8. R apitel. 
maertteli Für ſämmtliche⸗ Anh e 9— 
——— Tor Königreich Dina al dt 
6. 14. Sämmtliche Adeliche Unſers Königreiches ſo⸗ 
wohl der alten Geſchlechter, als auch diejenigen, welche erſt 
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in neueren Zeiten die Adels: Titel erhalten Haben, follen in 


eine befondere Matrikel ‚eingesragen werden. » 
$. 15. Zu dem Ende find alle adeliche Familien ges 
Halten, innerhald 6 Monaten nad) der Publikation des ge⸗ 


genwärtigen Edikts, bei Unſerm Miniſterium der auswärti⸗ 


Beh. Angelegenheiten in beglaubten Abſchriften einzugeben: 

J a) Ihre Adels-Titel und die Diplome, oder ſonſtige Urs 
kunden, durch welche derſelbe bewieſen wird; 

eb) ihre Familien / Wappen ; 

8 e) den Vor⸗ und’ Zunamen aller Familienglieder, 4. Al⸗ 
ter, ihren gegenwärtigen Wohnort, wit einer Anzeige 
der Stellen, ‘die fie Befleiden. 

u 63:16. Bei jeder ‘ adelichen Familie werben biefe Ans 
nachdem ihre Beglaubigung unterſucht und richtig 
gefunden worden iſt, in die Matrikel eingetragen. 

16.. 17. "Ehen fd werden in ber nämlichen Matrikel alle 

Veränderung ——— ‚„ die mit einer Familie ſich er⸗ 

geben. 

$. 18. Wer in dieſe Matrikel nicht eingetragen iſt, 
wird in Unferm Königreihe in den —— DR 
als adelih erfannt. 

6. 19. Die Extrakte aus dieſer Matrikel —* vl 
tommenen Beweis fir den Adels: Titel. 

$. 20. Diefe Matrikel wird: unter der Anfficht Une 

Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten geführt." 
$. 21. Die über den Adel vorfommende ftreitige Fälle 

‚aber Imerden- bei’ den einſchlägigen a cdes nchen ver⸗ 

‘Handelt und entſchieden. 

46. 20. Sollte das gerichtliche Erkenntniß Veründerun⸗ 

gen in dem Adels-Titel zur Folge haben, fo müſſen dieſe 

dem genannten Minifterium angezeigt werden, damit durch 
daſſelbe, die den Vorſchriften gemäßen Verfügungen veran— 
laßt werden Fönnen. 


* 


I ztetı 
Bildung Fünftiger Majoräte: 


{ 


ı. Kapitel. 
Allgemeine Vorſchriften 
6. 25. Die Majorate können zukünftig nur ‘gegründet 
werden auf Einkünfte eines freien in Unſerm Königreiche 
gelegenen Eandeigenthums, 
9 24. Diefes muß von allen Schulden und fonftigen 
Laften frei feyn, worüber die obrigkeitlichen Beurkundungen 
und Auszüge der Hypothekenbücher vorgelegt werden müſſen. 
$. 25. Durch das Majorat darf der Pflichttheil ders 
jenigen, weichen ein folcher nach den Seſetzen gebührt, nicht 
verletzt werden. 
$. 26. Unter dem Betrage von vier taufend Gulden 
reiner Renten darf kein Meforet — oder Seftätiget 
werden; u 
$. 27. Die Errichtung der Mojorate erfordert allezeit 
Unfere befondere Bewilligung. 
$.. 28. Diefe wird in einer an Uns gerichteten, nb 
Bei Unſerm SuftigminifterJum Üibergebenen Vorſtellung nach⸗ 
geſucht. 
§. o9. Es müffen in der Supplik die Motive zur 
Errichtung eines Majorats angegeben ſeyn, und derſelben 
beurfundete Ausweifungen über den Vermögensſtand dei 
diggen. 
$. 3. — Miniſterium hat die vorgelegten 
Motive und Beweiſe, nach vorlänfiger Vernehmung der ge 
eigneten Juſtizſtellen gu unterſuchen, und Vortrag an Uns 
gu erftatten. Ä | 
$. 3. Erfolgt Hierauf Linfere Genehmigung, fo wird 
über die Errichtung des Majorars eine Urkunde, in welcher 
a) die Motive des errichteten Majorats, 
b) der Adels: Titel desjenigen, weicher es konſtituirt, 


Ada 
a) woraus es-beftcht, unter Unſerm groͤßerem Siegel aus⸗ 
gefertiget , in eine Matrikel eingetragen, und nach er⸗ 
legtee Tare durch das Regierungsblatt befannt gemacht, 
auch muß der Majoratsbrief im dem Hypothekenbuche, 
wo die Giter gelegen find, eingetragen : werden. | 
. 80. Es wird ferner bei der einfchlägigen Gerichts 
Aele eine eigene Marritef über Die, in ihrem Bezirke befinds 
lichen Majoratsgliter wit einer genauen Beſchreibung — 
den geführt. 
6. 38. In denjenigen Fällen , in welchen Bir eine 
Abelsverleihung, oder Standeserhöhung mit einer Majorats⸗ 
dotation ertheilen, werden Wir Unſer darüber ertheiltes Des 
‚feet, nebſt einem WBerzeichniffe der. das. Majorat konſtituiren⸗ 
den Güter, Unſerm Minifterium der Juſtiz ‚und der auf 
wärtigen Verhältniſſe zufertigen , welch erfterem ſodann obs 
Alegt, hienach die Majoratsurkunde auszufertigen,, umd die 
‚Eintragung in das Hypothekenbuch fowohl, als in die Mes 
trikel des einfchlägigen Gerichtes, und die Bekanntmachung 
durch das Regierungsblatt zu verfügen; letzteres ‚aber die 
Adeisverleihung - oder — in das Adelsregiſter 
eintragen zu laſſen. 
$. 34. Wenn bie Dotation nur zum Theile durch 
Uns gefchieht,, fo muß wegen des anderen Theiles die vors 
‚gefchriedene Unterſuchung der erfüllten Bedingungen voranges 
ben, che die Majorarsurfunde ausgefertiget ‚wird. * 
—. 86. Die. Güter, weiche das Majorat bilden, erhal⸗ 
sen übrigens keine befondere Befreiung von Staatslaſten, 
fondern fie find dieſen, wie das — der anderen 
Bürger, unterworfen. | 


| 2. Rapitel. 
Bon den Wirkungen des errichteten Majorasg, 


Sn Anfehung der Perfonen 
9. 36. Das: Majorat mind auf bie männliche leibliche, 
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ober, dei Abgang derſelben, durch Adoption nach ‘den Geſez⸗ 
gen: berufene Desgendenz' in der —_ = der Erf 
geburt, errichtet.‘ nr 
x 29 97. Damit aber bie — bie Wirkung der 
Vererbung auf’ das: Majsrat erhalte, iſt Unſere ausdrückliche 
———— durch ein beſonderes Dekret hiezüu erfordetlich. 
6. 38. Diejenigen, — in das — ‚eintreten, 
a folgenden "Eid: ablegen: 
»Ich ſchwöre Treue dem König er dem königlichen 
»Hauſe, Gehorfam gegen die Konftitution, die Geſetze 
»und Verordnungen des Meiches; und: ich verfpreche, die 
Waffen zu ergreifen, zur Vertheibigung des’ Vaterlan⸗ 
> de in allen’ Fällen , in welchen: demſelben Gefahr dro⸗ 
vhet, und ich von dem a ne 
2werde.c u Pr 
6. 39. Von: dem Fürftin: und ‚Srafer wird. dieſer € 
in — eigene. Hände abgelegt; die übrigen Adelichen lei⸗ 
ſten denſelben an Unſerer Statt Unſerm Miniſter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, oder demjenigen ‚welchen derſelbe 
Aauf Unſern Befehl hiezu beauftragen wirnd. 
NE Kate 
rat if ‚Sn. Anfehung ber, Güter. 
16, Pr Die Güter, weiche das Majvrar bilden, erhal 
ten oder behalten- die Eigenſchaft ber: Stammgüter. 
Uni G. 41. Hienach find fie unveräußerlich und dürfen 
webder mit Schulden, noch mit fonpigen Laſten von — .. 
mießer belegt twerden. ©) ) een er, 
$. 48. Alle. durch den Befiger derſelben vorgenommene 
Veräußerungen, von welcher Art ſie ſeyn mögen, alle darauf 
konſtituirten Rechte, oder Hypoiheten fi —— nichtig, und we 
Gericht darf ſie als zuůltig erkennen. 
$. 45. Würde: von einem Gerichte dagegen gehandelt, 
tb -follen feine Erkenntniſſe auf Anrufen des Nachfolgers im 
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Majorate von dem unmittelbar Höheren Tribunale kaſſirt, 
und der — Stand — derats· en 
werden: - 

§. 44. — ———— der Juſtig tigt 06, für 
die Erhaltung der bei ihm — — zu 
wachen. 25 
— . —** el, 
Von dem Genuſſe der —— — J 

G. 45. Der Genuß der Majoratsgüter kömmt demjents 
gen zu, welcher durch die Geſetze — un — der Arie 
beſtimmten Ordnung berufen iſt. 

9. 46. Er hat die Bersindiihtit; —— —* 
Staatolaſten zu — und m m. in — — 
m erhalten. : — 2 

6.47. Wenn —— due yo — feiner 
en, außer dem Majorate, Bein anderes hinlängliches 
Vermögen zurückläßt, fo haftet der Majoratsnachfolger ‚für 
die in den Geſetzen privilegirten Forderungen, welche er: aus 
den Einkünften des Majorats zu tilgen verpflichtet iſt; je⸗ 
"doch dergeſtalt; daß nie mehr, als der dritte Theil. der jähr⸗ 
lichen Einkünfte dafür angewieſen werden dürfe, wonach der 
ganze Betrag dieſer Be in — — Ben 
— werden muß. | ‚, 0 

. 48. Wenn. der Meſoratsbeſther eine Wittwe rae⸗ 
läßt, die weder ein zu ihrem Unterhalte eigenes hinlüngli⸗ 
ches Vermögen beſitzt, noch, daß andere Güter außer dem 
Majorate vorhanden’ find, auf welchen Ihe: ſtandesmäßiger 
Aunterhalt angewieſen werden konnte, fo gehe, in Ermanges 
Dig. beider obiger Hülfsquellen, die Verbindlichkeit an bie 
Maijoratkbefiger über, ein verhältnißmäßiges en aus 
den’ Mäjsratseintünften zu leiſten. : 
u’E u 49. * Diefes Witthum⸗ darf jedoch den dritten Theil 
ber Einkünfte des Majorars in einem Falle Überfchreiten, 


444 


amd follten mehrere zu Teiftende Witthume und zu tilgende 
ꝓrivilegirte Forderungen bei einem: Majoratsbefikte zufams 
men treffen, fo muß biefem allezeit ein — det Eins 
Sünfte frei Gießen.  . 
. 50. Aush Hört das Witthum durch bie zweite Ver⸗ 
heurathung auf. 

5: Kapitel. 


Won der Veräußerung der Majsratsgüser, den 


dabei zu beobahtenden Förmlichkeiten, und 

ber Erſetz ung derſelben. | i 

$. 51. Diejenigen Adelichen, welche ein Majorat errich⸗ 
tet Haben, können in Fällen der Nothwendigkeit, oder eines 
Befonderen Nutzens die Beränßerung der Güter, auf welche 
das Majorat gegründet worden iſt, und ihre Erſetzung durch 
andere entweber im Ganzen, ober zum Theile nachſuchen. 

$. 52. Sie müſſen die Motive in einer der einſchlä⸗ 

gigen Juſtizſtelle übergebenen Vorſtellung ‚anzeigen, und der⸗ 
“felben ein Verzeichniß der ‚zu veräußernden und dagegen eig 
‚gutaufchenden Güter, mit seiner :genanen Beſchreibung derſel⸗ 
‚Henn, nebſt einem Auszuge aus den Hypothekenhüchern, be— 
Aegen. 
6. 63. Mad. bem won dieſer Stelle hierüber erſtatteten 
Berichte werden Wir, auf-Vortrag Unſers Minifteriums det 
Zuſtiz, seine den Uns dargelegten Werhältniſſen der en 
‚gemeffene Entfchliefung erlaſſen. 

6. 54. Wenn biefe dem- Geſoche des Epitlanim 
gunſtig iſt, ſo treten im Falle ‚eines Tauſches die eingetauſch ⸗ 
‚ten Güter an die Stelle der dafür abgetreteten, ‚unter Des 
obachtung der im Artikel 51. amd a vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten. 

$. 55. Im Zale enai dtar Kunfh- son Uns ‚gefatte 

‘sen Verkaufs müſſen : bie Bunbiäriingungen. Uns . 
werden. 


— 
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$. 56. Wenn diefe von Uns, nach Wernehmung der 

einfchlägigen Juſtijſtelle, genehmiget werden, fo werden die 

veräußerten Güter unter Beobachtung der nämlichen Forms 

lichke:ten von dem Majoratsverbande gelößet,, unter welchen 

fie demſelben übergeben. worden: waren, und * treten dann 
in das freie Kommerz zurüd. - 

6. 57. Nach voſlzogenem Verkaufe iſt ber EEE 
— berechtiget, die geſetzlichen Zinſen von dem Kaufſchil⸗ 
linge ſo lange zu fodern, bis derſelbe baar erlegt iſt, wenn 
auch feine Zinſen ſtipulirt worden wären. 

$. 58. Der Kaufſchilling wird an einen öffentlichen 
Fond entrichtet, den Wir befonders beftimmen werden, wel⸗ 
cher dem Titufaire dafiir haftet, und an denfelben die her⸗ 
gebrachte Zinfen einftweil bezahlt. 


6. Kapitel. 
Bon der -Wiederanlegung des ans den vers 
äußerten Gütern erlößten Geldes. 

$. 59. Die erlößte Kaufſumme muß innerhalb 6 Mo⸗ 
naten, nach vollzogenem Verkaufe, zur Erwerbung ähnlicher 
- Süter verwendet werden, welche zur Bildung eines Mais 
rats nad dem $. 11. erfodert werden. 

$. 60. Die von dem Titulaire zur Ermwerbung in 
Borfchlag gebrachten Gitter müffen Uns, mit einer genauen 
Beſchreibung und mit ben gerichtlichen Ausweifungen über 
das freie Eigenthum derfeiben, ihren Werth und ihren wirds 
lichen Ertrag, nad vortäufiger Unterfuchung der einfchlägis 
gen Juftigftelle, angezeigt werden, 

$. 61. Sollten die Ausweiſungen nicht richtig und ges 
gründet befunden worden fepn, fo werben Wir dem Titu⸗ 
faire einen weiteren Termin zus Erſetzung der veränferen 
“ Güter verftatten. 
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8. 60. Finden Wir aber in ber Erwerbung der ange 
geigten Güter, nach obiger Unteriuchung: der gefeßlichen Bes 
dingungen, einen hirreichenden Erſatz, fo werden Wir. dars 
Über ein genehmigendes Dekret ertheifen, und ihre Einregis 
ſtrirung, unter den im:.$s 81. und 32, bemerkten- a 
keiten, verfügen. 


663. Die auf ſolche Het — Güter treten in 
allen geſetzlichen Wirkungen an die Stelle der — 


u. Fe Kapitel 
‚Bon ber gänzlichen Auflöſung des Majorats. 


$. 64. Das Majorat, welches von einem Titulair⸗ 
auf feinen Gütern errichtet worden ift, wird aufgelöft. 


a) Wenn die leibliche, oder adoptirte männliche Deejen 
denz deſſelben erlöſcht. Der letzte Beſitzer genießt als⸗ 
dann alle Rechte einer freien Dispoſition nach den: Ge⸗ 
feßen, und wenn derfelbe davon Beinen’ Gebrauch macht, 
ſo tritt nach feinem :Ableben die gemeine — 
folge ein; ferner 

“b) durch ‚die Einwilligung fämmtlicher lebenden Majoratki 
erben, welche gerichtlich erhoben werden muß, mit Un 
ferer darauf erfolgten Genehmigung. | 
$. 65. Bei gänzlihem Abgange eines anderen Ver— 

mögens wird die Alimentation der nachgebornen Kinder 
beiderlei Geſchlechts auf die Einkünfte des Majorats nad) 
der Zahl derſelben angewieſen, jedoch in einem folchen Ver 
hältniffe, daß fie die Hälfte derfelben in keinem Falle übers 
ſteigen, und mir Einrechnung aller übrigen Laften der dritte 
heit der Einkünfte dem Beſitzer frei bleibe. “Die Verbands 
lung wird von. den Juſtizſtellen berichtiget, und von Und 
beftätiget. F 
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D 66. Das Mejorot wird allezeit in den Pflichttheil 
dee Nachfolgers im Majorate eingerechnet. | ; 


5. 67. Die Auflöſung geſchieht mit Beobachtung der _ 
bei. der Errichtung der: Majorate vorgeſchriebenen un 
keiten. oe 


>. 8. 68. Wenn Wir ſelbſt das Majorat im“ — 
— zum Theile, unter Vorbehalte des Rückfalles nach er) 
lofchenem Mannsftamme des: Titulaive, dotirt haben, fo fallen - 
diefe Gitter in dem, eintreenden Galle der wirklichen Erlö⸗ 
ſchung der ehelichen männlichen Deszendenz deſſelben zu 
Unſerer — BONES Br 
, 8. — 
Anwendung der gegenwärtigen Dispofitionen 
‚Über die Mojorate anf die Zibeitommilfe 
der in Unferm LKönigreihe angefefjenen 
adelihen Geſchlechter. 
6. 69. Die dermaligen Fideikommiſſe Unferer adelihen 
Samitien find in allen ihren dermaligen vechslichen Wirkung | 
ten aufgehoben, wie fie aud in der Vorausſetzung anderer 
ſtaatsrechtlichen re von Uns Derrih — wor⸗ 
den ſind. ü 


$. 70. Sie nehmen jedoch bie Eigenfchaft eines Mas 


neo, 


nung beigelegten rechtlichen ge an, wen ne es 


a) von Adelichen errichtet: find, Ber *8 
BH) in liegenden Gütern beſtehen, Kae I 
. ©). von Uns ;beftätiget. und‘ immatrikulirt u ; 

: d)- die. Summe von * f. — veiner En 

‚erreichen, und - unr/y R 


— wenn ſich die Beſitzer —— 6 ER von dem, 
Tage der Kundmachung diefer Verordnung, ſchriftlich 
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’ el: Uns mit der Erklarung melden, daß fie twänfchen, 
ihre Fideikommiſſe mögen in ein Majorat übergehen. : 


$. 71. Zur Berichtigung der Verhältniſſe einer. jeden 
gamilie wird eine befondere Kommiſſion von Uns ernannt 
werben. 

$. 79. Die Kegreblentanfprüce werden gan; * 


MWMiünchen den abten July 1806. 


Mar Joſeph. 


Frhr. v. Montgelas, 
Sr. Morawiszky. 
Frhr. v. Hompeſch. 


46. 


Nachtrag zn dem im 20, Hefte unter Nro. 22. abges 
druckten Auffage, die Bevölferung ded Königs 
reichs Würtemberg betreffend, 





J. vorbenanntem Aufſatze hatten wie S. aBı. aus dem 
königlich Würtembergiſchen Staatskalender bemerkt, daß von 
der Beſchaffenheit der Herrſchaft Stetten am kalten Markt, 
fonft nichts geſagt ſey, als daß ſie zum Kreife Rothenburg 
gehöre: Dieſes Stetten iſt ein Pfarrdorf, 2 Stunden ober⸗ 
Halb Ehingen, auf der ſogenannten Kart, Hat aß Einwoh ⸗ 
ae, und. war Sitz eines Obervogteiamte, des gleichnamigen, 
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‚dem vormaligen Neichöftifte Salmannsweil. gehörige, Herr⸗ 
Schaft, zu welcher noch das Pfarrdorf Haufen, zwei Dörfer 
‚und ein Weiter gehören, die mit jenen zufammen eine Bes 
völterung ‘von 1528 Seelen haben. “Die Herrſchaft war 
der Ritterſchaft eimverleibt. Das Erzhaus Oeſterreich prä⸗ 
tendirte jedoch darüber die Landeshoheit. 

Durch den Reichs-Deputationsrezeß von 1803 kam die 
Abtei Salmannsweiler an das Kurhaus Baden. Der das 
malige Markgraf und nunmehriger Großherzog überteug 
diefe Abtei, fo wie jene von Petershaufen, feinen nachgebor⸗ 
nen Prinzen, den Markgrafen Friedrich und Ludwig, welche 
durch die Abtretung des linken Rheinufers mehrere eigens 
thümliche Beſitzungen verloren hatten, dergeftalten, daß fie 
ſolche mit völliger Landeshoheit‘ unter gewiffen dem Kur⸗ 
hauſe vorbehaltenen m als Re befigen 
-follten. 

Welche Beränderung dutch de cwheiniſch⸗ Bundesakte, 
oder die nun erlangte vollkommene Souverainität in Hin⸗ 
ficht diefer Heiden Grafſchaften bewirkt — iſt une nicht 
bekannt. no. wegen, 

Wir finden nur, daß im großherzoglich Badiſchen Ebikte 
Über die Eintheilung des Grofiperzogehums: in Bezirke d.d, 
22. Junius 1807 folgendes bei ber Provinz Oberr hein be⸗ 
merkt iſt »Auch kommen noch hinzu, naͤmlich ats zu Ras 
besherrlichen Bezirken gehörig, von wegen der Herrn Margs 
graven von Baden XV. das Amt Salem (Salemsweiler); 
XVI. Amt: Unter: Eichingen, XVV. DO. 8. Amt Stetten 
am talten Markt; XVII. O. %. Mündnof; XIX, 
Amt Petershanfen; IX. Amt Herdwangen; XXI. V. 
Amt Hilzingen. 

Da Stetten am kalten Markt, Münchhof und: Hilzin⸗ 
gen im ritterſchaftlichen Verbande waren, und dieſe Herr⸗ 
ſchaften im Würtembergiſchen enklamirt ſind, folglich nach 
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der rheiniſchen Bundesakte an Würtemberg zu gehören 
ſcheinen; ſo ſcheint bei den Unterhandlungen zwiſchen dem 
Würtembergiſchen und Badiſchen Hofe über die Theilung 
» der :ritterfchaftlihen Orte auch dieſer Gegenftand zur Spra— 
he gekommen zu ſeyn. Es wurde aber im Dertrage vom 
ı3ten November 1806 nachfolgendes ftipufirt t 
3: 9:9 VII. Megen: den Nitterfchaften: Homburg mit Stah⸗ 
ringen, Stetten am falten Markt, Mainwangen, fo wie we 
‚gen. der, Herrſchaften Münchhof und Hilzingen behalten 
Sich Se. Majeftät der König. von: Würtemberg bevor, 
durch ‚den bereits entamirten minifteriellen Weg Sich mit 
Br künigl. Hoheit dem Großherzog von Baden, wo mög 
Mich, ins Einverftändniß. zu feßen, während der Dauer diefet 
AUnterhandlungen aber, * der bisherige Beſitz ſtand unver 
"ändert bleiben.« . 
Diefe Unterhandfungen fheinen nun am ao. Sunins 
"Bor, mac ‘oben angeführten großherzoglichem Edikte zu 
„mesheifen, noch ‚nicht beandige geweſen, und erſt in der Folge 
‚könnte fie zu Stande gekommen feyn. Das Wie it nicht 
* Gekannt; aber die oben genannten Herrſchaften werden nun 
sm Würtembergiſchen Staatskalender, „ohne Bemerkung, 
wem dieſe Patrimonialherrſchaften gehören, angeführt. Im 
alphabetiſchen Verzeichniß ſämmtlicher Gutsbeſitzer, welches 
dem Staatskalender S. u. u. ft beigefügt ift, findet * 
aber folgende - - . . 
‚Bon Badem: uw | 
Markgraf — — BER — am cauen | 


in Karlsruhe. Markt. 
‚Markgraf Friedrich — Silsingen und — 
in Durlach. 


Und am Schluſſe der bei dem Rothweiler Kreiſe ange 
führten Herrſchaften findet man die auch im ao. ‚Hefte S 
aba. abgedruckte Bemerkung: — 


un 
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»Alle diefe Drte und Herrſchaften ftehen bis zur definis 
tiven Beftimmung ihrer Verhältniffe im Wege der mit 
dem großherzoglich Badifchen Hofe eingeleiteten Diplos 
matiſchen en: unter dem königl. Oberamte 

Stockach.« 

Das im Vertrage vom den November 1806. ange 
führte Mainwarigen gehört zur Kerrfchaft Münchhof. Die 
Gerrſchaft Homburg ‚mit Stahringen gehörte vorhin dem 

Hochſtifte Konſtanz und kam 1803 an Baden. Die oben 
‚mitgetheilte Bemerkung im Wirtembergifhen Staatskalen⸗ 
der beziehe ſich übrigens auch über mehrere Stadt und 
Spital Weberlingifhen und Mainauifhen Niedergerichts 
Ortſchaften, über die Herrſchaft Blumenfeld, und ade 
Sürftendergifche Dörfer, Es ift zu wünfchen, daß ein Sach⸗ 
Lundiger über alles dies Aufihluß gebe. _ 


en 





u — — 





Ueber die Ausübung des Patronatrechts von Seiten 
der Standesherrn und — 
im Großherzogthum Heſſen. — 


Mi — — hi 


Sammtlichen mit einem geiſtlichen Patronatrecht verſehe⸗ 
nen Patrimonialgerichtsherrn der neuen Souverainitätslande 
in der Provinz Heſſen, wird auf höchſten Befehl folgendes 
als Normativ befanut gemadt: *) 


% 





n Bereits unterm 26, September 1808. iſt ſeine ähnliche Verordnung an 
Die Stondesberen erlaſſen worden. Wir werden unter dem Zerte bemerken, 
welhe Punkte in jener Verordnung an die Standesheren enthalten find, 
und welche nicht. w 
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i — Bei dem erſten Wal, "we fie dieſee Recht auszuüben 
gedenken, müſſen ſie die Beweiſe, daß ſie Collatores der 
Pfarreien ihrer Rittergüter geweſen, entweder dem 
groͤßherzoglichen geheimen Staatsminifterium, oder dem 
— —— und Sau zu Gießen 

vorlegen. ) 

) Die Präfentarion bei — muß binnen 3 Wh 

> Yen nach dem’ Tode des Vorfahren und bei Schul 
dienſten binnen 6 Wochen erfolgen. : Nach Ablauf die 
fes Termins ohne Präfentation wird der Souvetain 
den Dienſt für dießmal beſetzen. 

G eo) Der Präfentarus muß, ai m. der Detarato 
ein Inländer ſeyn. | 

8) Der Präfeneatus muß, ei * Inhalt ber 
Deklaration, eine Prüfung bei -den-einfchlagenden lan—⸗ 
desherrlichen Stellen ausgehalten haben, und tüchtig 
befunden worden ſeyn, oder ſich der Prüfung noch uns 
terwerfen, und tüchtig befunden werden. 

e) Der Souverain hat das Recht den Präfentirten, aus j 

n. gegründeten Urſachen nicht anzunehmen. . Der Patron 

bat aber alsdenn von neuem zu präſentiren. 

f) Die Ordination und Vorftellung der Pfarrer und die 
Vorſtellung der Schullehter muß, wie in den alt / Heffis 
fhen Landen, von den Iandesherrlichen Inſpektoren, 
nad) Anleitung der Verordnung vom 11. Juny 1777, 

- und der Inſpektions »Drdnung $5. 13. und 16, geſche⸗ 
hen. **) 

2) Diefer Punkt iR in jener Verordnung nicht berührt. 


”) Die Dunfte db — f. ſteben wörtlich auch im der Verordnung an die 
Gtandesheren; dagegen fehlt der ganze Zuſatz bis zum Schinffe, indem 
dieſes den Standesberen am 20. Zunine ſchon bekannt gemacht worden war. 

w. 
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Zugleih wird ben Patrimoniafgerichtsheren der neuen 
Lande fernerweit befannt gemacht, daß des Großherzog kö⸗ 
niglihe Koheit die in dem unterm 20. Juny bdiefes Jahrs 
eilaffenen Nachtrag zu der über die ſtaatsrechtlichen Vethãlt⸗ 
niſſe der Standesherrn unterm ıflen Auguſt v. J. ergange⸗ 
nen Deklaration den Standesherrn nachgelaſſene Bewilligung, 
die Verwalter derjenigen milden Anſtalten, welche von 
ihnen oder ihren Vorfahren geſtiftet worden, 
ohne Einſchränkung zu ernennen, und ihnen überhaupt bei 
ſo ichen Stiftungen in fo lang freie Hände zu belaſſen, als 
nicht eintretende Mißbräuche die Dazwifchentunft ber landes⸗ 
fürftlichen Oberauffiht erforderlich. machen — auch auf bie 
adeliche ‚Serichtsheren gnädigft auszudehnen geruhet haben. 
Wobei fich jedoch von felbft verſtehet, daß der großherzogl. 
Kirhens und Schulcath der Provinz wegen fothaner milden 
Stiftungen die erforderliche Machrichten - einziehen könne, 
und im Fall dabei Mißbräuche eintreten follten, darüber 
Bericht und Gutachten an das großherzogliche geheime 
Staatsminifterium zu erftatten habe. 

Gießen den 5ten Oktober 1808. 


Sroßherzogl. Heflifche Organiſations / Kommiſſion 
der neuen Souverainitätslande dürſtenthums 
Heſſen. 


von Grolman. — Hermanni. 





Zufag su der im 16, Hefte unter Nro. 15 mitgetheil⸗ 
‚ten Nachricht von den Unterhandlungen des 
Pabſtlichen Abgeſandten zu Stuttgardt. 





r W 

Yıs den in oben angeführten Hefte mitgetheiften Akten⸗ 
ſtücken wird man erfchen haben, 'wie !fehr des Königs von 
Würtemberg Majeftit gewünſcht haben, die gottesdienftlichen 
und hierarchiſchen Verhältniſſe der Katholiken im Königreiche 
Würtemberg mit dem Pabſte zu ordnen; und wie unerwars 
get die bereits -zum Abſchluſſe gediehene Unterhandlungen 
abgebrochen wurden. | 

Wir können nun unfern Leſern die Nachricht ertheilen, 
Baß dieſe Linterhandlungen wieder angeknüpft zu ſeyn fcheis 
nen, benn am ı6ten November ift der geiftlihe Rath und 
Stadtpfarrer, Kerr Keller, von Stuttgarde nah Rom wirt 
lich in dieſer Angelegenheit abgereiſt. Wie man ziemlich 
allgemein verſichert, ift derfelde angewieſen, ſich an den kö⸗ 
niglich Baierifchen Gefchäftsträger anzuſchließen, deffen Uns 
terhandfungen in Rn are ihrem —— nahe 
feyn follen. ' 





I 
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$ er Ag. 


Uebereinkunft den Matrifularanfehlag des Fürſt Pri⸗ 


matiſchen Amtes Eſchau oder — 
betreffend. | 


nz 





As dem im dritten Hefte unter Nro. 50. &. 566. aus⸗ 
zugsmeife mitgetheilten Vertrage zwifchen Sr. Hoheit dem 
Fürſt Primas und Sr. königl. Hoheit dem Großherzoge 
von Heſſen iſt unter a) zu erſehen, daß das auf der rechten 
Mainſeite gelegene Amt Eſchau, welches großherzoglicher 
Seits als Theil der Grafſchaft Erbach in Beſitz genommen 
worden war, künftig unter die Souverainitat des Fürſt 
Primas gehören ſolle. Die Grafſchaft Erbach gehörte zum 
fränkiſchen Kreiſe, und bei der Ausgleichung die Schulden 
ꝛe. zc. dieſes Kreiſes betreffend, mußte alſo der Matrikular⸗ 
anſchlag dieſes Amtes ausgemittelt werden. 
Ueber dieſen Gegenſtand it nun nachfolgender Vertrag 
abgeſchloſſen worden. 
Machdem bei Theilung ‚der —— fränkiſchen Kreis, 
fchuld die genaue Beſtimmung der Matrikel ‚ober, des Theis, 
tens eine wefentliche Erfoderniß if, über , ben Matrikulars 


anſatz des Fürft Primatifchen Amtes Eſchau oder Wilden⸗ 


ſtein aber ſich bisher noch einige Differenz zeigte; ſo wurde 
zu deren Beilegung dahin zur definitiven Berichtigung des 
vorgedachten Matrikularanſatzes von dem unterzeichneten Der 
vollmächtigten der betheiligten- Fürſt Primatifchen und großs 
derzoglich Heſſiſchen Höfe folgende Uebereinkunft mit Vor⸗ 
behalt höchſter Genehmigung abgeſchloſſen: 

) Die Matrikel für das Fürſt Primatiſche Amt —* 
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oder Wildenſtein ift Bei Theilung der fränkiſchen Kreisſchuld 
in Rückſicht der Kreisgläubiger und Diener, gleichwie alles 
— was hiemit in Verbindung ſteht auf die Summe 

9— von ſechs Gulden dreißig Kreuzer 
als verhäftnißmäßige Beitragsnorm beftimmt. 

2) Nah demfelben ganz gleichen Maafiftabe werden 
auch der Antheil des eben erwähnten Fürft Primatifchen 
Amtes an den bei dem Comite der Auseinanderfeßung der 
fränfifchen Kreisangelegenheiten angebrachten Eebachiſchen 
Forderungen für super erogatoriſche Kriegsleiſtungen und die 
dafür zu erhaltende Vergütungsſumme beſtimmt. 

5) Eben fo werden auch die verhältnißmäßigen Beiträs 
ge zum künftigen Unterhalt der vormals Gräflich fräntifchen 
Kolfegialdiener und der Antheil fowohl an den Aktiven als 
Paſſiven der ehehin fränkiſchen Kollegialkaffe bet definitiver 

Berichtigung biefer Angelegenheit nad erwähntem Anfag 
unter. den beiden höchſten Höfen feſtgeſetzt 

4) Auf erfolgte höchſte Genehmigungen geſchieht von 
dem unterzeichneten Bevollmächtigten die Anzeige gegenwär⸗ 
tiger Uebereinkunft bei dem Comité zum Behuf der definis 
tiven Matrikufarbeftimmung. 

Deſſen zur Urkunde iſt diefe Uebereinkunft nach ihrer 
Boppelten Ausfertigung von den beiderfeitigen Bevollmächtig⸗ 
gen unterzeichnet und beflegelt worden. | 

„So geſchehen Nürnberg ben 15. Junius 160b.« 


Hepp, — Freih. von Türkheim, 

Fürſt Primatiſcher Bevoll⸗ großherzoglich Heſſiſcher Bevoll⸗ 
mächtigter maächtigter. 
(US) (L.$.) 





Die beiderfeitigen höchften Ratififationen. find hierauf 
erfolgt. 





#57. 
50. 
gdeitere Nachricht von der Einführung des cod⸗ 
Napoleon im Großherzogthum Heſſen. 





S. königl. Hoheit der Großherzog von Heſſen hat an die, 
beiden Profefforen Dr. Grollmann und Dr. Jaup zu Gießen 
nachſtehendes höchſtes Reſtript erlaſſen: 

Ludwig ı. ꝛc. ' 
“2 Nachdem Wir in gnädigftem Vertrauen auf Eure vor⸗ 
zgliglihe Rechtötenntniffe, Eure Vorſchläge "über die Art der 
Einführung des‘ Code Napoleon und die nad Staates und 
bisherigen Nechtsverfaffung erfoderlihe Modififationen zw‘ 
vernehmen fiir gut gefunden; fo habt Ihr diefen wichtigen 
Segenftand in reifliche Erwägung zu ziehen und demnächſt 
Euer Gutachten am Linfer geheimes Meinifterium zu ers 
flatten. 

Darmftade am ıften Oktober 1808. 


Aus höchſtem Spezial: Auftrag. 


— Heſſiſches geheimes Miniſterium 
Lichtenberg. 


4 


Btreder. 
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Nachtrag zu der oben unter Nro. 35 abgedruckten 
Abhandluns. | 





Nie hier bemerkte Abhandlung war bereits abgedrudt, abs 
der Herr Verfaffer den Herausgeber erfuchte, derſelben noch 
nadhftehenden Nachtrag beizufügen, Wir laffen ſolchen da⸗ 
Her Hier noch abdruden. J WM. 





Bei Regulirung des Heimfalls der Fideikommiſſe kann 
der Grundſatz: institutus magis dilectus praesumitur, 
quam suhstitutus, keine weitere Anwendung finden, als 
wir ihm bereits eingeräumt haben. Der Stifter ſelbſt hat 
ja dieſes hlos dem Zufall überlaſſen — ‚und wirklich 
überlaſſen. 

Wenn der Stifter in dieſem Punkt die größere Vor⸗ 
liebe für den inftituirren Stamm hätte beweifen wollen, ſo 
Hätte er die Worforge treffen müſſen, daß, bei dem Ausfters 
ben des Hauptſtamms, ein Theil des BODEN dem. 
Lestlebenden zufalle. — 

Ohnedieß würde ed an allem Maaßſtab zur —— 
ven Vorzugsproportion der Inſtituirten vor den Subſtituir⸗ 
ten fehlen, — und willkührliche Beſtimmungen ſollte 
auch ſelbſt die Geſetzgebung, — meiner Meinung un 
nicht treffen dürfen. 

Das Recht des Heimfalls, tft ein Recht, — blos 
vom Zufall abhängt, und der Geſetzgeber wird dieſes Recht, 
wenn nun Einmal der Zufall eingetreten iſt, nicht weiter be⸗ 
ſchränken dürfen. Es iſt einertei, ob die Caducität, durch 
natürliche Exſtirpation, oder — das Geſetz herbeigeführt 
weird. 





— 


Inhalt des achten Bandes. 
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